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„Die Erfahrung hat mich gelehrt, daß 
es auf allen Seiten ehrliche Leute giebt 
und daß keiner Partei das Recht zusteht, 
das Monopol der Tugend und des Patrio- 
tismus für sich in Ansprach zu nehmen. 41 

H. Wagener, Erlebtes. 
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VORWORT. 

— \9oi 

Es gibt bereits Sammlungen deutscher Parteipro- 
gramme, aber keine von ihnen bietet das, was ich im 
folgenden bieten will, noch entsprechen sie alle zusammen- 
genommen dem Zwecke, den ich verfolge. Diejenigen, 
welche bisher Sammlungen herausgaben, standen im Dienste 
von Partei- oder Tagesinteressen oder zogen das ein- 
schlägige Material als Beleg zu parteipolitischen und partei- 
geschichtlichen Darstellungen heran; daher weisen diese 
Sammlungen Mängel auf. Sie sind unvollständig und 
einseitig, unübersichtlich und unsystematisch geordnet. 
Eine 1894 erschienene nützliche Publikation von Partei- 
programmen 1 ) und eine 1900 erschienene Publikation der 
programmatischen Kundgebungen der Centrumspartei 2 ) 
sind überhaupt nicht für den allgemeinen Gebrauch be- 
stimmt worden, sondern nur für einen beschränkten Kreis 
gedruckt; sie sind im Buchhandel nicht vorhanden und 
nur auf wenigen öffentlichen Bibliotheken zu finden. Die 
vorliegenden Bändchen — der Quellensammlung zur deut- 
schen Geschichte eingereiht — stellen sich in den Dienst 
des Universitätsunterrichts und wollen die Kenntnis der 
Zeitgeschichte fördern helfen; ich habe sie unter den 
Gesichtspunkten des Historikers zusammengestellt. Mir 
kommt es darauf an, einen Oberblick über die Entwickelung 
unserer politischen Parteien zu verschaffen. Meinem 
Zwecke zu entsprechen habe ich auf eine gewisse Voll- 
ständigkeit des Materials Wert gelegt, und auf syste- 
matische Gliederung und Übersichtlichkeit; ich weiß es 
indessen selbst am besten, daß manches zu wünschen 
übrig bleibt. Allerdings muß ich auch zu berücksichtigen 
bitten, daß ich räumlich stark beschränkt war, die Bänd- 
chen durften, um handlich und leicht beschaffbar zu bleiben, 

" : , ... * 

1) Deutsche Parteiprogramme. 1894. Verlag von Putt- 
kammer & Mühlbrecht. Der Herausgeber ist nicht genannt. 
Das von mir benutzte Exemplar verdanke ich der Bibliothek 
des preußischen Abgeordnetenhauses. 

2) Die Centrumsfraktionen an der Jahrhundertwende. 
Herausgegeben von den Centrumsfraktionen des deutschen 
Reichstags und des preußischen Abgeordnetenhauses. Berlin 
1900. Das von mir benutzte Exemplar verdanke ich der Biblio- 
thek des Reichsgerichts. 
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keinesfalls umfangreicher werden. Bei einer neuen Auf- 
lage werde ich auf Ergänzungen bedacht sein und kritische 
Hinweise dankbar verwerten. Um Raum zu ersparen, 
habe ich die Unterschriften unter den Programmen fort- 
gelassen und fast ganz auf Anmerkungen verzichtet ; dafür 
bringe ich im Anhange ein Verzeichnis der Parteilitteratur; 
es bietet Quellen, aus denen die parteigeschichtlichen Tat- 
sachen und Daten zu entnehmen sind und kann von den- 
jenigen, welche selbständig weiterarbeiten wollen, als Unter- 
lage verwandt werden. Das erste Bändchen führt bis 
1871; das zweite bis 1900. Die Weiterführung behalte 
ich mir vor; wer gleichzeitig die bei den letzten Wahlen 
erfolgten Kundgebungen sich vergegenwärtigen will, dem 
empfehle ich eine jüngst veranstaltete brauchbare Zu- 
sammenstellung. 1 ) 

Mein Studiengang hat mich auf den Plan zu dieser 
Sammlung gebracht; meine Tätigkeit auf dem Gebiet der 
englischen Geschichte hat mein Interesse auf das deutsche 
Parteiwesen gelenkt. Meine Forschungen verwertete ich 
in Vorlesungen an hiesiger Universität über „Politische 
Parteien"; anschließende Übungen zur Einführung in das 
Studium des deutschen Parteiwesens belehrten mich, daß 
in den programmatischen Kundgebungen der Parteien ein 
wertvolles und viel zu wenig bekanntes Material allgemein 
nutzbar gemacht werden könnte. Es liegt mir fern, mich in 
den Dienst einer politischen Tendenz zu stellen, aber ich bin 
allerdings der Meinung, das Studium dieses Stoffes kann 
über stoffliche Belehrung und methodische Schulung hinaus- 
führen. Der Unterricht hier kann eine Brücke ins prak- 
tische Leben schlagen; er kann zu sachlicher Würdigung 
politischer Gegner anleiten ; er kann den Blick für die Be- 
dingtheit, die Mannigfaltigkeit, die in der Natur der Dinge 
liegende Gegensätzlichkeit der politischen Bedürfnisse und 
Interessen in unserem Vaterlande schärfen : er kann politische 
Voreingenommenheit und Unduldsamkeit bekämpfen durch 
Anleitung zu politischer Bildung. Unserer politisch ange- 
regten studierenden Jugend widme ich diese Bändchen zur 
Pflege geschichtlichen Sinnes auf dem Wege zu ihrer 
politischen Bildung. 

Leipzig, im Mai 1907. Felix Salomon. 

1) Wahlaufrufe und Wahlkundgebungen zur Reichstags- 
wahl 1907. Buchhandlung der nationalliberalen Partei. Berlin, 
Schellingstr. 9. 
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L Aus den letzten Zeiten 
des deutschen Bundes. 1844 — 1848. 



A. Programmatische Kundgebungen 
auf wirtschafts- und sozialpolitischem Gebiet aus der 
Mitte des preußischen Bürger- und Beamtentums. 

1. Aufruf 

zur Bildung eines Preußischen Central -Industrie -Vereins* 

Aus: Königlich privilegirte Berlinische Zeitung. (Vossische 
Zeitung.) No. 236 vom Dienstag den 8. Oktober 1844. 

Berlin. Wichtige Wahrheiten der politischen National- 
ökonomie erkennen im Ackerbau das erste, in einem ge- 
sunden Merkantilsystem anschliesslich der Industrie und 
Gewerbe das andere Element eines blühenden National- 
wohlstandes und einer ächten Staatskraft. Diesem gegen- 
über ist aber in den öffentlichen Organen der neueren 
Zeit häufiger angeregt und bemerkt worden, dass in andern 
grossen Staaten, mitten unter den allgemeinen rein poli- 
tischen und völkerrechtlichen Diskussionen der Kammern 
und Parlamente die materiellen Nationalinteressen weniger 
übersehen würden, als bei uns der Fall sei. Vielmehr 
würden dort die öffentlichen Verkehrsverhältnisse mit und 
in den verschiedenen Staaten Europas, ja selbst in den 
anderen Welttheilen der ernstesten Beachtung und Erörte- 
rung unterzogen. Es wäre desshalb um so wünschens- 
werther, auch bei uns diesem Beispiele allgemein nach- 
geahmt zu sehen, als die Provinziallandtage bereits mit 
löblichem Eifer vorangegangen wären, und nicht bloss die 
Hauptfragen der nationalen Interessen erörtert, sondern 
auch die daraus gewonnenen Ueberzeugungen hinsichtlich 

Salomon, Parteiprogramme. I. 1 
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2 I. Aus den letzten Zeiten des deutschen Bundes. 

der praktischen Nothwendigkeit eines erweiterten Schutzes 
für Handel und Gewerbe unbefangen zur Kenntniss Sr. Maj. 
des Königs gebracht hätten. 

In wie weit jene Vorwürfe und Anklagen früher Grund 
gehabt haben oder nicht, mag dahingestellt bleiben. Wenn 
aber die Regierung so eben durch die neugeschaffenen 
Institutionen des Handelsraths und des Handelsamts ihrer- 
seits das Interesse am materiellen Fortschritt thatsächlich 
bekundet hat, so erscheint es gegenwärtig um so mehr 
als eine patriotische Pflicht des Publikums selbst und zu- 
nächst wieder der sachkundigen, der landwirtschaftlichen, 
kaufmännischen und industriellen Corporationen , wie der 
einzelnen Notabilitäten , endlich Selbstbetheiligung an die 
Stelle des Laissez aller treten zu lassen. Es dürfte in 
dieser Beziehung die diesjährige Gewerbe-Ausstellung in 
Berlin die günstigste Veranlassung bieten, diejenigen Mittel 
hervorzurufen, welche sich zum dauernden Segen der 
Industrie in allen ihren Zweigen gestalten würden. Was 
nämlich vorherrschend bei uns Noth tut, ist eine offene 
und sachverständige Darlegung unserer Zustände und 
nicht bloss im Allgemeinen, sondern auch im Verhältniss der 
einzelnen Provinzen. Denn nur hieran können sich die 
praktischen Wege zur Aufhilfe des Gewerbstandes und 
zur dauernden Sicherheit aller anderen damit verbundenen 
Landesinteressen aus dem Gesichtspunkt aktiver Handels- 
freiheit (so weit solche neben dem Prinzip des notwendigen 
Schutzes gegen das Ausland besteht) knüpfen lassen. Es 
müssen sich daraus weiter die Mittel positiver Förderung 
der Freiheit im Innern wie im internationalen Verkehr, als 
einer der Hauptquellen des Wohlstandes überhaupt, er- 
geben. Es wird endlich das Medium geboten, um alle die 
prinzipalen Ueberzeugungen, welche jetzt die Staatsgesell- 
schaft widerstreitend oder sich aufhebend durchdringen 
zum klaren Bewusstsein und dadurch zu einer allgemeinen 
Versöhnung zu bringen. 

Um nun diese wichtigen Lebens- und Zeitaufgaben 
durch eine solche Selbstbeteiligung des sachverständigen 
Publikums lösen zu helfen, will uns die Bildung eines 
Preussischen Centrai-Industrie-Vereins als der ge- 
eignetste Weg erscheinen, indem sich nämlich in ihm alle 
geistigen und technischen Elemente der betheiligten und 
zu vertretenden Einzel- oder Gesammtinteressen zu ihrer 
gemeinsamen Belebung verschmelzen müssten. 
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A. Programmatische Kundgebungen. 1844. 3 

Bei richtiger Würdigung der Wichtigkeit und Wirk- 
samkeit eines solchen Centraivereins, dem sich hiemächst 
alle anderen Einzelvereine anzuschliessen hätten oder eigent- 
lich wie z. B. der Gewerbeverein von Preussen in ihm 
aufzunehmen wären, ist der günstigste Gesammteinfluss auf 
das Gesammtwohl des Landes sicher vorauszusetzen. Es 
würde das Hauptaugenmerk dahin gerichtet bleiben müssen, 
der legislativen Wirksamkeit mit Sachkenntniss und Um- 
sicht vorzuarbeiten und solche auch fernerhin so aus- und 
fortzubilden, wie es die Zeitverhältnisse, die öffentlichen 
Bedürfnisse und die fortschreitende Entwicklung einer 
weisen Staats- und Handelspolitik für den innern und 
äussern Verkehr bedingen. Was die einzelnen Aufgaben 
an sich anbetrifft, die zu erfüllen sein würden, so müssen 
sich diese aus den praktischen Notwendigkeiten von selbst 
ergeben und sind, ohne Vorbestimmungen, lediglich den Be- 
ratungen und Beschlussnahmen der Generalversammlungen 
zu überlassen. Nur das be Vorworten wir im wahren 
Interesse der Sache, dass keinerlei Zersplitterung in der 
Repräsentation aller Zweige der Nationalökonomie wie 
ihrer Gesammtkraft eintreten darf, sondern eine aufrichtige 
und innige Vereinigung vorherrschen muss, damit die Ein- 
heit sowohl im Prinzip, wie in seinen Ausflüssen bewahrt 
und befestigt bleibe. 

Damit man vor dem, was wir hiermit anregen, nicht 
als etwas Unausführbarem oder überaus Schwierigem 
zurückschrecke, erinnern wir daran, dass solche Centrai- 
vereine für die Förderung und Sicherung der industriellen 
Landesinteressen bereits mannigfach in Deutschland be- 
stehen, so z. B. in Oesterreich, Sachsen, Baden u. s. w. 

In Sachsen und Oesterreich haben diese Centrai-Industrie- 
Vereine eine staatliche Wichtigkeit dadurch erlangt, dass 
die Regierungen sich derselben als Organe bedienen und 
in besonders wichtigen Fällen deren sachkundiges Gut- 
achten einholen, ihnen auch von Staatswegen Zuschüsse 
zur Erfüllung der Vereinszwecke bewilligt haben. Die von 
diesen Centraivereinen bisher veröffentlichten Verhand- 
lungen bezeugen auf eine schlagende Weise, .wie wohlthätig 
erstere für das Gesammtinteresse ihres Landes wirkten. 
Es würde also eine Nachbildung bei uns um so geratener 
sein, als ja das Handelsamt bereits verfassungsmässig darauf 
angewiesen ist, die Quellen seiner Wissenschaft aus dem 
sachkundigen Publikum zu schöpfen. Man könnte den 

1* 
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4 I. Aus den letzten Zeiten des deutschen Bundes. 

Centraiverein geradezu als einen integrirenden Bestand- 
teil der neuen Institution ansehen, wobei es in der Gesetz- 
gebung nur darauf ankommen würde, das gegenseitige 
Verhältniss zu ordnen und an bestimmte Nöthigungen zu 
knüpfen. Es mag noch hinzugefügt werden, dass man in 
Belgien, dem Lande der tatkräftigsten und spekulativsten 
Industrie, sogar zu dem besondern Zwecke Ausschüsse 
gebildet hat, den arbeitlosen und darum verarmten Ein- 
wohnern von Stadt und Land die nöthige Beschäftigung zu 
verschaffen. Dies würde freilich für unsere Residenz un- 
erheblicher sein, da, wie wir lesen, erst jüngst ein 
städtischer Bescheid ergangen wäre, wonach solche frei- 
willige Beschäftigungsinstitute hierselbst glücklicherweise 
zu den überflüssigen Dingen gehören sollen. Dagegen 
scheint das Bedürfniss in den Provinzen erheblich genug 
zu sein, und wenn sich für Letztere unter Leitung eines 
Centrums ähnliche Lokalausschüsse bildeten, so dass sämmt- 
liche Vereine in Rath und That eine Einheit ausmachten, so 
dürften sich für das Staatswohl Erfolge erzielen lassen, 
die man auf anderen Wegen in der jüngsten Zeit ver- 
gebens zu erreichen gesucht hat. 

Wenn der Staat als Regierungseinheit der Schirmvogt 
aller ist, welcher als solcher auch zu sichern und zu 
fördern hat, was dem öffentlichen Nationalleben zu einer 
immer vollkommeneren Selbstentfaltung dienen kann und 
soll, so macht die Nation mit Recht Anspruch auf die 
Einsicht ihrer Vertreter und die Weisheit derjenigen In- 
stitutionen, durch welche ihre Interessen wahrzunehmen 
und die praktischen Notwendigkeiten reformirter Zustände 
zur Kenntniss des Staatsoberhauptes zu bringen sind. Was 
nun insbesondere die freie Entwickelung des Handels, der 
Industrie und der Gewerbe angeht, so müssen alle Be- 
strebungen, sie zu fördern, heute dahin gerichtet sein, 
nicht nur nach aussen zu wirken, sondern auch nach innen 
die nachtheiligen Einflüsse von Staatsmonopolen, von et- 
waigen unpraktischen Gesetzen und administrativen Mass- 
regeln hinwegzuräumen. Unwidersprechlich aber bleibt es, 
dass eine solche Wirksamkeit erfolgreicher bei den Vereinen 
aus den Einsichtsvollsten und Sachkundigsten im Volke 
gebildet, ihren Anfang nimmt, als bei den hochstehenden 
Staatsbehörden, die, ohne praktische Anschauung, die nach- 
theiligen Wirkungen verkehrter Administrationsgrundsätze 
selten anerkennen können. 



Digitized by Google 



A. Programmatische Kundgebungen. 1844. 5 



2. Aufruf zur Bildung eines „Vereins für das Wohl 
der Hand- und Fabrikarbeiter". Berlin, 7. Oktober 1844. 

Bei der Festfeier am Schluß der Berliner Gewerbeaussteilung 
am 8. Oktober 1844 wurde dieser Aufruf verteilt und demnach 
in der Presse publiziert. Die Kölnische Zeitung druckte ihn 

am 13. Oktober (No. 287) ab. 

1. Die Verbesserung des sittlichen und wirtschaft- 
lichen Zustandes der Fabrikarbeiter ist eine dringende und 
sehr wichtige Aufgabe unserer Zeit. 

2. Dem gemäss ist während der Dauer der hiesigen 
Gewerbeausstellung ein Verein zusammengetreten, dessen 
Bestreben dahin gehen wird, für den gedachten Zweck 
anregend und fördernd zunächst für Preussen zu wirken 
(No. 11) vgl. S. 7 unten. 

3. In der Ueberzeugung, dass die Aufgabe wesentlich 
nur durch selbständige Lokalvereine in einer diese Selb- 
ständigkeit nicht beeinträchtigenden Verbindung mit Pro- 
vinzialvereinen und einem Centraivereine gelöst werden 
kann, wird der hier zusammengetretene Centraiverein da- 
hin wirken, daß a) in jeder Provinz oder in jedem Re- 
gierungsbezirk ein Provinzial- oder Bezirksverein sich 
bildet, b) für einzelne Orte oder Distrikte Lokalvereine 
überall ins Leben treten, auch c) an diesen Vereinen die 
Hand- und Fabrikarbeiter möglichst Theil nehmen und bei 
deren Verwaltung thätig mitwirken. 

4. Die Aufgabe eines jeden Lokalvereins wird es 
sein, in dem Bezirke, für welchen er errichtet worden, 
den sittlichen und wirtschaftlichen Zustand der Hand- und 
Fabrikarbeiter durch alle Mittel zu befördern, welche sich 
bereits praktisch bewährt haben oder in der Folge be- 
währen werden, und nach den örtlichen Verhältnissen an- 
wendbar und zulässig erscheinen. Jeder Lokalverein wird 
in dieser Beziehung, so wie hinsichtlich seiner Einrichtung 
völlig selbständig handeln, die nachstehenden Punkte werden 
jedoch zur Berücksichtigung empfohlen: a) die Errichtung 
von Spar- und Prämiencassen , welche für die Einlagen 
der zuzulassenden Personen möglichst hohe Zinsen und 
außerdem, wenn die Einlagen eine gewisse Summe erreicht 
haben, angemessene, die Sparsamkeit belohnende Prämien 
gewähren; b) die Bildung von Kranken- und Sterbeladen, 
Unterstützungs- und Pensionskassen ; c) die Anlegung von 
Schulen für die Fortbildung der in den Fabriken be- 
schäftigten Kinder und von Bewahranstalten für die Kinder 



Digitized by Google 



6 



I. Aus den letzten Zeiten des deutschen Bundes 



der Fabrikarbeiter; d) die Verbreitung gemeinnütziger 
Kenntnisse durch Schriften und mündlichen Vortrag, ins- 
besondere seitens der Vereinsglieder; e) die thätige Mit- 
wirkung auch solcher Fabrik- und Handarbeiter, welche 
nicht Mitglieder des Vereins sind, bei Verwaltung der 
Institute desselben. 

5. Jeder Lokalverein wird dahin zu streben haben, 
daß die zu den obengedachten Zwecken erforderlichen 
Geldmittel .theils durch Beiträge der Fabrikarbeiter und 
andern Mitglieder des Vereins, theils durch freiwillige 
Untersttitzungen aus den Mitteln der Gemeinden und 
Stiftungen aufgebracht werden. Soweit dies nicht möglich 
ist, werden die Provinzialvereine und der Centraiverein 
zu den für notwendig oder nützlich zu achtenden Ein- 
richtungen nach ihren Kräften die fehlenden Geldmittel 
bereitwillig gewähren. 

6. Um die Benutzung der Gelder, welche in die Spar- 
kassen fliessen, zu einem dem Zwecke derselben ent- 
sprechenden Betrage möglich zu machen, wird der Centrai- 
verein dahin zu wirken suchen, dass in jeder Provinz eine 
Provinzialkasse errichtet wird, welche durch die Anlegung 
der ihr anvertrauten Gelder einen den gewöhnlichen Zins- 
fuss übersteigenden Ertrag zu erzielen vermag, und zu- 
gleich für die Sicherheit der anvertrauten Summe aus- 
reichende Garantie gewährt. So lange keine solche 
Provinzialkasse besteht, werden die sub 5. bezeichneten 
Mittel mit dazu dienen müssen, für die Sparkassen-Einlagen 
angemessene Zinsen und Prämien zu gewähren. Ins- 
besondere werden die Provinzialvereine und der Centrai- 
verein die Lokalvereine hiebei nach Kräften zu unterstützen 
haben. 

7. Die Aufgabe eines jeden Provinzialvereins wird 
es sein, für die Bildung von Lokalvereinen anregend und 
fördernd zu wirken, denselben auf Verlangen mit Rath und 
That nach Kräften entgegenzukommen und ihre Verbindung 
mit dem Centraiverein zu vermitteln. Die Mitgliedschaft 
wird von einem Beitrage abhängig zu machen sein, dessen 
Feststellung den Provinzialvereinen überlassen bleibt, der 
jedoch, um eine möglichst ausgedehnte Theilnahme hervor- 
zurufen, nicht zu hoch, etwa auf mindestens einen Thaler 
jährlich, festzustellen sein wird. 

8. Der Centraiverein wird, ohne die Selbständigkeit 
der Local- und Provinzialvereine irgendwie zu beein- 
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trächtigen, nach allen Seiten hin anregend und fördernd 
wirken, den Pro vinzial vereinen und durch Vermittelung der- 
selben den Lokalvereinen mit Rath und That nach Kräften 
entgegen kommen, und über seine Wirksamkeit, so wie 
über die der Lokal- und Provinzialvereine, ingleichen über 
die gesammten Erfahrungen, so weit ihm die erforderlichen 
Nachrichten zugehen, von Zeit zu Zeit öffentliche Rechen- 
schaft geben. Die Mitgliedschaft des Centraivereins wird 
von einem jährlichen Beitrage von mindestens 4 Thalern 
abhängig gemacht. 

9. Da es von hohem Interesse ist, daß die Erfahrungen 
jedes Local- und Pro vinzial Vereins Gemeingut werden und 
zu lebendiger Wechselwirkung und Nacheiferung anregen, 
so werden die Lokalvereine zur Mitteilung ihrer Statuten, 
der Erfolge ihrer Thätigkeit und der gesammelten Erfah- 
rungen an die Provinzialvereine, und diese zur Beförderung 
dieser Mittheilungen und der ihrerseits erzielten Erfolge 
und gemachten Erfahrungen an den Centraiverein sich ge- 
drungen fühlen. Letzterer wird dadurch in den Stand 
gesetzt werden, nicht nur von dem ganzen Wirken der 
Vereine eine ausreichende Uebersicht zu gewinnen, sondern 
auch seine Veröffentlichungen vollständig und wahrhaft 
fruchtbringend zu machen. Jedem Mitgliede des Centrai- 
vereins, so wie jedem Vereine werden diese Veröffent- 
lichungen in einem Abdruck unentgeltlich mitgetheilt werden. 

10. Mit Zuversicht läßt sich erwarten, daß der wohl- 
thätige Zweck die vielseitigste Anerkennung und Theilnahme 
finden wird und dass die Mittel der Vereine, insbesondere . 
auch der Provinzialvereine und des Centraivereins, nicht 
nur durch laufende Beiträge, sondern auch durch Ver- 
mächtnisse und Schenkungen nach und nach bedeutend 
anwachsen werden. Die Förderung grossartiger und durch- 
greifender Einrichtungen, z. B. die Anlegung gesunder 
Wohngebäude für die Hand- und Fabrikarbeiter, Erwerbung 
von Ländereien zur billigen Ueberlassung an dieselben, Er- 
richtung von Gewerbeschulen etc. bleiben alsdann vor- 
behalten. 

11. Da, wie in Preussen, so auch in allen andern 
deutschen Staaten, die Beförderung des sittlichen und wirt- 
schaftlichen Wohles der Hand- und Fabrikarbeiter zu den 
wichtigsten Aufgaben der Zeit gehört, so wird sich der 
Centraiverein mit Männern aus allen deutschen Staaten in 
Verbindung setzen und dahin wirken, daß überall ähnliche 
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Vereine, wie in Preussen, entstehen und sich mit ihm zu 
einem brüderlichen Zusammenwirken vereinigen. Er wird 
ferner dahin wirken, dass mit den Gewerbeaussteilungen 
der deutschen Zollvereinsstaaten Generalversammlungen 
sämmtlicher Centraivereine Deutschlands verbunden und in 
denselben die Erfahrungen ausgetauscht, so wie über die 
Fortbildung des ganzen Instituts Beratungen gepflogen 
werden. 

Es folgen 22 Unterschriften. Namen von 
Industriellen und Beamten. 

3. Erste Bekanntmachung des Comites des Central Vereins 
für das Wohl der arbeitenden Klassen. Berlin, 29. Oktober 

1844. 

Abgedruckt in der Kölnischen Zeitung vom 3. November 1844 

(No. 308). 

Einige Worte über den Zweck und die künftige Wirk- 
samkeit der Vereine für das Wohl der arbeitenden Klassen. 

Die öffentlichen Blätter haben bereits mitgeteilt, dass 
und wie sich während der hiesigen Gewerbeaussteilung 
und als Frucht derselben ein Centraiverein für das Wohl 
der arbeitenden Klassen gebildet hat. Das Statut des 
Vereines, dessen Grundzüge die öffentlichen Blätter gleich- 
falls bereits mitgetheilt haben, ist am 16. Oktober in einer 
Generalversammlung angenommen und das unterzeichnete 
Comit6 ermächtigt worden, die Bestätigung des Statuts 
nachzusuchen, so wie zu allen jetzt schon erforderlich 
scheinenden Massregeln die nöthigen Schritte zu thun. Das 
Comit6 hält sich demnach auch befugt, über die Zwecke 
und künftige Wirksamkeit des Centraivereins, so wie der 
noch zu bildenden Provinzial-, Bezirks- und Localvereine, 
einige Worte öffentlich auszusprechen, um dadurch eine 
möglichst lebendige und weit verbreitete Theilnahme an 
dem grossen Werke zu erwecken. 

Die Verbesserung des sittlichen und wirtschaftlichen 
Zustandes der arbeitenden Klassen ist unbestritten eine 
dringende und hochwichtige Aufgabe unserer Zeit. Die 
Lösung dieser Aufgabe wird, nach der Stellung der dabei 
Betheiligten, auf verschiedenen Wegen und durch ver- 
schiedene Mittel erfolgen müssen, und um so sicherer ge- 
lingen, je sachgemässer seitens der verschiedenen Be- 
theiligten die Mittel gewählt werden und je mehr dieselben 
einander unterstützen. 



Digitized by Google 



A. Programmatische Kundgebungen. 1844. 9 



Der Centraiverein für das Wohl der arbeitenden 
Klassen hat sich nun die besondere Aufgabe gestellt, dahin 
zu wirken, dass durch die Kraft des moralischen Einflusses 
und die zur Förderung desselben zu treffenden Ein- 
richtungen, unter thätiger Mitwirkung der arbeitenden 
Klassen selbst, der sittliche und wirtschaftliche Zustand 
derselbe allmählich gehoben und ein auf Wohlwollen ge- 
gründeter unzerstörbarer Bund zwischen ihnen und den 
andern Klassen der Gesellschaft mehr und mehr befestigt 
werde. Eine befriedigende Lösung dieser Aufgabe ist 
nur möglich, wenn recht viele Kräfte in demselben Geiste 
zusammenwirken, wenn insbesondere für jede Provinz oder 
jeden Regierungsbezirk ein Provinzial- oder Bezirksverein 
sich bildet und sodann überall Lokal vereine entstehen, 
welche in unmittelbarem Verkehr mit den arbeitenden 
Klassen für das Wohl derselben thätig sind. Der Centrai- 
verein hat daher dahin zu wirken, dass die Provinzial- oder 
Bezirks- und Lokalvereine erstens sich rasch und lebens- 
kräftig bilden, zweitens in einem die Kraft des moralischen 
Einflusses und das Wohl der arbeitenden Klassen wahr- 
haft fördernden Geiste an das Werk gehen und drittens 
in diesem Geiste überall die zweckdienlichsten Einrichtungen 
treffen. Die Selbständigkeit der Provinzial- oder Bezirks- 
und Lokal vereine soll dabei in keiner Hinsicht beeinträchtigt 
werden. Von dem entgegenkommenden Vertrauen der- 
selben ist daher die Wirksamkeit des Centraivereins wesent- 
lich abhängig. Das Vertrauen wird ihm aber nicht fehlen, 
wenn aus allen Klassen der Gesellschaft recht viele Mit- 
glieder gewonnen werden, jedes Mitglied mit lebendigem 
Eifer für den Verein wirkt und die Geldmittel desselben 
dergestalt anwachsen, daß er die einer Beihilfe bedürfenden 
Localvereine bei den für nützlich zu achtenden Einrichtungen 
auf das kräftigste unterstützen kann. 

Der öffentlich bekannt gemachte Aufruf vom 7. Ok- 
tober er. bezeichnet als Aufgabe jedes Lokalvereins . . 

Zuvörderst darf nicht tibersehen werden, daß die eben 
gedachten Einrichtungen von einer Armenpflege oder 
Almosen Verteilung, welche die Not nur vorübergehend 
lindern, die Hebung der arbeitenden Klasse aber niemals 
herbeiführen kann, schon dadurch in ihrem ganzen Grunde 
verschieden sind, daß die thätige Mitwirkung der Arbeiter 
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dabei wesentlich in Anspruch genommen wird. Sodann 
würde man den Zweck der Lokalvereine durchaus ver- 
kennen, wenn man jene Einrichtungen als den eigentlichen 
Kern ihrer Wirksamkeit betrachten wollte. Dieser liegt 
in der Kraft des moralischen Einflusses und seiner stillen, 
von selbst kommenden, durch keine Bestimmung eines 
Statuts auszudrückenden Folgen, welche sich nicht bloss 
bei den arbeitenden Klassen, sondern auch nach andern 
Seiten hin äußern werden. Manche Missstände werden in- 
folge jenes Einflusses geräuschlos verschwinden, manche 
wohlthätige Bestrebungen aus demselben hervorgehen und 
überhaupt wohlwollende Gesinnungen durch denselben 
immer allgemeiner verbreitet werden. Der moralische 
Einfluss bedarf aber einer materiellen Grundlage, und als 
solche bieten sich die vorbezeichneten Einrichtungen dar. 
Das höchste Ziel würde erreicht sein, wenn dieselben 
überall gleichzeitig ins Leben gerufen werden könnten. 
Die Erfahrung lehrt indessen, dass die bedeutendsten Mittel 
durch Zersplitterung unwirksam werden und selbst einen 
schädlichen Erfolg haben können. Jeder Lokal verein, 
dessen Geldmittel die gleichzeitige kräftige Förderung aller 
wünschenswerten Einrichtungen nicht zulassen, wird sich 
daher zunächst auf die wirksamsten Einrichtungen be- 
schränken müssen und erst nach deren Befestigung andere 
Einrichtungen hervorrufen können. Ein jeder solcher Lokal- 
verein wird sonach auf das sorgfältigste zu erwägen haben, 
welche Einrichtung unter den gegebenen Umständen die 
zweckdienlichste und wirksamste, mithin vorzugsweise zu 
befördernde ist. Der Centraiverein betrachtet die Bildung 
von Sparkassen, sowie von Spar- und Prämienkassen, als 
die durch Erfahrung bewährte wirksamste Einrichtung: 
hauptsächlich aus dem Grunde, weil der Antrieb zur Spar- 
samkeit und der dadurch gegründete Erwerb eines, wenn 
auch geringen, gesicherten Eigentums, zugleich die wesent- 
liche Grundlage zur Verbesserung des ganzen sittlichen 
Zustandes ist. In dem Regierungsbezirk Aachen hat sich 
dies auf das erfreulichste bewährt, indem dort durch die 
Spar- und Prämienkassen, und zwar gerade bei den 
ärmsten Klassen der Bevölkerung, in einem zehnjährigen 
Zeiträume die segensreichsten Erfolge erzielt worden sind, 
wie in einer späteren Bekanntmachung nachgewiesen 
werden soll. Spar- und Prämienkassen werden daher 
auch in Gegenden, in welchen der Arbeiter anscheinend 
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nichts erübrigen kann, voraussichtlich sehr wohlthätig 
wirken, wenn einerseits die hin und wieder noch be- 
stehenden kostspieligen Gewohnheiten beseitigt, anderer- 
seits die besonders fleissigen und ordentlichen Arbeiter 
zweckdienlich unterstützt, z. B. durch Prämien belohnt 
werden, welche zum Theil in die Sparkasse niedergelegt 
werden müssen. Der Centraiverein betrachtet indessen 
die Spar- und Prämienkassen nicht als das einzige, überall 
sofort zur Anwendung zu bringende Heilmittel. Er wird 
vielmehr auch andere Einrichtungen, deren vorzugsweise 
Förderung örtlicher Verhältnisse wegen ratsam erscheint, 
nach Kräften bestens unterstützen. Ueberhaupt wird der 
Centraiverein sich bei den zu gewährenden Unterstützungen 
durch keine engherzigen Rücksichten leiten lassen. 

Der Centraiverein bedarf aber zu seiner Wirksamkeit, 
wie aus der obigen Darstellung erhellet, bedeutender, sehr 
bedeutender Geldmittel. Ohne diese ist er machtlos, mit 
ihnen wird er Großartiges wirken. Sollte er aber nicht 
auf allseitige Anerkennung und die ausgedehnteste thätige 
Theilnahme rechnen dürfen? Es kommt darauf an, eine 
sehr zahlreiche Klasse von Mitbürgern aus dem Zustande 
der Rat- und Hilflosigkeit, in den sie mehr oder weniger 
verfallen ist, emporzuheben. Es kommt darauf an, dieser 
Klasse von Mitbürgern den verlorenen sittlichen Halt 
wiederzugeben. Es kommt darauf an, diese Klasse von 
Mitbürgern für die Gesellschaft zu gewinnen und mit un- 
auflöslichen Banden der Liebe an dieselbe zu knüpfen. 
Niemand ziehe sich daher unter dem Vorwande zurück, 
dass ihn die Sache nicht berühre; denn jeder ist gleich- 
mässig berufen, zur Heilung der Wunden der Zeit mitzu- 
wirken. Niemand ziehe sich unter dem Vorwande zurück, 
dass der Verein Unausführbares bezwecke; denn mit un- 
erschütterlichem Mute, mit ernstem Willen und mit Ver- 
trauen auf Gottes Segen lassen sich alle Schwierigkeiten 
überwinden. Mit dieser Ueberzeugung ist das Werk be- 
gonnen worden, mit dieser Ueberzeugung wird es fort- 
schreiten und vollendet werden. Möge jeder, der ein 
Herz für das Wohl seiner Mitmenschen hat, dieselbe Ueber- 
zeugung in sich aufnehmen und zu dem grossen Zwecke 
ein geringes Opfer bringen. Dann wird der Verein bald 
eine, auch auf die kräftige Bildung der Provinzial-, Bezirks- 
und Lokal vereine hinwirkende, starke Gesamtkraft ent- 
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wickeln. Dann wird er bald als ein grosses Nationalwerk 
dastehen. 

4. Zweite Bekanntmachung des Comites des Centraivereins 
für das Wohl der arbeitenden Klassen. Berlin, 12. November 

1844. 

Abgedruckt in der Kölnischen Zeitung vom 16. November 1844 

(No. 321). 

Durch eine Verfügung der hohen Ministerien des 
Innern und der Finanzen vom 7. d. M. ist uns nachstehende 
Allerhöchste Ordre Sr. Maj. des Königs zugefertigt und 
die Ermächtigung zur Veröffentlichung ihres Inhalts ertheilt 
worden : 

Ich habe mit lebhafter Theilnahme erfahren, dass die 
berliner Gewerbeausstellung auch dazu geführt hat, dass 
ein Verein bei dieser Gelegenheit zusammengetreten ist, 
welcher sein Streben dahin richten will, der geistigen 
und leiblichen Not der Hand- und Fabrikarbeiter Ab- 
hilfe zu verschaffen, sowohl durch Errichtung von Spar- 
Prämienkassen, als durch Anlegung von Schulen und 
Verbreitung gemeinnütziger Schriften. Ich trage Ihnen 
auf, dem hierzu zusammengetretenen Verein Mein grosses 
und lebhaftes Interesse an diesem Vorhaben auszu- 
drücken, und denselben Meiner thätigen Unterstützung 
dabei zu versichern. Da ich aus Ihrer vorläufigen Mit- 
teilung ersehe, dass der Ertrag der Einnahmen bei der 
Gewerbeausstellung bei Weitem nicht ausreicht, die 
durch dieselbe veranlassten Ausgaben zu decken, mithin 
auf diese Einnahmen zur Unterstützung des Vereins 
nicht gerechnet werden kann, so will ich denselben eine 
Summe von 15000 Rthlr. für seine Zwecke zur Dis- 
position stellen, in der Voraussetzung jedoch, dass nicht 
die Errichtung von Spar-Prämienkassen ausschliesslich 
von demselben für jetzt ins Auge gefasst, sondern seine 
Thätigkeit auch zugleich den anderen von ihm beab- 
sichtigten wohltätigen Einrichtungen mit werde zuge- 
wendet werden. Auf dem Wege des gemeinsamen 
hülfreichen Wirkens für das Wohl der arbeitenden Klasse 
wird die vaterländische Industrie, die so glänzend durch 
ihre Fortschritte sich auszeichnet, zugleich eine höhere 
Weihe erhalten und sich am Gewissesten einen dauernden 
Segen sichern. Ich werde Mich darum jeder Ver- 
grösserung und Stärkung des Vereins auf das Innigste 
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erfreuen und lebe der Hoffnung, daß er bald durch den 
Hinzutritt aller wahrhaft edeln Männer unter dem Ge- 
werbsstande zu einem Baum erwachsen wird, der seine 
Zweige über das ganze Vaterland breitet. Nach dem 
Masse seiner eigenen Kräftigung wird auch Meine fort- 
dauernde thätige Theilnahme demselben nie entstehen etc. 

Sanssouci, 25. Oktober 1844. 

Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Finanzminister Flottwell. 

Durch diese Königl. Worte, die jeder auf das Freudigste 
begrüssen wird, ist der grossen Aufgabe, deren Lösung 
wir als den Zweck unsers Vereins betrachten, noch ehe 
, wir uns darüber in unserer Veröffentlichung vom 29. v. M. 
aussprachen, die Allerhöchste Anerkennung und Billigung 
zu Theil geworden ! Durch diese Worte ist die Beschützung 
und Unterstützung, die wir in einem ehrfurchtsvollen Ge- 
suche vom 24. v. M. erbitten zu dürfen glaubten, uns, 
noch ehe diese Bitte zur Allerhöchsten Kenntniss gelangt 
war, auf das Huldreichste bewilligt worden. Mit schönen 
Hoffnungen haben wir unsere Wirksamkeit begonnen, mit 
fester Zuversicht können wir sie jetzt, wo sich das provi- 
sorische Comite* auflöst, in die Hand des Vorstandes und 
Ausschusses niederlegen, der aus der Wahl der heutigen 
Generalversammlung hervorgehen wird. Das Bestehen 
des Vereins ist durch die Gnade Sr. Maj. des Königs 
gesichert; — dass er aber durch recht Vieler Kräfte stark 
werde und gedeihe, dass er Grosses und Gesegnetes wirke, 
dass er dadurch seinem Königl. Beschützer die Schuld des 
Dankes abtrage, — das ist die Sache aller, die Gefühl 
haben für das sittliche und wirtschaftliche Wohl der Arbeiter- 
klassen, — das sei den Besten und Edelsten überall ans 
Herz gelegt! 

Berlin, 12. November 1844. 

Das Comite' 

des Centraivereins für das Wohl der arbeitenden Klassen. 1 ) 

1) Für die weiteren Schicksale des Berliner Centraivereins 
(1844— 48) vgl.: 1844 (Köln. Zeitung: No. 321); 1845 (Köln. Zeitung 
No. 309, 356); 1847 (Köln. Zeitung No. 136, 211); 1848 (National- 
zeitung No. 19). Ich verdanke dieses Material (No. 2—5) der 
Güte Professor Hansens in Köln, dessen schöne Biographie 
Mevissens mich veranlasste, mich an ihn zu wenden. 
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5. Statutenentwurf des Kölner Lokalvereins. 
Köln, 4. Dezember 1844. 

Abgedruckt als Beilage der Kölnischen Zeitung vom 4. Dezember, 
sowie in den Rheinischen Jahrbüchern zur gesellschaftlichen 
Reform. Hersg. von H. Püttmann T. I. (1845), S. 235. 

§ 1. 

Unter dem Namen: »Allgemeiner Hülfs- und Bildungs- 
verein«, wird zu Köln ein Verein gegründet, der den Zweck 
hat, im Wege des gemeinsamen Wirkens im Allgemeinen 
Wohlstand und Bildung in einem höheren Grade zu be- 
fördern, als dies dem Einzelnen möglich ist, und ins- 
besondere der geistigen und leiblichen Not derjenigen 
Abhülfe zu verschaffen, die von ihrer Hände Arbeit leben. 

§ 2. 

Der Verein hat seinen Sitz in Köln und erstreckt 
sich über die Städte Köln und Deutz, ohne jedoch Ein- 
richtungen auszuschliessen, die aus Gründen der Not- 
wendigkeit oder der Nützlichkeit auf einen grösseren Be- 
reich auszudehnen sind. 

Derselbe wird sich mit Vereinen ähnlichen Zweckes, 
namentlich mit dem in Berlin unter dem Namen »Centrai- 
verein für das Wohl der arbeitenden Klassen« gestifteten, 
in geeignete Verbindung setzen. 

§ 3. 

Der Verein wird zur Erreichung seines Zweckes alle 
Mittel in Anwendung bringen, welche sich bereits bewährt 
haben oder sich in der Folge noch bewähren mögen und 
nach den örtlichen Verhältnissen anwendbar und zulässig 
erscheinen, mit vorzüglicher Berücksichtigung derjenigen 
Mittel, welche mehr dahinzielen, das Entstehen der Noth 
zu verhüten, als vorhandenes Elend zu beschwichtigen. — 
Es wird mit denjenigen Mitteln der Anfang gemacht werden, 
die in Betracht der Geldkräfte des Vereins am wirksamsten 
erscheinen. 

Für die einzelnen Einrichtungen wird nach bestehenden 
Vorschriften die Genehmigung und nach Massgabe der 
Nützlichkeit die Mitwirkung der Verwaltungsbehörden nach- 
gesucht werden. 
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§ 4. 

Als zweckdienliche Mittel stellen sich unter andern 
folgende dar: 

I. Zur Verbesserung des materiellen Zustandes. 

a) Einrichtungen, durch welche die Wirkungen vor- 
kommender Unglücksfälle durch gegenseitige Unterstützung 
gemildert werden, z. B. die verschiedenen Arten gegen- 
seitiger Unterstützungskassen, Kranken- und Sterbe- 
laden etc.; 

b) Einrichtungen zur vorschussweisen Gewährung von 
Kost und Obdach für augenblicklich Arbeitslose; 

c) Einrichtungen zur Auskunft für Solche, die Arbeit 
suchen und Arbeit geben, und zur Vermittelung zwischen 
beiden ; 

d) Einrichtungen, wodurch der Einzelne durch den 
Erwerb von Eigentum Selbständigkeit erlangt, z. B. Spar- 
kassen, Erwerbung von Ländereien und Gebäuden zur 
billigen Ueberlassung an die Arbeiter etc.; 

e) Einrichtungen, welche zu einer wohlfeilen und be- 
haglichen Führung des Lebens dienen, z. B. gemeinschaft- 
liche Speiseanstalten, Anlage geräumiger und gesunder 
Wohngebäude, Ankauf von Lebensbedürfnissen im Großen 
und Verkauf im Kleinen, besonders für den Winter etc.; 

f) Einrichtungen, um den Arbeitserzeugnissen unmittel- 
baren Absatz an diejenigen zu verschaffen, die derselben 
bedürfen, z. B. permanente Industrie-Hallen, in denen die 
Arbeits-Erzeugnisse wie die Lebensmittel auf den Märkten 
verkauft werden etc.; 

g) Einrichtungen, welche es dem besitzlosen Arbeiter 
möglich machen, den Kampf der Konkurrenz mit der Macht 
des Kapitals zu bestehen, z. B. Kreditkassen, welche so- 
wohl auf zu fertigende wie gefertigte Arbeit Vorschüsse 
leisten, Anstalten zur Beschaffung des Materials und der 
Werkzeuge zur Arbeit, Vereinigung einzelner Arbeiter zu 
einem Geschäfte etc. 

II. Zur Ausbildung. 

a) Einrichtungen, wodurch der wohltätige Einfluss des 
unmittelbaren Verkehrs von Menschen aller gesellschaft- 
lichen Stellungen und Berufsgeschäfte sich wirksam zeigen 
kann; 
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b) Einrichtungen, welche unmittelbar zur Ausbildung 
dienen; z. B. Handwerksschulen und sogenannte mittlere 
Gewerbeschulen zum Unterricht über das Alter hinaus, 
in welchem man das Handwerk zu ergreifen pflegt; über- 
haupt Schulen zur Entwicklung der individuellen Anlagen 
und zur Ausbildung in den einzelnen Fächern und Ge- 
werben; Besprechungen und Vorträge über gemeinnützige 
Gegenstände; Sammlungen von Büchern, Modellen und 
Werkzeugen; Lesezimmer, Verbreitung gemeinnütziger 
Schriften etc. 

§ 5. 

Mitglied ist Jeder, welcher jährlich einen Beitrag von 
mindestens zehn Sgr. an die Vereinskasse entrichtet. — 
Derjenige, welcher 20 Thlr. auf einmal einzahlt, ist per- 
manentes Mitglied des Vereins. Alle Mitglieder haben 
gleiche Rechte, vorbehaltlich der im § 8 festgesetzten Aus- 
nahme. 

§ 6. 

Vierteljährig findet eine Generalversammlung des Ver- 
eins Statt, wozu der Vorsitzende des Vorstandes öffentlich 
einladet. 

Außerordentliche Versammlungen finden so oft Statt, 
als der Vorstand dies für nöthig erachtet, oder 50 Mit- 
glieder des Vereins dies beim Vorstande schriftlich unter 
Angabe des vorzubringenden Gegenstandes verlangen. 

§ 15. 

Abänderungen des Statuts können mit einfacher Stim- 
menmehrheit in jeder ordentlichen General-Versammlung 
beschlossen werden, wenn in der Einladung dazu Er- 
wähnung geschehen ist, und die betreffenden Anträge in 
einer vorhergehenden ordentlichen General-Versammlung 
vorgelesen worden sind. Solche Anträge müssen von 
wenigstens fünfzig Mitgliedern unter Angabe der Gründe 
dem Vorstande schriftlich eingereicht werden, welcher 
gehalten ist, dieselben in der nächsten General-Versammlung 
vorzulegen. 1 ) 



1) Die übrigen Paragraphen enthalten nur Bestimmungen 
über die formelle Organisation des Vereins. Ein erläuternder 
Kommissionsbericht zu diesem Entwurf ist abgedruckt bei Pütt- 
mann 1. c. S. 240 ff. 
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B. Der geistige Nährboden der deutschen 

Sozialdemokratie. 

6. Das Manifest der Kommunistischen Partei. 

Vom Abdruck dieser wichtigen Kundgebung habe ich wegen 
ihres Umfanges Abstand nehmen müssen, da das Bändcnen 
nicht stärker werden durfte. Und ich konnte Verzicht leisten, 
weil das kommunistische Manifest jüngst noch wieder neu 
herausgegeben und zu billigem Preise zugänglich gemacht ist. 
Ich empfehle zur Benutzung neben meiner Sammlung: Das 
Kommunistische Manifest. Siebente autorisierte deutsche Aus- 
gabe. Mit Vorreden von Karl Marx und Friedrich Engels und 
einem Vorwort von Karl Kautsky. Berlin 1906. Verlag: Buch- 
handlung Vorwärts. Preis 50 Pfennig. 



Salomon, Parteiprogramme. I, 
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IL Politische Parteiströmungen im Jahre 

1848. 



A. Die politische Bewegung unter den deutschen 

Katholiken. 

7. Programm des Wahl-Comites der Katholiken. 

Aus: Beilage zu No. 109 der Kölnischen Zeitung vom 

18. April 1848. 

In wenigen Tagen sollen die Abgeordneten des Volkes 
zu denjenigen Versammlungen, welche neue Verfassungen 
für Deutschland und Preussen zu begründen berufen sind, 
gewählt werden. Was ein dreiunddreissig jähriger Friede 
nicht zu verschaffen vermochte, dies mit eigener Kraft zu 
erringen, hat die göttliche Vorsehung jetzt in die Hände 
des Volkes gelegt. Ob die deutsche Nation endlich die- 
jenige Verfassung erhalten werde, mit welcher sie wieder, 
ihres alten Ruhmes würdig, in den Reihen der europäischen 
Völker auftreten kann; ob sie nach außen stark, im Innern 
wahrhaft frei sein, ob auch Preussen eine feste und sichere 
Grundlage erhalten soll — alles dieses wird von den Be- 
schlüssen der Männer abhängen, welche das Volk mit dem 
ehrenwerten Mandate betraut, in den Reichsversammlungen 
die Grundgesetze festzustellen. Vor allem handelt es sich 
daher jetzt, die Wahl auf solche Männer zu lenken, welche 
neben der Reinheit des Charakters auch die nöthige Festig- 
keit und Tatkraft besitzen, die ihnen gestellte Aufgabe zu 
lösen. 

Um die Wahlen ihrer Mitbürger auf solche Männer 
zu leiten, bieten die Unterzeichneten ihre Vermittlung an. 
Sie sind jeder wahren Freiheit zugethan, sie wünschen 
Freiheit für Alle in Allem. 

Die nachstehenden Anforderungen, welche sie durch 
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die neuen Verfassungen garantirt verlangen, bürgen für 
die Redlichkeit ihrer Bestrebungen. 

Wenn sie durch Aufstellung spezieller Bestimmungen 
auf Verwirklichung des Grundsatzes der religiösen Frei- 
heit insbesondere Bedacht genommen, so gründet sich 
dieses theils auf langjährige Erfahrung, sowie auf sehr be- 
denkliche Erscheinungen der Gegenwart, welche uns be- 
lehren, dass die Verfassungsgesetze mehr als den nackten 
Grundsatz der Religions-Freiheit aufnehmen müssen, wenn 
derselbe in Deutschland zu Gunsten jedes Bekenntnisses 
unverkümmert zur Wahrheit werden soll; theils aber und 
vorzüglich auf die Ueberzeugung, dass auf diesem Gebiete 
ein Verzicht auf die unbeschränkteste Freiheit unzu- 
lässig ist. 

Andere bereits bekannt gewordene Programme stellen 
keine speziellen Forderungen für die Sicherstellung der 
Freiheiten und Rechte der katholischen Kirche. Die Unter- 
zeichneten glauben nun, das, was dem Volke Noth tut, in 
folgenden Anträgen zu finden: 

Auf politischem Gebiete fordern wir: 

1 . Allgemeines deutsches Staatsbürgerrecht und gleiche 
Berechtigung aller Bürger zu Staats- und Gemeinde- 
Aemtern ohne Unterschied des Glaubensbekenntnisses; 

2. Schutz der persönlichen Freiheit und Unverletzlich- 
keit des Hausrechtes; 

3. Unbeschränkte Lehr- und Unterrichtsfreiheit ohne 
Ausschluss des Besuches von Lehr-Anstalten im Auslande; 

4. Unbeschränkte Rede- und Pressfreiheit; 

5. Unbeschränktes Petitionsrecht; 

6. Unbeschränkte Versammlungsfreiheit; 

7. Unbeschränkte Associationsfreiheit ohne Ausschluss 
religiöser Korporationen ; 

8. Unabhängigkeit der Justiz, Schutz gegen Justiz- 
Verweigerung, Oeff entlichkeit und Mündlichkeit der Rechts- 
pflege, Schwurgerichte in Strafsachen, namentlich bei po- 
litischen und Pressvergehen; 

9. Gerechtes Mass der Steuerpflicht nach der Steuer- 
kraft; 

10. Freie Gemeindeverfassung; 

11. Unbedingtes Auswanderungsrecht. 

Wir finden die beste Gewährleistung für diese Frei- 
heiten in der Form einer konstitutionellen Monarchie. 
Neben einem kräftigen Königthume die grösste Freiheit des 

2* 
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Volkes. Wir verlangen in dieser Monarchie eine freie, 
wahrhafte Volksvertretung, direkte Wahlen der Abgeord- 
neten, das Recht der Steuerbewilligung für dieselben zu- 
gleich mit dem Rechte der Initiative und der Beschlussnahme 
hinsichtlich aller neuen Gesetze, sodann Verantwortlichkeit 
der Minister, allgemeine Volksbewaffnung zur Abwehr 
äußerer Feinde und zur Sicherung der konstitutionellen 
Rechte des Volkes. 

Von echt katholischem Geiste geleitet, wünschen wir, 
dass alles aufgeboten werde, um die Lage unserer besitz- 
losen Mitbürger zu verbessern. Wir fordern daher auf 
sozialem Gebiete: 

1 . dass die Verfassung des Gewerb- und Fabrikwesens 
dem Bedürfnisse der Zeit angepasst werde; 

2. Massregeln, um Arbeitsunfähige vor Mangel zu be- 
wahren und, soviel möglich, erwerblosen lohnende Be- 
schäftigung zu verschaffen; 

3. Anerkennung der Auswanderung als National- 
Angelegenheit und Regelung derselben zum Schutze der 
Auswandernden. 

Damit der politischen Freiheit und der sozialen Ver- 
besserung durch die religiöse Freiheit die volle Sanction 
ertheilt werde, fordern wir: 

1 . Unbeschränkte Freiheit des Gewissens und der Culte ; 

2. Unabhängigkeit jeder Kirche vom Staate; 

3. Ausdrückliche Garantie des Bundes für die Rechte 
und das Eigenthum aller Kirchen in allen deutschen Staaten; 

Um diese Freiheiten für die katholische Kirche zu 
verwirklichen, fordern wir von den Vertretern an unserm 
Landtage zu Berlin: 

1. Gänzliches Wegfallen des Placet von Seiten der 
Staatsgewalt; 

2. Gänzliches Wegfallen des Staats-Einflusses bei 
allen Wahlen für geistliche Aemter. 

3. Gänzliches Wegfallen der landesherrlichen Pa- 
tronate; 

4. Wegfallen der Berufung an die weltliche Gewalt 
in geistlichen Sachen; 

5. Freien Verkehr der Bischöfe mit dem Oberhaupte 
und mit ihren Untergebenen; 

6. Feststellung und freie Verwaltung des gesammten 
Eigenthums der katholischen Kirche, daher: 
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a. Sofortige Ausführung der längstversprochenen Do- 
tation der Kirche in liegenden Gründen; 

b. Gleichzeitige Ueberweisung der bisher von den 
Pfarrgeistlichen benutzten Ländereien als unbe- 
strittenes Eigenthum der katholischen Kirche; 

c. Rückgabe aller ausdrücklich durch die Stifter für 
die Katholiken bestimmten Schul- und Armen- 
Stiftungen, zu freier Verwaltung der betreffenden 
oder der gesammten katholischen Kirchengemeinde; 

d. Spezielle Garantie des freien Associationsrechtes 
für alle religiösen Korporationen. 

Auch unsere Mitbürger anderer Konfessionen klagen 
mit Recht über mannigfache Beeinträchtigungen ihrer Kirchen. 
Gerne wollen wir Katholiken ihnen brüderlich die Hand 
bieten, um mit gemeinsamer Kraft diese Freiheit für Alle 
zu erwerben. Wenn wir gegen Beeinträchtigung von 
Seiten der Staatsgewalt kämpfen, so ist dieses kein Kampf 
gegen andere Konfessionen und deren Rechte. 

Dieses sind die Grundsätze, welchen eine kräftige 
und wirksame Vertretung in den beiden Reichsversamm- 
lungen zu verschaffen wir für unsere Aufgabe halten. 
Wir fordern sämmtliche Wähler auf, sich zur Verwirklichung 
unseres Zweckes uns anzuschließen. Wir ersuchen ferner 
auch Gleichgesinnte in andern Gemeinden, ähnliche Wahl- 
Comites zu bilden, und sind gern erbötig, mit den letz- 
teren in Verbindung zu treten, 

Köln, den 15. April 1848. 

8. Aufruf an die Urwähler Seitens des Wahl-Comites 

der Katholiken. 

Aus: Beilage zu No. 121 der Kölnischen Zeitung vom 

30. April 1848. 

Um seinen Grundsätzen und Bestrebungen einen be- 
stimmten, unzweideutigen Ausdruck zu geben, hat das 
„Wahl-Comite* der Katholiken" unterm 15. d. M. ein 
Programm erlassen, welches sich durch zahlreiche Bei- 
tritts-Erklärungen eines grossen Beifalls erfreut. Das 
Komitee hat seine zur Einleitung der Wahlen nur ver- 
mittelnde Thätigkeit entfaltet und sich in allen Kreisen 
durch die ins Leben getretenen Bezirks - Comitds der 
kräftigsten Unterstützung erfreut. Heute stehen wir am 
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Vorabende der ersten Wahlschlacht, und fühlen wir daher 
in diesem Augenblicke die doppelte Pflicht, einige Worte 
des Vertrauens und der freundschaftlichen Ermahnung an 
alle unsere Mitbürger zu richten, die zu einem der wichtig- 
sten Akte des politischen Lebens berufen sind. 

Freiheit ist die allgemeine Loosung des Tages, wes- 
halb wir auch beim Wahlgeschäfte dieselbe auf das Ge- 
wissenhafteste zu achten entschlossen sind. Allein ohne 
Ordnung gibt es keine Freiheit, und so haben wir diese 
Ordnung dadurch angestrebt, dass wir alle Gleichgesinnten 
unter einem Banner zu vereinen suchten. Wir haben 
es unternommen, im Einverständnisse mit ihnen für jeden 
Bezirk eine Kandidaten-Liste der Wahlmänner aufzusetzen, 
die aus dem Vertrauen der achtungswertesten Bürger der 
Bezirke hervorgegangen und die sowohl unser Vertrauen, 
als auch das ihrer Urwähler verdienen. Euch, ihr Ur- 
wähler, empfehlen wir diese Männer bei der morgenden 
Wahl als diejenigen an, von denen wir die Ueberzeugung 
haben, dass sie nur solche Abgeordnete in die National- 
versammlung wählen werden, die auch eure Stimmen er- 
halten würden, weil sie auch eure heiligsten Interessen 
vertreten werden. Wir achten die freie Ueberzeugung der 
Urwähler und bauen nur auf der freiwilligen Vereinigung 
der Gleichgesinnten; ebenso achten wir auch bei den 
Wahlmännern dieselbe, und weil wir auf diese und auf 
unsere gegenseitige Uebereinstimmung zur glücklichen Wahl 
eines würdigen Abgeordneten vertrauen, haben wir keinem 
irgend eine Bedingung für unsere Vermittlung aufgelegt. 
Unsere Wahlmänner werden als freie dastehen, nur ge- 
bunden durch die heilige Pflicht, dem ihre Stimme zu geben, 
den sie für den Würdigsten halten. 

Hiermit hat aber das unterzeichnete Comite' seine 
Aufgabe noch nicht gelöst; es wird ferner fortfahren, all 
seinen Eifer, seinen Einfluss und seine Erfahrungen aufzu- 
bieten, um vereint mit seinen gleichgesinnten Wahlmännern 
den Würdigsten und Fähigsten zum Abgeordneten aufzu- 
suchen, die öffentliche Meinung über ihn zu erforschen 
und ihm eine Majorität zu verschaffen, in welcher die 
wahre Majorität aller Bürger der Stadt nicht zu ver- 
kennen ist. 

Möge keiner bei der morgenden Wahlhandlung fehlen 
und es jeder beherzigen, dass dieselbe nicht nur zu den 
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kostbarsten Rechten, sondern fast mehr noch zu den hei- 
ligsten Pflichten des freien Staatsbürgers gehört. 

Köln, am 30. April 1848. 

Das Wahl-Comit£ der Katholiken. 



B. Die Parteien der preußischen Nationalversammlung. 

9. Die Grundsätze der „Rechten". 

(Zuerst veröffentlicht von der neuen Preussischen Zeitung in 
ihrer 2. Probenummer am 21. Juni 1848.) 

Aus: Adolf Wolff, Berliner Revolutionschronik III, 396 ff . 

Berlin 1854. 

1. Wir behaupten, dass die erbliche constitutionelle 
Monarchie — nachdem durch die stattgehabte Umwälzung 
in Verbindung mit der königlichen Einwilligung der Ab- 
solutismus gestürzt worden — die rechtlich bestehende 
Verfassung unseres Landes ist. 

2. Wir behaupten, dass der Rechtsboden, auf dem die 
Nationalversammlung ruht, in dem Wahlgesetz vom 8. April 
begründet ist, dass dieselbe aber ihre Aufgabe nur dann 
für gelöst erachten kann, wenn die Vereinbarung des 
Staatsgrundgesetzes die Grundzüge für alle damit in Ver- 
bindung stehende organischen Gesetze gegeben. 

3. Wir wollen die politische und religiöse Freiheit 
nach den dem Volke gemachten Zusicherungen, die wir 
ebenfalls als eine bereits vorhandene rechtlich bestehende 
Grundlage betrachten, ausbilden und namentlich auch auf 
die vollständige Selbstregierung in der Gemeinde hinwirken. 

4. Wir behaupten, dass dem Begriff einer constitu- 
tionellen Verfassung gemäss die Souveränetätsrechte von 
dem Könige und dem Volke zusammen ausgeübt werden. 
Wir wollen, dass das Volk künftighin seinen Antheil an 
denselben nur durch Vertreter ausübe und diese Ver- 
tretung durch zwei lediglich aus der Wahl des Volkes 
hervorgehende Kammern stattfinde. Die Bedingungen der 
Wahlfähigkeit und Wählbarkeit bleiben eine offene Frage, 
doch darf das Wahlrecht in keinem Falle an persönliche 
Vorrechte oder Privilegien geknüpft werden. 

5. Wir erstreben auf dem materiellen Gebiete das 
Wohl des Volkes, und namentlich der arbeitenden Klasse, 
ein gerechtes Maß der Steuerpflicht nach der Steuerkraft, 
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Beseitigung des Feudalsystems mit allen seinen Conse- 
quenzen, Aufhebung der Patrimonial- und Dominial-Gewalt. 
Befreiung des Grundeigenthums von allen darauf haftenden 
Gutsher rn-Lasten, die freieste Dispositionsbefugniss des 
Eigentümers über Grund und Boden und die Beschränkung 
der Regalien. 

6. Wir betrachten es als eine der Nationalversammlung 
ganz besonders gestellte Aufgabe, für die Wiederher- 
stellung der Achtung vor dem Gesetz und des Vertrauens 
zu wirken, und wir werden in dieser Beziehung sowohl 
allen reaktionären als republikanischen und anarchischen 
Tendenzen entgegentreten. Wir wollen keine weiteren 
Umwälzungen, sondern die organische Ausbildung und 
Sicherstellung der errungenen Rechte und Freiheiten. 

10. Die Erklärung der „Linken". 

Datiert 3. Juni 1848. 

1. Wir erkennen an, dass wir den Ereignissen des 
18. und 19. März den Ursprung eines neuen öffentlichen 
Rechtszustandes in Preussen zu verdanken haben. 

2. Wir erkennen an, dass das in Folge dieser Er- 
eignisse erlassene, durch die thatsächliche Zustimmung des 
gesammten preussischen Volks zur höchsten Gesetzlichkeit 
erhobene Wahlgesetz vom 8 April c. der Rechtsboden der 
gegenwärtigen preussischen Nationalversammlung ist. 

3. Wir behaupten, dass wir auf Grund dieses Ge- 
setzes mit der Krone gleichberechtige Vertragende zur 
Vereinbarung der neuen Staatsverfassung sind und folgern 
daraus: a) dass die Krone nicht das Recht der Auflösung 
unserer Versammlung, wohl aber diese das Recht des 
Beisammenbleibens bis zur erfolgten Vereinbarung hat; 
b) dass es der Versammlung freisteht, auch ihrerseits der 
Krone einen Verfassungs-Entwurf vorzulegen. 

4. Wir schöpfen den Begriff der Staatsverfassung 
aus den Bedürfnissen der Gesellschaft, und erkennen es 
daher als den Zweck unserer Vereinbarung, nicht bloss die 
höchsten Staatsgewalten zu organisiren, sondern die staat- 
liche Gesellscha ftzu constituiren. Wir ziehen daher ausser 
den Gegenständen, welche der uns vorgelegte Entwurf 
enthält oder vorbehält, noch in unsere Aufgabe: Bestim- 
mungen über die Freiheit des Eigenthums, eine volkstüm- 
liche Gerichtsverfassung, die Gemeindeverfassung in ihren 
engern und weitern. Verbänden, die Steuerverfassung, das 
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Wahlgesetz, Bestimmungen über Domänen und Regalien, 
über das Verhältniss der Kirche zum Staat, über den öffent- 
lichen Unterricht, eine Wehrverfassung, ein Gesetz über 
die Verantwortlichkeit sämmtlicher Verwaltungsbeamten, und 
zwar nicht auf Grund der uns gleichfalls übertragenen reichs- 
ständischen Befugnisse, sondern auf Grund des Theils unseres 
Auftrages, der auf Vereinbarung einer Verfassung lautet. 

5. Die zu vereinbarende Verfassung hat von dem 
Grundsatz auszugehen, dass König und Volk zusammen die 
Souveränetät ausüben, jeder mit demjenigen Antheil, der 
durch die Verfassung festgestellt wird. 

6. Die höchste gesetzgebende Gewalt soll zwischen 
König und Volk so getheilt werden, dass Ersterem ein 
aufschiebendes Veto zusteht. 

7. Das Volk übt seinen Theil der gesetzgebenden 
Gewalt überall durch Vertreter aus. 

8. Dieselben gehen nur durch Wahlen aus dem Volke 
hervor. 

9. Jeder unbescholtene 24 jährige Preusse hat das 
active Wahlrecht; ob das passive Wahlrecht durch ein 
höheres Alter zu beschränken, ferner ob direkte oder in- 
direkte Wahlen, bleibt offene Frage. 

10. Ob die Volksvertretung, wo sie Organ der 
höchsten gesetzgebenden Gewalt ist, in einer oder in 
zwei Kammern berathen oder beschliessen soll, bleibt offene 
Frage, vorausgesetzt, dass die Mitgliedschaft der ersten 
Kammer auf keinem Vorrecht oder Privilegium beruht. 



C. Die Parteien der deutschen Nationalversammlung 

in Frankfurt a. M. 

(Die Programme sind zusammen mit den Statuten und Mit- 
gliederverzeichnissen gesammelt und gedruckt von Dr. Eisen- 
mann: Die Parteyen der deutschen Reichsversammlung. Er- 
langen 1848.) 

11. Das Programm der äußersten Rechten. (Partei Milani.) 

Leitende Prinzipien. Frankfurt, 30. September 1848. 

1. Zwek 1 ) und Aufgabe der Nationalversammlung ist 
die Gründung der deutschen Verfassung. 

2. Dieselbe kann nur durch Vereinbarung mit den 

1) Ich wahre die Orthographie der Vorlagen. 
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Regierungen der teutschen Einzelstaaten für diese rechts- 
giltig zu Stande kommen. Die Zustimmung der Einzelstaaten 
kann ausdrücklich oder stillschweigend ertheilt werden. 

3. Mit Ausnahme der Verfassung und der einen inte- 
grirenden Bestandtheil derselben bildenden Geseze steht 
der Nationalversammlung der Erlass neuer Geseze für 
Teutschland nur insoweit zu, als dieselben die Geltend- 
machung der durch das Gesez vom 28 Juny der Central- 
gewalt beygelegten Befugnisse betreffen. 

4. Die Nationalversammlung übt nur die constitutionelle 
Controlle der Handlungen des Reichsministeriums und be- 
fasst sich nicht mit Einmischung in exekutive Massregeln. 

5. Soweit diese Prinzipien nicht verlezet werden, ver- 
mag sich die Gesellschaft mit andern Fraktionen der 
Nationalversammlung zu verständigen und mit ihnen zu 
gehen; wo jenes der Fall, tritt eine streng festhaltende, 
eine Vermittlung ausschliessende Scheidung ein. 

12. Das Programm der Rechten im engem Sinne. 

(Partei im Casino). 1 ) 

Grundsätze. Frankfurt, 25 September 1848. 

1. Im Verfassungswerk Festhalten am Beschluss der 
Nationalversammlung vom 27 May d. J. 

„Die teutsche Nationalversammlung als das aus dem 
Willen des Volks und den Wahlen der teutschen Nation 
hervorgegangenen Organ zur Begründung der Einheit und 
und politischen Freyheit Deutschlands erklärt: dass alle 
Bestimmungen einzelner teutscher Verfassungen, welche 
mit dem von ihr zu gründenden allgemeinen Verfassungs- 
werke nicht übereinstimmen, nur nach Massgabe des letz- 
tern als gültig zu betrachten sind — ihrer bis dahin be- 
standenen Wirksamkeit unbeschadet. 44 

2. Die EinheilfjFeutschlands ist vor allem zu erstreben, 
daher kein Partikularismus, aber Anerkennung der den 
einzelnen teutschen Staaten und Stämmen in der Gesammt- 
heit gebührenden Besonderheit. 

ö. Die politische Freyheit soll begründet und ge- 
sichert werden, — also keine Reaktion; aber mit aller 
Entschiedenheit ist ftfr die öffentliche Ordnung gegen die 
Anarchie zu kämpfen. 

1) Vgl. hierzu den von J. G. Droysen formulierten Be- 
schluß „über Gründung einer parlamentarischen Partei". Frank- 
furt, 1848 c. 29. Mai bei Hansen, Gustav von Mevissen II, 380—82. 
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13. Das Programm des rechten Zentrums. (Partei 

Landsberg.) 

Anfang September 1848. 

1. Der Verein der unterschriebenen Mitglieder der 
verfassunggebenden Reichsversammlung nimmt für diese 
das Recht in Anspruch: Die Verfassung des deutschen 
Bundesstaats selbständig herzustellen und über alle in 
dieser Beziehung gemachten Vorschläge endgiltig zu be- 
schliessen. Dagegen ist derselbe der Ansicht, dass alle 
mit dem Verfassungswerk nicht in Verbindung stehenden 
Angelegenheiten in der Regel an die Reichsgewalt zu ver- 
weisen sind. 

2. Der Verein verlangt von den einzelnen teutschen 
Staaten die Aufopferung ihrer Selbständigkeit nicht, wohl 
aber, dass sie sich eine Beschränkung derselben in so weit 
gefallen lassen, als solches zur Begründung eines einigen, 
festen und kräftigen Bundesstaats erforderlich ist. Dem- 
nach hält derselbe dafür, dass namentlich die obere Leitung 
des Heerwesens, so wie die völkerrechtliche und handels- 
politische Vertretung Teutschlands in die Hände der Reichs- 
gewalt gelegt werden müsse. 

3. Der Verein macht es sich zur Aufgabe, die durch 
die jüngste Staatsumwälzung zur Geltung gekommenen 
Rechte des teutschen Volks weiter auszubilden und sicher 
zu stellen, aber auf Rückführung der früheren Zustände 
wie auf Zerrüttung der gesezlichen Ordnung hinzielenden 
Bestrebungen entgegen zu würken und einen wahren Rechts- 
staat zu gründen. 

4. Der Verein erkennt in der auf demokratischen 
Grundlagen ruhenden constitutionellen Regierungsform die- 
jenige, welche die Einrichtung jener Zweke am zuver- 
lässigsten verbürgt. 

14. Das Programm des linken Zentrums. (Partei des 

Württemberger Hofes.) 

Programm. Zweite Hälfte September 1848. 

1. Wir wollen, dass der verfassunggebende teutsche 
Reichstag selbständig die allgemeine putsche Verfassung 
gründe. Wir verwerfen somit die Ansicht, dass der Reichs- 
tag in dieser Beziehung auf dem Boden des Vertrages 
mit den Regierungen — als Organe der einzelnen teut- 
schen Staaten — stehe. Wir erachten hierdurch eine 
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Berücksichtigung der von den gedachten Regierungen an 
den Reichstag gebrachten und von diesem geeignet be- 
fundenen Ansichten nicht ausgeschlossen. 

2. Wir wollen, dass die zu gründende teutsche Bundes- 
verfassung in allen ihren Theilen die Souveränität des 
teutschen Volkes zur Grundlage habe und diese Grund- 
lage sichere. 

3. Wir wollen, dass die Souveränität der einzelnen 
teutschen Staaten denjenigen Beschränkungen und nur 
denjenigen Beschränkungen unterworfen werde, welche 
zur Begründung eines einigen und kräftigen Bundesstaats 
erforderlich sind. 

4. Wir erachten alle übrigen Fragen zur Zeit für 
offen. 

15—16. Abzweigungen vom linken Zentrum. 

a) Das Programm der Partei des Augsburger Hofes. 

6. Oktober 1848. 

Wir erkennen die Notwendigkeit, unter den gegen- 
wärtigen schwierigen Umständen die Centralgewalt in 
Wiederherstellung und Aufrechterhaltung der gesetzlichen 
Ordnung kräftigst zu unterstützen. 

Wir erachten es daher als unsere Pflicht, für alle 
Maßregeln zu stimmen, welche geeignet sind, diesen Zweck 
zu erfüllen, und gegen alle Anträge, welche entweder darauf 
abzielen oder doch nothwendig dahin führen, die Centrai- 
gewalt in dieser ihrer ordnungstiftenden Thätigkeit zu 
hemmen und ihr Schwierigkeiten zu bereiten, oder welche 
ein Misstrauen gegen sie bekunden. 

Wir sind uns dabey entschieden bewusst, unter „Her- 
stellung der Ordnung" nichts zu verstehen, was der Ent- 
wicklung der Fieyheit und ihnen durch die Revolution 
dieses Jahres zur Geltung gebrachten Prinzipien entgegen 
wäre, und sind fest entschlossen, jeden unberechtigten 
Uebergriff in dieses Gebiet der unantastbaren Volksrechte, 
möchte das Reichsministerium, möchte eine Einzelregierung 
ihn versuchen, ebenso so unnachsichtlich, wie die freyheits- 
feindlichen Bestrebungen der Anarchie zu bekämpfen. 

Wir betrachten es als eine unerlässliche Bedingung 
der von uns dem Ministerium zu gewährenden Unter- 
stützung, dass dasselbe sich offen, durch die That, zu eben 
diesem Grundsaze bekennen. 

Wir verlangen femer von dem Ministerium, dass das- 
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selbe nicht bloss eine abwehrende, sondern auch eine 
positiv schaffende, vorwärts schreitende Politik entfalte 
und kräftig auf die einheitliche Gestaltung der gemein- 
samen teutschen Angelegenheiten, auf die Förderung der 
Wohlfahrt im Innern, auf die Sicherheit und MachtJJeutsch- 
lands nach Außen hinwirke, dadurch die Quellen gerechter 
Unzufriedenheit im Volke verstopfe und der Centralgewalt 
das ihr gebührende Ansehen und Vertrauen, der National- 
versammlung die zur Vollendung des Verfassungswerkes 
nothwendige Ruhe verschaffe. 

Auf der Grundlage dieser politischen Anschauungen 
und Entschlüsse treten wir zum gemeinsamen Handeln als 
Partey zusammen. 

In Verfassungsfragen halten wir fest an dem Pro- 
gramm des Württemberger Hofs. Jedoch machen wir 
den Eintritt in unsere Gesellschaft vor allem von der Be- 
dingung abhängig, dass der Eintretende zu den oben auf- 
gestellten praktischen Säzen sich ausdrücklich bekenne. 

b) Die Partei der Westendhall. 

(Ihre abweichenden Ansichten sind nicht programmatisch 

formuliert.) 

17. Das Programm der Linken im engeren Sinne. 
(Partey des teutschen Hofes«) 

Ende Oktober 1848. 

Die Partey der Linken, welche ihre Vereinsversamm- 
lungen im teutschen Hofe hält, erkennt als oberste Grund- 
säze für ihre Handlungsweise an: Volkssouveränität, demo- 
kratische Freyheit und Einheit des teuschen Vaterlandes, 
Humanität und Nationalität. Sie will die Volkssouveränität 
in ihrem vollen Umfange. Sie will daher die Feststellung 
der Reichs Verfassung ausschliesslich durch die deutsche 
Nationalversammlung — sie will für alle Zukunft die Gesez- 
gebung ausschliesslich und allein der Volksvertretung mit 
Ausschluss des Beystimmungsrechtes der vollziehenden 
Reichsgewalt überlassen wissen, unbeschadet einer noch- 
maligen Berathung auf Grund erhobener Bedenken der 
Vollzugsgewalt. — Sie will eine Volksvertretung aus der 
freyen Wahl aller volljährigen Teutschen hervorgegangen 
und will deren Würksamkeit nur auf das dauernde Ver- 
trauen des Volks gegründet wissen. — Sie will eine ver- 
antwortliche, nur auf Zeit gewählte vollziehende Reichs- 
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gewalt. — Sie will das Recht der einzelnen teutschen 
Staaten, ihre Verfassung festzustellen, sey es in Form der 
demokratischen Monarchie, sey es in Form des demo- 
kratischen Freystaates. 

Sie will die vollkommenste Freyheit. — Sie will daher 
die Freyheit nicht mehr beschränkt wissen, als das Zu- 
sammenleben der Staatsgenossen unumgänglich nothwendig 
macht — sie will die Grundrechte aller deutschen in 
diesem Sinne festgestellt, gegen alle Verkümmerung und 
alle vorbeugenden Massregeln sowohl der Reichsgewalt als 
der Regierungen der einzelnen Staaten für alle Zukunft 
geschützt. — Sie will gegen Verlezung eines jeden ver- 
fassungsmässigen Rechts das Klagerecht vor dem Reichs- 
gericht gesichert haben. 

Sie will die EmheitJJeutschlands. — Sie will daher 
«inen consequent durchgeführten Bundesstaat — eine 
gesezgebende und vollziehende Reichsgewalt, — die Reichs- 
gesezgebung für bürgerliches Recht, Handels- und Wechsel- 
recht, Straf recht, gerichtliches Verfahren; sie will die 
Reichsgesezgebung im Schifffahrts-, Eisenbahnen-, Zoll-, 
Post-, Münz-, Gewichts- und Bankwesen. — Sie will das 
Oesandtschafts- und Heerwesen ausschliesslich für die 
Reichsgewalt. — Sie will die Souveränität der einzelnen 
Staaten und deren Selbstständigkeit nur so weit, als sie 
sich mit der Errichtung des Bundesstaats verträgt. 

Sie will die Humanität. — Sie will namentlich ein 
biernach gänzlich verändertes Unterrichtswesen — eine 
auf Humanität begründete Strafgesezgebung — ein Heer- 
wesen gegründet auf Volkswehr. — Sie will Wegfall aller 
unsittlichen Staatseinnahmen — eine mit der Steuerkraft 
übereinstimmende Besteuerung. — Sie will im Allgemeinen 
durchgreifende Verbesserung der socialen Zustände des 
Volkes. 

Sie will endlich Gleichberechtigung aller Nationalitäten. 
— Sie will demnach den auf teutschen Boden wohnenden 
fremden Nationalitäten Sprache, Sitte u. s. w., sie will den 
auswärtigen Völkern das Recht ihrer Selbstbestimmung 
vollständig und uneingeschränkt gewahrt wissen. 

Nur in der Anerkennung und Ausführung dieser 
Grundsäze sieht sie die Bedingungen der Grösse und Macht 
Teutschlands. 
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18. Das Programm der äußersten Linken. (Partei des 

Donnersberg.) 

Ende Juni 1848. 

Die demokratische Partey der teutschen Nationalver- 
sammlung erkennt die 

Freyheit, Gleichheit und Brüderlichkeit 
als die Grundsäze an, deren Durchführung ihre Auf- 
gabe ist. 

Aus dem Grundsäze der Freyheit folgt, dass jeder 
Mensch, jede Gemeinde, jeder Einzelstaat, jede Nation das 
Recht hat, sich selbst zu bestimmen, die eigenen Ange- 
legenheiten selbst zu ordnen. 

Aus dem Grundsäze der Gleichheit folgt, dass jeder 
Mensch, jede Gemeinde, jeder Einzelstaat, jede Nation bey 
Ausübung des Rechts der Selbstbestimmung und der Ord- 
nung der eigenen Angelegenheiten verpflichtet ist, das 
gleiche Recht aller andern zu achten. 

Aus dem Grundsatze der Brüderlichkeit folgt, dass 
jeder Mensch, jede Gemeinde, jeder Einzelstaat, jede 
Nation bey Ausübung des Rechts der Selbstbestimmung 
und der Ordnung der eigenen Angelegenheiten verpflichtet 
ist, das Wohl und das Glück aller Andern vor Augen zu 
haben. 

Das Recht der freyen Selbstbestimmung schließt für 
den Menschen die Sklaverey, für die Gemeinde, den 
Einzelstaat, die Nation den Absolutismus aus. Dagegen 
folgt daraus, dass jeder Mensch, jede Gemeinde, jeder 
Einzelstaat, jede Nation die eigenen Angelegenheiten nach 
eigener Wahl entweder unmittelbar selbst, oder mittelbar 
durch Beauftragte ordnen und besorgen kann. Die Achtung 
des Rechts Anderer bringt es mit sich, dass kein Mensch, 
keine Gemeinde, kein Einzelstaat, keine Nation Andere 
unterdrücken, sich über sie erheben, sich in die eigen- 
thümlichen Angelegenheiten derselben mischen darf. 

Aus der Sorge für das Wohl und das Glück Anderer 
entspringt die Verpflichtung der Mehrheit, die Minderheit, 
der Gemeinde, den Einzelnen, des Einzelstaates, die Ge- 
meinde, der Nation, den Einzelstaat in Ausübung der eignen 
Rechte zu schüzen. 

Es folgt daraus, dass, während jeder Einzelstaat sich 
seine Verfassung selbst geben muss, kein anderer Einzel- 
staat sich in dessen eigenthümliche Angelegenheiten mischen 
darf, dass dagegen die Nation die Verpflichtung hat, die 
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Durchführung des Willens der Mehrzahl der Bewohner 
eines Einzelstaates zu sichern und die Unterdrückung 
desselben durch irgend welche Gewalt zu verhüten. 

Die Gesammtverfassung Teutschlands muss auf die 
vorstehend entwickelten Grundsäze gebaut seyn. 

Sie muss daher kraft des Grundsazes der Freyheit 
die Ordnung der Angelegenheiten des Gesammtvaterlands, 
das heisst, sowohl die Gesezgebung für den Gesammt- 
staat, als die Vollziehung des Gesammtwillens freygewählten, 
verantwortlichen und absezbaren Beauftragten überlassen, 
sie muss kraft des Grundsazes der Gleichheit jede Ueber- 
hebung des Einen über den Andern, jedes Privilegium 
verbieten, sie muss kraft des Grundsazes der Brüderlich- 
keit die Sorge für das Wohl und das Glück aller unter 
ihr vereinigten Menschen als höchste Aufgabe, als end- 
liches Ziel anerkennen. 

Die demokratische Partey der teutschen National- 
versammlung wird diese Grundsäze stets festhalten und 
consequent verfolgen, ohne sich auf Zugeständnisse irgend 
welcher Art einzulassen. 
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19. Programmatische Kundgebung 
der Preußisch-Konservativen Politik. 1856. 

Aus: „Grundzüge der conservativen Politik. Für die Mitglieder 
beider Häuser des Landtages als Manuscript gedruckt. Berlin 
1856/ Bibliothek des preußischen Abgeordnetenhauses. 

Der Liberalismus hat die Bande gelöst, deren Be- 
stimmung es war, die Bestandtheile der Gesellschaft an 
einander zu ketten, sie gegenseitig zu stützen, sie in ein 
belebendes und befruchtendes Wechselverhältniss zu ein- 
ander zu versetzen; er hat einen aufreibenden, zerstören- 
den Kampf Aller gegen Alle hervorgerufen. Es wird von 
conservativer Seite anerkannt, dass die mittelalterlichen 
Gesellschafts-Zustände sich überlebt hatten, dass deren 
theilweise Beseitigung eine Nothwendigkeit geworden war. 
Aber es kann nicht zugegeben werden, dass es möglich 
sei, der gesellschaftlichen Bande ganz zu entbehren, oder 
die organische Gliederung der Gesellschaft durch einen 
äusseren administrativen oder polizeilichen Mechanismus zu 
ersetzen. Die Aufgabe besteht vielmehr darin, neue, den 
veränderten Verhältnissen entsprechende Gesellschafts- 
Bande herzustellen, die sich feindlich gegenüberstehenden 
Kräfte zum organischen Zusammenwirken zu verbinden. 
Man wird daher nicht ferner die Wirthschaft, das Cultur- 
leben, das Individuum isolirt, losgerissen aus dem gesell- 
schaftlichen Zusammenhang behandeln dürfen: man wird 
überall das Gegebene, die historischen Grundlagen, die 
Erfahrung zu berücksichtigen haben. Dem weit über die 
Grenzen eines gesunden Staatslebens hinausgetretenen 
Rechte des Individuums muss endlich das Recht der Ge- 
sellschaft entgegengestellt werden ; jenes muss in den Be- 
dürfnissen dieser seine bestimmte Grenze finden. End- 
lich muss auch das Grundgesetz der organischen Lebens 
überall Berücksichtigung finden, daß nämlich jedes Glied 
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und jedes System des Organismus möglichst vollkommen, 
d. h. zu selbständiger Lebens- und Bildungsfähigkeit 
entwickelt sein müsse, um den Gesammt-Organismus zur 
höchsten Vollkommenheit und Machtfülle zu erheben. 
Demnach lässt die das locale Leben absorbirende Centrali- 
sation der wirtschaftlichen und der staatlichen Kräfte, wie 
sie überall im Gefolge der doctrinär-liberalen Staatskunst 
sich entwickelt, ein gesundes Volks- und Staatsleben nicht 
aufkommen. 

Diesen Principien entsprechend, wird die conservative 
Politik in Preussen die nachstehenden Gesichtspunkte zu 
verfolgen und die daraus herzuleitenden Institutionen an- 
zustreben haben. 

Das wirtschaftliche Leben ist überall die Grundlage 
der socialen und politischen Entwicklung, und dadurch 
von eminenter Bedeutung. Dessen harmonische Überein- 
stimmung mit den übrigen Systemen des Gesellschafts- 
Organismus ist die Bedingung eines gesunden, natur- 
wüchsigen Vorschreitens. In Preussen sind jedoch die wirth- 
schaftlichen Verhältnisse seit einem halben Jahrhundert 
überwiegend nach den Doctrinen des national-ökonomischen 
Liberalismus behandelt worden. Dieser aber ignorirt 
grundsätzlich die socialen und die politischen Factoren der 
Gesellschaft. Er will momentan das höchste Gütermaass 
erzeugen, unbekümmert um die Nachhaltigkeit der Pro- 
duction, unbekümmert darum, ob die höheren sittlichen 
Güter der Menschheit dadurch verschwinden, ja selbst ob 
die producirende Menschenkraft vorzeitig ausgenutzt und 
aufgerieben werde. Die Wirkungen dieser Lehren konnten 
nicht anders als höchst verderblich sein; sie geben sich 
insbesondere in der dermaligen Lage des Ackerbaues und 
der Lebensmittel-Frage zu erkennen. 

Während zu allen Zeiten das ländliche Grundvermögen, 
von dem gewöhnlichen Verkehrsleben ausgeschlossen, 
einer der Natur des Landbaues entsprechenden Gesetz- 
gebung unterworfen war, und während insbesondere seine 
Privilegien wie seine Untheilbarkeit auf seiner Eigenschaft 
als Rechtskörper basirten, wird dasselbe in Gemässheit der 
Doctrinen des zur Herrschaft gelangten national-ökono- 
mischen Liberalismus plötzlich zu einer beweglichen Waare, 
einem Speculations-Object gestempelt; es wird der Will- 
kür der Zersplitterung, der Verschuldung, der Verwüstung 
(mindestens der Wälder), der Ausbeutung durch die Pri- 
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vaten schutzlos Preis gegeben. Anfänglich von schein- 
baren Erfolgen begleitet, treten neuerdings die nach- 
theiligen Wirkungen der modernen Agrargesetzgebung 
immer bedrohlicher hervor. Die zur Spatencultur herab- 
gesunkenen Güter bauen nur den Bedarf für den Besitzer 
und dessen Familie, eine Marktzufuhr findet von hier aus 
nicht statt. Die grösseren Höfe und selbst viele Güter 
sind durch Erbtheilungen, Capitalbedarf, Geldkrisen und 
Gtiterschwindel in einem Maasse verschuldet, dass die Be- 
sitzer die rechtzeitige Aufbringung der Zinsen als aus- 
schliesslichen Gesichtspunkt im Auge behalten, daher für 
die nächste Zukunft arbeiten müssen. Sie können sich 
auf eine erst nach Jahren rentirende Viehzucht nicht ein- 
lassen, sie müssen den Getreidebau forciren. Ein Wirth- 
schaftssystem , welches die Geldzuflüsse und daher die 
Zinsenzahlung verspätet, würde sie um Haus und Hof 
bringen. Hier findet die Thatsache ihre Erklärung, dass, 
obwohl die Ackerfläche in Preussen seit fünfzig Jahren in 
steigendem Maasse ausgedehnt worden, der Viehstand — 
auf Grossvieh reducirt — sich nicht unerheblich gemindert 
hat. Wenngleich auf den grösseren Gütern und bei einem 
Theile des Bauerstandes eine Verbesserung der Viehracen 
eingetreten, so hat doch die Milch-, Fleisch* und Dünger- 
production mit der Ausdehnung der Ackerflächen und mit 
der Zunahme der Bevölkerung in keiner Weise Schritt 
gehalten. Eine Entkräftung des Bodens ist trotz aller 
künstlichen Hülfsmittel voraussichtlich eingetreten , eben 
so die Verschlechterung des Klima in Folge der Abholzung 
der Wälder, auch weisen die andauernten Missernten auf 
einen tiefen Schaden in dem ökonomischen Leben des 
Volkes hin. „Worin jemand sündigt, damit wird er ge- 
straft." Angesichts dieser Quellen des überall hervor- 
tretenden Nothstandes, kann von Brennerei- und Ausfuhr- 
verboten, abgesehen auch von der Bedenklichkeit solcher 
willkürlichen partiellen Beschränkungen und davon, dass 
die Theuerung das wirksamste Präservativ gegen wirk- 
liche Noth, höchstens eine momentane Milderung verhofft 
werden — nachhaltige Hülfe ist nur von einer conserva- 
tiven Agrarpolitik zu erhoffen. Diese erheischt, dass das 
Grundvermögen vor den Gefahren der Verschuldung ge- 
schützt, dass der Boden-Zersplitterung durch Einführung 
einer privilegirten Erbfolge, die indessen die Testirfreiheit 
nicht hindern soll, so wie durch entsprechende Dismem- 
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brationsgesetze vorgebeugt, dass für die Bedürfnisse der 
Landeskultur durch eine zweckmäßige Darlehnsgesetz- 
gebung sowie durch Herstellung passender Creditanstalten 
gesorgt wird. 

Mit einem Worte: Feudalisirung des ländlichen Grund- 
vermögens im modernen, der Macht der Geldwirthschaft 
entsprechenden Sinne, dies ist die Aufgabe der conserva- 
tiven Agrarpolitik, eine Aufgabe, deren Lösung allein die 
der Lebensmittelfrage verhoffen lässt. 

In Beziehung auf das Gewerbsleben muß das Streben 
der conservativen Politik dahin gehen, die corporativen 
Bande der Gewerbsgenossen, deren Herstellung durch die 
Gesetze von 1845 und 1849 angebahnt worden, mehr und 
mehr zu kräftigen. Ihre Aufgabe ist es, dahin zu wirken, 
dass nicht fernerhin, wie dies bei zügelloser Gewerbe- 
freiheit geschehen, die Production unter Gefährdung der 
Producenten zu krankhafter Höhe gesteigert werde, dass 
vielmehr, soweit die veränderten Verkehrs- Verhältnisse 
dies irgend gestatten, der tüchtige Handwerker, Gewerbs- 
mann und Fabrikant Garantieen für die Sicherheit seiner 
Existenz und seines Erwerbes erlange, dass diese mindestens 
nicht durch zügellose und frivole Concurrenz in Frage 
stellt werden, dass der Nachweis der Befähigung verlangt 
und der bewegliche Besitz des Gewerbes in corporativen 
Gestaltungen möglichst immobilisirt, auch der Unterschied 
des Capitals durch Sicherung des Credits möglichst aus- 
geglichen werde. Es wird demnach zu untersuchen sein, 
wie und inwiefern die Herstellung von corporativen Ge- 
nossenschaften auf dem Gebiete des Handwerks wie auf 
dem der eigentlichen Fabrikthätigkeit, die Feudalisirung 
der Stellung des Fabrikherrn zu seinen Arbeitern, so wie 
die Gestattung der Bankfreiheit, natürlich unter Controlle 
des Staates und womöglich unter Garantie grosser gewerb- 
licher Körper, das wirthschaftliche Leben der Nation zu 
sichern und zu kräftigen im Stande sind. Man wird 
dieserhalb die Erfahrungen des Auslandes in Betracht zu 
ziehen haben. 

Auch in Beziehung auf den Handel muß die con- 
servative Politik jeder Doctrin entgegentreten. Sie wird 
sich principiell weder für Schutzzoll noch für Freihandel 
entscheiden, vielmehr die Hülfsmittel des ersteren an- 
wenden, wo es sich um die politische oder commercielle 
Selbstständigkeit des Vaterlandes, um Hebung eines noch 
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in der Entwicklung begriffenen an sich zukunftsvollen In- 
dustriezweiges oder um den Schutz bestehender Institu- 
tionen und wohlerworbener Privat-Rechte handelt, dagegen 
sich dem Freihandel zuneigen, sobald ein Industriezweig 
die Concurrenz des Auslandes zu ertragen im Stande ist; 
sie wird endlich auch Differential-Zölle nicht verschmähen, 
einem Auslande gegenüber, welches die Reciprocität ver- 
weigert, oder welches in seiner Gesetzgebung keine 
Garantien gegen frivole Concurrenz bietet. Dass die In- 
teressen des Finanz-Zoll-Systems nicht unbeachtet bleiben 
dürfen, erscheint durch die Verhältnisse des Staatshaus- 
halts geboten. 

Die ernste Fürsorge, welche die conservative Politik 
dem wirtschaftlichen Leben zuwendet, findet ihre sittliche 
Berechtigung darin, dass dasselbe die Grundlage ist, aus 
welchem ein geordnetes Social-, Cultur- und Staatsleben 
sich hervorbildet. 

Neben dem national-ökonomischen hat vorzugsweise 
der in naturrechtlichen Doctrinen wurzelnde sociale 
Liberalismus zur Lösung der gesellschaftlichen Bande, zur 
Atomisirung der Gesellschaft geführt. Daher wird der 
Cultus des Individuums zu beseitigen, die Gesellschaft in 
ihre Rechte wieder einzusetzen, sie wird auch gegen die 
mittelbaren Angriffe des Individuums zu schützen sein. 1 ) 

Ist es in diesen Wegen der conservativen Politik 
gelungen, das Gemeindeleben auf befestigtem Grundbesitz 
zu basiren, die Ehrenhaftigkeit der Gemeindeglieder zu 
gewährleisten, sie durch mächtige gemeinsame Interessen 
an einander zu ketten, das Princip der Autorität in den 
Land-Gemeinden wiederum zu Geltung zu bringen und 
deren Mitglieder von den drückenden Existenzsorgen zu 
befreien, welche der ehrenamtlichen Verwaltung der ört- 
lichen Staats -Angelegenheiten bisher hindernd entgegen- 
traten, dadurch die bureaukratische Verwaltung durch be- 
soldete Beamten vielfach unvermeidlich machten, so sind 
solcher Art die Grundlagen für eine lebensfähige Gemeinde- 
Ordnung gewonnen. Die bisherigen Versuche zur Be- 
gründung einer solchen mussten scheitern, weil man ver- 
absäumt hatte, die Gemeindegenossen durch gemeinsame 
Interessen an einander zu ketten; weil es nicht zu ent- 



1) Hier ist leider eine Lücke , aus dem mir vorliegenden 
Exemplar ist ein Bogen herausgerissen. 
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decken war, welche nennenswerthe öffentliche Functionen 
den Gemeinde-Behörden anheimfallen sollten, und weil 
endlich die überschuldeten, von Executionen, mit Capital- 
kündigung bedroheten, mit Verkaufs- und Dismembrations- 
plänen, umgehenden Hofbesitzer weder Sinn noch Müsse 
für andere als die eigenen Angelegenheiten haben konnten. 
Die gegenwärtigen Zustände drängen unwiderstehlich nach 
Herstellung eines werktätigen Gemeindelebens hin, wäre 
es auch nur weil die Erhöhung der Beamtengehalte un- 
vermeidlich geworden ist, diese ohne erhöheten Steuer- 
druck aber nur bei gleichzeitiger Minderung des besoldeten 
Beamten-Personals durchführbar erscheint. Die theilweise 
Rückkehr zu dem althergebrachten System der ehren- 
amtlichen Verwaltung ist vom conservativen Stand- 
punkte aus eine absolute Nothwendigkeit geworden. 

Auch die gewerblichen Corporationen und ihre 
Organe, wie die Stadtgemeinden und deren Behörden, 
werden in dem vorentwickelten Sinne zu reformiren, deren 
staatliche Functionen entsprechend auszudehnen sein. 

In den Kreisständen bietet sich für die Verwaltung 
ein Organismus dar, dessen Bedeutung einer ausserordent- 
lichen Steigerung fähig ist. Aber auch hier wie bei der 
Landgemeinde ist es Bedingung, dass die Zuverlässigkeit 
der Mitglieder durch Befestigung des ländlichen Grund- 
vermögens in den Familien erhöhet, die Aufnahme neuer 
Mitglieder von der Zustimmung der Corporationen ab- 
hängig gemacht werde; dass die Mitglieder derselben durch 
wichtige gemeinsame Interessen eng an einander gekettet 
werden und dass deren staatliche Functionen eine ange- 
messene Ausdehnung erlangen. In diesen Beziehungen 
darf nur auf die von den Kreisständen zu unternehmenden 
Meliorationen und Cultur-Anlagen hingewiesen werden; 
auf Chausseebauten, Ent- und Bewässerungen, auf Kreis- 
Spar-, Schuldentilgungs- und Creditkassen , auf Kranken- 
und Armenpflege etc. Endlich werden die Kreistage und 
deren Deputationen als obere Instanz für alle Gemeinde- 
Angelegenheiten, für die Entscheidungen der Dorfgerichte, 
für Beschwerden in Local-Polizei-Angelegenheiten von 
grosser Wichtigkeit sein. 

Was hier von den Kreistagen gesagt worden, das 
findet mit den durch die veränderten Verhältnisse be- 
dingten Modificationen auch auf die Provinzial-Landtage 
Anwendung. Auch dieses Institut kann als entscheidende 
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und controlirende Instanz für die Kreistage, sowie durch 
Vertretung der provinziellen Interessen und Belebung des 
provinziellen Geistes überaus segensreich wirken. Bei 
erweiterten Funktionen bildet dasselbe das Schlussglied in 
der Reihe der Massregeln, deren Bestimmung es ist, dem 
Uebermaass der Centralisation entgegenzuwirken, die be- 
soldete Beamtenschaft zu mindern, die unabweislich ge- 
wordene Erhöhung der Besoldungen möglich zu machen. 
Decentralisation des staatlichen und wirtschaftlichen 
Lebens, Herstellung örtlicher und provinzieller Selbst- 
ständigkeit, soweit diese mit einer einheitlich - starken 
Staatsgewalt irgend vereinbar ist, dies muss das Ziel 
aller politischen Bestrebungen in Preussen sein, dies ist 
die Grundlage einer wahrhaft conservativen Politik. 

Damit indessen in dieser Richtung möglichst weit 
vorgegangen werden könne, müssen die Bestrebungen 
vorzugsweise dahin gerichtet sein, die Centrai-Staatsgewalt, 
d. h. die Krone und die Staats-Regierung auf alle Weise 
zu stärken und zu kräftigen. Es darf nicht erst dargetan 
werden, dass der abstrakte Constitutionalismus mit seiner 
auf Mistrauen basirten Theilung der Gewalten, mit seinen 
Advocatenkämpfen um Volks- und Regierungsrechte diese 
Kräftigung nicht verhoffen läßt. Hier hat die Geschichte 
bereits gerichtet. 
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IV. Vom Beginn der neuen Ära in Preußen 
bis zum Ausbruch des preußisch - öster- 
reichischen Krieges. Oktober 1858 bis Juni 

1866. 



A. Die Parteibewegung in Preußen. 

20. Die Hauptforderungen der vereinigten liberalen 
Fraktionen. 12. Oktober 1858. 

Aus: Parisius, Deutschlands politische Parteien und das 
Ministerium Bismarck. Band 1. Berlin 1878. S. 24. 

1. Sicherstellung der Freiheit der Wahlen, soweit 
dies irgend durch die Gesetzgebung möglich ist; nament- 
lich Feststellung der Wahlbezirke durch das Gesetz. 

2. Umbildung der Provinzial- und Kreisverfassung, 
der Gemeinde- und Städteordnung im Sinne früherer 
Selbstverwaltung. 

3. Aufhebung der gutsherrlichen Polizei. 

4. Beseitigung der bisher bestehenden Befreiungen 
von der Grundsteuer. 

5. Erlaß eines Gesetzes über die Verantwortlichkeit 
der Minister. 

6. Revision der Gesetze über die Presse zum Schutz 
der Presse und des Buchhandels gegen die bisherige An- 
wendung des Gewerbegesetzes von 1845. 

7. Erlaß des in der Verfassung § 26 in Aussicht 
gestellten Gesetzes zur Regelung des ganzen Unterrichts- 
wesens auf Grund des § 20: „Die Wissenschaft und ihre 
Lehre sind frei. 4 ' 
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8. Ausführung des § 12 der Verfassung: „Der Genuss 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unab- 
hängig von dem religiösen Bekenntnisse/ 4 

9. Revision der Gesetzgebung über die Zulässigkeit 
des Rechtsweges und das Recht der Verwaltungsbehörden 
durch Exekution eine Handlung oder Unterlassung zu er- 
zwingen, über deren Zulässigkeit durch die Gerichte rechts- 
kräftig erkannt worden. 

21. Der Aufruf der preußischen Demokratie. Königs- 
berg i. Pr., 5. November 1858. 

Aus: Die Grundsätze der Preussischen Demokratie. Berlin, 

Duncker 1859. S. 15—16. 

Ehrerbietung dem Könige! 

Achtung der Landesverfassung! 

Den Gemeinden Selbstverwaltung! 

Allen Bürgern gleiche Pflichten — gleiche Rechte! 

In Gemässheit dieser unserer politischen Grundsätze 
wünschen wir die gewissenhafte Handhabung der be- 
stehenden Landesverfassung, sowie die freisinnige Fort- 
bildung derselben auf gesetzlichem Wege, insbesondere: 

1. Feststellung der Wahlbezirke durch das Gesetz, 
Wiedereinführung des gleichmässigen Wahlrechts und 
der Stimmzettelwahl. 

2. Umbildung der städtischen und ländlichen Gemeinde- 
ordnung im Sinne freier Selbstverwaltung. 

3. Ausführung des Art. 97 der Verfassungsurkunde : 
„Die bestehende Steuergesetzgebung wird einer Revision 
unterworfen und dabei jede Bevorzugung abgeschafft." 

4. Revision der Gesetze über die Presse und das 
Vereinsrecht; Schutz der Presse gegen mögliche Willkür 
der Verwaltungsbeamten, namentlich gegen die zeither 
übliche Anwendung des Gewerbegesetzes v. J. 1845. 

5. Erlass des in Art. 12 der Verfassung verheissenen 
Gesetzes über das Unterrichtswesen im Sinne des Art. 20: 
„Die Wissenschaft und die Lehre ist frei." 

6. Sicherstellung der im Artikel 12 der Verfassung 
anerkannten Religionsfreiheit; gewissenhafte Ausführung 
der daselbst ausgesprochenen Bestimmung: Der Genuss 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unab- 
hängig von dem religiösen Bekenntnisse." 



Digitized by Google 



42 IV. Vom Beginn der neuen Ära in Preußen. 

Um das angegebene Ziel zu erreichen, thut es vor 
Allem Noth, dass nur solche Männer zu Abgeordneten 
erwählt werden, die sich in unabhängiger Stellung be- 
finden und — ohne für sich Etwas zu erstreben oder zu 
fürchten — das einmal für Recht Erkannte mit männlichem 
Freimuth zu vertreten die Fähigkeit und den ernsten 
Willen haben. 

Wir Unterzeichnete fordern diejenigen unserer Mit- 
bürger, welche die hier ausgesprochenen Ansichten theilen, 
auf, sich mit uns zu gemeinsamer Thätigkeit zu vereinigen. 
Wir behalten uns vor, seiner Zeit die zur Wahl geeignet 
erscheinenden Männer öffentlich namhaft zu machen. 

Möge die gewissenhafte Verfassungstreue, die bei 
Einsetzung der Regentschaft sich so glänzend bewährt hat, 
dem Vaterlande eine heilverkündende Vorbedeutung, dem 
Volke ein nachahmungswerthes Vorbild sein. Möge jeder 
Wähler — welcher Partei er angehöre — seine etwaigen 
persönlichen Ab- oder Zuneigungen dem höheren Zwecke 
unterordnen, und — ohne durch äussere Einflüsse oder 
Rücksichten sich bestimmen zu lassen — auf eine dem 
Gemeinwohl entsprechende Weise furchtlos und gewissen- 
haft seine Pflicht tun! 

22—24. Die Gründungsurkunden der deutschen 

Fortschrittspartei. 

a) Das Programm der Fraktion „Jung-Littauen u . 

13. Januar 1861. 

Aus: Parisius S. 33 ff. 

Unerschütterliche Treue dem Könige. 

Die Ueberzeugung, dass die Verfassung das uner- 
schütterliche Band ist, welches Fürst und Volk zusammenhält. 

Achtung für das gleiche Recht jedes Einzelnen. 

Durchführung der Selbstverwaltung in Gemeinden 
und Kreisen. 

Die Einsicht, dass die Existenz und Grösse Preussens 
abhängt von einer festen Einigung Deutschlands, die ohne 
eine starke Centralgewalt in den Händen Preussens und 
ohne Volksvertretung nicht gedacht werden kann. 

Das sind die Grundpfeiler unserer Politik. 

Wir glauben also, dass Preussen das Recht und die 
Pflicht habe, das Ringen des deutschen Volkes nach Ein- 
heit im Innern und Macht nach Aussen mit Nachdruck zu 
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unterstützen und wo durch Gewalt das Recht des Volkes 
gebrochen wird, wie in Kurhessen und in Schleswig- 
Holstein, durch thätige Hilfe dasselbe wieder herzustellen. 

Für seine innere Einrichtungen sich den Beifall der 
übrigen deutschen Stämme zu erwerben, ist eine Aufgabe, 
welche Preussen niemals aus den Augen zu lassen hat. 
Strenge und konsequente Verwirklichung des verfassungs- 
mässigen Rechtsstaats, Anregung aller Kräfte des Volkes 
zu erspriesslicher Thätigkeit, Schonung und Erhaltung 
dieser Kräfte durch eine gerechte Vertheilung der Steuer- 
last, durch weise Sparsamkeit in den Staatsausgaben sind 
demnach die unverrückbaren Grundlagen unseres politischen 
Strebens. 

Wir verlangen daher zuerst Schutz des Rechts durch 
wirklich unabhängige Richter und diesen Schutz für Jeder- 
mann gleich zugänglich. Demnach Beseitigung der Dis- 
ziplinar - Gesetze für Richter, Aufhebung des Anklage- 
Monopols einer abhängigen Staatsanwaltschaft, Aufhebung 
des Gesetzes vom 8. April 1847 über das Verfahren bei 
Kompetenz -Konflikten, Aufhebung des Gesetzes vom 
13. Februar 1854 betreffend die Konflikte bei gerichtlichen 
Verfolgungen wegen Amts- und Diensthandlungen, Wieder- 
herstellung endlich der Kompetenz der Geschworenen- 
gerichte für politische und Pressvergehen. 

Wir verlangen dann weiter Erlass des im Artikel 61 
der Verfassung in Aussicht gestellten Gesetzes wegen 
Verantwortlichkeit der Minister. 

Die durch Artikel 12 der Verfassung gewährleistete 
Gleichberechtigung aller Religions-Genossenschaften wollen 
wir mit Nachdruck wahren. 

Eine Revision des Gesetzes über die Presse vom 
12. Mai 1851 und des Gesetzes wegen Erhebung einer 
Stempelsteuer von politischen und Anzeigeblättern vom 
2. Juni 1852 erscheint uns im Interesse der Pressfreiheit 
dringend geboten. 

Wir werden die Entlastung des Handels von den 
Fesseln befürworten, welche zum Nachtheile der grossen 
Masse in unsern Zöllen und Konsumtions-Steuern noch 
bestehen, ebenso eine Revision der Gewerbegesetzgebung 
in dem Sinne unterstützen, dass die beschränkenden und 
an das veraltete Zunftwesen erinnernden Vorschriften auf- 
hören und unter Beseitigung des polizeilichen Konzessions- 
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Wesens die freie Bewegung jeder gewerblichen Kraft er- 
laubt werde. 

Aus der Selbstverwaltung der Gemeinden und Kreise 
folgt die Beschränkung der Oberaufsicht des Staats auf 
die Fälle, in denen das Interesse des Ganzen durch die 
Selbstverwaltung leidet, — aus der Gleichberechtigung 
aller Staatsbürger die Beseitigung des ständischen Prinzips ; 
diese Grundsätze werden uns bei Berathung von Kreis- 
und Städteordnung leiten. 

Bei der Vorlage über die Einführung der Zivilehe 
und bei Regelung des Unterrichtswesens werden wir den 
Grundsatz der Trennung von Staat und Kirche stets fest- 
halten und Ueberschreitungen der letzteren abwehren, 
daher der obligatorischen Form der Zivilehe das Wort 
reden, und für den verfassungsmässigen Erlass eines 
Unterrichtsgesetzes wirken. 

Für die Ehre und die Machtstellung unsers Vater- 
landes, wenn diese Güter durch einen Krieg gewahrt oder 
erlangt werden müssen, wird uns niemals ein Opfer zu 
gross sein; im Interesse einer nachhaltigen Kriegführung 
aber erscheint uns die grösste Sparsamkeit für den Militär- 
etat im Frieden geboten. Wir haben die Ueberzeugung, 
dass die Aufrechterhaltung der Landwehr, die allgemein 
einzuführende körperliche Ausbildung der Jugend, die er- 
höhte Aushebung der waffenfähigen Mannschaft, bei zwei- 
jähriger Dienstzeit für die vollständige Kriegstüchtigkeit 
des preussischen Volks in Waffen Bürgschaft leistet. 

b) Das Gründungsprogramm vom 6. Juni 1861. 

Aus: Parisius S. 36 ff. 

Im November dieses Jahres endigt die Legislatur- 
periode des gegenwärtigen Abgeordnetenhauses. Noch 
im Laufe des Jahres wird daher das ganze Volk zu einer 
Neuwahl seiner Abgeordneten berufen werden. Der 
drängende Ernst der Zeiten, die unsichere Lage der 
äusseren Verhältnisse unseres Vaterlandes, die inneren 
Schwierigkeiten, denen das gegenwärtige Abgeordneten- 
haus sich nicht gewachsen zeigte, verpflichten wie noch 
nie zuvor jeden wahlberechtigten Preussen zu einer eifrigen 
und furchtlosen Bethätigung seiner politischen Ueberzeugung 
in Ausübung seines Wahlrechtes. Um dieser Pflicht zu 
genügen und den Mitbürgern, welche derselben Ueber- 
zeugung mit uns sind, einen festen Mittelpunkt bei den 
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bevorstehenden Wahlen zu geben, sprechen wir schon 
jetzt die politischen Grundsätze, die uns bei denselben 
leiten, in nachstehendem Wahlprogramm aus: 

Wir sind einig in der Treue für den König und in 
der festen Ueberzeugung, dass die Verfassung das unlös- 
bare Band ist, welches Fürst und Volk zusammenhält. 

Bei den grossen und tiefgreifenden Umwälzungen in 
dem Staatensysteme Europa's haben wir aber nicht minder 
die klare Einsicht gewonnen, dass die Existenz und die 
Grösse Preussens abhängt von einer festen Einigung 
Deutschlands, die ohne eine starke Zentralgewalt in den 
Händen Preussens und ohne gemeinsame deutsche Volks- 
vertretung nicht gedacht werden kann. 

Für unsere inneren Einrichtungen verlangen wir eine 
feste liberale Regierung, welche ihre Stärke in der Achtung 
der verfassungsmässigen Rechte der Bürger sieht, es ver- 
steht, ihren Grundsätzen in allen Schichten der Beamten- 
welt unnachsichtlich Geltung zu verschaffen, und uns auf 
diesem Wege die Achtung der übrigen deutschen Stämme 
erringt und erhält. 

In der Gesetzgebung scheint uns die Strenge und 
konsequente Verwirklichung des verfassungsmässigen 
Rechtsstaats eine erste und unbedingte Nothwendigkeit. 

Wir verlangen daher insbesondere Schutz des Rechtes 
durch wirklich unabhängige Richter und diesen Schutz für 
Jedermann gleich zugänglich, demnach Beseitigung des 
Anklage -Monopols einer abhängigen Staatsanwaltschaft, 
Aufhebung des Gesetzes vom 8. April 1847 über das 
Verfahren bei Kompetenz-Konflikten, Aufhebung des Ge- 
setzes vom 15. Februar 1854, betreffend die Konflikte 
bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts- und Dienst- 
handlungen , überhaupt wirkliche Verantwortlichkeit der 
Beamten, endlich Wiederherstellung der Kompetenz der 
Geschworenen für politische und Pressvergehen. 

Wir verlangen dann weiter endlichen Erlass des in 
Artikel 61 der Verfassung in Aussicht gestellten Gesetzes 
über Verantwortlichkeit der Minister. 

Nicht minder nothwendig erscheint uns zu Preussens 
Ehre und zum Ausbau der Verfassung die Herstellung 
einer auf den Grundsätzen der Gleichberechtigung und der 
Selbstverwaltung gestützten Gemeinde-, Kreis- und Pro- 
vinzial- Verfassung unter Aufhebung des ständischen Prin- 
cipes und der gutsherrlichen Polizei. 
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Die in Artikel 12 der Verfassung gewährleistete 
Gleichberechtigung aller Religionsgenossenschaften muss 
mit Nachdruck gewahrt werden. 

Die Hebung des Unterrichtswesens in der Volksschule, 
sowie in den Realschulen und den Gymnasien kann nur 
durch den endlichen Erlass des Unterrichts-Gesetzes nach 
Beseitigung der ministeriellen verfassungswidrigen Regu- 
lative und Normal- Vorschriften erfolgen. In diesem Unter- 
richts-Gesetze, sowie bei der dringenden Ehegesetzgebung 
muss, bei letzterer durch die Annahme der obligatorischen 
Zivil-Ehe, die Trennung des Staates von der Kirche fest- 
gehalten und vervollständigt werden. 

Die unerwartet grossen Lasten, die in der vergangenen 
Legislatur-Periode dem Lande auferlegt sind, fordern un- 
bedingt, dass die wirtschaftlichen Kräfte des Landes 
gleichzeitig entfesselt werden, somit, dass eine Revision 
der Gewerbe-Gesetzgebung, wie sie bereits vom gegen- 
wärtigen Abgeordnetenhause in seinen Resolutionen nieder- 
gelegt ist, in's Leben trete. 

Für die Ehre und die Machtstellung unseres Vater- 
landes, wenn diese Güter durch einen Krieg gewahrt oder 
erlangt werden müssen, wird uns niemals ein Opfer zu 
Opfer zu gross sein . . . l ) 

Die Erreichung dieser Ziele wird aber, das muss auch 
dem blödesten Auge nach der Geschichte der drei letzten 
Jahre unbedingt klar sein, ein frommer Wunsch bleiben, 
so lange nicht auf verfassungsmässigem Wege eine durch- 
greifende Reform des gegenwärtigen Herrenhauses erfolgt 
ist. Diese muss daher als der Anfang aller Reformen vor 
Allem mit Energie angestrebt werden. 

Wir fordern nun alle Gleichgesinnten auf, Männer zu 
wählen, die diese Grundsätze, die Grundsätze der deutschen 
Fortschrittspartei, tief im Herzen tragen, Männer, 
deren Charakter und äussere Lebensstellung dafür bürgt, 
dass sie diese Grundsätze offen und von Rücksichten jeder 
Art unbeirrt im Abgeordnetenhause bekennen. 

Wir halten es endlich für die Pflicht eines jeden 
Gleichgesinnten, den seine Mitbürger zum Abgeordneten 
wählen wollen, mit Hintansetzung allen eigenen Interesses 
dem Vertrauen seiner Mitbürger durch Annahme des 
Mandats zu entsprechen. 

1) Dieser Absatz ist wörtlich gleichlautend mit S. 44. 
Zeile 17-27. 
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Im verfassungsmässigen Staate werden Ziele nur 
durch ebenso fruchtlose als konsequente und zähe Aus- 
übung verfassungsmässiger Rechte erreicht. 

Mögen daher alsbald im ganzen Lande unsere gleich- 
gesinnten Mitbürger, ferner liegende Meinungsunterschiede 
vergessend, von der verfassungsmässigen Freiheit des 
Vereinsrechtes zum Zwecke der Wahlen — § 21 des 
Gesetzes vom 11. März 1850 — durch Bildung von Lokal- 
Wahl vereinen oder Komitee Gebrauch machen. 

c) Der erste Wahlaufruf der deutschen Fortschritts- 
partei. 29. September 1861. 

Aus: Parisius S. 45 ff. 

Dass die nächsten Jahre von einer entscheidenden 
Wichtigkeit in der grossen Bewegung unserer Tage sein 
werden, ist Niemanden zweifelhaft. In gespannten Ver- 
hältnissen der inneren und äusseren Lage drängen die 
höchsten Fragen der Gesetzgebung und der Politik zur 
Entscheidung. Auf die Art dieser Entscheidung muss der 
Ausfall der bevorstehenden Wahlen einen mächtigen Ein- 
fluss üben. Zu ihnen werden daher von allen Seiten die 
Kräfte in Bewegung gesetzt. Die absolutistisch - aristo- 
kratische Partei, welche sich die konservative nennt, rüstet 
sich, die vor drei Jahren verlorene Herrschaft wieder zu 
gewinnen. Gelänge es ihr, das Haus der Abgeordneten 
zu beherrschen, wie sie das gegenwärtige Herrenhaus 
beherrscht, so würde eine Periode der Reaktion wieder- 
kehren, wie sie zehn Jahre lang Preussen im Innern zer- 
rüttet und vor dem Auslande erniedrigt hat. Ihr gegen- 
über wird die grosse liberale Mehrheit des Landes überall 
einig zusammenstehen. Sie ist einig in dem Streben nach 
einer fortschreitenden Entwickelung unserer Gesetzgebung 
auf dem konstitutionellen Boden, wie in dem Streben nach 
einer Einigung Deutschlands unter preussischer Führung 
in Verbindung mit einer deutschen Volksvertretung. Sie 
muss auch einig sein in der Erkenntniss und in dem festen 
Willen, dass nicht länger gezögert werden darf, diesen 
Bestrebungen thatsächliche Resultate zu gewinnen, während 
die reaktionären Gegner unter Vorspiegelungen der Selbst- 
regierung nur eine absolutistische Willkür zu fördern 
wussten, mit der alles regiert ward, was nicht zum privi- 
legirten Kreise der Aristokratie gehört, und jetzt im Bunde 
mit den preussenfeindlichen Elementen der deutschen 
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Staaten die Erhaltung der alten Zerrissenheit, ja sich 
gerade zu als antinationale Partei proklamieren, weil sie 
wissen, dass die Einheit Deutschlands nur unter dem 
liberalen Banner möglich ist. 

In dem Wahlprogramm der deutschen Fortschritts- 
partei vom Juni dieses Jahres sind die Punkte bezeichnet, 
welche nach unserer Meinung in den nächsten Jahren eine 
gesetzliche Regelung erheischen. Die Presse und die 
Programme der bisherigen ministeriellen Mehrheit im Hause 
der Abgeordneten stimmen uns in den wesentlichsten 
Fragen zu. Nur pflegen sie zu erinnern, dass man die 
Abgeordneten nicht zu sehr binden, nicht zu Vieles be- 
treiben, nicht zu sehr eilen und drängen dürfe; nur wollen 
sie keinen Tadel ihrer Wege und Erfolge in den letzten 
Sitzungsperioden dulden. Auch wir verkennen nicht, dass 
manches Nützliche geschehen ist, obgleich die wichtigsten 
Bestrebungen des Abgeordnetenhauses durch das Herren- 
haus paralysirt worden sind. Wir verkennen in keiner 
Weise die Wiederkehr einer gerechten, humanen und libe- 
ralen Leitung der Verwaltung. Aber wir halten ein ener- 
gischeres Vorgehen auf der 1858 betretenen Bahn, die 
Beseitigung widerstrebender Elemente in der Verwaltung 
und die Herbeiführung der unentbehrlichen Uebereinstimmung 
zwischen der Regierung und ihren Organen für unerläss- 
lich. Wir meinen, dass überhaupt eine den bestehenden 
Gesetzen entsprechende Verwaltung allein in dem drängen- 
den Ernst der europäischen Verhältnisse nicht genügt, 
dass eine entschlossene Beseitigung der retrograden Ge- 
setze, deren Erlass die Führer der konstitutionellen Partei 
einst vergeblich bekämpft haben, und durchgreifende Re- 
formen nothwendig sind, um die materiellen, geistigen und 
moralischen Kräfte derartig zu heben und zu entwickeln, 
dass wir mit Vertrauen in die Zukunft blicken und hoffen 
dürfen, auch das Vertrauen Deutschlands zu gewinnen zu 
dem grossen Ziele, dass ein festes politisches Band die 
kleineren Staaten in militärischer, diplomatischer und handels- 
politischer Beziehung mit Preussen verbinde. 

Wir beabsichtigen keineswegs eine prinzipielle Oppo- 
sition gegen die gegenwärtige Regierung. Wir machen 
auch nicht für alles Thun oder Unterlassen der bisherigen 
Majorität des Abgeordnetenhauses jedes einzelne Mitglied 
derselben verantwortlich, auch gedenken wir der Wieder- 
wahl solcher Mitglieder entgegen zu treten, die entweder 
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durch ihre politische Spezialität zu einer hervorragenden 
Thätigkeit in jedem preussischen Parlamente berufen sind, 
oder durch ihre Persönlichkeit zu der Aussicht berechtigen, 
dass sie bei einer richtigen Parteiorganisation zu einer 
kräftigeren Wirksamkeit gelangen werden. Aber wir 
müssen daran festhalten, dass in den letzten drei Jahren 
nicht genug geschehen ist, um die als nothwendig er- 
kannten Reformen in das Leben zu führen, dass der Ruf 
des Maasshaltens und Nichtdrängens, welcher bei den 
letzten Wahlen massgebend war, allzu lange und allzu 
ausschliesslich befolgt worden ist, dass man allzu oft die 
Zwecke gewollt, aber die Mittel nicht ergriffen hat. Wir 
meinen, dass das neue Haus der Abgeordneten eine ent- 
schlossene Initiative ergreifen und von seinen verfassungs- 
mässigen Rechten einen entschiedenen Gebrauch machen 
muss, um neben einer starken Regierung ein selbsttätiges 
und kraftvolles öffentliches Leben, neben der Ordnung 
eine fortschreitende Entwicklung zu sichern. Wir halten 
vor allen Dingen, und wenn irgend welche Erfolge erzielt 
werden sollen, eine Umgestaltung des Herrenhauses auf 
verfassungsmässigem Wege für so dringend erforderlich, 
dass wir sofortige Schritte dazu jedem unserer Vertreter 
zur ersten Pflicht machen müssen. 

Wir hoffen, das preussische Volk wird durch seine 
Wahlen diesen Anschauungen einen unzweideutigen Aus- 
druck geben. Wir ermahnen, Männer zu wählen, die 
diesen Standpunkt rückhaltlos vertreten, Männer von Cha- 
rakter und Gesinnung, unabhängig von Rücksichten jeg- 
licher Art. Wir erinnern an die grosse Bedeutung des 
nahenden Wahlkampfes und fordern unsere politischen 
Freunde auf, in diesem Sinne alle ihre Kräfte anzustrengen 
zum Heile des Vaterlandes. 

Die feudale Partei rühmt sich, über alle Theile des 
Landes eine kräftige Organisation ausgebreitet zu haben, 
besitzt fast in jedem Kreise Komites oder Vertrauens- 
männer zur Betreibung der Wahlagitation, bietet alle lo- 
kalen Einflüsse, alle Privatinteressen auf, die ihr zu Ge- 
bote stehen. Sie sucht auf der einen Seite den Fanatismus 
extremer religiöser Richtungen, auf der anderen durch 
eine vorgespiegelte Solidarität der Interessen den Hand- 
werkerstand in unnatürlicher Koalition für ihre Zwecke 
auszubeuten. Sie fühlt sich stark genug, auf ihrem Kon- 
gresse zu erklären, dass sie nur ihre Männer wolle, und 
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dass es ihr ausser ihren Anhängern gleichgültig sei, ob 
der Abgeordnete in freisinnigem Bestreben mehr oder 
weniger weit gehe. Es ist dringend nothwendig, dass 
wir den Gegnern mit gleichem Eifer begegnen. Wir 
dürfen nicht zögern, bis die Wahlmänner ernannt sind. 
Es müssen bei Zeiten, namentlich auch auf dem platten 
Lande, Verbindungen angeknüpft, die Einzelnen angeregt, 
Kandidaten bezeichnet werden, um Wahlmänner zu er- 
halten, die entschieden und rückhaltlos der liberalen Partei 
angehören. 

25. Eine Konservative Kundgebung: 
Das Programm des preußischen Volksvereins (Antinational- 

vereins). 20. September 1861. 

Aus: Parisius S. 42. 

„Die Unterzeichneten, welche sich hierdurch als 
preussischer Volks verein konstituiren und damit zugleich 
die Absicht zu erkennen geben, nicht allein auf die be- 
vorstehenden Wahlen in ihrem Sinne einzuwirken, sondern 
auch über die Wahlen hinaus allen gleichgesinnten Männern 
des preussischen Volkes überhaupt einen Mittelpunkt und 
ein Organ zu verschaffen und damit auch selbst den Ge- 
sinnungsgenossen im weiteren deutschen Vaterlande die 
Hand zu bieten, — haben sich einstweilen einmüthig und 
einstimmig über folgende Hauptpunkte vereinigt: 

I. Einigkeit unseres deutschen Vaterlandes, doch nicht 
auf den Wegen des „Königreichs Italien" durch Blut und 
Brand, sondern in der Einigung seiner Fürsten und 
Völker und in Festhaltung an Obrigkeit und Recht. Keine 
Verleugnung unseres Preussischen Vaterlandes und seiner 
ruhmreichen Geschichte; kein Untergehen in dem 
Schmutz einer deutschen Republik; kein Kronen- 
raub und Nationalitäten-Schwindel. 

II. Kein Bruch mit der Vergangenheit im Innern 
unseres Staates; keine Beseitigung des christlichen Fun- 
daments und der geschichtlich bewährten Elemente unserer 
Verfassung; keine Verrückung des Schwerpunktes unserer 
Europäischen Stellung durch Schwächung der Armee; kein 
parlamentarisches Regiment und keine konstitutionelle 
Minister-Verantwortlichkeit; persönliches Königthum von 
Gottes- und nicht von Verfassungs-Gnaden; kirchliche Ehe, 
christliche Schule, christliche Obrigkeit; kein Vorschub- 
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leisten der immer weiter umsichgreifenden Entsittlichung 
und Nichtachtung göttlicher und menschlicher Ordnung. 

III. Schutz und Werthschätzung der ehrlichen Arbeit, 
jedes Besitzes, Rechtes und Standes; keine Begünstigung 
und ausschließliche Herrschaft des Geld-Kapitals; kein 
Preisgeben des Handwerkes und Grundbesitzes an die 
Irrlehren und Wucherkünste der Zeit. Freiheit in der 
Theilnahme des Unterthanen an der Gesetzgebung und 
in der Autonomie und Selbstregierung der Korporationen 
und Gemeinden; Freiheit in der Festhaltung der schützen- 
den Ordnung. Kein Einlenken in den bureaukratischen 
Absolutismus und in die soziale Knechtschaft durch das 
Mittel einer schranken- und zuchtlosen Anarchie und in 
die Nachahmung der politischen und sozialen Gestaltungen, 
welche Frankreich in den Cäsarismus geführt. Ausbau 
unserer Verfassung im Sinne deutscher Freiheit, in Liebe 
und Treue zu König und Vaterland. 

26. Eine programmatische Kundgebung der preußischen 

Centrumspartei. 1861. 

Aus: Die Fraction des Centrums. (Katholische Fraction.) In 
zwölf Briefen. Gewidmet den katholischen Wählern in Preußen. 
Mainz 1861. Bibl. des preuß. Abgeordnetenhauses. 

Wir leben gegenwärtig in der Zeit der Programme. 
Da ist keine Partei, die nicht ein solches in die Welt 
sendet ; ja man lässt es nicht einmal bei einem einzigen 
Programm für die Gesammtpartei, sondern in verschiedenen 
Landestheilen werden noch besondere Programme gemacht. 
Man stellt darin eine Reihe von Forderungen auf und thut, 
als wäre man im Stande, dieselben bei dem ersten Auf- 
treten zu erreichen. Wie nutzlos solche Programme sind, 
hat die Geschichte längst bewiesen: sie sind aber auch 
ganz überflüssig, da z. B. Jeder, der zur Fahne des 
Nationalvereins, der Demokratie oder des Absolutismus 
schwört, längst weiss, was seine Partei erstrebt. 

Die Fraction des Centrums hat kein Programm auf- 
gestellt, einestheils weil sie sich die Lehre der Geschichte 
von der Nutzlosigkeit eines solchen zu eigen gemacht 
hat, andemtheils weil sie es verschmäht, das Volk zu 
täuschen, als wäre sie im Stande, durch ein blosses Pro- 
gramm das Glück und die Freiheit desselben zu begründen. 
Was sie erstrebt, liegt klar vor in den Verhandlungen des 
Abgeordnetenhauses, sowie in den früher erwähnten 
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Schriften; in diesen ist, wenn man den Ausdruck ge- 
brauchen will, ihr Programm enthalten. l ) Darnach ist sie, 
um mit der deutschen Frage zu beginnen, grossdeutsch, 
d. h. sie will, dass das ganze Deutschland vereinigt bleibe, 
dass Oesterreich nicht von uns getrennt werde; sie will 
das, weil das Nationalgefühl und die Pflicht der Selbst- 
erhaltung es fordern. Sie will nicht die Einheit Deutsch- 
lands, welche nur durch Revolution und Bruderkrieg zu 
erreichen ist; sie will zunächst eine Einigung Deutschlands 
auf der Grundlage der Fortentwickelung der bestehenden 
Rechtsverhältnisse, die weit eher zur Macht und Freiheit 
des Vaterlandes führt, als der gewaltsame Umsturz der 
legitimen Obrigkeit, wie ihn die sogenannten Kleindeutschen 
beabsichtigen. Aus diesem Grunde kämpft sie auch für 
das legitime Recht der Obrigkeit in andern Ländern. Sie 
kämpft ferner für die Freiheit nicht allein der katholischen, 
sondern jeder Confession von staatlicher Bevormundung, 
für die Verbindung der Schule mit der Kirche, für die 
corporative Selbstständigkeit des Handwerkerstandes und 
der volkswirtschaftlichen Genossenschaften , kurz für 
Selbstregierung auf allen Gebieten des bürgerlichen Lebens. 
Aus diesem Grunde hat sie sich bisher nicht für die un- 
beschränkte Gewerbefreiheit erklärt: sie will, dass der 
Handwerkerstand selber sich darüber ausspreche, was er 
für heilsam hält, nicht aber, dass Capitalisten und Dema- 
gogen, von denen die einen wie die anderen ihren Vor- 
theil im Auge haben, über sein Wohl und Wehe Gesetze 
machen, ohne seinen Willen und seine Wünsche zu be- 
obachten. Der Handwerkerstand muß am besten selbst 
wissen, was ihm noth thut; bisher hat die bei Weitem 
grössere Mehrzahl desselben sich gegen die unbedingte 
Gewerbefreiheit erklärt. Hoffentlich wird er mit der Zeit 
die goldene Mittelstrasse finden. 



1) Die Schriften sind: „Die katholischen Interessen bei 
den Budgetverhandlungen in den preussischen Kammern des 
Jahres 1852—53. Verlag von Schöningh in Paderborn 1853." 
— „Die katholischen Interessen in den preussischen Kammern 
des Jahres 1853—54. Verlag von Engels u. Leusch in Düssel- 
dorf 1854." — „Die Lage der Katholiken in Preussen am Schlüsse 
der 3. Legislaturperiode 1855." — „Parlamentarische Reden 
der Gebrüder Reichensperger. Als Material zu einer Charakte- 
ristik der grossdeutschen und katholischen Fraction 1848—1857. 
Verlag von Manz in Regensburg 1858." — „Deutschlands nächste 
Aufgaben. Von August u. Peter Reichensperger. 1860 u . 
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In den angedeuteten Punkten steht die Fraction des 
Centrums mit der Kreuzzeitungspartei auf demselben 
Standpunkte. Dagegen kämpft sie ihren Grundsätzen 
getreu mit den Liberalen für die Grundsteueraus- 
gleichung, für die Aufhebung unberechtigter Privilegien, 
für die Ausbildung des Rechtsstaates, für die Beseitigung 
bureaukratischer Willkür, für eine freie Gemeinde-, Kreis- 
und Provincialverfassung. Aus dieser Zusammen- und 
Gegenüberstellung der Hauptpunkte auf dem Gebiete der 
inneren und äußeren Politik geht schon zur Genüge hervor, 
dass die Fraction des Centrums ihren eigenen Weg geht, 
dass sie weder mit den „Junkern" oder „Kreuzrittern, 44 
noch mit den Liberalen im Bunde steht: sie sucht das 
Gute zu erreichen, wo und wie sie kann, und darum geht 
sie zuweilen mit dieser, zuweilen mit jener Partei. An 
einen Bund aber mit der einen oder andern Fraction ist 
nicht zu denken, dafür sind die Unterschiede zwischen ihr 
und ihnen zu gross. 

Nun noch einige Worte für die bevorstehenden Wahlen! 
Kein Unbefangener wird mit Recht etwas gegen die Frac- 
tion des Centrums vorbringen können. Sie verbietet nicht 
Einzelnen ihrer Mitglieder, ihre Ueberzeugung in der 
Kammer auszusprechen und sich ihrer Stimme zu ent- 
halten, sobald die Majorität der Fraction etwas Anderes 
beschlossen hat, — solche Fractionen sind nicht nur un- 
sittlich, sondern sie sind auch geradezu gegen die Ver- 
fassung. Die Fraction des Centrums ist kein Staat im 
Staate, keine Kammer in der Kammer, sie übt keinen Ge- 
wissens- und Stimmzwang aus; auf dergleichen Machi- 
nationen hat sie sich nie eingelassen. Alle Ausstellungen, 
die man ihr gemacht hat, sind, wie wir gesehen haben, 
völlig unbegründet. In die Fraction des Centrums kann 
jeder Ehrenmann von gutem Willen eintreten. Wie aber 
Katholiken Mitglieder einer andern Fraction sein können, 
das verstehe ich nicht. 

Ein katholischer Wahlmann, der noch von wahrem 
Katholicismus durchdrungen ist, kann nicht allein keinen 
Anstand nehmen, einem solchen Candidaten bei der Wahl 
seine Stimme zu geben, der in die Fraction des Centrums 
eintreten will, sondern er hat sogar die moralische Ver- 
pflichtung, nur einen solchen zu wählen, der sich für den 
Eintritt in dieselbe erklärt. Ein solcher Abgeordneter wird 
nämlich nicht allein die katholischen Interessen vertreten, 
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sondern auch für die Interessen des bürgerlichen und poli- 
tischen Lebens wirken; er wird also thuen, was jedem 
Katholiken sowohl als solchem wie auch als Staatsbürger 
die Pflicht auferlegt. Während der Katholik, der in eine 
andere Fraction eintritt, immer nur halb dieselbe erfüllen 
kann, — um keinen andern Ausdruck zu gebrauchen, — 
erfüllt er als Mitglied der Fraction des« Centrums dieselbe 
ganz und in ihrem vollen Umfange. Die Wahl kann dem- 
nach einem katholischen Wahlmann von guter Gesinnung 
gewiss nicht schwer fallen. 

Die Hauptsache ist zunächst, die Indolenz zu über- 
winden, und dazu fordert gewiss der Ernst der Zeit, die 
wahrlich nicht darnach angethan ist, dass man die Hände 
in den Schoss lege, laut mahnend Jeden auf. Allerwärts 
rühren sich die Gegner, sie wühlen und arbeiten, um das 
längst ersehnte Ziel zu erreichen; erheben wir uns daher 
und rasten wir ebenfalls nicht, sondern schaaren wir uns 
ebenfalls fest und treu zusammen und thuen wir unsere 
Pflicht. Mögen wir uns nicht durch das Geschrei und die 
heuchlerischen Worte der Tagesblätter irreführen und 
täuschen lassen! 

Es kommt nicht darauf an, dass ein grosser „Redner" 
gewählt werde; die Fraction des Centrums hat Redner 
genug, um die besonderen wie die allgemeinen Interessen 
zu vertreten, sie hat deren bis jetzt mehr gehabt, als jede 
andere Fraction, und hoffentlich werden dieselben auch 
nächstens wieder da sein. Es kommt auch nicht gerade 
darauf an, dass ein Mann aus dem Kreise selbst gewählt 
werde: die Meinung, als seien dann, wenn man einen 
solchen nach Berlin schicke, die Interessen des Kreises 
besser gewahrt, ist durchaus falsch; denn die speciellen 
Interessen eines Kreises kommen dort fast nie zur Sprache, 
und selbst wenn sie zur Rede kommen, ist es doch immer 
nur ein einzelner Theil derselben, von dem der Eingeborene 
in Folge seines Berufes oder seines Wohnortes gewöhnlich 
nicht mehr weiss, als der in dem Kreise nicht Wohnhafte. 
Wenn man für alle Interessen eine vollständige Vertretung 
haben wollte, dann müsste man in jedem Kreise eben so 
viele Abgeordnete wählen, als es Interessen gibt, also für 
die Landwirthschaft , für die Industrie, für den Handel 
u. s. w. einen besonderen Abgeordneten. Die Hauptsache 
ist, dass ein Mann gewählt werde, dessen entschieden 
gute Gesinnung erprobt ist, der ferner den Willen und die 
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gehörige Bildung hat, um in irgend einer Weise sich 
nützlich zu machen. Spaziergänger giebt es unter den 
Abgeordneten leider nur zu viele! Das Feld der Thätig- 
keit ist aber sehr gross. 

Also frisch an's Werk! Ueberlegen wir sorgfältig, 
wie gemeinsam operiert werden muss, arbeiten wir all- 
seitig nach Einem Plane. Bei der Rastlosigkeit der Gegner 
ist kein Augenblick mehr zu verlieren. 

27. Die letzte programmatische Kundgebung der Altliberalen. 

12. März 1802. 

Aus: Parisius S. 55. 

Die unterzeichneten Mitglieder der konstitutionellen 
Partei haben sich über nachfolgendes Programm als Grund- 
lage und Richtschnur für die bevorstehenden Wahlen zum 
Hause der Abgeordneten vereinigt: 

I. Die konstitutionelle Partei hält fest an ihrem obersten 
Grundsatz: treu dem Könige und der Verfassung. Sie will 
ein starkes Königthum der Hohenzollern und die volle 
Geltung der dem Volke verbürgten Rechte. 

II. Sie will, dass Preussen nach aussen eine feste 
nationale Politik einhalte und in der deutschen Frage die 
Herstellung des Bundesstaats im weitern Bunde mit parla- 
mentarischer Vertretung sich zur Aufgabe setze — unter 
Wahrung der innern Selbstständigkeit der Einzelstaaten, 
mit preussischer Führung in den militärischen, diploma- 
tischen und handelspolitischen Angelegenheiten. 

III. Im Innern fordert sie eine verfassungsmässige, 
gerechte und freisinnige Regierung und den Ausbau der 
Verfassung in deren Geist durch organische Gesetze. 

IV. Die Einheit in der Leitung und Führung der 
Staatsgeschäfte ist die Bedingung eines starken und segens- 
reichen Regiments. Diese Einheit ist als dringendes Be- 
dürfniss anzuerkennen, nicht blos in der Uebereinstimmung 
der leitenden Staatsmänner, sondern auch in der Wahl der 
höheren Verwaltungsbeamten. 

V. Das Herrenhaus in seiner gegenwärtigen Zu- 
sammensetzung ist ein Haupthin derniss einer freisinnigen 
und nationalen Politik und einer gedeihlichen Entwickelung 
der Gesetzgebung, insbesondere für die Ordnung der 
Kreis- und Gemeindeverfassung und der volkswirthschaft- 
lichen Verhältnisse. Es ist nothwendig, dass eine Reform 
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des Herrenhauses durch Anwendung der verfassungs- 
mässigen Mittel herbeigeführt werde. 

VI. Aufrechterhaltung der Reorganisation des Heeres, 
aber Ersparungen im Militäretat durch Beurlaubungen, 
Revision der Grundsätze über die Pensionierungen und 
überhaupt, wo sie ausführbar erscheinen, ohne die Kriegs- 
bereitschaft des Heeres und die Wehrkraft des Landes zu 
schwächen. 

VII. Es ist mit Entschiedenheit darauf hinzuwirken, 
dass mit Erhebung der regulirten Grundsteuer im Jahre 
1865 das Gleichgewicht im Staatshaushalt-Etat wieder- 
hergestellt und schon jetzt die im Militäretat trotz der 
oben bezeichneten Ersparungen verbleibenden Mehraus- 
gaben in anderer Weise, als im Wege des bisherigen 
Steuerzuschlags gedeckt werden. 

VIII. Nur wenn das königliche Staatsministerium dem 
Lande durch die That den Beweis liefert, dass es 
sich in seiner Gesammtheit zu den vorstehenden Grund- 
sätzen bekennt, und dieselben zu Geltung bringt, erachten 
es die Unterzeichneten als die Aufgabe und Pflicht der 
konstitutionellen Partei, das königliche Ministerium zu unter- 
stützen. 

28 -29. Die Fortschrittspartei in der Konfliktzeit. 

a) Wahlaufruf vom 14. März 1862. (Absage an die 

Altliberalen.) 

Aus: Parisius S. 56 ff. 

Die liberalen Parteien des Vaterlandes waren fast 
durchgängig einverstanden über die Ziele der politischen 
Bestrebungen, welche das Wahlprogramm vom 9. Juni 
1861 aufstellte. Sie halten auch jetzt an diesen Zielen 
fest. Nur in der Beurtheilung der Vergangenheit und in 
den Mitteln der Gegenwart gehen sie auseinander. Der 
Aufruf der deutschen Fortschrittspartei vom 29. Sep- 
tember 1861 mahnte zur kräftigen Verfolgung dieser Ziele, 
so wie zur Einigung aller liberalen und nationalen An- 
strengungen gegen die reaktionäre Feudalpartei, 
welche damals die Miene annahm, als könnte sie durch die 
Hülfe des preussischen Volkes die ihren Händen 1858 ent- 
nommene Herrschaft wiedergewinnen. Gegen sie haben 
die Wahlen des vorigen Jahres unwiderruflich entschieden. 
Im unversöhnlichen Widerspruch mit den lebendigen Kräften 
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unserer Zeit wird diese Partei, die nie den Staat, sondern 
nur ihre Geltung im Staate will, durch die Wahlen und 
mit dem Willen des preussischen Volkes niemals wieder 
in Preussen regieren. Sie ist nichts, sobald sie nicht 
von der Macht der Regierung künstlich gestützt 
und getragen wird. 

Aber die Hoffnungen auf ein energisches Fortschreiten, 
welche sich an die Wahlbewegung des vorigen Jahres 
knüpften, haben sich nicht verwirklicht. Die Männer, denen 
Se. Majestät der König 1858 unter den freudigen Er- 
wartungen seines Volkes die Regierung anvertraute, haben 
weder mit dem Abgeordnetenhause von 1859, über dessen 
Mehrheit sie verfügen konnten, noch mit dem von 1862, 
welches, entschieden liberal, jeden liberalen Schritt des 
Ministeriums zu unterstützen bereit war, die Bahn der 
Reformen betreten, welche die freiheitliche Entwicklung 
unseres Staates sichern und aus der ungewissen Ueber- 
gangszeit eines beginnenden Verfassungslebens zu den 
festen Formen eines geordneten Rechtsstaates führen 
sollten. Die Verheissung eines zeitgemässen Ausbaues 
unserer noch in den wesentlichsten Punkten unvollendeten 
Verfassung und eine Wiederanknüpfung der Gesetzgebung 
an die grosse Zeit der preussischen Wiedergeburt sind 
nicht erfüllt worden. Zu einem Theil entsprachen die Vor- 
lagen der Regierung in der geschlossenen Legislaturperiode 
nicht diesen Verheissungen, zum andern mussten sie aus- 
sichtslos an dem Widerspruch des Herrenhauses scheitern, 
an dessen nothwendige Umgestaltung die Hand nicht 
gelegt ist. 

In der Wahlbewegung des letzten Herbstes konnten 
wir noch hoffen, das Ministerium werde, getragen von 
dem fortschreitenden Bewusstsein des Volkes, eine ent- 
schiedenere Politik in der Richtung einschlagen, welche 
unserem Vaterlande Noth thut, um seine Stelle unter den 
Völkern Europa's mit Ehren zu behaupten. Das können 
wir jetzt nicht mehr. Um so nothwendiger ist es, dass die 
Volksvertretung ohne Rücksicht auf die Personen 
der leitenden Staatsmänner unabhängig und ent- 
schlossen der Regierung gegenüber das ver- 
fassungsmässige Recht des Volkes wahre. In der 
Gesetzgebung und Verwaltung kann das Haus der Ab- 
geordneten für den Augenblick wenig erreichen. Sein un- 
mittelbarer Einfluss auf diesen Gebieten ist gering. Seine 
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Einwirkung wird mit Eifersucht und Misstrauen betrachtet. 
Aber eine entscheidende Macht hat es in der Kontrole 
über die Geldmittel des Landes. Hier hat es daher die 
unabweisliche Pflicht, diese Kontrole unbeirrt nach bestem 
Wissen und Gewissen zu üben, sie nicht zu einem leeren 
Schein werden zu lassen, durch ihre Handhabung aber 
auch auf andere Reformen hinzuwirken. 

Die Regierung erhebt noch überall den Anspruch, 
ihren Willen allein entscheiden zu sehen, macht noch 
überall den absolutistischen Vorbehalt, ihrerseits jedes Zu- 
geständniss an die Volksvertretung zu versagen, keine 
Schranke ihres Gutbefindens anzuerkennen, die Nach- 
giebigkeit immer von der andern Seite zu verlangen. Als 
sie in der Annahme eines Antrages, welcher dem ver- 
fassungsmässigen Recht der Bewilligung und der Ueber- 
wachung der Staatsgelder Wirksamkeit und Nachdruck 
geben sollte, ein Vorzeichen fand, dass die Mehrheit des 
Abgeordnetenhauses entschlossen war, sich nicht von der 
Regierung abhängig zu machen, sondern selbstständig in 
den Fragen zu entscheiden, welche seiner verfassungs- 
mässigen Beschlussnahme unterliegen, da löste sie das 
Haus auf. Sie liess es nicht zur sachlichen Entscheidung 
über die Militärvorlagen kommen, für welche sie in diesem 
Hause keine unbedingte Zustimmung mehr erwartete. Die 
erste wichtige innere Angelegenheit der Politik, welche 
nach der schwerfälligen Geschäftsordnung des Hauses zur 
Abstimmung gelangte, vereinigte gegen die vertröstenden 
Wünsche der Regierung die Mehrheit der Abgeordneten 
und zeigte sie entschlossen, rückhaltlos nach dem zu 
handeln, was sie als ihre Pflicht erkannte. 

Ein längeres Zögern war hier nicht zulässig. Denn 
einmal drohte die Gesetzesvorlage über die Oberrechnungs- 
Kammer, das unzureichende Herkommen, welches die Be- 
willigung der Geldmittel durch die Volksvertretung fast 
bedeutungslos machte, für die Zukunft gesetzlich zu be- 
festigen. Und andererseits durfte eine strenge Festsetzung 
der Militärausgaben nicht länger hinausgeschoben werden, 
wenn nicht die Lasten der dreijährigen Dienstzeit und des 
übermässigen Militäraufwandes, welche jeder erwünschten 
Verbesserung auf andern Gebieten hindernd entgegen- 
stehen, unabänderlich werden sollten. Wir glauben, dass 
die allgemeine Wehrpflicht zur vollständigen Entwicklung 
der Wehrkraft des Volkes nur dann durchführbar ist, wenn 
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neben andern Ersparungen durch die Einführung der zwei- 
jährigen Dienstzeit für die Infanterie unter Beibehaltung 
der volksthümlichen Grundlagen des Heeres die Opfer an 
Geld und Menschenkräften erleichtert werden. Sollte die 
Verfassung nur dienen, um Geld und Soldaten in grösserem 
Masse zu beschaffen, als es ohne sie jemals möglich ge- 
wesen wäre, so hätte sie in der That wenig Werth. Wir 
meinen, dass Diejenigen der Krone und dem Volke gleich 
schlecht dienen, welche beide in Konflikte bringen. Wir 
meinen, dass die wahren Interessen beider in Preussen 
untrennbar zusammenfallen, und dass man nicht das König- 
thum bekämpft, wenn man eine Anforderung der Regierung 
ablehnen zu müssen glaubt. 

Die Regierung mochte mit einigem Rechte annehmen, 
dass die bedeutenden Verhandlungen, welche in der 
nächsten Zeit bevorstanden, den Einfluss und das Ansehen 
der liberalen Mehrheit im Lande stärken und die Aussicht 
auf ministerielle Neuwahlen mindern würden. Daher be- 
eilte sie die Auflösung, ohne auch nur vorher eine vor- 
läufige Bewilligung der Staatsausgaben zu verlangen. Wir 
aber hoffen, das preussische Volk wird sich über die Lage 
der Dinge nicht täuschen. Im vorigen Jahre hatte es dem 
Aufrufe vom 29. September 1861 gemäss eine Mehrheit 
von Abgeordneten gewählt, die den Standpunkt eines 
wahren verfassungsmässigen Konstitutionalismus rückhalt- 
los vertraten. Wir erwarten, es wird jetzt dasselbe thun. 

Die Minister haben Berufung an das Volk eingelegt, 
durch die Wahl neuer Vertreter seine Meinung kund zu 
geben. Wir hoffen auf einen unzweideutigen Aus- 
druck derselben. Die Sache liegt einfach. Es gilt dies- 
mal nicht Wünsche oder Hoffnungen zu verwirklichen, 
sei es schneller oder langsamer, sei es mehr oder minder. 
Es handelt sich nur um das Eine, nicht zu weichen von 
dem verfassungsmässigen Recht, ohne welches die Abge- 
ordneten die Pflichten ihres Mandates nicht erfüllen können. 
Wir sind überzeugt, dass die Regierung sich weder auf 
einen gedeihlichen Wege noch im Einklang mit der Ein- 
sicht und dem Willen des Volkes befindet, wenn sie durch 
die neuen Militär-Einrichtungen die wirtschaftlichen Kräfte 
des Landes übermässig spannt, wenn sie daneben den 
geistigen und materiellen Interessen die freie Entwickelung 
versagt, welche die Spannkraft des Volkes erhöhen würden, 
und wenn sie für die übergrossen Lasten nicht einmal 
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durch die Erfolge einer volksthümlichen und nationalen 
Politik entschädigt. Wir hoffen, das preussische Volk 
wird in einem Konflikte, welcher nicht blos die Hoffnungen 
eines raschen und sichern Fortschritts verdüstert, sondern 
sogar die schon errungenen Güter des verfassungsmässigen 
Rechts in Frage stellt, die Besonnenheit und die Ausdauer 
bewähren, welche die ersten der politischen Tugenden 
und die Bürgen des Sieges sind. 

Der Zukunft sicher hoffen wir, aus den neuen Wahlen 
eine Mehrheit von Männern hervorgehen zu sehen, die 
pflichtgetreu das Recht des Volkes wahren, die in den 
Tagen ernster Entscheidung den Boden der Verfassung 
ungeschmälert behaupten, auf dem sich allein in gesetz- 
licher Ordnung das Banner des Fortschritts entfalten kann. 
Eine Niederlage auf diesem Boden würde ein schweres 
Unheil für Preussen, für ganz Deutschland sein. Wir 
erinnern an die laute Zustimmung, die wir bei den letzten 
Wahlen in allen Theilen des deutschen Vaterlandes fanden, 
die sich auch jetzt für die Schritte der Volksvertretung 
ausspricht. Ueberall sind die Augen erwartungsvoll auf 
den Ausgang gerichtet. Die Feinde Preussens hoffen auf 
eine lähmende Fortdauer des begonnenen Haders. Das 
deutsche Volk aber, welches wohl der preussischen Re- 
gierung, nicht mehr dem preussischen Volke entfremdet 
werden kann, weiss, dass die Zukunft Preussens nur in 
der freiheitlichen Entwicklung liegt, und dass diese in 
Preussen für ganz Deutschland gesichert werden muss. 
Die Strömung des öffentlichen Geistes ist dieser Ent- 
wicklung günstig und das preussische Volk hat eine 
Gelegenheit, etwas für die Sache des Fortschritts in 
Europa zu thun. Die Grösse der Sache verlangt, dass 
jeder Freund des Vaterlandes das Seine thue, den Erfolg 
zu sichern, damit für jetzt ein verderbliches Rückwärts 
abgewendet werde und damit bald ungehemmt der alte 
Siegesruf erschalle — ein energisches Vorwärts! 

b) Wahlaufruf vom 12. September 1863. 

Aus: Parisius S. 65 ff. 

Das Haus der Abgeordneten ist aufgelöst, die Neu- 
wahlen sind angeordnet, wahrscheinlich in kürzester Zeit 
wird an alle wahlberechtigte Preussen die Aufforderung 
ergehen, das wichtigste Recht zu üben, welches dem Ein- 
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zelnen durch die Verfassung verliehen ist, das Recht, seine 
Stimme abzugeben zur Wahl der Volksvertreter. 

Selten ist ein Volk in einer ernsteren Zeit aufgerufen 
worden, sein Urtheil zu sprechen über die Männer seines 
Vertrauens und damit einzugreifen in die künftigen Geschicke 
seines Vaterlandes. Schon durch drei Sessionen zieht sich 
ein schwerer, in jeder neuen Session verstärkter Streit 
über die wichtigsten Verfassungsrechte. Das zweite Jahr 
neigt sich seinem Ende zu, ohne dass der Staatshaushalts- 
etat verfassungsmässig festgestellt, ohne dass das Ausgabe- 
bewilligungsrecht des Abgeordnetenhauses im Sinne der 
Verfassung, im Sinne der durch zwei frühere Wahlen 
unzweifelhaft festgestellten Mehrheit des Volkes zur Gel- 
tung gekommen wäre. Die Veränderung der Heeres- 
einrichtung ist fast durchgeführt, ohne dass eine gesetz- 
liche Vereinbarung über die Grundlagen derselben erreicht 
und ohne dass die dazu nothwendigen Ausgaben von der 
Landesvertretung bewilligt wären. Das in der Verfassung 
verheissene und von dem Abgeordnetenhause geforderte 
Gesetz über die Verantworlichkeit der Minister wurde von 
der Regierung abgelehnt. Die Session wurde endlich ge- 
schlossen, als das Haus der Abgeordneten sich verpflichtet 
fühlte, vor Sr. Majestät dem Könige ehrfurchtsvoll zu er- 
klären, dass es kein Mittel der Verständigung mehr mit 
dem Ministerium habe, dass es seine Mitwirkung zu der 
gegenwärtigen Politik der Regierung ablehnen müsse. 

Kaum war der Schluss des Landtages erfolgt, als 
auch schon die verfassungsmässig bei uns bestehende 
Pressfreiheit durch die Verordnung vom 1. Juni dieses 
Jahres auf das Schwerste getroffen wurde. Unter Be- 
rufung auf einen Artikel der Verfassung, welcher für Fälle 
eines ungewönlichen Nothstandes und wenn die Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit es dringend erfordert» 
in Abwesenheit des Landtages gestattet, dass unter Ver- 
antwortlichkeit des gesammten Ministeriums Verordnungen, 
die der Verfassung nicht zuwiderlaufen, mit Ge- 
setzeskraft erlassen werden, ist ein System der Ver- 
warnungen eingeführt worden, welches den freien Meinungs~ 
ausdruck in den liberalen Zeitungen unmöglich und die 
Existenz derselben von ihrem Schweigen oder von dem 
Willen der Regierung abhängig macht. 

Inzwischen sind die äusseren Gefahren, auf deren 
Herannahen das Haus der Abgeordneten schon lange und 
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oft aufmerksam gemacht hatte, immer drohender hervor- 
getreten. Ohne die Mitwirkung Preussens, ohne die 
Theilnahme des deutschen Volkes haben die deutschen 
Fürsten getagt, um eine neue Verfassung des deutschen 
Bundes zu berathen, in welcher weder Preussen noch das 
deutsche Volk die Stellung finden würden, welche sich 
nach geschichtlichem und natürlichem Recht für sich in 
Anspruch nehmen können und müssen. Die Minister 
haben vor Sr. Majestät und dem Lande erklärt, dass es 
die unverkennbare Absicht dieser Bestrebungen sei, dem 
preussischen Staate diejenige Machtstellung in Deutschland 
und in Europa zu verkümmern, welche das wohlerworbene 
Erbtheil der ruhmvollen Geschichte unserer Väter bildet, 
und welche das preussische Volk sich nicht streitig machen 
zu lassen, jederzeit entschlossen gewesen sei. Sie halten 
es für ein Bedürfniss unseres Volkes, bei den bevor- 
stehenden Neuwahlen der Thatsache Ausdruck zu geben, 
dass keine politische Meinungsverschiedenheit in unserem 
Land tief genug greife, um, gegenüber einem Versuche 
zur Beeinträchtigung der Unabhängigkeit und Würde 
Preussens, die Einigkeit des Volkes in sich und die unver- 
brüchliche Treue zu gefährden, mit welcher dasselbe seinem 
angestammten Herrscherhause anhängt. 

Wir, die wir dem Zentral-Wahlkomit6 der deutschen 
Fortschrittspartei von Anfang an angehört haben, dürfen 
mit gutem Gewissen behaupten, dass es zu diesem Zwecke 
eines neuen Abgeordnetenhauses nicht bedurft hätte. Das 
Programm vom 9. Juli 1861, auf welches hin sich unsere 
Partei gebildet hat und welchem wir niemals untreu ge- 
worden sind, trägt an seiner Spitze folgende zwei 
Sätze: . . . ] ) 

Diesem Programm hat unsere Partei in und ausser 
dem Parlament mit Hingebung nachgestrebt. Wenn ihr 
jetzt der Vorwurf gemacht wird, dass sie in die ver- 
fassungsmässigen Rechte der Krone einzugreifen versucht 
habe, so kann sie sich ruhig auf das Urtheil der ganzen 
Welt berufen, welche ihr das Zeugniss giebt, dass sie 
mit Mässigung und Geduld das verfassungsmässige Recht 
des Landes vertheidigt, dass sie nie und nimmer den 
Boden des Gesetzes verlassen hat. In der auswärtigen 
Politik hat sie mit Anstrengung dahin gestrebt, unser Land 



1) Vgl. S. 45 Zeile 4-13. 
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vor gefährlichen Verwickelungen zu bewahren, und auf dem 
einzigen Gebiete, wo es ihr verstattet war, auf gleichen 
Wegen mit der Regierung zu wandeln, auf dem der 
Handelsgesetzgebung, hat sie bereitwilligst das Ministerium 
unterstützt, selbst zu einer Zeit, wo dieses schon das 
oberste Recht der Landesvertretung, das der vorgängigen 
Bewilligung aller Ausgaben, thatsächlich ausser Kraft ge- 
setzt hatte. 

Ihre Anstrengungen sind, nicht durch ihre Schuld, 
vergeblich gewesen. Das deutsche Volk wendet sich 
theilnahmslos von einem Staate ab, der die eigene Ver- 
fassung nicht auszubauen, der die innere Freiheit nicht 
zu sichern vermag, und selbst die grosse nationale Sache 
des Zollvereins droht zu scheitern, weil das materielle 
Interesse durch die Antipathieen gegen die preussische 
Regierung tibertönt wird. 

An Euch, Wähler, ist es, die Sympathieen Deutsch- 
lands dem preussischen Staate wiedergewinnen zu helfen. 
Nicht die unsicheren Bündnisse mit mächtigen Nachbar- 
staaten, nicht die drohende Sprache diplomatischer Noten, 
nicht die Grösse des stehenden Heeres, werden unserem 
Lande die äussere Machtstellung sichern, deren es bedarf, . 
um seine geschichtliche Bedeutung zu erhalten und seine 
Aufgabe in Deutschland zu lösen. Der Geist des Volkes 
ist es, der seine Geschichte macht, und gleich wie die 
ruhmvolle Erhebung unserer Väter aus tiefster Erniedrigung 
zu freier opferfreudiger That Preussen auf den Platz in 
der Reihe der europäischen Staaten gestellt hat, welchen 
es fast ein halbes Jahrhundert hindurch behauptete, so 
wird das gegenwärtige Geschlecht nur durch zähes Fest- 
halten am erworbenen Recht, durch muthiges Einstehen 
für Gesetz und Verfassung, durch treue Erfüllung jeder 
Bürgerpflicht dem Lande die Freiheit, dem Herrscherhause 
eine glorreiche Zukunft, dem Staate die Anerkennung des 
Auslandes, die Bundesgenossenschaft der deutschen Stämme 
erringen. 

Wir sind überzeugt, dass das preussische Volk auch 
bei den bevorstehenden Neuwahlen seine Festigkeit aufs 
Neue bewähren wird. Es wird auch diese Probe bestehen, 
so schwer sie vielleicht auch werden, so herbe Opfer sie 
kosten mag. Denn es hat schon schwerere Proben be- 
standen. Es kann nicht vergessen, dass es die Sache der 
verfassungsmässigen Monarchie, die Sache der deutschen 
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Einheit ist, welche es durchzukämpfen hat und dass der 
Sieg nur zu erringen ist unter dem Banner des ver- 
fassungsmässigen Rechtes, unter dem Zeichen der Frei- 
heit. Nur ein freies und in sich einiges Preussen kann 
auch dem deutschen Vaterlande das ersehnte Gut der 
Freiheit und der Einheit bringen. 

Darum Wähler, seid zunächst Ihr frei, einig und stark, 
vergesset nicht, dass es heilige Güter sind, welche in 
Eure Hände gelegt sind und dass Ihr vielleicht auf lange 
die Geschicke unseres Landes besimmen werdet. Die 
Forderungen, welche die liberale Partei des künftigen 
Abgeordnetenhauses zu stellen hat, sind durch die bis- 
herigen Kämpfe zu Aller Bewusstsein gelangt. Es sind 
die folgenden: 

1. Volle Freiheit der Presse und demnach unverzüg- 
liche Beseitigung der Verordnung vom 1. Juni d. J. 

2. Ausführung des in der Verfassung zugesagten Ge- 
setzes über die Verantwortlichkeit der Minister. 

3. Thatsächliche Anerkennung des Ausgabenbe- 
willigungsrechtes des Abgeordnetenhauses. 

4. Reform des Herrenhauses. 

5. Ein Heer auf volkstümlicher Grundlage mit zwei- 
jähriger Dienstzeit. 

6. Deutsches Parlament aus freier Volkswahl. 

Das sind Forderungen, in welche jeder ehrliche Freund 
der verfassungsmässigen Monarchie jeder wahre deutsche 
Mann mit vollem Herzen einstimmen muss. Es sind aber 
auch die Forderungen, ohne deren Erfüllung die Zukunft 
unseres Landes und unseres Herrscherhauses jedem Zufalle 
der äusseren Ereignisse preisgegeben ist. 

Die Zeit drängt. Daher eilt Euch, in jedem Kreise 
Euch vorzubereiten für den Wahlkampf, der diesmal unter 
soviel mehr erschwerten Formen stattfinden wird, bei dem 
das wichtige Mittel der Verständigung durch die Zeitungs- 
presse uns fehlt. Zeigt durch unabhängige Wahlen, dass 
ihr reif seid für verfassungsmässige Freiheit, dass Preussen 
es verdient, unter den Verfassungsstaaten Europas seinen 
Platz zu nehmen! Zeigt, dass auch ohne freie Presse ein 
mündiges Volk Vertreter zu finden weiss, welche für 
seine Unabhängigkeit, für seine Ehre unerschrocken ein- 
zustehen wissen! Aber versäumt nicht bei Zeiten Euch 
zu verständigen, damit Ihr einig dasteht am Tage der 
Entscheidung, die nahe bevorsteht. 
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B. Die Parteibewegung in Deutschland. 

30. Die Eisenacher Erklärung: des deutschen National- 
vereins vom 14. August 1859. 

Aus: der Nationalverein, seine Entstehung und bisherige Wirk«» 
samkeit. Herausgegeben im Auftrage des Vereins- Vorstandes 

Coburg 1861. S. 93 ff. 

Die augenblicklichen gefährlichen Zustände Europas 
und Deutschlands und das Bedürfniss, politische Partei- 
forderungen der grossen gemeinsamen Aufgabe der deut- 
schen Einigung unterzuordnen, haben eine Reihe von 
Männern, welche theils der demokratischen, theils der con- 
stitutionellen Partei angehören, aus verschiedenen deutschen 
Ländern zusammengeführt, um sich über die Herbeiführung 
einer einheitlichen deutschen Verfassung und die zur Er- 
reichung eines solchen Zieles erforderliche gemeinschaft- 
liche Thätigkeit zu verständigen. Dieselben haben im 
Anschluss an die Eisenacher Erklärung vom 17. und die 
Hannoversche Erklärung vom 19. Juli 1859 l ) über fol- 
gende Punkte sich vereinigt: 

1. Wir erblicken in der gegenwärtigen politischen 
Weltlage grosse Gefahren für die Unabhängigkeit unseres 
deutschen Vaterlandes, welche durch den zwischen Oester- 
reich und Frankreich abgeschlossenen Frieden eher ver- 
mehrt als vermindert worden sind. 

2. Diese Gefahren haben ihren letzten Grund in der 
fehlerhaften Gesammtverfassung Deutschlands und sie 
können nur durch eine schleunige Aenderung dieser Ver- 
fassung beseitigt werden. 

3. Zu diesem Zwecke ist es notwendig, dass der 
deutsche Bundestag durch eine feste, starke und bleibende 
Centrairegierung Deutschlands ersetzt und dass eine 
deutsche Nationalversammlung einberufen werde. 

4. Unter den gegenwärtigen Verhältnissen können 
die wirksamsten Schritte zur Erreichung dieses Zieles nur 
von Preussen ausgehen ; es ist daher dahin zu wirken, dass 
Preussen die Initiative dazu übernehme. 

5. Sollte Deutschland in der nächsten Zeit von aussen 
wieder unmittelbar bedroht werden, so ist bis zur defini- 
tiven Constituirung der deutschen Centrairegierung die 



1) Gedruckt: 1. c. Anlage III. 
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Leitung der deutschen Militärkräfte und die diplomatische 
Vertretung Deutschlands nach aussen auf Preussen zu 
übertragen. 

6. Es ist Pflicht jedes deutschen Mannes, die preus- 
»ische Regierung, in soweit ihre Bestrebungen davon aus- 
gehen, dass die Aufgaben des preussischen Staates mit 
den Bedürfnissen und Aufgaben Deutschlands im Wesent- 
lichen zusammenfallen, und soweit sie ihre Thätigkeit auf 
die Einführung einer starken und freien Gesammtverfassung 
Deutschlands richtet, nach Kräften zu unterstützen. 

7. Von allen deutschen Vaterlandsfreunden, mögen 
sie der demokratischen oder der constitutionellen Partei 
angehören, erwarten wir, dass sie die nationale Unab- 
hängigkeit und Einigkeit höher stellen, als die Forderungen 
der Partei, und für die Erreichung einer kräftigen Ver- 
fassung Deutschlands in Eintracht und Ausdauer zusammen- 
wirken. 

Unterzeichnet haben u. a. : R. v. Bennigsen, Guts- 
besitzer in Hannover, Fr. Duncker aus Berlin, Dr. E. Brock- 
haus aus Leipzig, Dr. Fr. Zabel, Redakteur der National- 
zeitung in Berlin. Von Städten sind ausserdem vertreten: 
Jena, Gotha, Lübeck, Coburg, Dessau, Dresden, Weimar, 
Frankfurt a/M., Darmstadt, Braunschweig, Nürnberg u. a. 
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A. Die Haltung und Entwicklung der alt-preußischen 

Parteien. 

31. Kundgebung des Zentralwahlkomites der deutschen 
Fortschrittspartei. 20. Jan! 1866. 

Aus: Parisius S. 75 ff. 

Bei den bevorstehenden Wahlen hat die konservative 
Partei mehr als je früher versucht, Verwirrung in die 
Reihen unserer Parteigenossen zu bringen, um auf diese 
Weise die feste Majorität zu brechen, die ihr gegenüber- 
steht. Sie benutzt die patriotische Erregung, von der sie 
wohl weiss, dass sie in den Herzen der Freisinnigen 
gerade in einem Moment der Gefahr des Vaterlandes am 
stärksten sich geltend macht, um die Wähler womöglich 
über die Aufgaben zu täuschen, die sie in dieser Wahl zu 
erfüllen haben. Dass die Begeisterung für die Herstellung 
der Deutschen Einheit bei der Fortschrittspartei, welche sich 
ausdrücklich die Deutsche nennt, lebendiger sein muss, 
als bei derjenigen, welche sie bis jetzt um dieses Enthu- 
siasmus willen verfolgt und verdammt haben, versteht sich 
von selbst. Es versteht sich auch von selbst, dass die 
Deutsche Fortschrittspartei nicht darum ihr Programm in 
der Deutschen Frage ändert oder gar aufgiebt, weil die 
Regierung jetzt behauptet, dasselbe Ziel anzustreben, das 
die Deutsche Fortschrittspartei immer verfolgte. Was sich 
aber nicht von selbst versteht, ist die weitere Forderung 
der konservativen Partei und des Ministeriums, dass die 
liberale und die Deutsche Fortschrittspartei nun ohne Rück- 
sicht auf die in der Verfassung vorgesehenen Bestimm- 
ungen alle dem Lande zu Gebote stehenden Mittel, wie 



Digitized by Google 



68 V. Vom Ausbruch des preußisch-österreichischen Krieges. 

• 

den ganzen Kredit Preussens, der nur durch die Bewilli- 
gung der Volksvertretung verwerthet werden kann, dem- 
selben Ministerium zur Verfügung stellen soll, das bis 
jetzt das Budgetrecht des Abgeordnetenhauses nicht hat 
zur Geltung kommen lassen. Und doch ist es die ge- 
wissenhafte und unverkümmerte Ausübung des Budget- 
rechts Seitens der Volksvertretung allein, durch welches 
dem Volkswillen der ihm von der Verfassung zugewiesene 
Einfluss auf die Regierung verschafft werden kann. So 
lange das Recht des Abgeordnetenhauses für Bewilligung 
der Einnahmen und Ausgaben des Landes nicht wieder in 
voller Kraft ist, vermag ein gewissenhaftes Abgeordneten- 
haus überhaupt keine Geldbewilligungen zu machen. Denn 
kein gewissenhafter Mann kann mit seinem „Ja" dem 
Lande neue und grosse Lasten aufbürden wollen, wenn 
er weiss, dass seinem „Nein 44 , mit dem er diese Lasten 
erleichtern will, und das nach dem Gesetz dieselbe Kraft 
haben soll, als sein „Ja 44 , diese Kraft nicht zuerkannt wird. 
Es handelt sich dabei also nicht etwa um eine blosse 
Rechtsfrage, deren Entscheidung man auf ruhige Zeiten 
vertagen könnte, sondern vielmehr um die einzige Möglich- 
keit, wie dem Volkswillen ein Einfluss auf die Regierung 
und ihre ganze Politik, durch welche doch das Schicksal 
des Volkes bestimmt wird, verschafft werden kann. 

Wir sind in diesen Krieg jetzt hineingekommen ledig- 
lich dadurch, dass nach der Beseitigung des Budgetrechts 
des Abgeordnetenhauses und seit der Einführung der 
budgetlosen Regierung dem Volkswillen jede Möglichkeit 
fehlte, auf gesetzlichem Wege seinen Einfluss geltend zu 
machen. Das Geschehene kann nicht wieder ungeschehen 
gemacht werden, und so muss der Krieg jetzt geführt 
werden, auf welche Weise er auch entstanden sein mag. 
Wenn wir aber auch durch die Geltendmachung des Volks- 
willens im Abgeordnetenhause den Krieg nicht mehr zu 
verhüten mögen, so liegt doch die andere, nicht weniger 
wichtige Aufgabe uns vor, demselben eine Richtung und 
ein Ziel zu geben, das der grossen Anstrengungen und 
der ungeheuren Opfer würdig ist, welche uns durch den- 
selben auferlegt werden, ein Ziel, das kein anderes sein 
kann und darf, als die Wiederherstellung Deutschlands, 
geeinigt auf dem Boden der Freiheit und des Volksrechts 
durch eine neue Verfassung. Die ganze Politik unserer 
gegenwärtigen Regierung, innere wie äussere, besonders 
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aber die verhängnissvolle Allianz, die sie in der Schleswig- 
Holsteinischen Sache mit Beiseiteschiebung des Deutschen 
Volkes mit Oesterreich geschlossen hat, und der noch in 
diesem Jahre unmittelbar vor dem Ausbruch der Streitig- 
keiten wiederholte Versuch, dieselbe auf Grund des gemein- 
samen Kampfes gegen die s. g. Revolution — wir wissen, 
was man darunter versteht, — wieder aufzurichten, ge- 
währen uns durchaus nicht die Bürgschaft, dass das grosse 
Ziel, die Wiederherstellung Deutschlands in Freiheit und 
Einheit als letztes Ziel dieses Krieges unter allem Um- 
ständen aufrecht erhalten werde. Dafür zu sorgen, ist 
aber zweifellos jetzt eine Hauptaufgabe des Abgeordneten- 
hauses. Nichts wäre nun den jetzigen Verhältnissen 
weniger angemessen als die Abgeordneten, die jetzt ge- 
wählt werden sollen, ängstlich auf ein bestimmtes Pro- 
gramm zu verpflichten, besonders solche Männer, welche 
schon treu und gewissenhaft ein von den Wählern ihnen 
verliehenes Mandat verwaltet haben. Aber das muss jeder 
gewissenhafte Wähler doch von seinem Abgeordneten ver- 
langen, dass er nicht bloss für die Herstellung des Budget- 
rechts sorgt, sondern auch bei seinen Bewilligungen für 
Kriegszwecke den Einfluss dahin geltend macht, dass nicht 
Interessen dynastischer Politik, persönliches Vertrauen zu 
fremden Fürsten oder gar Verpflichtungen gegen fremde 
Staaten uns die Erreichung des grossen Kriegsziels, ein 
freies und einiges Deutschland, verhindern. — — — 

Ich benutze noch die Gelegenheit, um Ihnen mitzu- 
theilen, dass alle Gerüchte von Fusionen der Parteien, 
Abschluss von Kompromissen, oder wie die konservative 
Presse es jetzt nennt, von Waffenstillstand zwischen beiden 
Parteien, absolut unwahr sind. Dass den Herren Virchow, 
Twesten, von Unruh, von Hennig u. s. w. bei ihrer Mit- 
unterschrift eines Wohlthätigkeitsaufrufs neben Männern 
der konservativen und feudalen Partei nicht eingefallen 
ist, an ihrem bisher eingehaltenen Programm auch nur ein 
Titelchen zu ändern, versteht sich von selbst. 

32. Kundgebung der deutschen Fortschrittspartei. 

12. November 1860. 

(Zur Wahrung der Einigung unter den Liberalen.) 

Aus: Parisius S. 81. 

Nach den Waffenerfolgen des preussischen Heeres 
kann über den Beruf Preussens zur Führerschaft in dem 
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zu errichtenden nationalen Gemeinwesen kein Streit mehr 
sein. Damit ist ein grosser Schritt gethan zur Erreichung 
des Zieles, welches die nationale Partei 1 ) seit Jahren er- 
strebt hat. Aber die preussische Regierung allein hat es 
nicht vermocht, den berechtigten Anspruch der ganzen 
deutschen Nation auf Einigung zu verwirklichen. Sie hat 
ihre Aufgabe darauf beschränkt, den norddeutschen Bund 
herzustellen und für diesen ein Parlament zu schaffen. 
Am Volke wird es nun sein, durch das Parlament den 
norddeutschen Bund derart zu gestalten, dass derselbe 
baldigst zum Gesammtstaat deutscher Nation erweitert 
werden könne. Hierzu gehört auf der einen Seite die 
Uebertragung einer wirklichen Regierungsgewalt an die 
Krone Preussen in Bezug auf die militärischen, diploma- 
tischen, Zoll-, Handels- und Verkehrsangelegenheiten, auf 
der anderen Seite sind dem Parlamente in Bezug auf 
Budget und Gesetzgebung des neuen Bundes entscheidende 
Befugnisse, dem Volke ein gemeinsames deutsches 
Bürgerrecht und die Selbstverwaltung in allen nicht 
gemeinsamen Angelegenheiten sicher zu stellen. 

Die Einheit, die Freiheit und die Grösse unseres 
deutschen Vaterlandes ist also unser Ziel. Mit Männern, 
die dieses Ziel auf dem Boden der einmal gegebenen 
Thatsachen mit uns erstreben wollen, sind wir bereit, in 
rüstiger Arbeit vorzugehen, unbekümmert um solche 
Meinungsverschiedenheiten, welche in der Erreichung des 
grossen gemeinsamen Zieles ihre Ausgleichung finden 
werden. 

33. Kundgebung des gemeinsamen liberalen Zentral- 
wahlcomites. 17. Dezember 1866. 

Aus: Parisius S. 83—84. 

I. Indem wir den Norddeutschen Bund als thatsäch- 
lichen Ausgangspunkt für alle weiteren nationalen Ziele 
annehmen, halten wir fest an der Notwendigkeit der Be- 
gründung eines die ganze deutsche Nation umfassenden 
Bundesstaates. 

Ein solcher Bundesstaat ist aber nur möglich, wenn 
einerseits die mit dem konstitutionellen Königthume 
Preussens verbundene Centraigewalt für Ehre und Macht 
nach aussen sorgt und andererseits ein aus freien Volks- 

1) Vgl. S. 77. 
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wählen hervorgegangenes Parlament für die Freiheit im 
Innern der Nation die unerlässlichen Bürgschaften bietet. 

II. Der Centralgewalt gebührt die oberste Leitung 
in den militärischen und maritimen, den diplomatischen 
und volkswirtschaftlichen Angelegenheiten. Sie verfügt 
nach Massgabe der Bundesgesetze über die einheitlich zu 
organisierende gesammte Wehrkraft des Bundes. 

III. Dem Parlament, welchem wichtige Befugnisse 
der einzelnen Landesvertretungen zu übertragen sind, 
muss die Ausübung dieser Rechte in einer Weise ge- 
sichert sein, welche die Nation vor einer Schmälerung 
derselben bewahrt. Insbesondere muss ihm die entschei- 
dende Mitwirkung bei der Gesetzgebung wie bei der 
Steuerbewilligung zustehen. 

IV. Wir verlangen von dem Parlamente ein ener- 
gisches Eintreten für die von der Deutschen National- 
versammlung in Frankfurt a.M. verkündeten Grundrechte 
des Deutschen Volkes und Festhalten an dem allgemeinen 
gleichen und direkten Wahlrecht mit geheimer Ab- 
stimmung. 

V. Es ist daher die Pflicht aller zur Wahl berufenen 
Bürger, Angesichts der grossen Interessen des Vater- 
Jandes, dessen Geschicke vielleicht auf lange Jahre hinaus 
•gegenwärtig entschieden werden, sich mit Eifer an den 
Vorberathungen zur Wahl zu beteiligen und mit Festigkeit 
und Mannesmuth ihr Wahlrecht auszuüben. 

34. Kundgebung der Konservativen. 20. Dezember 1866. 

Aus: Parisius S. 84—85. 

Unser Programm ist ein kurzes und allgemein ver- 
ständliches. Das preussische Königthum der Mittelpunkt 
und Hort der deutschen Einheit und Freiheit, und die 
deutsche Politik Sr. Maj. des Königs, wie sie als der 
Ausdruck des eigensten königlichen Gedankens durch den 
Grafen Bismarck thatsächlich in's Werk gesetzt und reprä- 
sentirt ist, die Parole, der wir zu folgen und die wir zu 
vollenden haben. 

Das deutsche Volk erkennt je länger desto mehr, 
dass das preussische Königthum der Hort deutscher Macht 
und deutscher Ehre ist; es bekennt sich täglich lauter zu 
den Wahlsprüchen, unter denen unser König und Sein 
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Heer den Sieg äuf dem Schlachtfelde und die Herzen der 
bewundernden Völker gewonnen hat: es verwirft für 
immer die trügerische Staatskunst Derer, welche schwankend 
zwischen Verzagtheit und Uebermuth die durch die neueste 
Geschichte erhärtete Unhaltbarkeit ihres partikularistischen 
Standpunktes von neuem in den Vordergrund zu ver- 
drängen suchen. 

Wie das Werk begonnen ist, so muss es auch hinaus- 
geführt werden, und der Werkmeister kann allein der 
Mann sein, der, als ein treuer Diener seines königlichen 
Herrn, den alten staatenbildenden Gedanken Preussens 
mit den Bausteinen des 19. Jahrhunderts fortzusetzen ver- 
standen hat. 

Darum schaaren wir uns um unsere bewährte Fahne 
und legen wir um so eifriger und energischer Hand an 
das Werk, als wir den ersten Versuch mit einem Wahl- 
gesetze machen, das den hingebenden Patriotismus des 
ganzen Volkes und jedes Einzelnen zur unentbehrlichen 
Voraussetzung hat. 

35. Die preußisch-konservative Partei im erweiterten 

Preußen. 

Aufruf zu den Wahlen zum Abgeordnetenhaus. 24. Oktober 1867. 
Unterzeichnet von 32 Mitgliedern der Reichstagsfraktion. Aus: 

Parisius S. 111 ff. 

Die konservative Partei, in der Ueberzeugung, dass 
auch sie inmitten der Bewegung der Zeit steht und den 
veränderten politischen Verhältnissen Rechnung zu tragen 
hat, darf mit dem vollen Bewusstsein vor das vermehrte 
und erweiterte Preussen treten, dass in hervorragendem 
Grade sie es war, welche erregten Parteileidenschaften 
und schmerzlichen Verdächtigungen gegenüber im Geiste 
der Väter ausharrte, für die Heeresorganisation König 
Wilhelms ohne Wanken einstand, und Seinen Rathen da- 
durch den Boden sichern half, auf welchem die Wieder- 
geburt Deutschlands allein in wirksamer Weise erfolgen 
konnte. 

In diesem Sinne darf sich deshalb mit Recht die kon- 
servative Partei vor allen andern national nennen, und die 
altpreussischen Landestheile haben diesen ihren Rechts- 
anspruch durch zweimalige Wahlen zum Reichstage be- 
stätigt. National in dem, was für die Neugestaltung 

N 
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Deutschlands bereits erreicht ist; — national in dem, was 
noch zu erstreben übrig bleibt; — national in der hin- 
gebenden Unterstützung derjenigen Politik, welche die 
zerflossenen und abhanden gekommenen Buchstaben des 
Begriffs „Deutschland' 1 wieder zusammenfand, sie in Reih 
und Glied ordnete und fest aneinander band, so dass das 
deutsche Volk sein erstes Grundrecht wiedergewonnen: 
zu existiren und mit eigener Hand nach eigenem Ermessen 
seine Angelegenheiten zu ordnen. 

Aber nicht allein nach aussen hin bewährt sich die 
schöpferische Kraft des Grafen von Bismarck; die zahl- 
reichen dem norddeutschen Reichstage vorgelegten Gesetz- 
Entwürfe (über Erneuerung der Zollverträge, Militär-, 
Pass- und Postwesen, Freizügigkeit, Bundeskonsulate etc.) 
beweisen ohne Unterschied, dass die preussische Regieruug 
den Standpunkt Friedrichs des Grossen wieder aufnahm, 
welcher das Regiment fortschreitend, die Völker aber 
konservativ wollte. 

In diesem Sinne werden wir bei den Wahlen zum 
Landtage der königlichen Regierung zur Seite stehen, in 
diesem Sinne bitten wir die preussischen Wähler uns zu 
unterstützen. 

Wir halten dafür, dass die Kreis- und Provinzial- 
ordnungen der östlichen Landestheile der Verbesserung 
besonders in Zusammensetzung der Vertretung und durch 
Erweiterung der Selbstverwaltung, fähig und vielfach be- 
dürftig sind; — wir werden jederzeit bereit sein, be- 
sonnene Reformen nach dieser Richtung hin mit Ent- 
schiedenheit zu fördern. 

Wir erkennen die berechtigten Eigentümlichkeiten 
der neu hinzugetretenen Provinzen willig insoweit an, als 
sie sich ohne Zwang und Nachtheil unserer Staats-Einheit 
einfügen lassen. — Dort als besser bewährte Einrichtungen 
sollen nicht blos erhalten, sondern über ihre bisherigen 
Grenzen zum Heile des Ganzen hinausgetragen — die 
bestehenden kirchlichen Verfassungen rücksichtsvoll ge- 
pflegt werden. Wir wollen das vorhandene Gut ohne 
Vorurtheil gegenseitig an einander austauschen — em- 
pfangend geben und gebend empfangen. 

Wir haben der Bedrängniss des städtischen und länd- 
lichen Grundbesitzes durch einen Gesetzvorschlag auf Be- 
gründung von Hypothekenbanken abzuhelfen versucht, 
und dem Gesetzentwurf über die Aufhebung der Zinsbe- 
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schränkungen einen Antrag auf Beseitigung der Schuldhaft 
gegenüber gestellt. Das in dieser Beziehung nicht mehr 
bevorzugte Kapital wird dadurch in gesundere Bahnen 
zurückgeleitet werden. 

Wir haben zu dem Beschluss wegen Aufhebung der 
Beschränkung des Koalitions-Rechtes den Antrag gestellt, 
durch Begründung und Erweiterung von Unterstützungs- 
und Invaliden-Kassen den Arbeiter nach Möglichkeit vor 
unverschuldeter Noth in Krankheit und im Alter zu sichern. 

Mehr noch als der Stand der Arbeiter bedarf der- 
jenige der Gewerbetreibenden der eingehenden Fürsorge 
der Gesetzgebung, wenn Gewerblosigkeit nicht zur Erwerb- 
losigkeit führen soll. Wir wünschen vor Allem, dass der 
alte Ruhm deutscher Handwerkstüchtigkeit durch Aufrecht- 
erhaltung der Meisterprüfungen gewahrt bleiben möge, 
und werden die in Aussicht gestellte Gewerbeordnung 
in diesem Sinne unterstützen. 

Die im preussischen Staate hergebrachte Ordnung der 
Finanzwirthschaft hat sich aufs Neue durch die Thatsache 
bewährt, dass zwei der kostspieligsten Kriege ohne An- 
leihen und ohne Erhöhung der Steuern geführt worden sind. 
Derselbe Geist altpreussischer Sparsamkeit, welcher dies 
ermöglichte, wird auch uns bei Prüfung der Staatshaus- 
haltsgesetze leiten. 

Ohne Wandel in ihren Grundsätzen *sucht die kon- 
servative Partei ihren festen Halt in getreuer Hingebung 
an einen König, der zu später Lebensstunde für Deutsch- 
lands Grösse und Einheit in das Feld zog — an ein Volk, 
das Ihm opfermuthig folgte; — und wird das Wort, das sie 
von ihren Königen empfing: dass was Preussen erwerbe, 
für Deutschland gewonnen sein müsse — heilig halten in 
Zuversicht auf den alten Gott, der den Anfang gab und 
das Vollenden bestätigen wolle! — 



B. Neue Parteibildungen. 

36—38. Die Gründungsurkunden der Nationalliberalen Partei. 

a) Erklärung von 24 Abgeordneten, 15 von der Fort- 
schrittspartei, 9 vom linken Zentrum. Berlin im 

September 1866. 

Aus: Parisius S. 78 ff. 

Die zwei bedeutenden Abstimmungen über die Indem- 
nität und die Anleihe veranlassen uns, vor dem Lande die 
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Gesichtspunkte darzulegen, von denen wir bisher geleitet 
worden sind und denen wir ferner zu folgen gedenken. 

Für unsere dringendste Aufgabe in der ausserordent- 
lichen Session hielten wir, der Regierung in ihrer aus- 
wärtigen Politik den vollen Beistand der Landesver- 
tretung zu verschaffen. In dem kraftvoll geführten Kriege 
und seinen Erfolgen sehen wir den ersten glücklichen Anfang 
zu einer wahren Einigung des deutschen Vaterlandes. Die 
Erweiterung des preussischen Gebietes und die Unter- 
ordnung des Nordens unter die Führung Preussens sind 
für immer berechnet; die Trennung des Südens aber soll 
nur zeitweilig und nicht länger andauern als die zwingende 
Macht der widerstrebenden Verhältnisse. Leicht erkenn- 
bare Gefahren bedrohen auch in Zukunft den vorgezeich- 
neten Fortschritt und selbst das schon erreichte Ziel. 
Ihnen gegenüber war es die heiligste Pflicht der Volks- 
vertretung, ungesäumt bei der ersten und bei jeder 
folgenden Gelegenheit vor aller Welt den Beistand zu be- 
kunden, aufweichen jede Regierung in Preussen rechnen 
darf, soweit sie die deutsche Einheit gegen fremden Ein- 
griff und heimische Sonderinteressen vorzubereiten und 
die Stärke der gesammt-deutschen Macht zu erhöhen be- 
strebt ist. Auf das Zutrauen, dass unter der gegen- 
wärtigen Leitung der auswärtigen und militärischen An- 
gelegenheiten das Streben dahin gerichtet ist, hat die 
Regierung einen unabweisbaren Anspruch erworben. 

Unverträglich mit einer solchen Kundgebung, unver- 
träglich mit den brennendsten Bedürfnissen des Vater- 
landes war der schwere Konflikt der vergangenen Jahre, 
neben welchem die Eintracht zwischen Regierung und Volks- 
vertretung nirgend zu erreichen und jeder thatkräftige 
Beistand des Landtages ausgeschlossen war. Glücklicher- 
weise hatten die Thaten des Volkes in Waffen und die 
veranlassenden Verdienste der Regierungspolitik einige 
Ursachen des Streites gänzlich weggeräumt, andere zur 
Zeit zurückgedrängt. Das Anerkenntniss des Geschehenen 
war der Ausspruch der Indemnität, welcher zugleich die 
Mitwirkung der Landesvertretung vorbereitete. 

In der Anleihe galt es, der Regierung die Mittel, 
ohne welche sie nicht glaubte die volle Verantwortlichkeit 
für die weitere Durchführung der Aufgabe Preussens über- 
nehmen zu können, im zweckentsprechenden Masse zu 
gewähren und gegen die Bewilligung Bürgschaften zu er- 
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langen, welche die Rechte des Volkes vermehren und die 
älteren Rechte mit besseren Schutzmitteln versorgen, ohne 
hierdurch der Leitung irgend einen Grad von Kraft zu 
entziehen. 

Die Wachsamkeit über die verfassungsmässigen Rechte 
des Volkes, von denen keines aufgegeben und keines ver- 
kürzt werden darf, hat die ganze entschieden liberale 
Partei auch in dieser Session stets einig gefunden und von 
andern Parteien gesondert. Dasselbe Band wird auch in 
Zukunft ihr gemeinsames Merkmal bleiben. Trotz des 
Vertrauens zu der umsichtigen und hochstrebenden Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten und zu dem energischen 
Schutze der preussischen Macht und des preussischen Be- 
rufes, trotz des Zeichens der Versöhnung in der Amnestie, 
ist in der innern Verwaltung des Landes noch nicht die 
Wendung gesichert, welche auch hier uns gestattete, die 
Schritte der Regierung mit Vertrauen zu begleiten. Wir 
fühlen die Pflichten einer wachsamen und loyalen Oppo- 
sition auf uns ruhen und glauben sie nicht blos den Rechten 
des preussischen Volkes zu schulden, sondern auch der 
Zukunft Deutschlands zu widmen, wenn wir dem Schaden 
vorzubeugen streben, mit welchen eine missliebige Re- 
gierungsweise im Innern des Landes selbst die Erfolge 
der auswärtigen Politik bedroht, indem sie das harmonische 
Zusammenwirken zwischen Regierung und Volksvertretung 
gefährdet, den innigen Zusammenschluss der älteren und 
neuen Landestheile und den Anschluss des übrigen Deutsch- 
lands an Preussen erschwert. Neben der gerüsteten 
Macht und dem Ansehen der Waffen bedarf es einer frei- 
sinnigen Verwaltung. In der Mischung beider Elemente, 
in der Ausbildung der lange schon vorbehaltenen orga- 
nischen Gesetze und in der Selbstverwaltung als Grund- 
lage des Gemeindewesens erkennen wir den geraden Weg 
zur höchsten Bedeutung Preussens und zu seiner Herr- 
schaft in Deutschland. 

Das ist der Sinn unserer Unterstützung und unserer 
Opposition. Doch sind wir fest entschlossen, so lange . 
uns in diesem Sinn zu wirken vergönnt ist, die Opposition 
nicht hinübergreifen zu lassen auf das Gebiet der ge- 
billigten deutschen Politik. In dem grossen Moment des 
erstarkten und sich verwirklichenden Einheitsdranges halten 
wir keine Partei und keine Massregel berechtigt, welche 
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der deutschen Entwicklung Hindernisse bereitet oder die 
möglichen Forderungsmittel versagt. 

Von solchen Gründen wurde unser Verhalten be- 
stimmt, und so meinen wir unsere Mandate am besten zu 
verwalten. 

Berlin, im September 1866. 

Es folgen 24 Unterschriften. 

b) Die Benachrichtigung in der Nationalzeitung vom 

17. November 1866. 

Heute hat sich im Abgeordnetenhause die Majorität 
der Unterzeichner der bekannten im September veröffent- 
lichten Erklärung auf Grund derselben als neue Fraktion 
der nationalen Partei konstituirt. Sie wählte einen Vor- 
stand von 3 Mitgliedern auf 4 Wochen, der aus den Ab- 
geordneten von Hennig, Twesten und von Unruh bestehen 
wird. Ihren Beitritt haben 19 Mitglieder erklärt: . . . 
Die neue Fraktion hat zunächst der Fortschrittspartei und 
dem linken Zentrum ihre Konstituirung mit der Erklärung 
angezeigt, dass sie ein freundschaftliches Verhältniss zu 
diesen beiden Fraktionen wünsche, mit denen sie als zur 
entschieden liberalen Partei gehörig sich auf gemein- 
samen Boden wisse und dass sie an den gemeinsamen Be- 
rathungen der liberalen Partei gern theilnehmen werde. 

c) Das Gründungsprogramm vom 12. Juni 1867. 

Aus: Aus Eduard Laskers Nachlass. Hrsgeb. von Dr. Wilhelm 

Cahn. I. S. 158 ff. 

Als im vorigen Jahre der alte Bund zusammenbrach 
und die preussische Regierung den ernsten Willen be- 
kundete, das nationale Band zu erhalten und die deutsche 
Einheit auf festeren Grundlagen herzustellen, da war es 
uns nicht zweifelhaft, dass die liberalen Kräfte der Nation 
mitwirken müssten, wenn das Einigungswerk gelingen und 
zugleich die Freiheitsbedürfnisse des Volkes befriedigen 
sollte. Um dieses Zweckes willen waren wir zur Mit- 
wirkung bereit; möglich wurde sie erst dadurch, dass die 
Regierung von der Verletzung des Verfassungsrechtes ab- 
Hess, die von der liberalen Partei so nachdrücklich ver- 
teidigten Grundsätze anerkannte, dass sie die Indemnität 
nachsuchte und erhielt. Die Mitwirkung zu sichern, konnten 
die durch den Verfassungsstreit bedingten Gruppirungen 
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innerhalb der Partei nicht genügen. Dem neuen Bedürfnis 
entsprach die Bildung der national-liberalen Partei zu dem 
Zwecke, auf den gegebenen Grundlagen die Einheit Deutsch- 
lands zu Macht und Freiheit herzustellen. 

Wir verkannten niemals das Schwierige der Aufgabe, 
im Zusammenwirken mit einer Regierung, welche Jahre 
lang den Verfassungskonflikt aufrecht erhalten und ohne 
Budgetgesetz verwaltet hatte, mit unvollkommenen kon- 
stitutionellen Waffen die freiheitliche Entwicklung zu 
fördern. Aber wir. unterzogen uns dieser Aufgabe mit 
dem festen Willen, durch fortgesetzte ernste Arbeit die 
Schwierigkeit zu überwinden, und mit der Zuversicht, dass 
die Grösse des Zieles die Thatkraft des Volkes stärken wird. 

Denn uns beseelt und vereinigt der Gedanke, dass 
die nationale Einheit nicht ohne die volle Befriedigung der 
liberalen Ansprüche des Volkes erreicht und dauernd er- 
halten, und dass ohne die thatkräftige und treibende Macht 
der nationalen Einheit der Freiheitssinn des Volkes nicht 
befriedigt werden kann. Deshalb ist unser Wahlspruch: 
Der deutsche Staat und die deutsche Freiheit 
müssen gleichzeitig mit denselben Mitteln er- 
rungen werden. Es wäre ein verderblicher Irrthum, zu 
glauben, dass das Volk, seine Fürsprecher und Vertreter 
nur die Interessen der Freiheit zu wahren brauchen, die 
Einheit dagegen auch ohne uns durch die Regierung auf 
dem Wege der Kabinetspolitik werde aufgerichtet werden. 

Die Einigung des ganzen Deutschlands unter einer 
und derselben Verfassung ist uns die höchste Aufgabe der 
<jegerfwart. 

Einen monarchischen Bundesstaat mit den Bedingungen 
des konstitutionellen Rechtes in Einklang zu bringen, ist 
^ine schwere, in der Geschichte bisher noch nicht voll- 
zogene Aufgabe; die Verfassung des norddeutschen Bundes 
hat sie weder vollständig im Umfange, noch in endgültig 
befriedigender Weise gelöst. Aber wir betrachten das 
neue Werk als den ersten unentbehrlichen Schritt auf der 
Bahn zu dem in Freiheit und Macht gefestigten deutschen 
Staate. Der Beitritt Süddeutschlands, welchen die Ver- 
fassung offen hält, muss mit allen Kräften und dringlich 
befördert werden, aber unter keinen Umständen darf er 
die einheitliche Zentralgewalt in Frage stellen, oder 
schwächen. 

Eine aus der Vermittlung der praktischen Bedürfnisse 
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hervorgegangene Verfassung ist niemals ohne Mängel zu 
Stande gekommen, diese wuchsen mit der Zahl der wider- 
streitenden Interessen, doch war es stets ein Zeichen ge- 
sunder Lebenskraft, dass die bessernde Hand sofort zu 
wirken begann. Wir sind dem Lose menschlicher Un- 
vollkommenheit nicht entgangen, aber die Schwierigkeiten 
haben uns nicht entmuthigt und die Mängel uns nicht blind 
gemacht gegen die guten Keime. Wie unsere Partei im 
Entstehen zu bessern bemüht war, so wird sie ununter- 
brochen und schon im nächsten Reichstage darauf hin- 
arbeiten, die Verfassung in sich auszubauen. 

Im Parlament erblickten wir die Vereinigung der 
lebendig wirkenden Kräfte der Nation. Das allgemeine, 
gleiche, direkte und geheime Wahlrecht ist unter unserer 
Mitwirkung zur Grundlage des öffentlichen Lebens ge- 
macht. Wir verhehlen uns nicht die Gefahren, welche es 
mit sich bringt, so lange Pressfreiheit, Versammlungs- und 
Vereinsrecht, polizeilich verkümmert sind, die Volksschule 
unter lähmenden Regulativen steht, die Wahlen büreau- 
kratischen Einwirkungen unterworfen sind, zumal da die 
Versagung der Diäten die Wählbarkeit beschränkt. Aber 
da die Garantien nicht zu erreichen waren, haben die Ge- 
fahren uns nicht abgeschreckt. Am Volke liegt es jetzt, 
für die Reinheit der Wahlen einzutreten; angestrengten 
Bemühungen wird es gelingen, seine Stimme wahrheits- 
getreu zum Ausdruck zu bringen, und dann wird das all- 
gemeine Wahlrecht selbst das festeste Bollwerk der Freiheit 
sein, wird es die in die neue Zeit hineinragenden Trümmer 
des ständischen Wesens wegräumen und die zugesicherte 
Gleichheit vor dem Gesetz endlich zur Wahrheit machen. 

Wir sind entschlossen, die Bundeskompetenz zu be- 
festigen, und über alle gemeinsamen Angelegenheiten aus- 
zudehnen. Als Ziel schwebt uns vor, dass die parlamen- 
tarischen Funktionen des Staates möglich vollständig in 
den Reichstag verlegt werden. Auch der preussische 
Landtag soll sich nach und nach mit einer Stellung be- 
gnügen, welche in keiner Weise geeignet sei, dem An- 
sehen und der Wirksamkeit des Reichstages Eintrag zu 
thun. Dieses Ziel wollen wir auf dem verfassungsmässigen 
Wege erstreben; bis es in dieser Weise erreicht ist, 
müssen die beiden parlamentarischen Körperschaften ihre 
Befugnisse wechselseitig achten und einen friedlichen Wett- 
eifer in der Erfüllung des eigenen Berufes bekunden. 



Digitized by Google 



80 V. Vom Ausbruch des preußisch-österreichischen Krieges. 



Nach dem Beispiele der preussischen Verfassung 
haben die entsprechenden Unvollkommenheiten in die 
Reichs Verfassung Eingang gefunden. Auf beiden Gebieten 
sind nunmehr gleichzeitig und gleichmässig die wesent- 
lichen Reformen zu erstreben, welche die allein sichere 
Grundlage des öffentlichen Rechtes gewähren. Nament- 
lich und vor Allem ist das Budgetrecht zu vervollständigen, 
damit der Volksvertretung der volle Einfluss auf die 
Staatsgeschäfte zufalle. Nicht minder dringend sind Ge- 
setze, welche eine wirksame Verantwortlichkeit für die 
Minister und alle Beamten herbeiführen, auf der juristischen 
Grundlage, dass Jedermann für seine Handlungen einzu- 
stehen habe. Im Bunde ist überdies für eine vollständigere 
Repräsentation der verantwortlichen Träger der Regierungs- 
gewalt zu sorgen uud ihr Verhältniss zu den Regierungen 
der Einzelstaaten zu klären. 

Durch die Ereignisse des vorigen Jahres und die be- 
gonnenen Umgestaltungen haben die Aufgaben des preus- 
sischen Staates, der Regierung wie des Volkes, sich ver- 
vielfältigt. 

Der Anschluss der neu erworbenen Landestheile macht 
eine energisch reformirende Gesetzgebung, welche unter 
der Herrschaft der konservativen Partei verzögert worden 
ist und während des Verfassungskonflikts gänzlich geruht 
hat, dringend und unaufschiebbar. Der schleunigen Ab- 
hülfe warten in allen Theilen des Landes zahlreiche Miss- 
stände, wie die Lähmung des Realkredites, die Beschränkung 
der Freizügigkeit, der Druck des Gewerbes und der Arbeit 
in den Fesseln der Gewerbeordnung. Die nothwendige 
Verschmelzung der alten und neuen Landestheile verlangt 
umfassende Reformen in den organischen und anderen 
wichtigen Gesetzen. Auch schulden wir den neuen Pro- 
vinzen, welche in Justiz und Verwaltung mancher Vorzüge 
sich erfreuen, den Schutz dieser Institutionen, die unmög- 
lich durch mangelhafte altpreussische Einrichtungen ersetzt 
werden dürfen. Die Gleichmässigkeit ist vielmehr zu be- 
wirken, indem wir ihnen folgen, wo sie uns voran sind. 
Dem ganzen Deutschland schuldet Preussen das gute Bei- 
spiel in Gesetz und Verwaltung, soweit beide den Einzel- 
staaten vorbehalten sind, denn die Zukunft des gesammten 
Vaterlandes hängt von diesem Beispiele ab. Wir meinen 
deshalb, dass der Ausbau und die Revision der preussischen 
Verfassung nur um so eifriger zu erstreben ist. Nach 
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wie vor verlangen wir die Ausführung der in der Ver- 
fassung verheissenen Gesetze und die Reform des Herren- 
hauses als Vorbedingung aller Reformen. Von diesen 
stehen weit voran: 

Die Entfernung des ständischen Prinzips aus den 
Gemeinde-, Kreis- und Provinzialverfassungen und die 
Reform derselben nach den Grundsätzen der Gleichbe- 
rechtigung und Selbstverwaltung; die Aufhebung der 
gutsherrlichen Ortsobrigkeit und gutsherrlichen Polizei. 
Der Auf schwung des Vaterlandes bedarf dieser sicheren 
und breiten Grundlagen, die wachsende Grösse des Staats- 
gebietes vermehrt die Gefahren der bureaukratischen Ein- 
wirkungen, und die in den Verfassungen anerkannten 
Grundsätze des modernen Rechtes sind unverträglich mit 
der Herrschaft des auf Bevorzugung und Privilegien be- 
ruhenden Systems in der Gemeindeverwaltung. Die Be- 
völkerung aber, die städtische wie die ländliche, hat in 
den grossen und willigen Leistungen zu dem letzten Kriege 
das Anrecht erneuert, ihre dringendsten Wünsche endlich 
erfüllt zu sehen. 

Unter den anderen zahlreichen Gegenständen nennen 
wir: den Schutz des Rechtszustandes durch unabhängige 
Richter; die Unabhängigkeit und Erweiterung des Rechts- 
weges; die Revision der Gesetze über die Kompetenz- 
konflikte und die Administrativjustiz; die Ausdehnung der 
Geschworenengerichte auf alle politischen Strafsachen unter 
Aufhebung des Staatsgerichtshofes; die Abschaffung der 
Kautionen und der Steuer für Zeitungen und Zeitschriften. 

Eingedenk ihrer schweren Verantwortlichkeit und treu 
ihren früher ausgesprochenen Grundsätzen hat die Partei 
in den Tagen der Gefahr und der Entscheidung den 
Frieden im Innern auf den Grundlagen des verfassungs- 
mässigen Rechtes hergestellt, die Mittel reichlich gewährt 
und die Rüstungen gut geheissen, welche die freie Wirk- 
samkeit des preussischen Berufes sichern sollten. Für 
die Ehre und Machtstellung des Vaterlandes werden wir 
ferner in gleichem Sinne handeln. Doch spornen die 
Lasten der chronischen Kriegsbereitschaft uns an, die neuen 
Zustände in Deutschland schnell zu befestigen, um bald, 
jedenfalls nicht später als mit dem Ende des Provisoriums, 
zu der so notwendigen Sparsamkeit eines wirklichen 
Militär-Friedensetats zu gelangen. Inzwischen muss die 
in der Reichsverfassung zugesicherte Verkürzung der 

Salomon, Parteiprogramme. I. 6 
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Kriegsdienstpflicht bis zum vollendeten 32. Lebensjahre 
schnell verwirklicht und auf jede mögliche andere Ent- 
lastung hingewirkt werden. 

Wir hegen nicht die Hoffnung, den zahlreichen Be- 
dürfnissen auf einmal abzuhelfen, aber wir werden keines 
derselben aus den Augen lassen und je nach der Gunst 
der Umstände das eine oder das andere in den Vorder- 
grund stellen. Aber als die unerlässliche Bedingung für 
das gedeihliche Zusammenwirken der Regierung und der 
Volksvertretung, für die Verhütung neuer Konflikte er- 
achten wir zu allen Zeiten eine den Gesetzen entsprechende, 
Recht und Freiheit der einzelnen Staatskörper, wie der 
Gesammtheit unverbrüchlich achtende Verwaltung. Rück- 
fällen in eine andere Praxis der Vergangenheit muss auf 
jede Gefahr hin rückhaltslos entgegengetreten werden. 
Nur mit einer gesetzestreuen Regierung können wir Hand 
in Hand gehen. Mit einer solchen sind wir die richtigen 
Wege aufzusuchen bereit. 

Eine eindringliche Erfahrung hat uns gelehrt, dass 
nicht in allen Zeiten für dieselben Aufgaben mit denselben 
Waffen gekämpft werden darf. Wo so bedeutungsvolle 
und inhaltsschwere Ziele gleichzeitig zu erstreben sind, 
wie gegenwärtig in Deutschland und Preussen, da genügt 
es nicht, lediglich an hergebrachten Sätzen festzuhalten 
und zu Gunsten einer einfachen und bequemen Tradition 
die neuen und mannigfaltigen Bedürfnisse unbeachtet zu 
lassen. Es bedarf der schweren und umsichtigen Arbeit, 
den verschiedenartigen Ansprüchen gerecht zu werden, 
den Gang der Ereignisse zu überwachen und der Gelegen- 
heit den Vortheil abzugewinnen. Die Endziele des Libera- 
lismus sind beständige, aber seine Forderungen und Wege 
sind nicht abgeschlossen vom Leben und erschöpfen sich 
nicht in festen Formeln. Sein innerstes Wesen besteht 
darin, die Zeichen der Zeit zu beachten und ihre An- 
sprüche zu befriedigen. Die Gegenwart spricht deutlich, 
dass in unserem Vaterlande jeder Schritt zur verfassungs- 
mässigen Einheit zugleich ein Fortschritt auf dem Gebiete 
der Freiheit ist, oder den Antrieb hierzu in sich trägt. 

Wir sind nicht gesonnen, anderen Fraktionen der 
liberalen Partei feindselig entgegenzutreten, denn wir fühlen 
uns Eins mit ihnen im Dienste der Freiheit. Aber gegen- 
über den grossen Fragen der Gegenwart und in dem 
verantwortlichen Bewusstsein, wieviel von der richtigen 



Digitized by Google 



B. Neue Parteibildungen. 



Wahl der Mittel abhängt, streben und hoffen wir, inner- 
halb der Partei die entwickelten Grundsätze zur Geltung 
zu bringen. 

30. Die erste programmatische Kundgebung der frei- 
konservativen Partei. 27. Oktober 1867. 

Aus: Parisius S. 113 ff. 

Am Schlüsse des Reichstags und Angesichts einer 
neuen Legislatur -Periode des Landtags fühlen die unter- 
zeichneten preussischen Mitglieder der frei-konservativen 
Partei sich gedrungen, die politische Richtung, welche sie 
vertreten, in Worten zu erkennen zu geben, wie sie die- 
selbe in ihrem parlamentarischen Wirken bethätigt haben 
und bethätigen werden. Vor Allem heissen wir den denk- 
würdigen Augenblick willkommen, in welchem das alte 
und das neue Preussen in gemeinsamer Volksvertretung 
seine Staatseinheit besiegeln wird. Im Reichstag haben 
wir als Landsleute uns zusammengefunden, und soll es 
das nationale Interesse sein, was uns am Innigsten ver- 
einigt. Den neuen Provinzen werden wir zu beweisen 
haben, dass Preussisch und Deutsch Eins und dasselbe 
ist, und dass Deutschland gewinnt, was Preussen erwirbt. 
Undeutsche Gesinnung ist bei uns nicht heimisch. 

Die Berechtigung des Parteiwesens verkennen wir 
nicht; aber seine Auswüchse und Uebertreibungen weisen 
wir entschieden zurück. Weder billigen wir die Unter- 
werfung charakterfester Männer unter dem Dogmatismus 
einer politischen Schule, noch die Unterordnung der vater- 
ländischen Interessen unter die Sonderinteressen der 
Parteiung. Nicht über umfassende Theorien verständigen 
wir uns, sondern über praktische Fragen der Gegenwart. 
Wir setzen das Vaterland stets über die Partei, wir 
stellen das Nationalinteresse über Alles. 

Das hat seinen tiefen Sinn. Die preussische Staats- 
geschichte gilt uns als die Vorzeit des neuen Deutschland. 
Die grosse Aufgabe, welche in der Schöpfung des preus- 
sischen Staates, des Zollvereins, des norddeutschen Bundes 
ihre fortschreitende Lösung gefunden, sie geht nun ihrer 
Erfüllung und Vollendung entgegen — nicht nur in der 
unausbleiblichen Vereinigung mit dem deutschen Süden, 
sondern auch in der inneren Gestaltung des neuen deut- 
schen Staats, zu welcher in diesem Reichstage die ersten, 
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bedeutungsvollen Schritte getan sind. Indem wir der 
nationalen Politik des Bundeskanzlers, welche diese Ziele 
verfolgt, in jeder Weise, wie unabhängige Männer es mit 
Ueberzeugungstreue vermögen, unsere Unterstützung bieten, 
verwirklichen wir an unserem Theil den durchaus kon- 
servativen Gedanken, die gesunden und entwicklungs- 
fähigen Elemente des Bestehenden sorgfältig zu pflegen 
und fortzuentwickeln, nicht aber mit der Geschichte zu 
brechen, nicht nach Massgabe von Doktrinen die lebendige 
Wirklichkeit umformen zu wollen. Der zu einem „Deut- 
schen Reich" sich entfaltende norddeutsche Bund, hervor- 
gegangen aus dem Zollverein, erscheint uns als die 
deutsche Weiterbildung der preussischen Monarchie. ' 

Ebenso dem echt konservativen Geist entsprechend, 
zollen wir unumwundene Anerkennung dem Eintritt dieser 
Monarchie in die Reihe der konstitutionellen Staaten. 
Der Absolutismus hat in Preussen seine glanzvolle Ver- 
gangenheit. Nirgend in der Welt hat er ein unvergäng- 
licheres Denkmal hinterlassen, als diesen Staat, das Werk 
königlicher Machtvollkommenheit. Aber die Zeiten des 
Absolutismus sind vorüber. Heutigen Tages würde er 
vernichten, was er einst mit schöpferischer Kraft ins Leben 
gerufen. Nicht allein bedarf unser Volk, wie alle civilisirten 
Nationen dieses Zeitalters, zur eigenen Befriedigung einen 
rechtmässigen Antheil an der Bestimmung seiner Geschicke; 
das Königthum selbst erfordert die Mitarbeit des Volkes 
zur Erfüllung seiner hohen Sendung. Nur die Krone 
eines freien Landes gebührt unserem Fürsten ; sein Thron 
ruht am sichersten auf dem Willen freier Männer. 

Die Staatsverfassung ehren wir als eine Stärkung 
des Königthums, als eine Entfaltung des Volksthums, als 
die Gewähr der Freiheit der Kirche, der Parität der Kon- 
fessionen, der Loslösung politischer Rechte vom religiösen 
Bekenntniss. Wir verwerfen den „Scheinkonstitutiona- 
lismus" als Herabwürdigung und Entsittlichung des öffent- 
lichen Lebens; ebenso bekämpfen wir die überlebte, doch 
immer fortwirkende Lehre von der Theilung der Gewalten, 
der wir den Grundsatz von der Gemeinschaftlichkeit der 
Ausübung der einheitlichen Staatsgewalt mit Bewusstsein 
entgegenhalten. 

Die Partei, welcher wir angehören, steht auf dem 
Boden des Staatsgrundgesetzes. Solcher fr ei konservativen 
Richtung getreu, fordern wir den Ausbau der Verfassung. 
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Er gelangt zu seinem Abschlüsse nicht schon dadurch, 
dass das Verhältniss von Regierung und Volksvertretung 
verfassungsmässig und würdig geordnet ist, dass die Herr- 
schaft des Gesetzes an der obersten Zentralstelle des 
Staates befestigt und Beamtenwillkür ausgeschlossen wird, 
vielmehr erst dann, wenn die Grundlagen des Staatslebens 
von dem Geiste der Freiheit durchdrungen sein werden. 
Kein Wahlrecht leistet Bürgschaft für das Dasein wahrer 
Freiheit. Ihr Wesen und ihren Segen vermögen wir nicht 
darin zu erblicken, dass möglichst viele berufen sind, mit- 
zuregieren, sondern einfach darin, dass gegenüber einer 
starken Regierung tiberall ein Bereich selbständigen Wollens 
und Handels, gestützt auf Recht und Gesetz, sich geltend 
machen darf. Den Abschluss freiheitlicher Entwickelung 
suchen und finden wir in der Selbstverwaltung aller 
Gliederungen des Volkes. 

Wir erstreben daher die Sicherung selbständigen 
Lebens, in Haus und Hof, in Beruf und Gewerbe, unter 
Arbeitern und Arbeitgebern, in Kunst und Wissenschaft, 
in Stadt und Land, Kreis und Provinz. Wie unsere Staaten 
nach deutscher Weise sich ihre Besonderheit im nord- 
deutschen Bunde wahren, so wollen wir, dass unbeschadet 
der Einheit und obersten Aufsicht des Staates, sich innerhalb 
desselben alle lebendigen Theile in freier Selbstbestimmung 
bewegen. Dieses Ziel unseres Strebens bedingt eine durch- 
greifende Reform wesentlicher Prinzipien der Verwaltung. 

Unser Landtag wird in den nächsten Jahren neben 
der Einordnung preussischer Rechtszustände in das Ganze 
des norddeutschen Bundes, keine höhere Aufgabe zu lösen 
haben, als die Begründung dieser Freiheit aller seiner 
Lebenskreise. Dabei rechnen wir mit Zuversicht auf über- 
einstimmendes Wirken der Vertreter der neuen und der 
alten Provinzen. 

Mit voller Hingebung widmen wir uns der Hebung 
der materiellen Interessen unseres Volkes in den Fragen 
der Besteuerung, des Handels und Verkehrs, der Land- 
wirtschaft, des bedeutsamen Verhältnisses von Kapital 
und Arbeit — nicht minder aber der ernsten Fürsorge für 
die geistigen Güter der Nation, für das Volksschulwesen, 
für Gelehrtenschulen, Universitäten und Akademien. 

In mannhafter Unabhängigkeit wollen wir der Bundes- 
gewalt und der Staatsregierung zur Seite stehen, wo die 
Politik derselben mit unsern Grundsätzen tibereinstimmt 
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und namentlich wo sie das Nationalinteresse oben- 
anstellt. In echter Treue gegen König und Vaterland 
werden wir aber unsere freikonservativen Prinzipien, wo 
von ihnen abgewichen wird, mit Entschiedenheit aufrecht 
halten. 

Blinde Werkzeuge sind keine Stützen der Regierung ; 
nur was einen Halt an sich selbst hat, vermag einen 
Halt zu gewähren. 

40. Das Programm der bandesstaatlich-konstitutionellen 

Fraktion. Februar 1867. 

(Vereinigung preußischer Klerikaler mit den in Hannover von 
der Weifenpartei gewählten Abgeordneten — darunter Wind- 
horst — und Abgeordneten aus Schleswig-Holstein.) 

Aus: Parisius S. 91. Anm. 

Nach Massgabe der gegebenen Thatsachen vereinigen 
wir uns auf der Basis des Bundesstaats unter der mit allen 
zur Wahrung der Selbstständigkeit, Ehre und Wohlfahrt 
Deutschlands erforderlichen Mitteln ausgestatteten Zentral- 
gewalt der Krone Preussen zu regelmässigen gemeinsamen 
Vorbesprechungen über die zunächst für das norddeutsche 
Bundesgebiet zu gründende Verfassung. Wir werden uns 
bemühen, zur Vollendung der Constituirung des Bundes- 
staats auf Grund des dem Reichstage von den verbündeten 
Regierungen vorgelegten Verfassungsentwurfs nach Kräften 
mitzuwirken, und halten uns dabei, indem wir uns zu den 
Prinzipien konstitutioneller Verfassung (mit Budgetrecht, 
der Verantwortlichkeit der Vertretung der Regierung, 
Bundesgericht, Schutz der freien Presse und des Vereins- 
und Versammlungsrechts u. s. w.) bekennen, für verpflichtet, 
die Wahrung möglichster Selbstständigkeit und Freiheit 
der Angehörigen des Bundesstaats, soweit sie mit der 
Handhabung einer kräftigen Zentralgewalt vereinbar, und 
die diese Freiheit sichernden konstitutionellen Garantien 
und dadurch auch die baldige Vereinigung Süddeutschlands 
mit dem neuen Bunde in verfassungsmässigem Wege zu 
erstreben. 

41. Das Eisenacher Programm der Sozialdemokratie. 

August 1869. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

I. Die sozialdemokratische Arbeiterpartei erstrebt die 
Einrichtung des freien Volksstaats. 
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IL Jedes Mitglied der sozialdemokratischen Arbeiter- 
partei verpflichtet sich, mit ganzer Kraft einzutreten für 
folgende Grundsätze: 

1 . Die heutigen politischen und sozialen Zustände sind 
im höchsten Grade ungerecht und daher mit der 
grössten Energie zu bekämpfen. 

2. Der Kampf für die Befreiung der arbeitenden Klassen 
ist nicht ein Kampf für Klassenprivilegien und Vor- 
rechte, sondern für gleiche Rechte und gleiche 
Pflichten und für die Abschaffung aller Klassen- 
herrschaft. 

3. Die ökonomische Abhängigkeit des Arbeiters von 
dem Kapitalisten bildet die Grundlage der Knecht- 
schaft in jeder Form, und es erstrebt deshalb die 
sozialdemokratische Partei unter Abschaffung der 
jetzigen Produktionsweise (Lohnsystem) durch ge- 
nossenschaftliche Arbeit den vollen Arbeitsertrag 
für jeden Arbeiter. 

4. Die politische Freiheit ist die unentbehrlichste 
Vorbedingung zur ökonomischen Befreiung der 
arbeitenden Klassen. Die soziale Frage ist mithin 
untrennbar von der politischen, ihre Lösung durch 
diese bedingt und nur möglich im demokratischen 
Staat. 

5. In Erwägung, dass die politische und ökonomische 
Befreiung der Arbeiterklasse nur möglich ist, wenn 
diese gemeinsam und einheitlich den Kampf führt, 
giebt sich die sozialdemokratische Arbeiterpartei 
eine einheitliche Organisation, welche es aber auch 
jedem Einzelnen ermöglicht, seinen Einfluss für 
das Wohl der Gesammtheit geltend zu machen. 

6. In Erwägung, dass die Befreiung der Arbeit weder 
eine lokale noch nationale, sondern eine soziale 
Aufgabe ist, welche alle Länder, in denen es mo- 
derne Gesellschaft giebt, umfasst, betrachtet sich 
die sozialdemokratische Arbeiterpartei, soweit es 
die Vereinsgesetze gestatten, als Zweig der 
internationalen Arbeiterassoziation, sich 
deren Bestrebungen anschliessend. 

III. Als die nächsten Forderungen in der Agitation 
der sozialdemokratischen Arbeiterpartei sind geltend zu 
machen : 
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1. Ertheilung des allgemeinen, gleichen, direkten und 
geheimen Wahlrechts an alle Männer vom 20. Lebens- 
jahre an zur Wahl für das Parlament, die Landtage 
der Einzelstaaten, die Provinzial- und Gemeindever- 
tretungen, wie alle übrigen Vertretungskörper. Den 
gewählten Vertretern sind genügende Diäten zu ge- 
währen. 

2. Einführung der direkten Gesetzgebung (d. h. Vor- 
schlags- und Verwerfungsrecht) durch das Volk. 

3. Aufhebung aller Vorrechte des Standes, des Be- 
sitzes, der Geburt und Konfession. 

4. Errichtung der Volkswehr an Stelle der stehenden 
Heere. 

5. Trennung der Kirche vom Staat und Trennung der 
Schule von der Kirche. 

6. Obligatorischer Unterricht in Volksschulen und 
unentgeltlicher Unterricht in allen öffentlichen 
Bildungsanstalten. 

7. Unabhängigkeit der Gerichte, Einführung der Ge- 
schworenen- und Fachgewerbegerichte, Einführung 
des öffentlichen und mündlichen Gerichtsverfahrens 
und unentgeltliche Rechtspflege. 

8. Abschaffung aller Press-, Vereins- und Koalitions- 
gesetze; Einführung des Normalarbeitstages; Ein- 
schränkung der Frauen- und Verbot der Kinder- 
arbeit. 

9. Abschaffung aller indirekten Steuern und Einführung 
einer einzigen direkten progressiven Einkommen- 
steuer und Erbschaftssteuer 

10. Staatliche Förderung des Genossenschaftswesens 
und Staatskredit für freie Produktivgenossenschaften 
unter demokratischen Garantien. 



C. Die Parteibewegung in Süddeutschland. 

42. Das Programm der deutschen Volkspartei. September 

1868. 

Aus: Specht, Die Reichstagswahlen nebst den Programmen 
der Parteien. Berlin 1898. S. 50 ff. 

1. Die deutsche Volkspartei bekennt sich zu den 
demokratischen Prinzipien der Freiheit und Gleichheit und 
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verlangt die gleichartige Mitwirkung aller Staatsbürger bei 
Verfassung und Verwaltung, die Durchführung der Selbst- 
regierung des Volkes im Staate. 

2. In nationaler wie in internationaler Beziehung an- 
erkennt sie den jedem einzelnen Volksstamme zustehenden 
gleichen Anspruch auf Selbstbestimmung. Sie erstrebt 
einen auf Freiheit gegründeten Bundesstaat sämmtlicher 
deutschen Stämme, einen Friedens- und Freiheitsbund der 
Völker. 

3. Sie anerkennt, dass die staatlichen und gesellschaft- 
lichen Fragen unzertrennbar sind und dass sich namentlich 
die wirtschaftliche Befreiung der arbeitenden Klassen und 
die Verwirklichung der politischen Freiheit gegenseitig 
bedingen. In Anwendung dieser Grundsätze erklärt die 
deutsche Volkspartei: 

Zu 1 : Die deutsche Volkspartei verlangt zur Ver- 
wirklichung des demokratischen Staates, also der Selbst- 
regierung des Volkes: 

a) rastlose und energische Arbeit ihrer Mitglieder auf 
allen Gebieten des öffentlichen Lebens, unaus- 
gesetzte Thätigkeit in Vereinen, Versammlungen und 
in der Presse; in Sachen politischer Wahlen unter 
allen Umständen die Betheiligung an der Agitation 
als wirksamstes Mittel der Volksaufklärung und 
politischen Bildung dieser wesentlichen Grundlage 
dauernder Freiheitszustände ; 

b) gleichartige Durchführung des allgemeinen und 
direkten Wahlrechts in allen staatlichen und Ge- 
meindeangelegenheiten; Diäten für die Reichstags- 
abgeordneten; 

c) Aufnahme der deutschen Grundrechte von 1849 in 
die Reichsverfassung; 

d) Umgestaltung des Heerwesens in volksthümlichem 
Geiste, ehrliche Durchführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht und kurze Präsenzzeit, um hierdurch zu einem 
Volksheer zu gelangen; 

e) Trennung von Staat und Kirche. Befreiung der 
Schule von der Kirche. 

Zu 2: Die Volkspartei ist eine Partei des Friedens, 
sie erkennt in jedem Kriege eine verdammungswürdige 
Schädigung aller Kultur- und Freiheitsinteressen und wird 
daher alle Bestrebungen unterstützen, welche auf friedliche 
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Ausgleichung der zwischen einzelnen Völkern entstehenden 
Streitigkeiten abzielen. 

Die deutsche Volkspartei tritt ein für Durchführung 
des bundesstaatlichen Prinzips und den freiheitlichen Aus- 
bau der staatlichen Einrichtungen in den einzelnen Bundes- 
staaten, sowie für das Prinzip der Dezentralisation inner- 
halb der Letzteren. 

Zu 3: 

a) Die Beseitigung der bestehenden Ausnahmegesetze 
und die Wiederherstellung des gleichen Rechts für 
Alle, namentlich auch unbeschränkte Koalitions- 
freiheit; 

b) Unentgeltlichkeit des Unterrichts und der Lehrmittel 
an allen Volks- und Mittelschulen, die allgemeine 
Einführung gewerblicher Fortbildungs- und Fach- 
schulen ; 

c) Förderung des Genossenschaftswesens, insbesondere 
der städtischen und ländlichen Kreditgenossen- 
schaften und der Genossenschaften für gemeinsame 
Beschaffung von Lebensmitteln, Arbeitswerkzeugen, 
Verwerthung von Arbeitserzeugnissen und für ge- 
meinsame Herstellung; ferner der Handwerker- 
vereinigungen, insofern durch dieselben die gewerb- 
liche Freiheit nicht beschränkt wird; 

d) den Erlass ausreichender Gesetze zum Schutze der 
Arbeiter und Bediensteten in sittlicher und gesund- 
heitlicher Beziehung, insbesondere in den gesund- 
heitsgefährlichen Gewerbszweigen; 

e) die Fabrikgesetzgebung ist umzugestalten: a) durch 
das Verbot der Arbeit von Kindern in Fabriken 
während der Dauer der Schulpflicht; b) durch das 
Verbot der Nachtarbeit für Frauen und das Verbot 
der Frauenarbeit in angemessener Frist vor und 
nach dem Wochenbett; c) durch das Verbot der 
Sonntagsarbeit unter möglichster Beschränkung der 
gebotenen Ausnahmen; d) durch Vermehrung der 
Fabrikinspektoren und Erweiterung der Befugnisse 
derselben; e) auf dem Wege der internationalen 
Vereinbarung; durch Einführung eines Maximal- 
arbeitstages von 10 Stunden; 

f) zur friedlichen Erledigung der Lohnfragen, zur Fest- 
stellung der Lohnsätze, die Einsetzung von örtlichen 
und allgemeinen Einigungsämtern in Verbindung mit 
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den auf Grundlage der Gleichberechtigung von 
Arbeitgebern und Arbeitern umgestalteten Berufs- 
genossenschaften ; 

g) die Beseitigung der indirekten Steuern durch Ein- 
führung eines einheitlichen Systems direkter Steuern 
in Progressivsätzen; 

h) Die deutsche Volkspartei hält die Erlassung eines 
Gesetzes für nothwendig, welches dem Arbeiter 
gegen eine seinen Verhältnissen angemessene regel- 
mässige Leistung die Gewähr giebt, dass er im 
Falle seiner Invalidität oder wegen vorgerückten 
Alters nicht der öffentlichen Armenfürsorge mit 
ihren entwürdigenden Folgen anheimfällt, sondern 
einen Rechtsanspruch auf ausreichende Versorgung 
erhält. 

In Anwendung dieser Grundsätze und auf dem Boden 
der deutschen Reichsverfassung stellen die Wahl- und 
Vereinsprogramme der Gegenwart im Wesentlichen folgende 
Forderungen auf: 

1. Verantwortliche Ministerien und parlamentarische 
Regierung. Allgemeines direktes Wahlrecht für alle staat- 
lichen, Bezirks- und Gemeindeangelegenheiten. Schutz der 
Freiheit und des Geheimnisses der Wahl. Diäten für die 
Volksvertretung. Abkürzung der Wahlperiode. 

2. Vereinsfreiheit. Schwurgerichte für politische und 
presspolitische Vergehen. 

3. Abschaffung aller Standes- und Adelsvorrechte im 
öffentlichen und bürgerlichen Recht, einschliesslich des 
Steuerwesens. 

4. Gleiche Wehrpflicht für alle Staatsbürger und Ab- 
kürzung der dreijährigen Dienstzeit. Gleichheit hinsichtlich 
der Beförderung zu den Offiziersstellen nach Massgabe 
der Befähigung ohne Dienstentlassung wegen Uebergehung 
bei der Beförderung. 

5. Entschädigung unschuldig Verurtheilter und Ver- 
folgter. Einheitliche Gesetzgebung hinsichtlich der mili- 
tärischen Strafrechtspflege und Strafprozessordnung nach 
den Grundsätzen der Humanität und Oeffentlichkeit. 

6. Glaubens- und Gewissensfreiheit für jedes Be- 
kenntniss ohne staatliche Hintansetzung. Trennung der 
Staats- und Kirchenverwaltung. Fachmännische Aufsicht 
über die Schule. 



Digitized by Google 



92 V. Vom Ausbruch des preußisch-österreichischen Krieges. 

7. Die Volkspartei tritt ein für die unzertrennliche 
Einheit der deutschen Bruderstämme und erachtet es dabei 
für ein aus der geschichtlichen Entwicklung und den Be- 
dürfnissen unseres Volkes, wie aus der Freiheitsforderung 
der Selbstregierung entspringendes Gebot, die Selbständig- 
keit der Bundesstaaten zu erhalten und eine mit derselben 
unvereinbare Centralisation zu bekämpfen. 

In den Einzelstaaten u. A.: Einkammersystem und 
Verantwortlichkeit der Minister nicht blos gegenüber der 
Krone, sondern auch gegenüber der Volksvertretung für 
ihre Abstimmung im Bundesrath. 

43—44. Programme der deutschen Partei in Württemberg. 

a) Programm vom 19. August 1866. Beschlossen von 
der Versammlung in Plochingen am 19. August 1866. 

Aus: W. Lang, Die deutsche Partei in Württemberg. Festschrift. 
Stuttgart 1891. Anhang. No. 1. S. 85 ff. 

1 . Nachdem der deutsche Bund aufgehört hat zu be- 
stehen, und Österreich darauf verzichtet, an der Neu- 
gestaltung Deutschlands Anteil zu nehmen, ist die Schaffung 
eines kräftigen deutschen Staatswesens nur möglich durch 
den Anschluss sämtlicher deutscher Staaten an Preussen. 
Dieser Anschluss ist zu verwirklichen in einem Bundes- 
staat, in welchem die diplomatische und militärische Führung 
Preussen übertragen ist, die Freiheitsrechte des Volks im 
Parlament gesichert sind. 

2. Die Beschränkung dieses Bundesstaates auf die 
nördlich vom Main liegenden Staaten, wodurch wir vom 
Parlament und der gemeinsamen Gesetzgebung ausge- 
schlossen sind, widerstrebt den nationalen, politischen und 
volkswirtschaftlichen Interessen des deutschen Volks für 
jetzt und immer. Wir protestieren gegen die Trennung 
Deutschlands durch die Mainlinie, gegen jeden Versuch, 
die süddeutschen Staaten zu einem eigenen politischen 
Organismus zusammenzuschliessen , der leicht zu einem 
Gegensatz gegen den Norden sich entwickeln würde, für 
die Freiheit keine Garantie böte und dem Ausland nur ein 
willkommenes Feld seiner Einflüsse und Interessen wäre. 
In der That ist diese Trennung nur eine Forderung des 
Auslandes, welches darin durch die Bestrebungen der 
partikularistischen Elemente unterstützt wird. 

3. Lässt sich aber der Eintritt auch Süddeutschlands 
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in den Bundesstaat nicht in diesem Augenblick verwirk- 
lichen, so erwächst für uns um so mehr die Aufgabe, 
allem demjenigen entgegenzutreten, was die vorläufige 
Trennung zu einer definitiven machen könnte, dagegen die- 
jenigen nationalen Beziehungen zu pflegen und zu ent- 
wickeln, die uns schon jetzt als gemeinsame bleiben, und 
dadurch dem völligen Anschluss vorzuarbeiten. Vor allem 
wird die Regierung darauf bedacht sein müssen, dass das 
Band des deutschen Zollvereins erhalten werde und dass 
jetzt schon eine Verständigung mit Preussen über eine 
gemeinsame Organisation des Heerwesens erfolge. 

4. Diese Forderung rechtfertigt sich einmal durch die 
Erfahrungen des letzten Kriegs, in welchem die Tapfer- 
keit unserer Soldaten scheiterte an den Mängeln in der 
Organisation und Oberleitung, sie rechtfertigt sich mehr 
noch durch die Gefahren, welche von Seiten eines eifer- 
süchtigen und begehrlichen Nachbars den deutschen Grenzen 
drohen. Ein Angriff von Aussen, gerichtet gegen die 
Integrität des deutschen Gebiets, muss die Heere Deutsch- 
lands in einer Erfolg versprechenden Organisation und 
unter Einer Fahne finden. 

5. Die Versammlung erklärt: Die Durchführung ihres 
Programms erfordert, dass an die Spitze der Regierung 
Männer gestellt werden, welche aus innerster Überzeugung 
zu der Schöpfung eines deutschen Bundesstaates unter 
Preussens Führung mitwirken und deren Vergangenheit 
Bürgschaft dafür bietet, dass die inneren politischen Re- 
formen, welche Württemberg dringend bedarf und längst 
verlangt hat, endlich in Angriff genommen werden. 

b) Programm der Partei in den inneren Landesan- 
gelegenheiten, beschlossen vom Landeskomite am 

22. September 1866. 

Aus: Lang, Anhang II. S. 86 ff. 

Die Deutsche Partei hat sich in dem zu Plochingen 
vereinbarten Programm in den allgemeinen deutschen An- 
gelegenheiten dahin ausgesprochen, dass die Schaffung 
eines kräftigen deutschen Staatswesens nur durch An- 
schluss sämtlicher deutscher Staaten an Preussen möglich, 
und dass dieser Anschluss in einem Bundesstaat zu ver- 
wirklichen ist, in welchem die diplomatische und militärische 
Führung Preussen tibertragen wird, und die Freiheitsrechte 
des Volkes im Parlament gesichert sind. Das Landes- 
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komite hat sich nun in Bezug auf die inneren Fragen über 
folgende Sätze geeinigt: 

1. Dieser Bundesstaat, welchem sich die einzelnen 
deutschen Staaten einzuordnen haben, setzt die Selbständig- 
keit der letzteren in ihren inneren Landesangelegenheiten 
voraus; es ergiebt sich daraus für unseren Staat die un- 
abweisbare Aufgabe, seine Einrichtungen mit den An- 
forderungen der Neuzeit und mit seiner eigenen Stellung 
in Einklang zu bringen. 

2. Indem wir hiervon ausgehen, bezeichnen wir als 
leitende Gesichtspunkte für unsere Bestrebungen in den 
inneren Landesangelegenheiten: Entfernung aller mittel- 
alterlichen Trümmer aus unserem Staatsorganismus, Be- 
seitigung jedes ungeregelten Polizeiregiments und bureau- 
kratischer Willkür, Förderung der materiellen Interessen, 
Hebung des Unterrichtswesens und der Volksbildung, 
Vereinfachung der Staatsverwaltung und Ersparnisse im 
Staatshaushalt, Steuerreform, Entwicklung des Prinzips der 
Selbstverwaltung durch gewählte Organe des Volks. 

3. Im einzelnen verlangen wir vor allem : Reform der 
Verfassung, insbesondere sichernde Feststellung der staats- 
bürgerlichen Rechte im Sinne der Grundrechte: Beseitigung 
aller Vorrechte der Geburt und des Standes bei Bildung 
der Landesvertretung ; allgemeines direktes Wahlrecht mit 
geheimer Abstimmung; Aufhebung des Geheimenrats. 

4. Bezüglich der Rechtsgesetzgebung bestehen wir 
auf endlicher Durchführung des öffentlichen und mündlichen 
Verfahrens im Zivil- und Strafprozess, Aufhebung der 
Verwaltungsjustiz, und zur Sicherung gegen Willkür auf 
Verabschiedung eines Polizeirechtsgesetzes. 

5. Die Gemeindeverfassung ist im Sinn grösserer 
Selbständigkeit der Gemeinden gegenüber der Staats- 
behörde weiter zu entwickeln und das Prinzip der Selbst- 
verwaltung mittels Einführung von Bezirksräten und Aus- 
schüssen auf die Bezirksverfassung auszudehnen. 

6. Unser Heerwesen hat sich nicht bewährt; es be- 
darf auf Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht einer 
durchgreifenden Reform. Die aus dem Volksheersystem 
sich ergebende Notwendigkeit weiterer Heereskörper kann 
mit den Kräften des Landes nur dann in Einklang gebracht 
werden, wenn — unbeschadet der Aufstellung einer ge- 
nügenden Anzahl von Berufsoffizieren — ein grösserer Teil 
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der Offiziere bürgerlichen Berufsständen entnommen und 
letzteren nur im Kriegsfall und für die notwendigen 
Übungen entzogen wird. 

7. Die Regierung hat eine lange Reihe von Jahren 
hindurch unterlassen, die längst notwendig gewordenen 
Reformen in Verfassung und Verwaltung vorzunehmen; 
die Folge hievon ist eine verderbliche Stagnation unseres 
Staatslebens gewesen. Wir verlangen, dass die Regierung 
jetzt, nachdem durch Beseitigung der deutschen Bundes- 
akte eines der hauptsächlichsten Hindernisse für eine gründ- 
liche Neugestaltung unseres Staatslebens seinen äusseren 
Halt verloren hat, um so gewisser mit allen ihr Gebot 
stehenden Mitteln das Versäumte nachzuholen suche. Ein 
Widerstand der Kammer der Standesherren gegen die 
Verfassungsreform kann nötigenfalls durch Rückgriff auf 
das seiner Zeit nur thatsächlich beseitigte Gesetz vom 
1. Juli 1849, betreffend die Einberufung einer Versammlung 
von Volksvertretern zur Beratung einer Revision der Ver- 
fassung, überwunden werden. 

8. Wie wir hiermit die wesentlichsten und zunächst 
in Betracht kommenden Forderungen aufgezählt haben, so 
wollen wir nicht darauf verzichten, dieses Programm auf 
Grund der leitenden Gesichtspunkte je nach Bedürfnis 
weiter zu entwickeln. 

Jeder Zeit und vor allem anderen werden wir aber 
an der Aufgabe festhalten, die verfassungsmässigen Rechte 
des Volkes gegen etwaige Übergriffe der Regierung zu 
verteidigen. Wir werden auch nur einer solchen Regierung 
unser Vertrauen schenken, welche thatsächlich beweist, 
dass sie die Volksrechte unbedingt achtet und ihrerseits 
die von uns für un erlässlich erkannte staatliche Einigung 
Deutschlands erstrebt. 

45. Programmatische Kundgebung der bayrischen 

Patriotenpartei. 

Aus: Die patriotische Partei in Bayern. Passau 1869. Bibliothek 
des Reichstages. Auszugsweise mitgeteilt. 

L 

Stellungnahme zur deutschen Frage und zur aus- 
wärtigen Politik. 

Die patriotische Partei will die Selbstständigkeit 
Bayerns auf das entschiedenste gewahrt wissen und ver- 
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wirft jeden wie immer gearteten Anschluß, jede Anlehnung 
an den sogenannten norddeutschen Bund. Sie verdammt 
die Schöpfung des norddeutschen Bundes, weil sie durch 
völlige Verleugnung aller deutschnationalen Gesinnung ins 
Leben gerufen worden ist. Denn der Sieg in einem 
Bruderkriege, welchen man allgemein bis auf die letzten 
Tage vor dem Ausbruch für unmöglich gehalten, war es, 
der Preussen die Macht verliehen hat, in Deutschland um- 
gestaltend vorzugehen. Und mehr noch als dieses: dieser 
Bruderkrieg ist von Preussen vorbereitet und geplant 
worden unter richtig berechneter Gutheissung und Vor- 
schubleistung Frankreichs. Die patriotische Partei fragt: 
Welche der beiden Parteien darf sich denn eigentlich mit 
mehr Recht einer lauteren deutsch-nationalen Gesinnung 
rühmen, die der bayrischen Patrioten oder die der so- 
genannten Nationalliberalen? Erstere erklärt, nur für ein 
solches deutsches Einigungswerk sich begeistern zu können, 
nur in ein solches, für ein solches eintreten zu wollen, 
welches auf dem Wege, freier und loyaler Verständigung 
aller deutschen Fürsten und Volksstämme unter Fernhaltung 
fremdländischen Einflusses, fremdländischer Waffenhilfe 
zu Stande kommt. Die Partei der Nationalliberalen da- 
gegen stösst sich nicht im mindesten daran, dass dieser 
Nordbund, offenkundig nur unter Beirat, Begünstigung, 
Mitwirkung und Einflussnahme des Auslandes speziell des 
stets so emphatisch andeklamirten „Erbfeindes" und unter 
Vergewaltigung deutscher Stämme und Staaten geschaffen 
worden ist. Die patriotische Partei würde um des all- 
gemeinen Besten willen ihren Gefühlen Schweigen ge- 
bieten, wenn wenigstens die durch undeutsche Ver- 
schwörung zu Stande gebrachte Schöpfung Deutschlands 
Schutz und Sicherheit nach Aussen, Im Innern Förderung 
der materiellen Wohlfahrt, Pflege und Fortentwicklung 
freiheitlicher Institutionen, gewährleisten oder doch in 
Aussicht stellen würde. Sie findet, dies sei nicht entfernt 
der Fall. 

So muss also die patriotische Partei das, was Preussen 
im Jahre 1866 geschlossen, als verwerflich betrachten in 
seinem Entstehen, als verfehlt in seiner ganzen Anlage 
und einer organischen Verbesserung nicht fähig. Sie ist 
der durch eine dreijährige Erfahrung festbegründeten 
Ueberzeugung, dass aus diesem Nordbund nimmermehr 
eine staatliche Gestaltung sich entwickeln könne, welche 
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den Wünschen, Bedürfnissen und Interessen der deutschen 
Stämme eine wahrhafte Befriedigung gewährt. Sie lehnt 
indessen die Ausdeutung ab, ihre der grosspreussi sehen 
Ausdehnungspolitik widerstrebende Haltung, spekulire auf 
den Krieg zwischen Preussen und Frankreich und die da- 
durch zu erhoffende Vernichtung Preussens. Sie ist nicht 
franzosenfreundlich und nicht vaterlandsverräterisch. Die 
Politik der patriotischen Partei, mit der sie zwar nicht 
Preussens, wohl aber Bayerns und Deutschlands Interessen 
dient, kann keine andere sein als die, in den süddeutschen 
Staaten einen vor preussischen Eingriffen gesicherten 
Kern für ein freiheitlich und föderalistisch zu gestaltendes 
Deutschland zu erhalten und durch Wahrung des Friedens 
es den zahlreichen gleichgesinnten Elementen im deutschen 
Norden möglich zu machen, dass sie erstarken und sich 
sammeln. Wenn dann der Strahlenkranz der Blut- und 
Eisenpolitik an der fortgesetzten Resultatlosigkeit nach 
aussen erbleicht, wenn diese Politik im Innern an der 
finanziellen Grenze ihrer Möglichkeit angelangt ist, wenn 
durch Fernhaltung eines Krieges auch dem vorgebeugt 
wird, dass sie etwa im Kampfe mit dem Auslande erliege 
und durch Ströme kostbaren deutschen Blutes sich eine später 
gut zu verwerthende Märtyrerkrone und die Ausflucht ver- 
schaffe, fremde Waffengewalt habe den von ihr nahezu 
vollendeten Neubau Deutschlands zerstört: erst dann ist 
die Zeit reif. Dann mögen die deutschen Stämme im 
Norden uns die Hand reichen, dass wir vereint ein Deutsch- 
land schaffen unter thunlichster Nichtberücksichtigung jenes 
„deutschen Berufes 44 Preussens, dem sich dieser Staat 
auch bei seinem letzten, gewaltigsten, vom Glück so sehr 
begünstigten Versuche nicht gewachsen gezeigt hat. 

IL 

Innere Politik. 

Von jenem Liberalismus, den Bismarcks zutreffende 
Aeusserung: „Wir Preussen sind den Süddeutschen viel 
zu liberal 44 dem spezifischen Preussentume zuweist, will die 
patriotische Partei in der Tat nichts wissen. Denn das 
Wesen jenes Liberalismus besteht wie das des Preussentums 
in hochmütiger Nichtachtung der Rechte und Freiheiten 
anderer, in tyrannischer Unduldsamkeit und Ausschliess- 
lichkeit entgegengesetzten Meinungen und Bestrebungen 
gegenüber, in einer gewissen Zweifelhaftigkeit der ange- 

Salomon, Parteiprogramme. I. 7 
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wendeten Mittel. Durch die ganze Art seines Vorgehens, 
durch den von ihm aufgestellten Grundsatz, dass es kein 
Recht auf irgend einem Gebiet gebe, das unantastbar sei, 
das nicht durch zufällige Mehrheitsbeschlüsse politischer 
Repräsentativversammlungen aufgehoben werden könne, 
hat der Liberalismus das Rechtsbewusstsein , die Rechts- 
sicherheit auf das Tiefste erschüttert. Die patriotische 
Partei kann vernünftigerweise keiner politischen Richtung 
die Leitung ihrer Angelegenheiten anvertrauen, welche 
die Grundlage der Existenzberechtigung Bayerns in Frage 
stellt. Das thut aber der Liberalismus. Denn er erkennt 
grundsätzlich auf keinem Gebiete des Lebens ein Recht 
an, so unantastbar, dass es nicht den Geboten des „mo- 
dernen Staates" oder den „berechtigten nationalen For- 
derungen" unbedingt geopfert werden müsste. Nur kin- 
dische Guthmüthigkeit kann sich der Hoffnung schmeicheln, 
der Liberalismus werde in Bayern an's Ruder gekommen, 
seine Grundsätze zwar im Innern zu Nutzen und Frommen 
„menschlichen Fortschritts" gegen „engherzigen" oder 
böswilligen Widerstand rücksichtslos zur Geltung bringen, 
und dadurch Bayern zu einem liberalen „Musterstaate" 
machen, dagegen in der äusseren Politik dieselben sorgfältig 
verleugnen, und, hier dem strengsten Conservatismus 
huldigend, die Selbstständigkeit des bayerischen Staates, 
der bayerischen Königskrone eifersüchtig wahren. 

Die patriotische Partei, welche sich als Widersacherin 
des Liberalismus bekennt, beschränkt sich aber nicht auf 
unfruchtbare Verneinung. Sie ist die Partei der wahren 
Freiheit und des Friedens auch im Innern, wie wir sie als 
die des Friedes nach aussen erkannt haben. Aus ihren 
positiven Wünschen und Bestrebungen in der inneren 
Politik ist dies ersichtlich. Ihre Forderungen laufen ins- 
gesammt auf ein Ziel hinaus: auf die ehrliche, vollkommene, 
un verkümmerte Verwirklichung des freienRechtsstaates. 
Dieser freie Rechtsstaat schützt, wie sein Name sagt, die 
Freiheit und das Recht. Und er schützt diese beiden 
Güter der menschlichen Gesellschaft, nicht aber beansprucht 
er, wie sein widerliches despotisches Vorbild, der liberale, 
der „moderne" Staat, sie erst zu schaffen, und zwar 
zu schaffen auf dem mechanischen, willkürlichen Wege 
schablonenmässiger Gesetz-Fabrikation. Er weiss nichts 
von Anmassungen und Despoten -Gelüsten, er achtet die 
Selbstständigkeit jeder Corporation und Genossenschaft, 
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heisse sie Gemeinde oder Handwerks Vereinigung, Familie 
oder Kirche und er glaubt sich einer jeden derselben 
gegenüber zwar zu Rechtsschutz verpflichtet aber nicht 
zu herrischen Eingriffen berechtigt. 

Auf dem Boden des Rechtsstaates will die patriotische 
Partei die brennendste aller Fragen, die soziale Frage, 
einer friedlichen und gedeihlichen Lösung entgegenführen; 
nur hier sind die dazu nöthigen Bedingungen gegeben. 
Denn unter dem Schutze dieses Staates allein vermögen 
sich gesichert gegen das ungeschickte Zutappen der 
Bureaukratie wie gegen die selbstsüchtigen, doch stets 
„gesetzlichen 11 Gewalteingriffe der zunächst interessirten 
Bourgeoisieklassen, alle jene zu Zwecken der Vertheidigung 
und Selbsterhaltung zusammenzuthun, welche durch die 
immer riesiger anwachsende Capitalmacht, jenen Dämon, 
welchen die unsinnige, kurzsichtige Nationalökonomie des 
Liberalismus entfesselt hat, in ihrer Freiheit, in ihrer 
Existenz, in ihrem Menschentum sich bedroht sehen. Aber 
auch nur in diesem Staate wird verhütet, dass nun nicht 
die Selbstsucht des sogenannten vierten Standes an Stelle 
der Selbstsucht der Bourgeoisie trete, und von da an nun 
mit gleicher, ja eher noch durch den Ingrimm der lange Be- 
drückten, gesteigerter Rücksichtslosigkeit das Scepter in 
der Gesellschaft führe. Denn der freie Rechtsstaat rüttelt 
nicht an dem materiellen und moralischen Bestand der 
Corporationen, Stände und sozialen Verbände, er sucht 
dieselben nicht zu Sclaven seiner Zwecke, seiner Launen 
zu erniedrigen, im Gegentheile, er schirmt sie, wo sie 
bereits vorhanden sind, und begünstigt ihr ins Leben 
treten, wo und wann das Bedtirfniss nach solchem fühlbar 
wird. Damit sind aber, ohne dass stets der „Staat" mit 
seiner Polizei dazwischen zu treten braucht, die wirk- 
samsten weil natürlichsten Gegengewichte gegen jeden 
Versuch auch des vierten Standes gegeben, sich in unbe- 
rechtigter Weise zur Alleingeltung zu bringen. Den Sonder- 
interessen desselben setzen sich nun von selbst und nach- 
drücklich die Sonderinteressen anderer lebenskräftiger, 
gleichberechtigter Stände und sozialen Gruppen entgegen 
und nöthigen zur Anerkennung fremden Rechtes, zum 
Masshalten, zum Ausgleich. Indem der freie Rechtsstaat 
nicht der Regierungsausschuss eines Standes ist, sondern 
alle Stände, alle Corporationen als unter sich gleich- 
berechtigte, gleichgeachtete, zu gleichem Rechtsschutze 
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unter seiner Obhut wohnen und in freier Thätigkeit leben 
lässt, besitzt er zur Schlichtung nicht ausbleibender Con- 
flikte zwischen ihnen etwas schätzenswerteres, wirk- 
sameres, als die materielle Gewalt. Es ist die Autorität, 
es ist die Vertrauensstellung, welche seine soziale Partei- 
losigkeit und Neutralitat ihm verschafft. Denn wichtiger 
für die Ruhe und Wohlfahrt der Gesellschaft als die 
Religionslosigkeit des Staates, wofür die Liberalen so 
schön und so schlau deklamiren, ist dies, dass der Staat 
frei von allem partikularistischen Beigeschmack eines ein- 
zelnen sozialen Standes, dass er ein rein politischer Körper 
sei. Dann und nur dann kann er seines hehren Schieds- 
richteramtes zwischen den streitenden Parteien mit Erfolg 
warten. Dies vermag er um so mehr, als er seiner klugen, 
besonnenen Mässigung, welche ihn von Vergewaltigung, 
Erniedrigung und Dienstbarmachung der kleinsten so gut 
wie der bedeutendsten in seinem Königs-Frieden lebenden 
Corporationen abhält, eine Unterstützung verdankt, die ihm 
geradezu unentbehrlich ist. Es ist die der christlichen 
Kirchengenossenschaften. Die soziale Frage lässt sich 
ohne die praktische Anwendung des grossen Grundsatzes 
der Selbstverleugnung um Anderer, um eines grösseren 
Ganzen willen nimmermehr lösen. Und wer predigt der 
Menschheit jenes sie zusammenhaltende, jenes durch nichts 
zu ersetzende Prinzip der Selbstverleugnung? Das Christen- 
tum und zwar nicht durch übernatürliche Sinne vom Himmel 
herab, sondern innerhalb seiner irdischen Erscheinungs- 
formen, der kirchlichen Genossenschaften, durch die Träger 
und Organe der christlichen Lehre, den christlichen Klerus. 
Daher ist die sorgfältige Wahrung der Autorität des Klerus 
für jeden vernünftigen Politiker eine seiner angelegent- 
lichsten Sorgen, er mag für sich persönlich zu dem dog- 
matischen Inhalt des Christentums eine noch so freie 
Stellung einnehmen. Und da ein solcher Politiker das 
Wesen, die Anschauungen, die Bedürfnisse des Volkes 
kennt und achtet, statt sie nach seinem subjektiven Er- 
messen umwandeln zu wollen, so hütet er sich wohl, den 
Conf essionalismus , die nothwendige Legirung des reli- 
giösen Bewusstseins, in ein phrasenreiches, verwaschenes 
Stunden-der-Andacht-Christentum aufzulösen. Er weiss, 
dass das Volk damit nichts anfangen kann, dass es für 
einen geistigen Inhalt eine ihn umschliessende, ihn vor 
Vorflüchtung schützende, individualisirte Leiblichkeit braucht 
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Und das sind die Glaubenssatzungen einer conkreten, das 
heisst unter den obwaltenden Umständen, einer confessionell 
eigenartigen Kirche. Und da dem Realpolitiker des freien 
Rechtsstaates Achtung und Schutz der corporativen Per- 
sönlichkeiten oberster Grundsatz ist, er in Folge dessen 
die christlichen Kirchengenossenschaften weder mit klein- 
lichem giftigem Hasse verfolgt und zu zerbröckeln sucht, 
noch andrerseits bestrebt ist, sie zu sittenpolizeilichen 
Instituten herabzuwürdigen, so besitzen die Kirchen so 
viele Eigenmacht, Selbstständigkeit und Autorität im Volke, 
als nothwendig ist, um den Staat in seinem sozialen 
Richteramte wirksam zu unterstützen. 

Und weil hier einmal das religiöse Gebiet gestreift 
Ist, so möge in Kürze der Standpunkt dargelegt werden, 
welchen auf diesem Gebiete die patriotische Partei ein- 
nimmt. Diese Partei ist eine politische; daher sind für 
sie auch nur politische Erwägungen massgebend, und bleibt 
ihr als solcher alles rein Religiöse, Dogmatische, *Con- 
fessionelle fern. Sie erkennt aus den oben dargelegten 
Gründen die Notwendigkeit des Confessionalismus inner- 
halb des Christenthums unbedingt an, sie muss es um so 
mehr thun, als diese Confessionen als Kirchen Rechts- 
subjekte sind, und die patriotische Partei, die überall das 
Recht gewahrt wissen will, den gewissenhaftesten Schutz 
auch der Rechte aller dieser kirchlicher Confessionen 
streng folgerichtig dem Staate zur Pflicht macht. Aber 
weiter geht die Partei nicht, eben wieder aus politischer 
Consequenz und aus Rechtsachtung. Für jeden Einzelnen 
verlangt sie die volle Freiheit des religiösen Bekennt- 
nisses und Nichtbekenntnisses, wenn er nur auch 
seinerseits nicht durch Angriffe auf anders denkende 
Einzelne oder Genossenschaften den Frieden stört. Um- 
gekehrt verlangt sie für keine kirchliche und religiöse 
Genossenschaft auch nur das mindeste Privilegium. Dass 
durch Zusammentreffen mehrerer äusserer Umstände zur 
Zeit die überwiegende Majorität ihrer Parteigenossen in 
Bayern der katholischen Kirche angehört, wobei ganz un- 
untersucht bleiben möge, wie viele derselben einer streng 
kirchlichen Richtung zuzuzählen sind, das bestimmt die 
Partei durchaus nicht, für diese Kirche irgendwelche 
Prärogative zu beanspruchen. Auch hier will sie nicht 
mehr, aber auch nicht weniger als die volle Freiheit und 
Gleichberechtigung jener kirchlichen Genossenschaft, der 
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sie oder ihre Mehrheit angehört, mit den übrigen im Staate 
befindlichen. 

Die Patriotische Partei kommt in consequenter Durch- 
führung und Entwicklung ihrer Grundsätze auch in der 
inneren Politik auf das föderalistische Prinzip hinaus. Wie 
sie in der deutschen Frage ein Deutschland anstrebt, das 
alle deutschen Stämme und Staaten umfassend, dieselben 
ungekränkt in ihren Rechts- und Besitzständen nach ihren 
Eigenarten leben lässt, und dessen Zentralgewalt die aus 
freier Wahl hervorgegangene Trägerin und Vollstreckerin 
des frei vereinbarten Gesammtwillens der Nation nach 
aussen und Innen ist, in ganz ähnlicher Weise will sie es 
auch im Innern ihres Einzelstaates. Ihr Staat, der freie 
Rechtsstaat, er soll nur die Centralgewalt sein, welche 
rechtsschützend, ausgleichend, nach aussen die Gesammt- 
heit der Staatsbürger vertretend, alle die Corporationen, 
Genossenschaften, sozialen Gruppen umfasst, in welche 
die Bevölkerung seines Territoriums gegliedert ist. Auf 
diese schiedsrichterliche und politische Centralgewalt soll 
den sämmtlichen Staatsangehörigen eine Einflussnahme und 
Controlle mittelst des ausgedehntesten Rechtes zu direkten 
und geheimen Wahlen in die politischen Repräsentativ- 
körper zustehen. Aber diese politischen Repräsentativ- 
körper so wenig als jene politische Centralgewalt des 
Staates sollen die Herrschaft über Gebiete des Lebens 
beanspruchen, für welche sie nicht competent sind. Ent- 
lastung des Staates, Beschränkung seines unmittelbaren 
Macht- und Verwaltungsgebietes seinen Angehörigen gegen- 
über, das muss die Losung der wahren, der echten Fort- 
schrittspartei, der conservativen patriotischen Partei sein. 
Und damit der Staat diese Selbstbeschränkung zu üben 
vermöge, muss seinem Repräsentativkörper, der politischen 
Landesvertretung, ein Element beigegeben werden, nenne 
man es erste Kammer, Reichsrath, Herrenhaus oder wie 
immer, welches, weil es andern als politischen Ursprungs 
ist, weil es nicht aus den Schwankungen politischer Wahlen 
hervorgegangen, sondern aus feststehenden sozialen und 
historischen Grundlagen herausgewachsen ist, die Landes- 
vertretung vor politischer Einseitigkeit, vor der über- 
stürzenden, notwendig zur Revolution führenden Neuerung 
des Einkammersystems bewahrt, das Land selbst aber vor 
der Herrschaft einer Kammermajorität, wohl der corrumpie- 
rendsten und drückendsten aller Oligarchien. 
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Die patriotische Partei will die Freiheit und das Recht 
auch für ihren König. Frei, in seinen Souveränitätsrechten 
unbeeinträchtigt sei er nach aussen, vor keiner andern 
Krone beuge sich zu muthloser Vasallenhuldigung, zu 
unterthäniger Heeresfolge sein Königliches Haupt, frei 
trage er, ein Gleicher unter seinen deutschen Mitfürsten, 
das ruhmvolle alte Bayernbanner in seiner Rechten. Aber 
frei und in seinen verfassungsmässigen Gerechtsamen un- 
angetastet, sei er auch nach Innen, nicht ein unwürdig 
umstrittener Spielball der Parteien, nicht ein leeres Schatten- 
bild, eine wesenlose staatsrechtliche Fiktion, sondern eine 
kräftig heraustretende, ihrer Rechte und ihrer Pflichten 
sich voll und klar bewusste Persönlichkeit. 

Er sei, wie sich ein kernhafter deutscher Stamm 
seinen König denken muss, und wie er ihm dann auch 
anhängt in begeisterter, opferwilliger Liebe und Treue, 
der erste freie Mann in seinem Lande, nach Aussen und 
nach Innen der starke Hort der Freiheit und des Rechtes. 
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46. Wahlaufruf der Portschrittspartei. 8. April 1870. 

Aus: Parisius S. 131. 
Mitbürger! 

Die Neuwahlen der Abgeordneten zum Preussischen 
Landtage und zum Norddeutschen Reichstage werden in 
einigen Monaten stattfinden. — Ihr Ergebniss wird für 
lange Zeit entscheiden darüber, ob das Preussische und 
mit ihm das Deutsche Volk sich auf der Bahn der Frei- 
heit selbstthätig entwickeln und damit alle Güter des 
Friedens, der ungestörten und lohnenden Arbeit, der fort- 
schreitenden Bildung sich zugänglich machen, oder ob es, 
auf freie Selbstbestimmung verzichtend, sein Geschick auch 
ferner den Kabinetten der Fürsten und den Händen einzelner 
Staatsmänner überlassen will. — Es handelt sich bei diesen 
Wahlen um die höchsten politischen, sittlichen und mate- 
riellen Interessen Preussens und Deutschlands, um die 
Militärlast, um die Volksschule, um die Selbstverwaltung, 

Soll in Norddeutschland das natürliche und verbriefte 
Recht des Volkes: mitzubeschliessen über sämmtliche Aus- 
gaben des Staates, also auch über die für das Heer, 
ausgeübt werden im Sinne der Freiheit oder im Sinne der 
Unterthänigkeit? 

Soll die öffentliche Schule ein Mittel sein in der Hand 
gewisser politisch-kirchlicher Parteien zur Förderung ihrer 
Sonderzwecke oder soll sie die Aufgabe erfüllen, welche 
die erhabensten Geister ihr immer gestellt haben: in 
gemeinsamer Erziehung edle Menschen und gute Bürger 
zu bilden? 

Soll in Preussen der städtischen und ländlichen Ge- 
meinde, in Deutschland der Provinz und dem Einzelstaat 
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die ihnen gebührende Selbstverwaltung gesichert, oder soll 
mehr und mehr die Einheit der Nation nur gesucht werden 
können in der Einheit des Beamtenthums? 

Das sind die grossen Fragen, zu deren Entscheidung 
jeder Wähler nach bester Ueberzeugung beitragen muss. 

Darum auf zu den Wahlen, Ihr Freisinnigen! Beginnt 
überall die Vorbereitungen, bildet Wahlkomites für jeden 
Kreis, weckt die Schlafenden — treibt die Lässigen, — er- 
muthigt die Schwankenden. Bleibe Niemand zurück, wenn 
zur Wahlurne gerufen wird. Stelle sich schon jetzt Jeder 
zu dem Banner, dem er folgen will. Die Fortschritts- 
partei hat das ihrige entfaltet. Getreu den leitenden 
Grundsätzen des Parteiprogramms stellt sie bei den bevor- 
stehenden Wahlen folgende Punkte in den Vordergrund: 

I. Herstellung der Deutschen Einheit auf friedlichem 
Wege; — Erweiterung des Nordbundes zum Deutschen 
Bundesstaate, deshalb Ausbildung der Bundesverfassung in 
freiheitlicher Entwickelung, besonders durch Einführung 
der Grundrechte und eines verantwortlichen Bundes- 
ministeriums in dieselbe, wie durch Gewährung der Diäten 
an die Abgeordneten. 

II. Verminderung der Militärlast durch Verringerung 
der Friedensarmee und Verkürzung der Dienstzeit. Unter- 
stützung aller, auf allgemeine Abrüstung in Europa ge- 
richteten Bestrebungen. 

III. Keine Steuererhöhung, vielmehr Verminderung der 
bestehenden Steuern, zunächst durch Beseitigung der die 
ärmeren Klassen drückenden Verbrauchssteuern auf not- 
wendige Lebensbedürfnisse. 

IV. Gleiches Recht für Alle! — — Allgemeines 
gleiches Wahlrecht, wie im Bunde, so auch in den Einzel- 
staaten. — Gleiche Möglichkeit zur humanen und bürger- 
lichen Ausbildung durch die Freiheit des Unterrichts und 
Uebernahme der Kosten der Volksschule auf die Gemeinde 
und den Staat. — Schutz für Leben und Gesundheit der 
Staatsbürger. Gewährung der vollen Freiheit und Rechts- 
sicherheit des Vereinswesens. — Abweisung jeder Aus- 
beutung des Staates für die Sonderinteressen einzelner 
Gesellschaftsklassen, mögen dieselben Seitens der bisher 
privilegirten Stände oder Seitens der sozialistischen Arbeiter- 
parteien geltend gemacht werden. 

Für das Preussische Abgeordnetenhaus ins- 
besondere: 
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I. Volles Steuerbewilligungsrecht des Abgeordneten- 
hauses. 

II. Selbstverwaltung in Gemeinde, Kreis und Provinz. 
Verantwortlichkeit der Beamten vor dem Richter. 

47—51. Urkunden zur Neu -Grün dang der Centmmspartel 
im preußischen Abgeordnetenhause und im Reichstage. 

Aus: Die Centrumsfraktion an der Jahrhundertwende. 

Berlin 1900. 

a) Schreiben Peter Reichenspergers an dieKölnische 

Volkszeitung. 11. Juni 1870. 

Im Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen zum 
preussischen Abgeordneten-Hause und zum Reichstage des 
Norddeutschen Bundes ist in allen Kreisen der Monarchie 
die Aufstellung entsprechender Wahlprogramme als eine 
Notwendigkeit erkannt worden. Die katholische Be- 
völkerung Preussens aber kann eines solchen Vereinigungs- 
punktes um so weniger entbehren, als sie an sich nur 
eine Minorität darstellt und nicht bloss ihre staatsbürger- 
lichen Rechte und Interessen, sondern überdies ihre viel- 
fach angegriffene und bedrohte kirchliche Freiheit und 
Lebensbethätigung emstlich zu vertheidigen hat. Die 
durch jene Betrachtung veranlassten Besprechungen katho- 
lischer Männer aus den verschiedenen Theilen des Landes 
haben zur Aufstellung einiger Cardinalpunkte geführt, 
welche nach ihrer Ueberzeugung vor Allem bei der Wahl 
der Abgeordneten ins Auge zu fassen und durch diese 
Wahl sicher zu stellen sind. 

1 . Unversehrte Aufrechterhaltung der durch die preuss. 
Verfassungsurkunde gewährleisteten Selbständigkeit der 
Kirche in Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, 
insbesondere auch hinsichtlich der Bildung und Entwick- 
lung kirchlicher Gesellschaften. 

2. Abwehrung aller gegen den confessionellen Cha- 
rakter des Volksunterrichts gerichteten Bestrebungen und 
Angriffe zur Sicherung des heiligsten Rechtes der christ- 
lichen Familie, sowie endlich Verwirklichung der ver- 
fassungsmässig verheissenen Unterrichtsfreiheit. 

3. Bewahrung des im Bundesvertrag und in der 
Bundesverfassung festgestellten föderativen Charakters 
des Norddeutschen Bundes gegenüber allen auf Einführung 
eines centralisirten Einheitsstaates gerichteten, mit der 
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wahren Freiheit und der eigenartigen Entwickelung des 
grossen deutschen Vaterlandes unverträglichen Partei- 
bestrebungen. 

4. Dezentralisation der Verwaltung und Verwirk- 
lichung der Selbstverwaltung des Volkes in Gemeinde, 
Kreis und Provinz. 

5. Ermässigung der finanziellen Belastung des Landes, 
insbesondere durch Verminderung der Ausgaben für das 
Militärwesen sowie Beschränkung der activen Dienstzeit 
in der Armee. 

Wenn es gelingt eine ansehnliche Zahl von Abg. auf 
Grund dieser Principien aus der Wahlurne hervorgehen 
zu lassen, dann darf die Hoffnung gehegt werden, dass 
dieselben in fester Einigung sich stark genug erweisen, 
die wichtigsten Lebensinteressen des Volkes sicher zu 
stellen. ] ) 

b) Soester Programm vom 28. Oktober 1870. 

Für Wahrheit, Recht und Freiheit! 

1. Erhaltung der verfassungsmässig anerkannten 
Selbständigkeit und Rechte der Kirche. Abwehr jeden 
Angriffs auf die Unabhängigkeit der kirchlichen Organe, 
auf die Entwickelung religiösen Lebens und die Entfaltung 
christlicher Liebesthätigkeit. 

2. Thatsächliche Durchführung der Parität der aner- 
kannten Religionsbekenntnisse. 

3. Abweisung jeden Versuchs zur Entchristlichung 
der Ehe. 

4. Confessionelle Schulen. 

5. Für das ganze deutsche Vaterland ein Bundesstaat, 
der im Nothwendigen die Einheit schafft, im allem Uebrigen 
aber die Unabhängigkeit, freie Selbstbestimmung der 
Bundesländer, sowie deren verfassungsmässige Rechte 
unangetastet lässt. 

4. Decentralisation der Verwaltung auf Grundlage 
der Selbständigkeit der politischen Corporationen in Ge- 
meinde, Kreis und Provinz. 



1) Eine Anfang Juli zu Essen abgehaltene Versammlung 
der katholischen Vereine Rheinlands und Westfalens beschloß 
bei Durchberatung dieses Programmes einige Modifikationen. 
Vgl. Parisius, S. 133-134. 
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7. Möglichste Beschränkung der Staats-Ausgaben und 
damit der Steuern und Lasten, sowie deren gleichmässige 
und gerechte Vertheilung. 

8. Ausgleichung der Interessen von Capital und 
Grundbesitz, sowie von Capital und Grundbesitz einerseits 
und der Arbeit andererseits, durch Erhaltung und För- 
derung eines kräftigen Mittelstandes in einem selbständigen 
Bürger- und Bauernstande. 

9. Freiheit für alle den gesetzlichen Boden nicht ver- 
lassenden Bemühungen zur Lösung der sozialen Aufgaben. 
Gesetzliche Beseitigung solcher Uebelstände, welche den 
Arbeiter mit moralischem oder körperlichem Ruin bedrohen. 

c) Programm der Centrumsf raction des preußischen 

Abgeordnetenhauses. Ende Dezember 1870. 

Die Fraction stellt sich zur besonderen Aufgabe für 
Aufrechterhaltung und organische Fortentwickelung ver- 
fassungsmässigen Rechtes im Allgemeinen und insbesondere 
für die Freiheit und Selbständigkeit der Kirche und ihrer 
Institutionen einzutreten. 

Die Mitglieder derselben suchen dieser Aufgabe auf 
dem Wege freier Verständigung zu entsprechen, und soll 
die Freiheit des Einzelnen in Bezug auf seine Ab- 
stimmungen keine Beeinträchtigung erleiden. 

d) Aufruf zu den Reichstagswahlen. 11. Januar 1871. 

Die Wahlen zum deutschen Reichstag stehen nahe 
bevor. Von welcher tiefgreifenden Bedeutung dieselben 
sind, bedarf nicht erst der Darlegung. Mögen unsere 
Gesinnungsgenossen nach Kräften dahin wirken, dass ihr 
Ausfall dem Vaterlande zum Heile gereicht! Es wird dies 
nur dann der Fall sein, wenn aus der Wahlurne selbstlose, 
charakterfeste Männer hervorgehen, welchen das moralische 
und materielle Wohl aller Volksklassen wie aller das 
deutsche Reich bildenden Stämme am Herzen liegt, welche 
die bestehenden Besonderheiten nur insoweit der Einheit 
geopfert sehen wollen, als dieselben nachweislich dem 
Ganzen zum Schaden gereichen, welche endlich — wie 
die politische — so auch die kirchliche Freiheit und das 
Recht der Religions-Gesellschaften gegen mögliche Ein- 
griffe der Gesetzgebung sowohl als gegen feindliche Partei- 
bestrebungen entschieden gewahrt wissen wollen. Es 
gilt baldmöglichst in den verschiedenen Wahlkreisen solcher 
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Männer sich zu versichern, welche demnächst ihrerseits 
im engen Anschlüsse zu einander als parlamentarische 
Partei den gedachten Bestrebungen Ausdruck und prak- 
tische Folge zu geben willens sind. Insbesondere aber 
gilt es, nach Kräften dahin zu wirken, dass das Bewusst- 
sein von der hohen Wichtigkeit der bevorstehenden Ab- 
stimmung alle Schichten des Volkes durchdringt und so 
das Ergebnis dieser Abstimmung der möglichst getreue 
Ausdruck seiner Wünsche und Bedürfnisse wird. 

e) Programm der Centrumsfraction des deutschen 
Reichstages. Ende März 1871. 

„Justitia fundamentum regnorum." 
Die Centrumsfraction des deutschen Reichstages hat 
folgende Grundsätze für ihre Thätigkeit aufgestellt: 

1. Der Grundcharakter des Reiches als eines Bundes- 
staates soll gewahrt, demgemäss den Bestrebungen, welche 
auf eine Aenderung des föderativen Charakters der Reichs- 
verfassung abzielen entgegengewirkt, und von der Selbst- 
bestimmung und Selbsttätigkeit der einzelnen Staaten und 
allen inneren Angelegenheiten nicht mehr geopfert werden >. 
als die Interessen des Ganzen unabweislich fordern. 

2. Das moralische und materielle Wohl aller Volks- 
classen ist nach Kräften zu fördern; für die bürgerliche 
und religiöse Freiheit aller Angehörigen des Reiches ist 
die verfassungsmässige Feststellung von Garantien zu 
erstreben und insbesondere das Recht der Religions- 
Gesellschaften gegen Eingriffe der Gesetzgebung zu 
schützen. 

3. Die Fraction verhandelt und beschliesst nach diesen 
Grundsätzen über alle in dem Reichstag zur Berathung 
kommenden Gegenstände, ohne dass übrigens den einzelnen 
Mitgliedern der Fraction verwehrt wäre, im Reichstage 
ihre Stimme abweichend von dem Fractionsbeschlusse ab- 
zugeben. 

52. Wahlbewegung in Süddeutschland. 

Aufruf der deutschen Partei in Württemberg an die Wähler 
zum ersten deutschen Reichstag. 5. Februar 1871. 

Aus: Lang S. 103—104. 

Inmitten des Kriegs, den unsere heldenmütigen Heere 
glorreich durchgekämpft haben, ist die deutsche Einheit 
vollendet. Das Reich ist wiedererstanden, und der rühm- 
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gekrönte Kaiser verheisst in seinem ersten Aufruf an 
das deutsche Volk „allzeit Mehrer des Deutschen Reichs 
zu sein, nicht an kriegerischen Eroberungen, sondern an 
den Gütern des Friedens, auf dem Gebiete nationaler 
Wohlfahrt, Freiheit und Gesittung". Durch den einmütigen 
freien Willen sämtlicher Fürsten und Volksvertretungen 
ist die Verfassung festgestellt. Jetzt ergeht der Ruf an 
das deutsche Volk, die Vertreter zum ersten Reichstag 
zu wählen. 

Die nächste Aufgabe des Reichstags wird sein, die 
Verfassung zu wahren und zu stärken, zu ihrem Ausbau 
mitzuwirken, die Ordnungen des Reichs gegen alle heim- 
lichen und offenen Widersacher zu schützen. Es ist darum 
die Pflicht des Volkes, solche Vertreter zu wählen, welche 
durch ihre Vergangenheit die Bürgschaft zu geben, dass 
sie ehrlich zu diesen Zwecken die Hand bieten wollen. 
Es gilt, das neugewonnene Gut der Einheit zu befestigen, 
damit nicht das Kaisertum, wie in vergangenen Zeiten, 
durch das Ueberwuchern des Sondergeistes in den ein- 
zelnen Ländern wiederum zur Ohnmacht herabsinke. Das 
Volk kann nicht Männern das ehrenvolle Mandat zum 
Reichstag tibertragen, welche bisher die Einheit bekämpft 
haben. Die treue Bewahrung der schwer errungenen 
Güter ist nicht von denen zu erwarten, welche alle ihre 
Kraft einsetzten, um dieselbe dem Volke vorzuenthalten. 
Wiederum regen sich da und dort die alten feindlichen 
Parteien; aber die Wahlen sollen zeigen, dass unser Land 
für immer mit ihnen gebrochen hat. Wer von neuem 
Misstrauen und Zwietracht säen will, seien es ultramontane 
oder volksparteiliche Wortführer, denen möge das Volk 
sein Ohr verschliessen und zeigen, dass es treu zu Kaiser 
und Reich steht. 

Erprobte nationalgesinnte Männer sollen gewählt 
werden; Männer, welche zugleich bestrebt sind, den Ein- 
fluss des Reichstages als der Vertretung des Volkes zu 
kräftigen und das Interesse der Freiheit in den Gesetzen 
zu wahren, welche künftig für das ganze Reich gelten 
werden. Fest geeinigt und stark nach aussen, soll das 
Reich zugleich die Bürgschaft für Einrichtungen bieten, 
welche die Wohlfahrt des Bürgers sichern und ihm die 
freie Bewegung in Staat und Gemeinde gestatten. Wer 
bisher dem Rückschritt zugethan war, taugt nicht dazu, 
für das Volk im Reichstag zu sitzen. Freisinnige deutsch- 
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gesinnte Männer, im öffentlichen Leben bewährt, sind es, 
welche das Vertrauen des Volkes verdienen. 

Noch niemals im Lauf seiner Geschichte war dem 
deutschen Volke so unmittelbar Einfluss auf seine inneren 
Einrichtungen gewährt, als ihm nun durch den Reichstag 
geboten ist. Von ihm selbst hängt es ab, durch die Wahl 
der rechten Vertreter zu immer befriedigenderen Zuständen 
zu gelangen. Möge, wie unsere Söhne und Brüder im 
Felde ausdauernd auf ihren Posten stehen, so am 3. März 
jeder wahlfähige Bürger seine Pflicht gegen das Vater- 
land erfüllen! Möge keiner am Wahltage fehlen! Möge 
jeder in dieser grossen Stunde, die für das Vaterland 
angebrochen ist, eingedenk sein, dass auch er zu dem 
herrlichen Neubau des Deutschen Staates beiträgt, wenn 
er seine Stimme einem erprobten Kämpfer für deutsche 
Einheit und Freiheit giebt! 
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L Das deutsche Parteiwesen von 

1871 — 1877. 



A. Die konservativen Parteien. 

1 — 4. Urkunden zur Umbildung der altkonservativen und 
zur Gründung der deutschkonservativen Partei. 1872—1876. 

a) Programm der monarchisch-nationalen Partei 
des Reichstags. 14. Mai 1872. 

Aus: Parisius, Deutschlands politische Parteien und das 
Ministerium Bismarck- Band 1. Berlin 1878. S. 153 ff. 

1. Im Hinblick auf die immer tiefer greifenden Tages- 
fragen, die, ungelöst und falsch behandelt, Staat, Kirche 
und Gesellschaft zu erschüttern drohen, hält sich die 
konservative Partei des Reichstages für verpflichtet, die 
Grundsätze klar zu legen, nach denen sie, wie bisher, so 
in Zukunft im neuen Deutschen Reiche Stellung genommen 
hat, resp. nehmen will. Als politische Partei im Deutschen 
Reiche hat sie deutsche Interessen zu vertreten und er- 
kennt es als Notwendigkeit an, die gleichartigen Bestre- 
bungen in allen deutschen Staaten in sich zu vereinigen. 
Dieselbe wird nur dann gedeihlich zu wirken vermögen, 
wenn sie es als ihre Hauptaufgabe erkennt und wenn es 
ihr gelingt, auf einer festbestimmten Grundlage mit der 
Regierung zu stehen und mit ihr Hand in Hand in gegen- 
seitigem Vertrauen zu handeln. Auf der anderen Seite 
kann aber auch die Regierung des Rückhalts einer konser- 
vativen Partei um so weniger entbehren, als dieselbe für 
gewöhnlich nicht ohne und gegen die Majorität des Reichs- 
tages zu regieren vermag und ihr, in Ermangelung einer 
festen Basis der staatlichen Entwicklung, die zur Sicher- 
heit ihrer Zukunft nothwendige Stetigkeit fehlen würde. 
Diese Basis muss aber eine feste, d. h. eine solche sein, 
auf welche die Regierung sich verlassen und mit der sie 

Salomon Parteiprogramme. II. 1 



Digitized by Google 



2 I. Das deutsche Parteiwesen von 1871—1877 



in den bewegenden Fragen der Zeit mit Zuversicht und 
Vertrauen rechnen kann. 

2. Die konservative Partei ist ihrem politischen Grund- 
gedanken nach die monarchisch-nationale Partei. Als 
solche sieht sie in einer starken kaiserlichen Gewalt 
und in der weiteren staatlichen Ausbildung und Ausstattung 
des das deutsche Fürstenthum, sowie den Staatsgedanken des 
Deutschen Reiches repräsentirenden Bundesrathes die 
Bürgschaft für die Einheit des Reiches und die gedeihliche 
Fortentwickelung und Selbstständigkeit seiner Glieder. Dem- 
gemäss wird sie den Bestrebungen entgegentreten, welche 
einerseits auf die Herrschaft parlamentarischer Majoritäten 
hinzielen und welche andererseits, im Gegensatz zu der 
eigenartigen Entwickelung der einzelnen deutschen Länder 
und Stämme, das Reich zum Einheitsstaat zu verkümmern 
trachten. Mehr als irgendwo anders ist für das Deutsche 
Reich der monarchische Gedanke identisch mit dem natio- 
nalen, und es ist deshalb eine tiefe Unwahrheit, wenn die 
Gegner des nationalen Gedankens sich als Vorkämpfer des 
monarchischen zu geberden versuchen — und umgekehrt. 
Gleichmässig sind alle Tendenzen zu bekämpfen, welche 
die monarchische Einigung Deutschlands wieder zu zer- 
reissen, oder die Staatsgewalt auswärtige kirchliche Mächte 
zu koordiniren oder zu Substituten gedenken. 

3. Die aus diesen Grundgedanken sich ergebende 
Stellung den hervorragenden politischen Fragen gegenüber 
ist folgende: Die Selbstständigkeit des Reiches auf finan- 
ziellem Gebiete fordert eine so vollständige Ausstattung 
des Reichshaushalts durch Reichssteuern, dass derselbe von 
den direkten Zuschüssen der Einzelstaaten möglichst un- 
abhängig wird. Es ist eine Forderung gerechter Steuer- 
vertheilung, an Stelle derjenigen Steuer- Auflagen, welche 
einseitig einzelne Klassen der Bevölkerung belasten, Ob- 
jekte zur Besteuerung heranzuziehen, die für die indirekte 
Besteuerung als Genussmittel, oder die ihrer Bewegung 
im Verkehrsleben sich besonders -eignen. 

4. Nicht minder hängt die Behandlung der sozialen 
Frage mit der Stärkung der monarchischen Gewalt und 
mit der nationalen Entwickelung Deutschlands zusammen, 
nicht allein, weil die Lösung nur im "grossen Massstabe 
und durch den starken Arm einer den sozialen Mächten 
überlegenen Regierung gelingen kann, sondern weil auch 
eine gesunde Entwickelung des Deutschen Reiches nur 
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möglich bleibt, wenn dieselbe sich im Einklänge mit den 
Bedürfnissen und den berechtigten Anforderungen der Masse 
des Volkes vollzieht. 

5. Die Regelung dieser Verhältnisse erfordert daher 
gleichmässige Rücksichtnahme auf die Interessen aller Be- 
rufs- und Erwerbszweige, deshalb Beseitigung der Un- 
gleichheit, welche für den Grundbesitz, das landwirt- 
schaftliche Gewerbe und die produktive Arbeit aus der be- 
stehenden Gesetzgebung hervorgegangen ist, und zwar 
Alles dies unter dem Gesichtspunkte, die Staatsidee und 
das öffentliche Wohl gegenüber der individuellen Freiheit 
und dem egoistischen Interesse entschiedener zur Geltung 
zu bringen. 

6. Es folgt daraus ferner die nachdrückliche Be- 
kämpfung aller sozialen Bestrebungen, welche sich nicht 
auf der Basis der gegenwärtigen Staats- und Gesellschafts- 
Ordnung oder im Gegensatz gegen die Nationalität voll- 
ziehen wollen. Die Arbeiterbewegung insbesondere er- 
fordert das Eingreifen der Staatsgewalt, um die Geltend- 
machung berechtigter Interessen des Arbeiterstandes in 
gesetzliche Bahnen zu lenken. Hierzu bedarf es staatlicher 
Fürsorge für diejenigen Einrichtungen und korporativen 
Bildungen, welche geeignet sind, die materielle und geistige 
Lage des Arbeiterstandes zu sichern und zu fördern, — 
sowie der Schaffung staatlicher Organe, welche die 
Verhütung und Schlichtung der Streitigkeiten zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf friedlichem Wege sich 
zur Aufgabe machen. 

7. Für die Lösung der sozialen Frage ist endlich selbst- 
redend die Mitwirkung der Kirche von hervorragender 
Bedeutung. — Hier ist der evangelischen sowohl, wie der 
katholischen ein weites Arbeitsfeld eröffnet und von letzteren 
bereits eifrig in den Bereich ihrer Thätigkeit gezogen. 
Die evangelische Kirche aber wird dem Staate erst dann 
in vollem Maße Handreichung zu thun vermögen, wenn 
ihr die verheissene Selbstständigkeit gewährt und sie da- 
durch in den Stand gesetzt und genöthigt sein wird, sich 
auf sich selbst und die ihr innewohnenden geistigen und 
geistlichen Kräfte zu stützen. 

8. Die praktische Aufgabe für diesen Zweck ist 
nicht Trennung von Kirche und Staat, welche überhaupt un- 
möglich ist, sondern Definirung und Regelung des Grenz- 
gebiets, welche sobald als möglich auszuführen sind, weil 
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die Voraussetzungen und Aussichten insbesondere für die 
evangelische Kirche mit jedem Jahre ungünstiger zu werden 
drohen. Unter den jetzt gegebenen Verhältnissen empfiehlt 
es sich, für die Verfassung der evangelischen Kirche in 
Preussen die relative Selbstständigkeit, sowie den be- 
stehenden Rechts- und Bekenntnissstand der Provinzen 
zum Ausgangspunkt zu nehmen und für die Zusammen- 
fassung des gesammten Kirchenwesens eine der Ausdehnung 
nach dem Reiche hin fähige Instanz zu schaffen, welche 
die Selbstständigkeit und Selbstverwaltung der Kirche in 
föderativem Sinne garantirt und ein unabhänges Organ, 
welches alle zwischen Staat und Kirche obschwebenden 
kirchenrechtlichen Fragen als Rechtsfragen zum Austrag 
bringt. 

b) Wahlaufruf der neuen konservativen Fraktion des 
Abgeordnetenhauses. 15. Mai 1872. 

Aus: Parisius S. 155—56. 

Im Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen hält es 
auch die neue konservative Partei für ihre Pflicht, den 
Wählern ihre Ziele vorzulegen. 

Die Partei, welche sich in wesentlicher Ueberein- 
stimmung mit den von der konservativen Fraktion des 
Reichstages in den Beschlüssen vom 14. Mai 1872 nieder- 
gelegten Grundanschauungen befindet, ist: 

1) eine monarchische: sie wird die verfassungsmässigen 
Rechte der Krone ungeschmälert zu erhalten bemüht sein; 

2) eine nationale: sie wird die Politik, durch welche 
Deutschland zur Einigkeit, Macht und Freiheit gelangt ist, 
mit vollster Hingebung unterstützen; 

3) eine wahrhaft konservative: sie ist ausgehend aus 
dem Prinzip der Ordnung entschlossen, durch rechtzeitige 
Reformen den veränderten politischen Verhältnissen gerecht 
zu werden und durch Bekämpfung aller destruktiven und 
radikalen Tendenzen die Grundlagen unserer staatlichen 
und gesellschaftlichen Ordnung aufrecht zu erhalten. 

In diesem Sinne haben wir dem Abschlüsse des not- 
wendigen Werkes der inneren Reformen — der Kreis- 
ordnung — unsere Zustimmung ertheilt, obwohl gegenüber 
den bekannten Parteiverhältnissen im Abgeordnetenhause 
dabei mancher konservative Wunsch zurücktreten musste. 
Wir sind bei Berathung des Gesetzes über die Dotation 
der Provinzial- und Kreisverbände bemüht gewesen, den 
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Kreisen sofort die nöthige Beihtilfe zu verschaffen, um die 
Reform mit Erfolg durchführen zu können. Wir werden 
demnächst bei der Revision der Provinzialordnung die- 
jenigen konservativen Grundsätze verteidigen, von welchen 
auf diesem Gebiete eine gedeihliche Fortentwickelung ab- 
ahbhängig erscheint. 

Den zur Regulirung des Verhältnisses zwischen Staat 
und Kirche ergangenen Gesetzen hat die Partei ihre volle 
Unterstützung geliehen in der Ueberzeugung, dass es, zu- 
mal in einem paritätischen Staate wie Preussen, geboten 
sei, den offenkundigen Uebergriffen des Ultramontanismus, 
welcher den Staat in Abhängigkeit von auswärtigen kirch- 
lichen Mächten zu bringen bestrebt ist, einen Damm ent- 
gegenzusetzen. Allerdings ist mit diesen Gesetzen die 
Nothwendigkeit dringender als je hervorgetreten, der evan- 
gelischen Kirche zu der in der Verfassung vorausgesetzten 
Selbstständigkeit zu verhelfen. Wir werden alle Bestre- 
bungen unterstützen, welche geeignet erscheinen, diesem 
Ziele näher zu führen. 

Ganz besonders erachtet es die Partei für ihre Auf- 
gabe, auf wirtschaftlichem Gebiete an die Heilung der 
Schäden heranzutreten, welche unsere gesammten sozialen 
Zustände bedrohen. Die auf diesem Gebiete entfaltete 
Freiheit ist nicht ohne Missbrauch geblieben. Der willkür- 
liche Bruch der Arbeitskontrakte, eine das Gemeinwohl 
schädigende Ausnutzung des Koalitionsrechts, die Ver- 
führung zur Auswanderung und die Täuschung des Publi- 
kums bei Gründungen sind Auswüchse der gewährten 
Freiheit und erfordern die heilende Hand der Gesetzgebung. 
Andererseits wird auf die Beseitigung mancher, die wirt- 
schaftliche Entwicklung noch hemmender Ungleichheiten 
der Steuern und Zölle hinzuwirken sein. 

Diesen unseren Grundsätzen entsprechend, wollen 
wir, dass die konservative Partei nicht ein Hemmniss wird 
für die gewaltigen und vielfach neuen Aufgaben, welche 
dem Staat und der Gesetzgebung seit 1866 sich fortgesetzt 
aufdrängen; wir wollen vielmehr, indem wir unsere volle 
Kraft an die Lösung dieser Aufgaben setzen, der konser- 
vativen Partei ihren berechtigten Einfluss im Staatsleben 
erhalten. Wir wissen uns dabei im Einklänge mit einem 
grossen Theile der Konservativen des Landes, und rechnen 
mit Zuversicht auf deren thatkräftige Unterstützung zur Durch- 
führung einer ebenso konservativen, wie nationalen Politik. 
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c) Wahlprogramm der Altkonservativen. 21. Mai 1873. 

Aus: Parisius S. 156 ff. 

Mit Dank gegen Gott begrüssen wir die Wiederher- 
stellung eines deutschen Reiches unter unserem Könige als 
deutschem Kaiser. 

Zur Aufrechterhaltung und Befestigung der gewonnenen 
Stellung erscheint uns die Bewahrung und Stärkung der 
Wehrkraft unserer Armee ein unabweisbares Erforderniss. 

Wir wollen eine redliche Achtung der Selbstständig- 
keit der zum deutschen Reiche verbundenen Staaten nach 
Massgabe der Garantie der Reichsverfassung. 

Bei voller Wahrung verfassungsmässiger Rechte der 
Reichs- beziehungsweise Landesvertretung wollen wir ein 
starkes selbstständiges Königthum in Preussen, eine dem 
entsprechende Bundesgewalt im deutschen Reiche. 

Zur Selbstständigkeit des Reiches wie der dazu ver- 
bundenen Einzelstaaten erscheint uns eine weitere Aus- 
stattung des Reichshaushaltes insoweit erforderlich, dass 
derselbe von direkten Zuschüssen der Einzelstaaten unab- 
hängig wird. 

Dazu empfiehlt sich vornehmlich die indirekte Be- 
steuerung allgemein verbreiteter Genussmittel, welche 
weniger nothwendige Lebensbedürfnisse betreffen, und die 
Besteuerung des in weiten Kreisen der Spekulation dienenden 
Börsenverkehrs. 

Es ist eine Forderung der Gerechtigkeit, die be- 
stehenden Steuerungleichheiten zu beseitigen. 

Wir widerstreben jeder Gesetzgebung, welche statt 
der Weiterbildung die Auflösung bestehender organischer 
Verhältnisse herbeiführt. 

Die ungebundene Entfesselung der Macht des Kapitals 
und der grossen Massen der handarbeitenden Klasse, die 
Zerstörung der Ordnung des Gewerbebetriebes und die 
unbegrenzte Verkehrsfreiheit — ohne die nothwendige 
gleichzeitige Rücksichtnahme auf das Staatsinteresse selbst, 
wie auf die anderen Klassen — schlagen dem Handwerke 
und der Landwirtschaft tiefe Wunden. Sie haben einen 
das Staatsleben gefährdenden Geist der Nichtachtung be- 
stehenden Rechts, vorhandener Autorität, geschlossener 
Verträge zur Folge gehabt, welcher, wenn er schliesslich 
nicht gegen die Staatsgewalt und gegen alles Bestehende 
sich richten soll, das Einschreiten der Gesetzgebung auf 
dem ganzen wirtschaftlichen Gebiete nöthig macht. 
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Ausdehnung korporativer Organisationen mit möglichst 
erweiterter Verwaltung der die Genossen betreffenden 
Angelegenheiten, namentlich auch des Handwerkerstandes 
erscheint uns geboten. 

Wir widerstreben der Trennung des Staates von der 
Kirche, und der Entchristlichung des ersteren, und sind 
darum gegen die Civilehe, soweit dieselbe über die Grenzen 
der Noth-Civilehe hinausgeht. 

Wir wollen eine aufrichtige Anerkennung des Selbst- 
ständigkeit und Freiheit der Kirche, speziell die Wahrung 
des Rechts der evangelischen Kirche, sich auf Grundlage 
ihres Bekenntnisses in der ihr zu Recht bestehenden Or- 
ganisation ohne Einmischung der Organe des Staates 
weiter zu entwickeln. Wir erkennen jedoch wie seither 
das Recht des Staates an, tatsächlichen Uebergriffen der 
Kirche in sein Rechtsgebiet entgegenzutreten. 

Wir wollen die Erhaltung und Anwendung der Be- 
stimmungen der Verfassungsurkunde über den konfessio- 
nellen Charakter der Volksschule und die Freiheit des 
Unterrichts auch für die Kirche unter gesetzlich geregelter 
Aufsicht des Staates. 

d) Aufruf zur Gründung einer deutschen konser- 
vativen Partei. 12. Juli 1876. 

Aus: Konservatives Handbuch. 3. Aufl. S. 316—317. 

Wir wenden uns an die konservativen Elemente des 
Deutschen Reiches mit dem Aufrufe zu vereinter Arbeit für 
die grossen, gemeinsamen Ziele: 

1. Wir wollen die für unser Vaterland gewonnene 
Einheit auf dem Boden der Reichs-Verfassung in nationalem 
Sinne stärken und ausbauen. Wir wollen, dass innerhalb 
dieser Einheit die berechtigte Selbständigkeit und Eigenart 
der einzelnen Staaten, Provinzen und Stämme gewahrt 
werde. 

2. Wir können nur eine solche Weiterbildung unseres 
öffentlichen und privaten Rechtes als segensreich aner- 
kennen, welche auf den realen und geschichtlich gegebenen 
Grundlagen fussend, den Bedürfnissen der Gegenwart ge- 
recht wird und damit die Stetigkeit unserer gesammten 
politischen, sozialen und geistigen Entwicklung sichert. 

3. Wir legen auf politischem Gebiete entscheidendes 
Gewicht auf die monarchischen Grundlagen unseres Staats- 
lebens und eine kräftige obrigkeitliche Gewalt. 
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Wir wollen ein volles, gesetzlich gesichertes Mass 
bürgerlicher Freiheit für Alle und eine wirksame Beteiligung 
der Nation an der Gesetzgebung. 

Wir wollen in Provinz, Kreis und Gemeinde eine 
Selbstverwaltung, gegründet nicht auf das allgemeine 
Wahlrecht, sondern auf die natürlichen Gruppen und orga- 
nischen Gliederungen des Volkes. 

4. Das religiöse Leben unseres Volkes, die Erhaltung 
und Wiedererstarkung der christlichen und kirchlichen Ein- 
richtungen, die seine Träger sind, — vor allem die kon- 
fessionelle, christliche Volkschule erachten wir für die 
Grundlage jeder gesunden Entwicklung und für die wich- 
tigste Bürgschaft gegen die zunehmende Verwilderung der 
Massen und die fortschreitende Auflösung aller gesellschaft- 
lichen Bande. 

Wir betrachten den kirchenpolitischen Streit, der als 
Kulturkampf vom Liberalismus zum Kampfe gegen das 
Christenthum ausgebeutet wird, als ein Unglück für Reich 
und Volk und sind bereit zu dessen Beendigung mitzu- 
wirken. 

Wir erkennen einerseits dem Staate das Recht zu, 
kraft seiner Souveränität, sein Verhältniss zur Kirche zu 
ordnen und werden die Staatsgewalt den entgegenstehen- 
den Ansprüchen der römischen Kurie gegenüber unterstützen. 
Andererseits wollen wir keinen Gewissenszwang und des- 
halb kein Uebergreifen der staatlichen Gesetzgebung auf 
das Gebiet des inneren kirchlichen Lebens. In diesem 
Sinne sind wir zu einer Revision der im Laufe des Kampfes 
erlassenen Gesetze bereit. In diesem Sinne werden wir 
auch für das gute Recht der evangelischen Kirche auf 
selbständige Regelung ihrer inneren Einrichtungen eintreten. 

5. Gegenüber der schrankenlosen Freiheit nach libe- 
raler Theorie wollen wir im Erwerbs- und Verkehrsleben 
eine geordnete wirtschaftliche Freiheit. Wir verlangen von 
der wirtschaftlichen Gesetzgebung gleichmässige Berück- 
sichtigung aller Erwerbstätigkeiten und gerechte Würdigung 
der zur Zeit nicht ausreichend berücksichtigten Interessen 
von Grundbesitz, Industrie und Handwerk. Wir fordern 
demgemäss die schrittweise Beseitigung der Bevorzugungen 
des grossen Geldkapitals. Wir fordern die Hebung der 
schweren Schäden, welche die übertriebene wirtschaftliche 
Zentralisation und der Mangel fester Ordnungen für Land- 
wirtschaft und Kleingewerbe zur Folge gehabt hat. Ins- 
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besondere fordern wir die durch Erfahrung gebotene Revi- 
sion des Gesetzes über den Unterstützungswohnsite und 
der Gewerbe-Ordnung. 

6. Wir erachten es für Pflicht, den Ausschreitungen 
der sozialistischen Irrlehren entgegenzutreten, welche einen 
wachsenden Theil unseres Volkes in feindseligen Gegen- 
satz zu der gesammten bestehenden Ordnung bringen. 
Wir sind überzeugt, dass die blosse Entfesselung der in- 
dividuellen Kräfte zu einer gesunden wirtschaftlichen Ent- 
wicklung nicht führen kann, dass der Staat vielmehr die 
Aufgabe nicht abweisen darf, die redliche Erwerbsarbeit 
gegen das Ueberwuchern der Spekulation und des Aktien- 
unwesens zu schützen und durch eine wirksame Fabrik- 
gesetzgebung die sittliche und wirtschaftliche Lage der 
Lohnarbeiter, sowie das friedliche Zusammenwirken von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu sichern und zu fördern. 

Alle, welche diesen Grundsätzen zustimmen und ge- 
willt sind, dieselben, unabhängig nach oben wie nach 
unten, zu vertreten, lordern wir auf, sich zu einer fest- 
geschlossenen Partei der Deutschen Konservativen zu 
vereinigen. 

5. Kundgebung der freikonservativen Partei als Reichs- 
partei. Aufruf von 1876. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

Da die politische Stellung unserer Partei während der 
letzten 10 Jahre zu den grossen politischen Fragen, welche 
die Verhandlungen der parlamentarischen Körperschaften 
Deutschlands beherrscht haben, offenkundig vor aller 
Augen liegt und da in Kurzem die Wähler Gelegenheit 
haben werden, in persönliche Beziehungen zu ihren Ab- 
geordneten zu treten, so glauben wir uns der Aufstellung 
eines besonderen Programms enthalten zu dürfen. 

Das zukünftige Verhalten der Partei ist vorgeschrieben 
durch ihre politische Vergangenheit. 

Hervorgegangen aus gemässigt konservativen und 
altliberalen Elementen hat dieselbe seit ihrem Bestehen 
die nationale Politik des Reichskanzlers, welche gerichtet 
ist auf eine Stärkung der Zentralgewalt des Reiches und 
ihrer monarchischen Spitze bei voller Achtung der ver- 
tragsmässigen Rechte der Einzelstaaten, auf Erhaltung der 
Wehrkraft des Landes, auf Wahrung der Souveränität der 
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weltlichen Macht des Deutschen Reiches und der Einzel- 
staaten gegenüber kirchlichen Uebergriffen, auf einheitliche 
Gestaltung des Rechtslebens der deutschen Stämme — aus 
vollster innerer Ueberzeugung unterstützt. 

Wie wir mitgewirkt haben bei der einheitlichen 
Regelung des Bank- und Münzwesens, sowie bei der 
landwirtschaftlich reformierenden Gesetzgebung der letzten 
Jahre, so verkennen wir doch nicht, dass Missstände ver- 
schiedener Art in unserem Erwerbs- und Verkehrsleben 
hervorgetreten sind, welche zur Abhilfe auffordern. 

Wir weisen entschieden die Bestreben einzelner 
Klassen zurück, welche die politischen Wahlen zur Ver- 
tretung ihrer Einzel-Interessen missbrauchen wollen, allein 
für ebenso ungerechtfertigt halten wir es, berechtigte 
Klagen grosser Erwerbs- und Wirthschaftsgruppen mit 
Schlagwörtern abzufertigen. Der unleugbare Druck, unter 
welchem Handel, Ackerbau, Gewerbe leiden, scheint uns 
die Nothwendigkeit aufzuerlegen, eine genaue Prüfung 
anzustellen, wie Wandel zu schaffen ist. Es wird Auf- 
gabe des nächsten Reichstags sein, zu prüfen, inwieweit 
die hervorgetretenen wirtschaftlichen Schäden durch ge- 
setzgeberische Massregeln zu heilen sind. Als solche 
werden ins Auge zu fassen sein: die Revision der Aktien- 
gesetzgebung, die endliche einheitliche Regelung der Eisen- 
bahn-Frachtbriefe, die Rücksichtnahme auf die heimischen 
Produktionsverhältnisse beim Abschluss neuer Handels- 
verträge. Es wird zu prüfen sein, inwieweit hierbei das 
Prinzip der Gegenseitigkeit zur Geltung zu bringen ist, 
inwieweit Zölle beizubehalten oder zu vermindern sind 
gemäss den Erschwerungen, welche deutschen Produkten 
beim Eintritt in andere Länder auferlegt werden. 

Es wird zu prüfen sein, inwieweit es möglich ist, 
durch Eröffnung neuer Steuerquellen drückende ältere 
Steuerarten zu beseitigen. Es wird eine Revision und 
Uebertragung der Stempelsteuer auf das Reich, sowie die 
Entwickelung des Systems der indirekten Besteuerung 
unter entsprechender Reduktion direkter Steuern in Er- 
wägung zu ziehen sein. 

Die Störungen, welche in agitatorischer Weise in die 
Beziehungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ge- 
bracht worden sind, erfordern dringend einen stärkeren 
ausreichenden Schutz gegen den böswilligen Kontraktbruch 
und die Regelung des Lehrlingswesens. Bei der zu er- 
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wartenden Berathung des Unterrichtsgesetzes im preus- 
sischen Landtage wird die Partei entsprechend ihrer bis- 
herigen Stellung bei voller Achtung für die Freiheit der 
Konfessionen den staatlichen Charakter der Schule auf- 
recht zu erhalten wissen. 

Wie die Partei seiner Zeit mitgewirkt hat, die Prin- 
zipien der Selbstverwaltung durch Einführung der Kreis- 
ordnung zur Geltung zu bringen, so glaubt sie auch jetzt 
im weiteren Ausbau derselben die nothwendigen Kon- 
sequenzen ziehen zu sollen, um diese Organisationen zu 
einem baldigen Abschluss zu führen; dann allerdings den 
neuen Institutionen Zeit zu gewähren, sich zu befestigen 
und einzuleben. Als ein dringendes Bedürfniss empfinden 
wir mit dem ganzen Lande, dass endlich eine Zeit grösserer 
Ruhe für die gesetzgeberische Thätigkeit der Reichs- und 
Landesvertretungen herbeigeführt werde. 

Wie wir bisher unsere Aufgabe nicht in der Polemik 
gegen andere Parteien und in einer bloss negativen Kritik 
der Vorschläge der Regierung gesucht haben , so werden 
wir auch in Zukunft im Zusammenwirken mit verwandten 
Parteien die Regierung in unabhängiger Ueberzeugungs- 
treue zu unterstützen und fortzuarbeiten suchen an der 
Konsolidirung des Reichs und der gesunden Fortent- 
wickelung der Verhältni sse der Einzel Staaten, denn gerade 
in der konsequenten Durchführung der seit zehn Jahren 
verfolgten Politik erkennen wir das sicherste Mittel, die 
freisinnigen und segensreichen Errungenschaften der letzten 
Zeiten sicher zu stellen und unsere fernere staatliche Ent- 
wicklung ebensowohl vor der Reaktion als wie vor über- 
stürzendem Radikalismus zu bewahren. 



B. Die liberalen Parteien. 

6—8. Programmatische Kundgebungen der deutschen 
Fortschrittspartei. 1873—1876. 

a) Wahlaufruf der Fortschrittspartei zu den Reichs- 
tagswahlen. 23. März 1873. 

Aus: Parisius S. 150 ff. 

Das Mandat, welches wir von unsern Wählern zu 
einer Zeit empfangen hatten, als das Deutsche Heer noch 
nicht die letzten seiner zahlreichen Siegeskränze erkämpft 
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hatte, wird bald erledigt sein. In wenigen Monaten werden 
Neuwahlen ausgeschrieben werden müssen, und zum ersten 
Male nach ihrer Heimkehr werden auch die Sieger be- 
rufen sein, an dem friedlichen und doch nicht minder 
ernsten Kampfe an der Wahlurne Theil zu nehmen. Darum 
möge das ganze Volk sich rüsten in wahrer Erkenntniss 
dessen, was dem Vaterlande noth thut, und in strenger 
Erfüllung der Pflicht, welche dem Bürger obliegt, damit ein 
der grossen Opfer würdiger Neubau unseres Staats-Wesens 
geschaffen werde. 

Wähler! Die grossen Ziele, welche die Deutsche 
Fortschrittspartei seit ihrer Gründung verfolgt hat, sind 
noch lange nicht erreicht. Indess ist Manches davon 
schneller verwirklicht worden, als selbst wir gehofft 
hatten, und wer die Lage der öffentlichen Angelegenheiten 
vor 12 Jahren mit der gegenwärtigen vergleicht, der wird 
zugestehen müssen, dass die stattgehabten Veränderungen 
mehr unserem Programm, als dem unserer Gegner ent- 
sprechen. 

Der Gedanke der deutschen Einheit, den wir von 
Anfang an aufgenommen und gegen Angriffe und Ver- 
dächtigungen der damaligen Regierungspartei geschützt 
haben, ist jetzt in Kaiser und Reichstag verkörpert. Gleich- 
mässige Rechtsinstitutionen in freiheitlichem und humanem 
Geiste aufgestellt, beginnen sich über ganz Deutschland 
auszubreiten. Der materielle Verkehr, fast auf allen Ge- 
bieten von hemmenden Schranken befreit, pulsirt in einer 
Kraft und Lebendigkeit, welche die Sicherheit gewähren, 
dass auch gewisse beunruhigende Erscheinungen des Augen- 
blicks bald werden überwunden werden. 

Aber noch fehlen den Institutionen des Reiches die 
wichtigsten Bürgschaften. Selbst die Organisation der 
höchsten Verwaltungsämter im Reiche kann nur als eine 
provisorische betrachtet werden. Es wird langer und 
ernster Arbeit bedürfen, um die Lücken der Reichsver- 
fassung und der Reichsgesetzgebung im Sinne einer wahr- 
haft konstitutionellen Entwickelung auszufüllen. 

Auch der preussische Landtag hat Fortschritte der 
Gesetzgebung zu verzeichnen, wie sie keine frühere Legis- 
laturperiode aufzuweisen hat. Das Budgetrecht wird regel- 
mässig gehandhabt und hat durch das Oberrechnungs- 
kammergesetz eine sichere Unterlage gewonnen. In der 
Steuergesetzgebung sind die ersten Schritte auf dem 
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Wege einer Reform geschehen, welche einerseits eine 
gerechtere Vertheilung der Steuern und eine Entlastung 
der am schwersten bedrückten Volksklassen, andererseits 
eine den jeweiligen Verhältnissen mehr entsprechende Be- 
messung der Steuerquoten herbeiführen muss. Der Real- 
kredit hat durch die Ordnung des Grundbuchwesens eine 
neue Sicherheit erlangt. 

Die Nothwendigkeit einer Kräftigung der Selbstver- 
waltung und einer weiteren Decentralisation wird jetzt auch 
offiziell zugestanden: in verschiedenen Richtungen ist schon 
gegenwärtig durch die Gesetzgebung die polizeiliche und 
bevormundende Thätigkeit des Staates eingeengt worden, 
und die neue Kreisordnung wird sicherlich das Verdienst 
haben, die Schranken des Feudalismus niedergebrochen 
und den thätigen Elementen des Volkes in der Verwaltung 
des Kreises freie Bahn geöffnet zu haben. Schliesslich 
sind auch auf dem Gebiete der humanen und individuellen 
Entwicklung einige grosse Schritte vorwärts gethan. Die 
Schulregulative sind gefallen. Unter der entscheidenden 
Mitwirkung unserer Partei hat die Regierung dass Ge- 
setz über die Schulaufsichtsbehörden durchgesetzt, und in 
der langen Reihe der Kirchengesetze wird der definitive 
Bruch mit jenem verwerflichen System der gegenseitigen 
Versicherung zwischen der Beamtenherrschaft im Staate 
und der Priesterherrschaft in der Kirche, welches so lange 
unsere Entwickelung daniedergehalten hat, besiegelt werden. 

Es giebt wenige unter diesen Gestaltungen, welchen 
unsere Partei ohne Bedenken ihre Zustimmung ertheilen 
konnte. Sie hat s. Z. versucht, diejenigen Abänderungen 
der Gesetze zu erzielen, welche sie für erforderlich hielt. 
Aber obwohl sie dabei nur zu oft unterlegen ist, so hat 
sie es doch als eine Nothwendigkeit erkannt, im Verein 
mit den anderen liberalen Parteien die Regierung in einem 
Kampfe zu unterstützen, der mit jedem Tage mehr 
den Charakter eines grossen Kulturkampfes der 
Menschheit annimmt. 

Die Fortschrittspartei ist darum keine Regierungs- 
partei geworden. Sie ist eine Partei unabhängiger Männer, 
welche keinerlei Verpflichtungen gegen die Regierung oder 
gegen einzelne Mitglieder derselben haben. Ihr Programm 
war und ist ein rein sachliches. Aber sie wird über ihren 
einzelnen Forderungen nie vergessen, dass es die höchste 
Aufgabe des Staates ist, seinen Bürgern innerhalb der ge- 
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setzlichen Schranken dasjenige Maass individueller Freiheit 
und diejenigen Mittel der Bildung zu sichern, welche es 
ihnen möglich machen, an der allgemeinen Kulturbewegung 
der Menschen Theil zu nehmen, und sie wird jede einzelne 
Massregel der Gesetzgebung und der Verwaltung danach 
beurtheilen, ob sie dieser Aufgabe förderlich oder hinder- 
lich ist. 

Wähler! Neue Ordnungen für die Provinzen und Ge- 
meinden im Sinne der Selbstverwaltung müssen festgestellt 
werden. Grosse Entscheidungen auf dem Gebiete der 
Schule und der Kirche stehen bevor; insbesondere wird 
für lange Zeit entschieden werden, ob in der künftigen 
Kirchenverfassung der Gemeinde die ihr gebührende Stellung 
zu Theil werden soll. Sorgt daher durch die Wahl un- 
abhängiger und wahrhaft freisinniger Männer dafür, dass 
diese Entscheidung nicht gegen die Freiheit, nicht gegen 
die Bildung, nicht gegen die edleren Ziele der Menschheit 
ausfallen. 

b) Erklärung des Sozialpolitischen Wahlcomites 
der Fortschrittspartei. September 1873. 

Aus: Parisius S. 170. 

Wir verlangen ein Gesetz, welches den Genossen- 
schaften und organisatorischen Vereinen unter der Be- 
dingung der Annahme von Normativbestimmungen die 
Rechte der juristischen Person, die privatrechtliche Rechts- 
fähigkeit gewährt. 

Auf dem dadurch geschaffenen Boden der Selbst- 
bestimmung und Ordnung können und werden jene Ge- 
staltungen gedeihen, denen man durch bureaukratische und 
polizeilich-kriminalistische Einwirkung vergebens zu Dasein 
und Lebensfähigkeit zu verhelfen gedenkt: 

ein freies, Bestand verbürgendes Kassenwesen, behufs 
organisirter Selbsthilfe zu materieller Sicherstellung des 
Lebens ; 

das segensreiche Institut der Schieds- und Einigungs- 
ämter zum Ausgleich der nur scheinbar auseinander streben- 
den Interessen der Unternehmer und Arbeiter; 

die materielle Unterlage einer solidarischen Haftpflicht 
der Arbeiter für die Achtung und Innehaltung geschlossener 
Arbeitskontrakte. 

So fordern wir denn zur Herstellung des gleichen 
Rechts für Alle im Staate, und zwar dies auch in den 
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deutschen Einzelstaaten auf der Grundlage des allgemeinen 
gleichen Wahlrechtes von der neu aufzunehmenden Gesetz- 
gebung : 

die Ausstattung der wirtschaftlichen und gewerb- 
lichen Vereine mit der zivilgerichtlichen Rechtsfähigkeit, 
unter Stellung liberaler Normativ-Bestimmungen; 

die damit verbundene gesetzliche Anerkennung des 
freien Kostenwesens, der freien auf der Organisation dieser 
Vereine beruhenden Schieds- und Einigungsämter, entgegen 
den behördlichen Zwangskassen und den bureaukratisirten 
Schiedsgerichten ; 

die Abwehr jeder Beeinträchtigung des Koalitions- 
rechtes ; 

den kulturstaatlich pflichtgemässen Schutz für Leben 
und Gesundheit aller Staatsbürger, insbesondere der Kinder, 
der jugendlichen und weiblichen Arbeiter durch eine ener- 
gische Fabrik- und Handwerks-Gesetzgebung; 

die Beseitigung der Ausbeutung der Gesellschaft ver- 
mittelst der Privilegien einzelner Gesellschaftsklassen, also 
des Papiergeld-Monopols der Privatbanken, des Bau- und 
Verwaltungs-Monopols der Privat-Eisenbahngesellschaften ; 

die Beseitigung der Zuchthausarbeit, insoweit sie der 
freien Arbeit schädigende Konkurrenz macht, und die 
Regelung des Lieferungswesens im Interesse der freien 
Arbeit und der Gesammtindustrie; 

die Ersetzung der unter allen Umständen ungerechten 
Verbrauchssteuern durch die progressive Einkommensteuer; 
und endlich, was zu dem Allen die Unterlage bildet. 

Die Ermöglichung einer humanen und den Staats- 
zwecken entsprechenden Jugendausbildung für Alle durch 
die von jedem kirchlichen Einfluss zu befreiende, unent- 
geltliche, in ihren Zielen wesentlich zu hebende Volks- 
schule, sowie durch die mit derselben organisch zu ver- 
bindende Fortbildungsschule.' 4 

c) Wahlaufruf der deutschen Fortschrittspartei zu 
den Reichstagswahlen. 23. Dezember 1876. 

Aus: Parisius S. 223 ff. 

Die am 10. Januar bevorstehende Neuwahl des 
deutschen Reichstages vollzieht sich unter einer unge- 
wöhnlichen Erregung der Parteien. Sowohl auf dem po- 
litischen als auf dem wirtschaftlichen Gebiete haben sich 
seit den letzten Wahlen die Gegensätze verschärft. Ver- 
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geblich hat die Nation gehofft, das einzige Mittel innern 
Friedens und äusserer Stärke: die Einigung in der Freiheit 
von den Reichsgewalten erkannt und von der Gesetzgebung 
verwirklicht zu sehen. Statt dessen ist Beginn und Schluss 
der abgelaufenen Legislaturperiode durch den Zusammen- 
stoss der Reichsregierung und der Volksvertretung be- 
zeichnet worden, und jedesmal ist es der Reichstag ge- 
wesen, der in der verhüllenden Form der Kompromisse 
sich dem Willen der Regierungen gebeugt hat. 

Die deutsche Fortschrittspartei hat sich diesen Kom- 
promissen mit Entschiedenheit widersetzt. 

Bei der Berathung des Militärgesetzes hat sie sich 
geweigert, auch nur zeitweilig Verzicht darauf zu leisten, 
die Friedenspräsenzstärke des Heeres, innerhalb seiner 
gesetzlichen Organisation und unbeschadet seiner voller 
Kriegsstärke, budgetmässig festzustellen, wie solches ohne 
diesen Verzicht verfassungsmässiges Recht des Reichstags 
wurde. 

Jetzt hat die deutsche Fortschrittspartei dem Bundes- 
rathe entschiedenen Widerstand entgegengestellt, als der- 
selbe das Zustandekommen eines Theiles der Justizgesetze 
an Bedingungen knüpfte, die nicht nur mit ausdrücklichen 
Sätzen der von allen liberalen Parteien aufgestellten Pro- 
gramme, sondern auch mit dem Rechtsbewusstsein der 
Nation im Gegensatz stehen. Die deutsche Fortschritts- 
partei hat sich einem Kompromisse nicht anschliessen 
können, welcher im Widerspruch mit soeben in zweiter 
Lesung fast einmüthig gefassten Beschlüssen des Reichs- 
tages in dritter Lesung auf wesentliche Garantien der 
Pressfreiheit und auf die geforderte Zuständigkeit der 
Schwurgerichte verzichtet, die Reste einer den ordent- 
lichen Rechtsgang hemmenden Gesetzgebung in Preussen 
erhält und innerhalb des deutschen Reiches landschaftliche 
Verschiedenheiten des öffentlichen Rechts begründet. Es 
war ein Kompromiss, geeignet, nach allem, was voraus- 
gegangen, das Ansehn der deutschen Volksvertretung 
herabzusetzen und auch in Zukunft die Berechnung der 
leitenden Staatsmänner auf die Schwäche des Reichstages 
anzuweisen. 

Die Fortschrittspartei hat sich durch die Erfolglosig- 
keit ihres Widerstandes gegen die Kompromisse nicht ent- 
muthigen lassen. Sie vermag auch zu ihrem Theile auf 
eine arbeitsvolle und fruchtbringende Thätigkeit in der ab- 
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laufenden Legislaturperiode hinzuweisen. Die Abwehr 
einer grösseren Steuerbelastung des Volkes und der durch 
die Strafgesetznovelle auf Press- und Redefreiheit gerich- 
teten Angriffe, die durch das Press- und Htilfskassengesetz 
gemachten Fortschritte, die Ordnung unseres Geld- und 
Bankwesens und nicht zum mindesten die Einzelbestim- 
mungen des Militärgesetzes und der Justizgesetze — sie 
alle weisen die Spuren der Arbeit und des Einflusses auch 
unserer Partei auf. 

In allen wesentlichen Richtungen ihrer Thätigkeit hat 
sich die deutsche Fortschrittspartei durch ihr Programm 
vom 9. Juni 1861 l ) leiten lassen. Auch den Aufgaben der 
nächsten Legislaturperiode gegenüber hat sie ein neues 
Piogramm nicht aufzustellen. 

In den wirtschaftlichen und sozialen Nothständen der 
Zeit wird sie eben so sehr den sozialdemokratischen Aus- 
schreitungen, als denjenigen Bestrebungen entgegentreten, 
welche die Bevölkerung in Interessengruppen zersplittern 
und die bewährten Grundsätze unserer Handels- und Ge- 
werbepolitik verlassen. Aber jede Förderung wird sie 
den staatlichen Massregeln angedeihen lassen, welche dazu 
bestimmt sind, die allgemeine und technische Bildung der 
arbeitenden Klassen zu heben, den auf Selbsthülfe begrün- 
deten Organisationen derselben gesetzliche Sicherheit zu 
verleihen, eine gerechte Vertheilung der Steuerlast zu be- 
wirken und den sozialen Frieden auf der Grundlage voller 
Gleichberechtigung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, der 
Gross- und der Kleinindustrie zu fördern. 

Nach wie vor bleibt die Erfüllung wichtiger staats- 
bürgerlicher und konstitutioneller Forderungen zu erstreben, 
insbesondere in der gesetzlichen Regelung des Vereins- 
wesens, in der Gewährung von Diäten an die Reichstags- 
mitglieder, in der gesetzlichen Sicherung der Rechte des 
Reichstages im Budget- und Rechnungswesen. 

Vor allen Dingen — es gilt nicht nur der Abwehr 
hierarchischer Uebergriffe und partikularistischer Zer- 
setzung, — das deutsche Reich kann die letzten Bürg- 
schaften seines Bestandes und seiner Vollendung nur finden 
durch die Organisation der Reichsgewalten im Geiste des 
konstitionellen Systemes. Das Reich bedarf des vollen 
Nachdruckes einer selbständigen Exekutive, der Beschrän- 



1) Vgl. Band I, 44 ff. 
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kung der in die Verwaltung übergreifenden Befugnisse des 
Bundesrathes, und Hand in Hand hiermit eines dem Reichs- 
tage politisch und rechtlich für den Gang der Gesetz- 
gebung und Verwaltung verantwortlichen Reichsministeriums. 
Erst dann wird die Vertretung des deutschen Volkes die 
ihr gebührende Stellung einnehmen. Erst dann wird die 
politische Entwickelung der Nation nicht mehr auf Kon- 
flikte und Kompromisse, sondern auf das einträchtliche 
Zusammenwirken der Reichsregierung mit der Volksver- 
tretung gestellt sein. 

Wir, — die deutsche Fortschrittspartei — wir sehen 
die Einheit des Vaterlandes nicht verwirklicht in der Person 
eines allgewaltigen Einzelbeamten an der Spitze der Reichs- 
regierung. Uns genügt nicht auch die reichste Fülle tech- 
nischer Gesetze. Wir verlangen vor allem den organischen 
Ausbau der Reichsverfassung, welcher nicht durch das 
Opfer, sondern durch die volle Anerkennung der Grund- 
rechte der Bürger und der Volksvertretung die nationale 
Einheit sicher stellt. Das ist die Hauptaufgabe unserer 
politischen Thätigkeit. Dafür rufen wir das deutsche Volk 
auf. Dafür hoffen wir, dass es Männer in den Reichstag 
sende, stark genug, um der Verführung der Macht Wider- 
stand zu leisten, einsichtig genug, um jeden Vortheil des 
Augenblickes für des Volkes Wohl und Freiheit wahrzu- 
nehmen. 

9. Wahlaufruf der nationalliberalen Partei zn den Reichs- 
tagswahlen. 28. Dezember 1876. 

Aus: Nationalzeitung No. 665 vom 29. Dezember 1876. 

Erst ein Jahrzehnt ist seit der Begründung des Nord- 
deutschen Bundes, der ersten unerschütterlichen Grundlage 
für die Wiederaufrichtung des deutschen Reiches, ver- 
flossen, und heute umschlingt ein gemeinsames Verfassungs- 
band alle Glieder der Nation. 

Von Jahr zu Jahr ist die Macht und das Ansehen des 
deutschen Reiches gewachsen. Je weiter sich in Europa 
das Bewusstsein von der Stärke des deutschen Staates 
verbreitete, desto mehr hob sich zugleich das Vertrauen zu 
dem friedlichen Beruf der deutschen Nation. 

Nach Aussen stark und geachtet, hat das deutsche 
Reich zugleich nach Innen seine reformatorische und be- 
freiende Thätigkeit bewährt. 

Gewaltige Umgestaltungen der inneren Verhältnisse 
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waren erforderlich, um dem neuen Staatswesen Raum zu 
schaffen innerhalb der seit Jahrhunderten zerrissenen 
Nation. 

Es galt Eine Vertretung nach Aussen, Ein Heerwesen, 
Ein Verkehrsgebiet, gleiche Bedingungen für die freie Be- 
wegung und die freie Arbeit herzustellen. Es galt, Ge- 
wicht, Maass und Münze gleichmässig zu ordnen. Es galt 
die bürgerliche Ehe nach denselben Normen zu regeln. 
Es galt die zur Erleichterung des Verkehrs und zur För- 
derung des Handels nothwendigen Institutionen zu ent- 
wickeln und zu gemeinsamen Einrichtungen des Reiches 
umzugestalten. 

Solche tiefgreifende Aenderungen führten selbstver- 
ständlich auch Unzuträglichkeiten und schwierige Ueber- 
gänge herbei. Noch sind nicht alle Früchte der Arbeit 
reif. Lücken sind auszufüllen, Mängel, welche die Er- 
fahrung gezeigt hat, sind zu beseitigen. 

Viele Aufgaben bleiben dem nächsten Reichstag vor- 
behalten. Neben den nothwendigen Ergänzungen der 
Justizgesetze, wird auf dem Gebiet des Verkehrslebens 
unser Verhältniss zu anderen Nationen durch Erneuerung 
von Handelsverträgen zu ordnen sein. Die Revision 
des Aktien- und Genossenschafts-Rechts wird den 
Reichstag beschäftigen. Der in den Gesetzen der letzten 
Legislaturperiode der Kunst und den Gewerben gewährte 
Schutz ist durch den Erlass eines Patentgesetzes zu ver- 
vollständigen. Die Organisation der Behörden des 
Reiches muss vollendet werden. Mit dem wachsenden 
Umfang und der steigenden Ausdehnung der Reichsgewalt 
wird das Bedürfniss nach Einsetzung verantwortlicher 
Träger der einzelnen Zweige der Gesetzgebung und Ver- 
waltung des Reiches immer dringender. 

Mit den Erfolgen wachsen die Pflichten. Die Nation 
ist dessen eingedenk, nicht minder muss es auch ihre Ver- 
tretung sein. 

Unsere Partei hat einen guten Theil an den, unter 
schwierigen Verhältnissen errungenen Erfolgen. Sie hat 
die Verfassung des Norddeutschen Bundes mitbegründet, 
fruchtbare Keime freiheitlicher Entwicklung in sie hinein- 
getragen und sie gegen die vereinten Angriffe der Gegner 
geschützt. Sie hat mit ihrer Initiative eingegriffen und 
die Reichsregierung unterstützt, wo es darauf ankam, un- 
erlässliche einheitliche Institutionen zu begründen und den 
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inneren Ausbau des Reiches zu fördern. Ueberall strebte 
sie nach den Bedingungen der einheitlichen Neugestaltung 
die freiheitlichen Forderungen zu wahren. 

In voller Freiheit prüfte sie alle Massregeln der 
Reichsregierung. Sie suchte nicht muthwillig Konflikte, 
wo eine die Volksrechte wahrende Verständigung möglich 
war, sie widerstand aber ebenso entschieden den nach 
ihrer Ueberzeugung unberechtigten Anforderungen der 
Regierungen. 

Dies Verhalten unserer Partei hat, wie die Wahlen der 
Vergangenheit beweisen, im deutschen Volke wachsende 
Zustimmung gefunden, und hat dem Vaterlande zum Heil 
gereicht. 

Auch die eben abgelaufene Legislaturperiode legt 
hiervon Zeugniss ab. Als im Beginn derselben ein Kon- 
flikt mit der Reichsregierung über das Militärgesetz drohte, 
haben wir die Rechte der Volksvertretung bei der Fest- 
stellung der Militärausgaben und gleichzeitig den Frieden 
mit der Regierung zu wahren gewusst gegen ein Opfer, 
welches im Verhältniss zu dem erzielten Preis nicht zu 
hoch bemessen war. Der vieljährige Streit um die Or- 
ganisation des Heeres und die verfassungsmässige Be- 
handlung des Militärbudgets wurde endgültig beigelegt und 
als erstem unter allen Staaten des Kontinents wurde 
Deutschland eine vollständige Kriegsverfassung zu Theil, 
in welcher die Pflichten und Leistungen jedes Bürgers ge- 
setzlich geregelt sind. 

Bei der Revision des Strafgesetzbuches haben 
wir das anerkannte Bedürfniss befriedigt, weitergehende 
Ansprüche aber abgelehnt. — Die Forderung neuer 
Steuern haben wir als durch die Lage der Finanzen Glicht 
gerechtfertigt abgewiesen. 

Am Schluss der Legislaturperiode war es uns be- 
schieden, durch eine unter den schwierigsten Verhältnissen 
erreichte Verständigung über die Justizgesetze die Rechts- 
einheit, die unerlässlichste Bedingung unseres nationalen 
Lebens, zu sichern, und damit dem Volk das idealste Gut 
der Einheit sowohl wie der Freiheit zu schaffen. 

Ein verständiges Eingehen auf den Kern und Inhalt 
der Justizgesetze wird die Wahrheit dieser Behauptungen 
darthun und wird dem Volke zeigen, dass die, mit Rück- 
sicht auf die verfassungsmässige Stellung der Regierungen 
gebotene Vertagung einzelner Forderungen bezüglich der 
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Presse, die hohe Bedeutung der nationalen und freiheit- 
lichen Errungenschaft nicht abzuschwächen vermag. 

Das junge deutsche Reich bedarf der Anspannung 
aller Kräfte, des Zusammenwirkens der Reichsregierung 
und des Reichstages. Es widerspricht der Würde des 
Reichstags nicht, dies Einverständniss auf den, der Ein- 
heit und Freiheit günstigen Grundlagen zu suchen und zu 
fördern. Noch hat das deutsche Reich der äusseren Feinde 
und der inneren Hindernisse genug! Noch bedarf das 
deutsche Reich mehr als ein anderer Staat Europas der 
aus der gegenseitigen Verständigung aller seiner Freunde 
erwachsenden Kräftigung. 

So war unser bisheriges Verhalten, so wird es auch 
in Zukunft sein. Unserer Pflicht und unserer Verantwort- 
lichkeit, für das Reich schaffend zu wirken, waren und 
bleiben wir uns bewusst. Wir erwarten mit Ruhe den 
Spruch des deutschen Volkes zwischen uns und unseren 
Gegnern! 



C. Die Centrumspartei. 

10. Wahlaufruf für den Reichstag. Im Dezember 1876. 

Aus: Die Centrumsfraktion an der Jahrhundertwende. 

Berlin 1900. 

Die Neuwahlen für den Deutschen Reichstag sind auf 
den 10. Januar 1877 ausgeschrieben. 

Sie sind von der tiefgreifendsten Bedeutung, wie der 
Rückblick auf die verflossenen Jahre zeigt. 

Während in einem grossen Theile des deutschen 
Vaterlandes nicht ohne Zuthun der Reichsgesetzgebung die 
Kirche sowohl in ihrem Wesen als auch in ihren Werken 
der Nächstenliebe tief geschädigt, der innere Friede — die 
Bedingung der Kraft und des Ansehens der Nation — 
gestört wird, ist auch der bürgerliche Wohlstand tief ge- 
sunken. In Folge einer falschen Wirtschaftspolitik und 
deren Gesetzgebung liegen Handel und Gewerbe darnieder, 
und ist das nationale und Privatvermögen unheilvollen 
Schwankungen ausgesetzt. Für die Entwicklung der 
bürgerlichen Freiheit und insbesondere bezüglich der 
Presse und des Vereinsrechtes ist nicht Genügendes ge- 
schehen, während die vielfachen Beeinträchtigungen der- 
selben wahrlich ernst genug Abhilfe fordern. 
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Der falsche Liberalismus erhebt immer kühner sein 
Haupt und droht insbesondere den Grundcharakter des 
Reiches als eines Bundesstaates nach und nach zu unter- 
graben. 

Diesen Bestrebungen ist die Centrumsfraction, getreu 
ihrem Programm, stets mit aller Entschiedenheit entgegen- 
getreten, und hat keine Gelegenheit versäumt, die Rechte 
des Volkes zu vertreten, dessen berechtigte Forderungen 
zum Ausdruck zu bringen. 

Konnte sie einer überwiegenden Mehrheit gegenüber 
damit nicht durchdringen, so hat sie doch vielleicht 
Schlimmeres zu verhindern vermocht, indem sie wenigstens 
jeder Verschleierung freiheitsfeindlicher Bestrebungen mit 
unnachsichtlicher Kritik entgegentrat. 

Wir überlassen das Urtheil über unser Verhalten 
unsern Wählern. 

Angesicht der Neuwahlen liegt uns aber die Pflicht 
ob, einige der wesentlichsten Grundsätze zu bezeichnen, 
welche für unser Verhalten maassgebend sind. 

Vor Allem müssen wir die Beseitigung derjenigen 
Reichsgesetze verlangen, welche Freiheit und Recht der 
Kirche beeinträchtigen und das in der Verfassung garan- 
tirte Heimathsrecht der Reichsbürger verletzen. 

Die Bewahrung des verfassungsmässigen Grund- 
charakters des Reiches als eines Bundesstaates bedingt 
nur im Nothwendigen die Einheit, in allem Uebrigen aber 
die freie Selbstbestimmung der Einzelstaaten. Bestrebungen, 
diese verbürgten Rechte zu verkürzen, müssen mit Ent- 
schiedenheit bekämpft werden. 

Es ist daher dem auch finanziell und wirtschaftlich 
nachtheiligen Plane der Erwerbung der Eisenbahnen 
durch das Reich entgegenzutreten, wohl aber eine 
bessere Regelung des Betriebes der Eisenbahnen 
und der Tarifirung herbeizuführen. 

Das dauernde Darniederliegen der wirtschaftlichen 
Kräfte fordert dringend eine Beschränkung der Reichs- 
ausgaben, welche vor Allem beim Heerwesen durch an- 
gemessene Verkürzung der Dienstzeit und Verminderung 
der Präsenzstärke im Frieden zu bewirken ist. 

Eine Reform der wirthschaftlichen Gesetz- 
gebung, soweit solche zur Competenz des Reiches ge- 
hört, ist dann aber um so notwendiger, als an eine 
Besserung der wirthschaftlichen Lage nicht eher zu denken 
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ist, bis vorab dem Schwindel und der Ausbeutung Schranken 
gesetzt und dem Mittelstande die Bedingungen gesunder 
Entwickelung zurückgegeben sind. 

Nicht minder muss bei der schwer bedrückten Lage 
der verschiedenen Classen des Arbeiterstandes Freiheit 
für alle den gesetzlichen Boden nicht verlassenden Be- 
strebungen zur Lösung der socialen Aufgaben gesichert 
werden. Sind einerseits die Grundsätze zu bekämpfen, 
welche das Eigenthum und die sociale Ordnung bedrohen, 
so müssen anderseits die berechtigten Forderungen des 
Arbeiterstandes unterstützt, deren Regelung durch ein Ge- 
setz über die Rechte der Arbeiter erstrebt und mit dem 
allgemeinen Wohl in Einklang gebracht werden. 

Dies unsere Grundsätze, getreu dem alten Spruch: 
„Gerechtigkeit ist die Grundlage der Reiche. 44 

Wir richten an unsere Wähler die Bitte, an der Hand 
der Erfahrung diese Grundsätze zu prüfen und ihr Urtheil 
durch die Wahlen auszusprechen. 

Möge kein zur Wahl Berechtigter — unter irgend 
welchem Vorwande — von derselben fern bleiben. Es 
gilt die höchsten Güter der menschlichen Gesellschaft, es 
handelt sich um die Erfüllung unserer Pflicht gegen Gott 
und Vaterland! 

Darum allseitige und ausdauernde Thätigkeit: bei den 
Wählern, dass sie die Mühe der Wahl nicht scheuen; bei 
den Gewählten, dass sie das Opfer auf sich nehmen, in 
den Reichstag einzutreten und auf ihren Posten auszuharren. 

Thun wir Alle unsere Schuldigkeit voll und ganz! Mit 
Gott für Wahrheit, Recht und Freiheit ! 



D. Die sozialdemokratische Partei. 

11. Das Gothaer Programm. Mai 1875. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme 1894. 

I. Die Arbeit ist die Quelle alles Reichthums und aller 
Kultur, und da allgemein nutzbringende Arbeit nur durch 
die Gesellschaft möglich ist, so gehört der Gesellschaft, 
dass heisst allen ihren Gliedern, das gesammte Arbeits- 
produkt, bei allgemeiner Arbeitspflicht, nach gleichem Recht, 
Jedem nach seinen vernunftgemässen Bedürfnissen. 

In der heutigen Gesellschaft sind die Arbeitsmittel 
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Monopol der Kapitalistenklasse, die hierdurch bedingte Ab- 
hängigkeit der Arbeiterklasse ist die Ursache des Elends 
und der Knechtschaft in allen Formen. 

Die Befreiung der Arbeit erfordert die Verwandlung 
der Arbeitsmittel in Gemeingut der Gesellschaft und die 
genossenschaftliche Regelung der Gesammtarbeit mit ge- 
meinnütziger Verwendung und gerechter Vertheilung des 
Arbeitsertrages. 

Die Befreiung der Arbeit muss das Werk der Arbeiter- 
klasse sein, der gegenüber alle anderen Klassen nur eine 
reaktionäre Masse sind. 

II. Von diesen Grundsätzen ausgehend, erstrebt die 
sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands mit 
allen gesetzlichen Mitteln den freien Staat und die sozia- 
listische Gesellschaft, die Zerbrechung des ehernen Lohn- 
gesetzes durch Abschaffung des Systems der Lohnarbeit, 
die Aufhebung der Ausbeutung in jeder Gestalt, die Be- 
seitigung aller sozialen und politischen Ungleichheit. 

Die sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, obgleich 
zunächst im nationalen Rahmen wirkend, ist sich des inter- 
nationalen Charakters der Arbeiterbewegung bewusst, und 
entschlossen, alle Pflichten, welche derselbe den Arbeitern 
auferlegt, zu erfüllen, um die Verbrüderung der Menschen 
zur Wahrheit zu machen. 

Die sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands fordert, 
um die Lösung der sozialen Frage anzubahnen, die Er- 
richtung von sozialistischen Produktivgenossenschaften mit 
Staatshülfe unter der demokratischen Kontrole des ar- 
beitenden Volkes. Die Produktivgenossenschaften sind für 
Industrie und Ackerbau in solchem Umfange ins Leben zu 
rufen, dass aus ihnen die sozialistische Organisation der 
Gesammtarbeit entsteht. 

Die sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands fordert 
als Grundlagen des Staates: 

1. Allgemeines, gleiches, direktes Wahl- und Stimm- 
recht mit geheimer und obligatorischer Stimmabgabe aller 
Staatsangehörigen vom zwanzigsten Lebensjahre an für 
alle Wahlen und Abstimmungen in Staat und Gemeinde. 
Der Wahl- oder Abstimmungstag muss ein Sonntag oder 
Feiertag sein. 

2. Direkte Gesetzgebung durch das Volk. Entscheidung 
über Krieg und Frieden durch das Volk. 
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3. Allgemeine Wehrhaftigkeit. Volkswehr an Stelle 
der stehenden Heere. 

4. Abschaffung aller Ausnahmegesetze, namentlich der 
Press-, Vereins- und Versammlungsgesetze; überhaupt 
aller Gesetze, welche die freie Meinungsäusserung, das 
freie Denken und Forschen beschränken. 

5. Rechtsprechung durch das Volk. Unentgeltliche 
Rechtspflege. 

6. Allgemeine und gleiche Volkserziehung durch den 
Staat. Allgemeine Schulpflicht. Unentgeltlicher Unterricht 
in allen Bildungsanstalten. Erklärung der Religion zur 
Privatsache. 

Die sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands fordert 
innerhalb der heutigen Gesellschaft: 

1. Möglichste Ausdehnung der politischen Rechte und 
Freiheiten im Sinne der obigen Forderungen. 

2. Eine einzige progressive Einkommensteuer für Staat 
und Gemeinde, anstatt aller bestehenden, insbesondere der 
das Volk belastenden indirekten Steuern. 

3. Unbeschränktes Koalitionsrecht. 

4. Einen den Gesellschaftsbedürfnissen entsprechen- 
den Normalarbeitstag. Verbot der Sonntagsarbeit. 

5. Verbot der Kinderarbeit und aller die Gesundheit 
und Sittlichkeit schädigenden Frauenarbeit. 

6. Schutzgesetze für Leben und Gesundheit der Ar- 
beiter. Sanitätliche Kontrole der Arbeiterwohnungen. 
Ueberwachung der Bergwerke, der Fabrik-, Werkstatt- und 
Hausindustrie durch von den Arbeitern gewählte Beamte. 
Ein wirksames Haftpflichtgesetz. 

7. Regelung der Gefängnissarbeit. 

8. Volle Selbstverwaltung für alle Arbeits- und Unter- 
stützungskassen. 



E. Kundgebungen aus Süddeutschland. 

12. Programm der deutschen Volkspartei. 12. Oktober 1875. 

Dieses Programm ist dem Septemberprogramm von 1868 
gleichlautend. Vgl. Band I, 88 ff. 
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13. Programm der deutschen Partei In Württemberg. 

27. September 1874. 

Aus: Lang, Die deutsche Partei in Württemberg. Stuttgart 

1891. Anhang 15. S. 104-105. 

Die deutsche Partei hat als nationale Partei die Auf- 
gabe, das Deutsche Reich gegen seine Feinde nach innen 
und aussen zu verteidigen, dessen Einrichtungen auf Grund 
der Reichsverfassung zu entwickeln, die Einrichtungen des 
Staats aber der Reichsordnung anzupassen; als freisinnige 
Partei, tiberlebte Rechtsverhältnisse zu beseitigen, Gesetz 
und Verwaltung im Sinne des Rechts, der bürgerlichen 
Freiheit und der berechtigten Teilnahme des Volkes am 
Staatsleben fortzubilden; als unabhängige Partei wird sie 
diese Aufgabe ohne Nebenrücksichten verfolgen, ihre Stellung 
zu anderen Parteien und politischen Gewalten nach deren 
Übereinstimmung mit ihren eigenen Bestrebungen bemessen. 

Im einzelnen spricht sich die Partei für folgende 
Punkte aus: 

1. In Reichsangelegenheiten: Für umfassende Durch- 
führung der unter die Aufgaben des Reichs aufgenommenen 
gemeinsamen Gesetzgebung über das gesamte bürgerliche 
Recht und das gerichtliche Verfahren, das Bank- und Eisen- 
bahnwesen, den Schutz des geistigen Eigentums, Regelung 
des Versammlungs- und Vereinsrechts in freisinniger Weise, 
Aufrechterhaltung der Reichs- und Staatshoheit über Kirche 
und Schule, wie sie im heutigen Kampfe geboten ist, ob- 
ligatorische Zivilehe und bürgerliche Standesbuchführung, 
Schwurgerichte, ungeschmälerte Erhaltung und Ausbildung 
der Wehrkraft des Reichs, Wahrung des Budgetrechtes 
des Reichstags bezüglich des Militäraufwands, Einsetzung 
eines obersten Reichsgerichtshofs und verantwortlicher 
Reichsministerien. 

2. In Landesangelegenheiten: Für Erweiterung der 
Selbstständigkeit und des Selbstverwaltungsrechts der Ge- 
meinden und Bezirke, unabhängige und selbständige Ge- 
richte für Streitigkeiten des öffentlichen Rechts und zum 
Schutze desselben, gesetzliche Regelung der Ministerver- 
antwortlichkeit, Vereinfachung des ganzen Staatsorganismus, 
Aufhebung des Geheimen Rats und der Gesandtschaften, 
Einkammersystem. 
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A. Die liberalen Parteien. 

14—19. Urkunden znr Umgliederung der liberalen Parteien« 

a) Programm der deutschen Fortschrittspartei 
vom 24.-26. November 1878. 

Aus: |W. Kulemann, Zusammenschluß der Liberalen. Dresden 

1905. Anhang. S. 76 ff. 

Die Deutsche Fortschrittspartei, im Jahre 1861 in 
dem doppelten Kampfe um die Einigung des deutschen 
Vaterlandes und um die Wahrung der verfassungsmässigen 
Rechte der Volksvertretung entstanden, hat nach wie vor 
zum obersten Ziele, dem deutschen Staatswesen immer 
festere Grundlagen zu schaffen durch Sicherstellung der 
bürgerlichen Freiheit, durch Hebung der sittlichen und 
materiellen Wohlfahrt des Volkes, durch Kräftigung der 
konstitutionellen Rechte seiner Vertretung. 

In Treue gegen den Kaiser, auf dem verfassungs- 
mässigen Boden des Bundesstaates wird die Partei die 
Aufgaben erfüllen, die ihr für das Deutsche Reich und das 
deutsche Volk erwachsen. Diese Aufgaben bezeichnen 
zugleich die Grundrichtung, welche ihre politische Tätig- 
keit auf dem Boden der konstitutionellen Verfassungen in 
den Einzelstaaten einzuhalten hat. In diesem Sinne hat 
der Parteitag beschlossen, als leitende Grundsätze, um die 
wesentlich die Parteigenossen sich zu sammeln haben, die 
folgenden Aufgaben der Deutschen Fortschrittspartei zu 
bezeichnen: 

1. Die Entwicklung der parlamentarischen Verfassung 
durch Kräftigung der Rechte des Reichstages, und durch 
Einrichtung eines demselben verantwortlichen Reichs- 
ministeriums. 
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Erhaltung des allgemeinen, gleichen, direkten und ge- 
heimen Wahlrechtes und der dreijährigen Legislaturperiode. 
— Gewährung von Diäten an die Reichstagsmitglieder. 

2. Volle Durchführung des Rechtsstaates, insbesondere 
Gleichheit vor dem Gesetze ohne Ansehen des Standes 
und der Partei; Aburteilung von politischen und Press- 
vergehen durch Geschworene ; Sicherung der Press-, Ver- 
sammlungs- und Vereinsfreiheit. 

3. Entwickelung der vollen Wehrkraft des Volkes 
unter Schonung der wirtschaftlichen Interessen, daher Ver- 
minderung und gleichmässigere Verteilung der Militärlast 
durch Abkürzung der Dienstzeit und volle Durchführung 
der allgemeinen Wehrplicht. 

Jährliche Feststellung der Friedenspräsenzstärke durch 
das Etatgesetz. 

4. Erhaltung des Rechtes des Reichstages auf jähr- 
liche Steuerbewilligung; bis zur vollen Sicherstellung dieses 
Rechtes in anderer Form Beibehaltung der Matrikularbei- 
träge unter Annahme eines gerechteren Verteilungsmass- 
stabes. 

Verteilung der Steuerlast nach Massgabe der Steuer- 
kraft; insbesondere keine Überbürdung der weniger be- 
mittelten Volksklassen durch unverhältnismässige Be- 
steuerung allgemeiner Verbrauchsgegenstände. 

Festhaltung der bewährten Grundsätze der Zollver- 
einspolitik; keine Steuer- und Zollpolitik im Dienste ein- 
seitiger Interessen. — Keine Monopole. 

5. Aufrechterhaltung der Freizügigkeit, der Gewerbe- 
freiheit, der Koalitionsfreiheit. Weiterer Ausbau der wirt- 
schaftlichen Gesetzgebung, insbesondere zum Schutze für 
Leben und Gesundheit der Arbeiter, der Frauen und 
Kinder; Erweiterung der Haftpflicht; Gewerbliche Schieds- 
gerichte. 

Gesetzliche Anerkennung der auf Selbsthilfe begrün- 
deten Vereinigungen (Pensionskassen, Arbeitgeberverbände, 
Gewerkvereine, Einigungsämter). 

Förderung der allgemeinen und technischen Bildung 
der arbeitenden Klassen. Reform der Aktiengesetzgebung. 

6. Feststellung der im öffentlichen Interesse notwen- 
digen Bedingungen für die Anlage und den Betrieb der 
Eisenbahnen durch Reichsgesetze und Handhabung der- 
selben durch Reichsbehörden mit unmittelbarer Exekutiv- 
gewalt; dagegen Ablehnung des Reichseisenbahnprojektes. 
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7. Individuelle Gewissens- und Glaubensfreiheit. Ab- 
grenzung des Rechtsgebietes der Kirchen- und Religions- 
gesellschaften gegenüber dem Staat durch Staatsgesetz. 
Daher allgemeine Gesetzgebung über die Religionsgesell- 
schaften ohne Rücksicht auf einzelne Konfessionen und 
ohne Bevorzugung oder Zurücksetzung bestimmter Kirchen, 
namentlich Feststellung der Bedingungen, unter welchen 
Religionsgesellschaften staatlich anerkannt werden und 
Korporationsrechte erhalten müssen. 

8. Selbständigkeit der Schule gegenüber der Kirche, 
unbeschadet der Ordnung des Religionsunterrichts. Allge- 
meiner obligatorischer und unentgeltlicher Volksunterricht. 

b) Das Schisma der nationalliberalen Partei: die 
„Sezession - der liberalen Vereinigung. Erklärung 

vom 30. August 1880 

Aus: Deutsche Parteiprogramme 1894. 

Die Erfahrungen der letzten zwei Jahre haben in 
steigendem Maasse uns die Ueberzeugung aufgedrängt, dass 
die national-liberale Partei gegenüber den wesentlich ver- 
änderten Verhältnissen nicht mehr von der Einheit poli- 
tischer Denkart getragen wird, auf der allein ihre Be- 
rechtigung und ihr Einfluss beruhten. 

In dieser Ueberzeugung erklären die Unterzeichneten 1 ) 
hiermit ihren Austritt aus der national-liberalen Partei. 

Eine in sicheren Bahnen ruhig fortschreitende Ent- 
wicklung unserer in Kaiser und Reichsverfassung ruhen- 
den Einigkeit wird nur aus der Wirksamkeit eines wahr- 
haft konstitutionellen Systems hervorgehen, wie es die 
deutsche liberale Partei seit ihrer Existenz unverrückt er- 
strebt hat. Das einige Zusammengehen der liberalen Partei 
in den wesentlichsten Fragen, das Aufhören verwirrender 
und aufreibender Kämpfe verschiedener liberaler Fraktionen 
erscheint uns aber als die unerlässliche Voraussetzung für 
das erstrebte Ziel. 

Fester Widerstand gegen die rückschrittliche Be- 
wegung, Festhalten unserer nicht leicht errungenen poli- 
tischen Freiheit ist die gemeinschaftliche Aufgabe der ge- 
sammten liberalen Partei. Mit der politischen Freiheit ist 
die wirthschaftliche eng verbunden; nur auf der gesicherten 
Grundlage wirthschaftlicher Freiheit ist die materielle Wohl- 
fahrt der Nation dauernd verbürgt. 

1) Dr. Bamberger und 27 Genossen. 
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Nur unter Wahrung der konstitutionellen Rechte, 
unter Abweisung aller unnöthigen Belastungen des Volkes 
und aller indirekten Abgaben und Zölle, welche die Steuer- 
last vorwiegend zum Nachtheil der ärmeren Klassen ver- 
schieben, darf die Reform der Reichssteuern erfolgen. 

Mehr wie für jedes andere Land ist für Deutschland 
die kirchliche und religiöse Freiheit die Grundbedingung 
des inneren Friedens. Dieselbe muss aber durch eine 
selbstständige Staatsgesetzgebung verbürgt und geordnet 
sein. Ihre Durchführung darf nicht von politischen Neben- 
zwecken abhängig gemacht werden. Die unveräusser- 
lichen Staatsrechte müssen gewahrt und die Schule darf 
nicht der kirchlichen Autorität untergeordnet werden. Wir 
sind bereit, einer Einigung auf dieser Grundlage zuzu- 
stimmen. Für uns aber als Mitglieder der liberalen Partei 
werden unter allen Umständen diese Anschauungen die 
leitenden sein. 

c— e) Kundgebungen der nationalliberalen Partei nach 
der Sezession. 1881-1884. 

c) Berliner Erklärung vom 29. Mai 1881. 

Aus: Kulemann. Anhang. S. 78—79. 

Die am 29. Mai in Berlin versammelten, der nationalliberalen 
Partei angehörenden Mitglieder des Reichstages und der Volks- 
vertretungen deutscher Einzelstaaten haben beschlossen, die 
nachstehende Erklärung der Öffentlichkeit zu übergeben: 

Die nationalliberale Partei steht in unverbrüchlicher 
Treue zu Kaiser und Reich. Bei voller Wahrung der ver- 
fassungsmässigen Rechte der Einzelstaaten wird sie nach 
wie vor der weiteren Entwicklung der Reichs-Institutionen 
in nationalem und freiheitlichem Sinne ihre Dienste widmen. 
Was für diese Entwicklung unter entscheidender Mit- 
wirkung der Partei geschehen ist, bezeugt die Geschichte 
und die Gesetzgebung des Reichs in den ersten zehn 
Jahren seines Bestehens. Die nationalliberale Partei hält 
es für ihre nächste und wichtigste Aufgabe, das auf 
diesem Wege Geschaffene in seinen wesentlichen Grund- 
lagen ungeschmälert zu erhalten, ohne der bessernden 
Abhülfe sich zu versagen, wo einzelne Mängel in der Er- 
fahrung hervorgetreten sind. 

Ihr Vertrauen zu der das Ansehen Deutschlands und 
den Frieden Europas sichernden Leitung unserer aus- 
wärtigen Angelegenheiten besteht unerschüttert fort. 
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Über die veränderte Richtung, welche die innere 
Politik der Reichsregierung zurzeit verfolgt, gibt sich die 
Partei ebensowenig einer Täuschung hin, wie über die 
Veränderung, welche ihre eigene Stellung zur Reichs- 
regierung dadurch erfahren hat. Aber die Zurückhaltung, 
welche hierdurch der nationalliberalen Partei auferlegt ist, 
wird sie nicht abhalten, alle Vorlagen der Regierung auch 
auf dem Gebiete der inneren Gesetzgebung unbefangen 
und sachlich zu prüfen, und dem als nützlich Erkannten 
ihre Unterstützung zu leihen. Dies gilt namentlich auch 
von den Vorschlägen, welche für die arbeitenden Klassen 
die Förderung der Wohlfahrt und den Schutz gegen die 
Folgen von Unglücksfällen im Auge haben. Getreu der 
natürlichen und übernommenen Verpflichtung werden wir 
der sozialistischen Bewegung nicht lediglich durch die 
Niederhaltung drohender gewaltsamer Ausbrüche, sondern 
vor allem auch durch positive Massregeln für das Wohl 
der arbeitenden Klassen entgegenzutreten bemüht sein. 

Alle Bestrebungen , gleichviel von welcher Seite sie 
kommen, welche auf die Schmälerung der verfassungs- 
mässigen Rechte der Volksvertretung und auf die Rück- 
kehr zu abgestorbenen Formen unseres wirtschaftlichen 
Lebens gerichtet sind, wird die Partei mit Entschiedenheit 
bekämpfen. 

Sie ist jederzeit bereit, dazu beizutragen, dass ein 
friedliches Vsrhältnis zwischen Staat und Kirche wieder- 
hergestellt und aufrecht erhalten wird. Sie weiss auch 
sehr wohl die grosse Bedeutung des kirchlichen Lebens 
für unser Volk zu würdigen. Aber den notwendigen und 
unveräusserlichen Rechten des Staates gegenüber der 
Kirche wird sie keinen Abbruch geschehen lassen, nament- 
lich auch nicht auf den Gebieten der Schule und der Ehe- 
gesetzgebung, wo Übergriffe kirchlicher Reaktion gerade 
in Deutschland stets am peinlichsten empfunden sind und 
am unheilvollsten gewirkt haben. 

Entschlossen, die bestehende gewerbliche Gesetz- 
gebung und die auf ihr beruhende wirtschaftliche Freiheit 
gegen reaktionäre Angriffe zu verteidigen, halten wir an der 
Uberzeugung fest, dass entgegenstehende Meinungen 
über Schutzzoll und Freihandel nicht zur Grund- 
lage politischer Parteibildung dienen dürfen. Die 
Verschiedenheit der landschaftlichen Interessen, je nach dem 
Vorwiegen von Handel und Schiffahrt, von Ackerbau und 
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von Industrie, erfordert dringend, dass innerhalb unserer 
Partei abweichenden Anschauungen über Zollfragen Raum 
gelassen wird. Ein Aufgeben dieser Freiheit würde eine 
über ganz Deutschland sich erstreckende nationalliberale 
Partei unmöglich machen. Kaum vollständig zurück- 
gedrängte politische Gegensätze von Norden und Süden, 
von Osten und Westen müssten in unserem noch so 
jungen Deutschen Reiche auf das gefährlichste immer von 
neuem hervorbrechen, wenn grosse wirtschaftliche Inter- 
essen zugleich als politische Parteien sich bekämpften. 

Die Steigerung der eigenen Einnahmen des Reichs 
und die ausreichende Befriedigung seiner finanziellen Be- 
dürfnisse gehört zu dem alten Programm der Partei. Sie ist 
einer entsprechenden Vermehrung der indirekten Reichs- 
steuern zu diesem Zwecke nicht entgegengetreten. Gegen das 
Projekt des Tabaksmonopols hat sie aus wirtschaftlichen wie 
politischen Gründen entschieden Widerspruch erhoben. Vor 
dem Eingehen auf weitere umfassende Pläne, welche die 
Steuerkraft des Landes in höherem Masse in Anspruch 
nehmen, muss zunächst das volle und nachhaltige Er- 
gebnis der vom Reichstage im Jahre 1879 bewilligten 
Zölle und Verbrauchssteuern abgewartet werden. 

In Preussen wird die Partei bei einer Reform der 
direkten Steuern mitwirken, welche die Entlastung der 
weniger bemittelten Klassen von einem Teile der ihnen 
auferlegten direkten Steuern herbeizuführen bestimmt ist. 
Einer Zerstörung des direkten Steuersystems oder einer 
wesentlichen Schmälerung seiner Erträge zu Gunsten un- 
gemessener Vermehrung indirekter Steuern werden wir 
uns widersetzen. Für die Überweisung eines Teils der 
Grund- und Gebäudesteuer in Preussen an Kommunen 
und Kommunalverbände — eine alte Forderung der libe- 
ralen Partei — werden hoffentlich die im Jahre 1879 be- 
willigten Reichssteuern in ihren nachhaltigen Erträgen 
unter normalen wirtschaftlichen Verhältnissen einer um- 
sichtigen Finanzverwaltung die Mittel bieten. 

Gegen eine übermässige Zentralisation der Staats- 
gewalt werden wir die Selbstständigkeit und die Selbst- 
verwaltung der Gemeinden verteidigen und weiter ent- 
wickeln. 

Nach schmerzlichen Erfahrungen und Prüfungen der 
Vergangenheit ist die nationalliberale Partei aus der Über- 
zeugung unseres Volkes hervorgegangen, dass eine über 
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ganz Deutschland ausgebreitete, unabhängige, reaktio- 
nären wie radikalen Tendenzen gleichmässig sich fern 
haltende, durch die Unterordnung individueller Ansichten 
unter die grossen gemeinsamen Ziele starke liberale Partei 
eine Notwendigkeit ist. Ohne eine solche Partei würde 
ein fortdauernder, die Grundfesten des Staates erschüttern- 
der Kampf zwischen extremen Richtungen, an dem andere 
Völker kranken und nicht zur Ruhe kommen können, unserem 
Vaterlande nicht erspart bleiben. 

An dieser Überzeugung hält die nationalliberale Partei 
auch in der heutigen Zeit unerschütterlich fest, wo wirt- 
schaftliche Sorge, wie politische Enttäuschung und Ver- 
bitterung das ruhige Urteil zu verwirren und die Be- 
völkerung in grosser Zahl dem politischen Leben zu ent- 
fremden oder extremen Richtungen nach rechts oder links 
zuzutreiben drohen, 

Für Deutschland ist nach wie vor eine Partei not- 
wendig, welche die weitere Entwicklung unseres Vater- 
landes auf den mühsam erkämpften Grundlagen in ent- 
schieden freiheitlichem, aber zugleich massvollem und die 
realen Verhältnisse beachtendem Sinne erstrebt. 

Wir halten fest an der Zuversicht, dass diese Auf- 
fassung bei unserem Volke in Stadt und Land noch in 
weitestem Umfange volle Zustimmung findet. 

Unabhängig, in sich geeinigt, frei von Ermüdung wie 
von Verbitterung, zu ernster Arbeit entschlossen, wird 
die nationalliberale Partei auch unter gesteigerten Schwierig- 
keiten ferner ihre politische Pflicht erfüllen. Parteien, 
welche gleiche oder ähnliche Ziele verfolgen, werden uns 
zur Verständigung und zu gemeinsamen Wirken immer 
bereit finden. 

d) Heidelberger Erklärung vom 23. März 1884. 
(Zustimmung aus Mittel- und Süddeutschland.) 

Aus: Kulemann. Anhang. S. 80 — 81. 

Die am 23. März 1884 in Heidelberg zur Besprechung 
über die politische Lage versammelten Mitglieder der 
nationalen und liberalen Parteien in Baden, der Deutschen 
Partei in Württemberg, der nationalliberalen Richtung in 
Bayern diesseits und jenseits des Rheins, der hessischen 
Fortschrittspartei und der nationalliberalen Partei der Pro- 
vinz Hessen - Nassau fanden sich, im Anschluss an das 
nationalliberale Parteiprogramm vom 29. Mai 1881, durch- 

Sal ono n, Parteiprogramme. II. 3 
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aus einig in der Beurteilung der allgemeinen Verhältnisse 
des Deutschen Reiches und der Stellung der national- 
liberalen und liberalen Landesparteien Stiddeutschlands zu 
den wichtigsten Tagesfragen. Sie betrachten die Kräftigung 
des Reiches und die Förderung der gemeinsamen Ange- 
legenheiten des deutschen Volkes auf dem bundesstaat- 
lichen Boden der Reichsverfassung nach wie vor als ihre 
vornehmste Aufgabe. 

Insbesondere werden sie unablässig für die Erhaltung 
einer starken deutschen Heeresmacht eintreten und kein 
notwendiges Opfer scheuen, um die Unabhängigkeit des 
Vaterlandes allen Wechselfällen gegenüber sicherzustellen. 

Mit der ganzen Nation teilen sie die hohe Be- 
friedigung über die auswärtige Politik des Deutschen 
Reiches und die grossen Erfolge der Friedensbestrebungen 
des Reichskanzlers. 

Sie billigen die auf eine erhöhte Fürsorge für das 
Wohl der arbeitenden Klassen gerichteten Bestrebungen 
des Reichskanzlers und unterstützen, vorbehaltlich einer 
sorgfältigen Prüfung der einzelnen Massregeln, die Reichs- 
regierung in ihren Bemühungen, die soziale Lage der ar- 
beitenden Klassen zu verbessern. 

Sie hoffen, dass das Unfallversicherungsgesetz noch in 
der gegenwärtigen Session des Reichstags zu stände kommt. 

Ihren liberalen Traditionen treu werden sie alle 
etwaigen Reaktionsversuche bekämpfen und namentlich die 
Rechte des Reichstages, falls deren Minderung versucht 
werden sollte, entschieden verteidigen. 

Für die Aufrechterhaltung des geheimen Stimmrechts 
werden sie eintreten. 

Die Zollgesetzgebung des Deutschen Reiches be- 
trachten sie vorerst in ihren wesentlichen Grundlagen als 
abgeschlossen und halten gegenwärtig eine systematische 
Anfechtung derselben für nachteilig und gefährlich. Dies 
schliesst jedoch eine durch die Erfahrung begründete 
Änderung einzelner Zolltarif-Bestimmungen ebensowenig 
aus, als die Berücksichtigung neu hervortretender Bedürf- 
nisse des Verkehrslebens. 

In vollem Masse würdigen sie namentlich die gegen- 
wärtige Lage der deutschen Landwirtschaft, und werden 
unbefangen die aus der Notwendigkeit der Erhaltung dieser 
wichtigen Grundveste unseres Volkes hervorgehenden An- 
forderungen prüfen. 
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Sie erkennen in der Aufrechterhaltung der Ordnung 
und eines gesicherten Rechtszustandes die erste Pflicht 
des Staates, werden bereitwillig der Reichsregierung die 
zur Abwehr staatsgefährlicher Umtriebe erforderlichen 
Machtmittel gewähren, und erachten deshalb die Verlängerung 
des Sozialistengesetzes für dringend geboten. 

Durch höhere Besteuerung der Börsengeschäfte, durch 
Erhöhung der Branntweinsteuer unter Wahrung der In- 
teressen besonders der kleineren landwirschaftlichen 
Brennereien, sowie durch eine bessere Regelung der 
Zuckersteuer könnten die Mittel gewonnen werden, um in 
erster Linie schwerer drückende Steuern anderer Art zu 
erleichtern. 

Das Gesetz über den Unterstützungswohnsitz halten 
sie in vielen Beziehungen für mangelhaft und eine Revision 
desselben, unter voller Aufrechterhaltung der Freizügigkeit, 
für geboten. 

Eine Verschmelzung mit anderen Parteien ist nach 
ihrer Ansicht unter den gegenwärtigen Verhältnissen durch 
die Verschiedenheit der Beurteilung entscheidender Tages- 
fragen ausgeschlossen. Die liberalen Landesparteien Süd- 
deutschlands werden ihre bisherige unabhängige Stellung 
als Vertreter der Anschauungen grosser Bevölkerungs- 
kreise nach allen Seiten hin festhalten. 

e) Berliner Erklärung vom 18. Mai 1884. (Beschluß 
des Allgemeinen Parteitags.) 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

Die nationalliberale Partei begrüsst mit lebhafter Be- 
friedigung die Heidelberger Kundgebung süddeutscher 
Parteigenossen vom 23. März d. J. 

Sie erblickt in derselben und in dem Anklänge, 
welchen die Erklärung in den weitesten Kreisen gefunden, 
den erfreulichen Beweis für das in der Partei mit neuer 
Kraft erwachte politische Leben und für die Entschieden- 
heit und Energie, mit welcher die Parteigenossen in die 
Bewegung für die bevorstehenden Reichstagswahlen ein- 
zutreten entschlossen sind. 

Mit den nationalliberalen Landesparteien Süddeutsch- 
lands theilt die Partei die Ueberzeugung, dass die Auf- 
rechterhaltung des Gesetzes gegen die gemeingefährlichen 
Bestrebungen der Sozialdemokratie zur Zeit noch eine 
Notwendigkeit war. 

3* 
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Um so mehr erachtet sie es aber für geboten, die 
Reichsregierung in ihren auf die Verbesserung der sozialen 
Lage der arbeitenden Klassen gerichteten Bestrebungen, 
vorbehaltlich einer sorgfältigen Prüfung der einzelnen 
Massregeln, mit allen Kräften zu unterstützen. Sie wird 
vor Allem dafür eintreten, dass das Unfall Versicherungs- 
gesetz noch im Laufe der Session zu Stande kommt. 

f) Das Gründungsprogramm der Deutschen Frei- 
sinnigen Partei. 5. März 1884. 

Es stellt die Einigungspunkte zwischen der deutschen Fort- 
schrittspartei und der liberalen Vereinigung dar und leitet die 
Verschmelzung der beiden Fractionen ein. Aus: Kulemann. 

Anhang. S. 79—80. 

1. Entwicklung eines wahrhaft konstitutionellen Ver- 
fassungslebens in gesichertem Zusammenwirken zwischen 
Regierung und Volksvertretung und durch gesetzliche 
Organisation eines verantwortlichen Reichsministeriums. 

Abwehr aller Angriffe auf die Rechte der Volksver- 
tretung, insbesondere Aufrechterhaltung der einjährigen 
Finanzperiode , der jährlichen Einnahmebewilligung, der 
Redefreiheit. 

2. Wahrung der Rechte des Volkes: Erhaltung des 
geheimen, allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes: 
Sicherung der Wahlfreiheit, insbesondere auch durch Be- 
willigung von Diäten; Press-, Versammlungs-, Vereins- 
freiheit; Gleichheit vor dem Gesetz ohne Ansehen der 
Person und der Partei; volle Gewissens- und Religions- 
freiheit; gesetzliche Regelung des Verhältnisses zwischen 
dem Staate und den Religionsgesellschaften unter gleichem 
Rechte für alle Bekenntnisse. 

3. Förderung der Volkswohlfahrt auf Grund der be- 
stehenden Gesellschaftsordnung. 

Bei voller Wahrung der Gleichberechtigung der Selbst- 
tätigkeit und des freien Veinigungswesens der arbeitenden 
Klassen Eintreten für alle auf Hebung derselben zielenden 
Bestrebungen, 

Bekämpfung auch des Staatssozialismus, sowie der 
auf Bevormundung und Fesselung des Erwerbs- und Ver- 
kehrslebens, der Gewerbefreiheit und der Freizügigkeit 
gerichteten Massregeln. 

4. Im Steuersystem Gerechtigkeit und Schonung der 
Volkskraft; Entlastung der notwendigsten Lebensbedürf- 



Digitized by Google 



B. Die Centrumspartei in Preußen und im Reiche. 1879—1385. 37 

nisse; keine Zoll- und Wirtschaftspolitik im Dienste von 
Sonderinteressen; keine Monopole. Gesetzgebung und 
wirksame Aufsicht des Reiches im Eisenbahnwesen. 

5. Erhaltung der vollen Wehrkraft des Volkes; volle 
Durchführung der allgemeinen Dienstpflicht bei möglichster 
Abkürzung der Dienstzeit; Feststellung der Friedens- 
präsenzstärke innerhalb jeder Legislaturperiode. 

Dies alles zur Befestigung der nationalen Einigung 
Deutschlands, in Treue gegen den Kaiser und auf dem 
verfassungsmässigen Boden des Bundesstaates. 



B. Die Centrumspartei in Preußen und im Reiche. 

1879—1885. 

20. Wahlaufruf für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus. 

Im August 1879. 

Aus: Das Centrum an der Jahrhundertwende. 1900. 

Beim Abschluss der gegenwärtigen Wahlperiode des 
preussischen Abgeordnetenhauses und im Hinblick auf die 
bevorstehenden Neuwahlen erkennen wir es als unsere 
Pflicht, die Wähler und Gesinnungsgenossen der Zentrums- 
fraktion im ganzen Lande aufzufordern, auf dem festen 
Grunde der von unserer Partei stets vertretenen Grund- 
sätze zu verharren und für die Sache der Wahrheit, des 
Rechts und der Freiheit mit um so grösserer Entschiedenheit 
einzustehen, als die Folgen der unseligen Wirksamkeit des 
modernen Liberalismus, dessen Zusammenbruchden Wende- 
punkt zum Besseren anzeigt, immer klarer zu Tage treten. 

Dass diese Anschauung auch in massgebenden Kreisen 
Platz greift, wird erkennbar. Aber noch ist der innere 
Frieden nicht hergestellt, insbesondere der Kirche die 
freie Bewegung der Selbstständigkeit noch verschränkt, 
die ebensosehr ihr und des christlichen Volkes heiliges 
unveräusserliches Recht, wie die Bedingung ihrer segens- 
reichen Wirksamkeit für Staat und Gesellschaft ist. Je 
mehr es heute Noth thut, die christlich gläubige Gesinnung 
zu wecken und zu fördern, dieselbe in Unterricht und 
Erziehung, in Bildung und Wissenschaft, in der Gesetz- 
gebung und im öffentlichen Leben zur Richtschnur zu 
machen, um so mehr müssen wir die Beseitigung aller 
hemmenden Schranken, insbesondere derjenigen Gesetze 
verlangen, welche die Selbstständigkeit und die Rechte der 
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Kirche, den christlichen Charakter der Schule, das Recht 
der Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder beeinträchtigen. 

Die im Reichstage erstrebte Umkehr zu einer 
besseren Wirtschaftspolitik hat unter Mitwirkung der 
Centrumspartei in treuem Festhalten an deren Programm be- 
gonnen. Aber sie kann nur Dauer und Werth haben, wenn 
ihr eine Finanzwirthschaft zur Seite steht, welche 
nach den von uns stets vertretenen Grundsätzen 
mit weiser Sparsamkeit die Ausgaben beschränkt 
und dadurch die so feierlich versprochene Er- 
leichterung der direkten Steuern, die Entlastung 
der Communen herbeiführt. 

Eine Entwickelung der Selbstverwaltung in 
Gemeinde, Kreis und Provinz, welche fern vom Geiste der 
Gleichmacherei, ohne Misstrauen, mit Achtung der ererbten 
und bewährten Eigenthümlichkeiten der Landestheile er- 
folgt, wird das Vertrauen und die Liebe zum Staatsver- 
bande heben, die unabhängige Gesinnung fördern, die un- 
erschwingliche Last der communalen Besteuerung mindern, 
der Ueberfluthung mit Gesetzen steuern. 

Die Umkehr von den Wegen des falschen Libe- 
ralismus auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens 
muss mit Vorsicht, aber stetig, unter dem Grundsatz erfolgen, 
die verfassungsmässigen Rechte des Volkes zu wahren und 
überall das Recht zur Geltung zu bringen. Für diese, 
durch das Centrum stets vertretenen Grundsätze, wollen 
wir weiter kämpfen, wenn die Wähler mit uns an den- 
selben festhalten und durch die Wahlen dies bestätigen. 
In Anbetracht der tiefgreifenden Bedeutung der bevor- 
stehenden Neuwahlen richten wir an unsere Gesinnungs- 
genossen die dringende Aufforderung, Alle an der Wahl- 
urne zu erscheinen. Wir stehen an einem ernsten Wende- 
punkt; es gilt, fest und ausdauernd die Fahne hoch zu 
halten, welcher wir mit Stolz und ungebrochenen Muthes 
stets gefolgt sind. Erfülle denn ein Jeder seine Pflicht 
als Staatsbürger und als Christ in dem siegverheissenden 
Kampfe für Recht und Freiheit. 

21. Wahlaufruf für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus. 

Im Mai 1882. 

Aus: Das Centrum an der Jahrhundertwende. 

Der Ablauf der Wahlperiode des preussischen Abge- 
ordnetenhauses und die bevorstehenden Neuwahlen legen 
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uns die Pflicht auf, an die Wähler und Gesinnungsgenossen 
der Centrumsfraktion uns zu wenden. 

War unsere Lage in dieser Zeit auch vielfach eine 
besonders schwierige, so dürfen wir doch mit Dank gegen 
Gott constatiren, dass die Bedeutung und das Gewicht 
der Centrumspartei einer wachsenden Anerkennung sich 
erfreute. Die Erkenntniss, dass die Störung des inneren 
Friedens auf kirchlichem Gebiete die schwersten Schäden 
herbeigeführt, dass diesem unerträglichen Zustande ein 
Ende zu machen sei, hat sich mehr und mehr Bahn ge- 
brochen. Hoffen wir dass den Anfängen zu einer Besserung 
bald die volle That folge. 

Die Centrumsfraktion hat den Bestrebungen: Härten 
zu mildern, für die Herbeiführung des Friedens Zeit und 
Boden zu gewinnen — welche Bestreben die konservative 
Partei in dankenswerther Weise unterstützte, ihre Mit- 
wirkung nicht versagen dürfen. Aber wir haben stets 
festgehalten und halten fest an der Forderung freier Be- 
wegung und Selbstständigkeit für die Kirche, daher der 
Beseitigung der dieselbe hemmenden Schranken und be- 
sonders aller der Gesetze welche die unveräusserlichen 
Rechte der Kirche, den kirchlich-confessionellen Charakter 
der Schule, das Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer 
Kinder beeinträchtigen. Der revolutionären Strömung, 
welche ringsum sich breit macht, den Gefahren für Thron, 
Staat und Gesellschaft kann nur ein christlich erzogenes, 
gottesfürchtiges Volk erfolgreichen Widerstand leisten. 

Mit der Verwirklichung unserer Forderungen wird 
auch der confessionelle Friede, den wir stets zu wahren 
gewillt sind, gesichert. Ausdrücklich müssen wir hier 
Einspruch erheben gegen die Versuche, durch Hervor- 
rufung von Zwietracht unter den christlichen Confessionen 
das Friedenswerk zu stören und damit zugleich den 
schwindenden Einfluss des Liberalismus wiederherzustellen. 

Dass die Umkehr von den Wegen des falschen Libe- 
ralismus auf allen Gebieten des Öffentlichen Lebens not- 
wendig ist, wiederholen wir nochmals, weil — ohne zu 
verkennen, was zum Wohle des Grundbesitzes, der Ge- 
werbe, insbesondere des Handwerks und der Arbeit erstrebt 
und geschehen ist — wir doch die Stetigkeit und Klarheit 
vermissen, welche auf dem Gebiete der Gesetzgebung wie 
der Verwaltung unbedingt nothwendig, das Recht und die 
Pflicht einer christlich-conservativen Regierung ist. 
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Von diesem Grundgedanken muss auch die Entwicke- 
tung der Selbstverwaltung in Gemeinde, Kreis und Provinz 
getragen sein, frei von bureaukratischer Schablone und Gleich- 
macherei, unter Wahrung der berechtigten Eigentümlichkeiten 
und liebgewordenen Einrichtungen der einzelnen Landestheile. 

Die vor drei Jahren im Reichstage unter Anregung 
und mit Unterstützung des Zentrums eingeschlagene Wirth- 
schaftspolitik hat sich trotz der traurigen Folgen wieder- 
holter Rückschläge in den Ernten des Landes als richtig 
und nutzbringend bewährt. 

Durch eine weise und sparsame Finanzwirthschaft 
muss dieselbe voll ausgenutzt und ferner Sorge getragen 
werden, die Steuerlast thunlichst zu erleichtern, dieselbe 
gerecht und gleichmässig zu vertheilen. 

22. Wahlaufruf für die Reichstagswahlen. Im September 1884. 

Aus: Das Centrum an der Jahrhundertwende. 

An erster Stelle fordern wir auch heute wieder, und 
zwar mit um so höherem Ernste und um so grösserer 
Dringlichkeit, je drohender die Zeichen dieser Zeit sich 
gestalten, was wir seit unserem Bestand vor Allem mit 
Entschiedenheit gefordert: Die vollste Freiheit des 
Gewissens und der Religion, Selbständigkeit und 
freieste Bewegung für die Kirche und namentlich 
die Beseitigung der Reichsgesetze, welche diese 
werthvollsten Güter des Einzelnen wie der Gesammtheit 
kränken, die Kirche mit Misstrauen einengen und der All- 
gewalt des Staates ausliefern, die segensreiche Thätigkeit 
ihrer Diener und Genossenschaften lähmen und die ver- 
fassungsmässigen Rechte von Millionen Reichsbtirgern, so- 
gar das ursprünglichste Recht ans Vaterland, das Heimaths- 
recht, verletzen. Der sogenannte „Culturkampf" ist 
nicht beendet; seine Versumpfung würde das Leben des 
deutschen Volkes unheilvoller vergiften als seine Fortführung 
in vollster Rücksichtslosigkeit. Diese Wunde, die aller- 
gefährlichste, an welcher Deutschland blutet, bald 
und ganz zu schliessen, wird unser wichtigstes 
und patriotischestes Ziel sein. 

Die Wahrung der bürgerlichen Freiheit in allen übrigen 
Beziehungen, die Abwehr jedes Angriffs auf die im leider! 
schon beinah vergessenen Kampf mühevoll errungenen Ge- 
rechtsame der Volksvertretung, insonderheit auch jener 
auf das directe allgemeine und geheime Wahlrecht, und die 
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Reinhaltung und Behauptung des geschichtlichen und ver- 
fassungsmässigen Grundcharakters des Deutschen 
Reiches, als eines Bundesstaates, werden auch künf- 
tig unsere wachsamste Obsorge in Anspruch nehmen. 

Unverbrüchlich halten wir fest an unserem alten Satze : 
Wir wollen nicht die Vermehrung der Steuern und 
Lasten, sondern deren gerechte Vertheilung und 
thunlichste Verminderung. Die stärkere Heranziehung 
des Capitals und die Beschränkung der gegen unsere 
Stimmen so sehr vermehrten Ausgaben, und zwar an erster 
Stelle bei dem Heerwesen, die wirksamere Entlastung der 
Einzelstaaten und die so lange verheissene der Communen 
müssen endlich zur Wahrheit werden. Die Hebung des 
allgemeinen Wohlstandes in Landwirthschaft und 
Gewerbe, die der besonderen Berücksichtigung je länger 
um so mehr und unaufschieblicher bedürfen, die Befriedigung 
der berechtigten Ansprüche des Arbeiterstandes, wie 
des Handwerks, welche auf Anregung und unter der aus- 
schlaggebenden Mitwirkung der Centrumsfraction begonnen, 
werden wir mit allem Fleiss und aller Macht weiter 
fördern, dabei aber den Staatssocialismus nicht 
minder nachdrucksam und ausdauernd wie das 
Staatskirchenthum bekämpfen. 

In einer gesunden Colonialpolitik ein hervor- 
ragendes Mittel zur Förderung der Volkswohlfahrt er- 
blickend, werden wir derselben unsere Unterstützung leihen, 
wenn und soweit die näheren und höheren Aufgaben des 
Reichs, sein natürlicher und verfassungsmässiger Charakter 
und seine financielle Kraft es einer gewissenhaften Prüfung 
angezeigt erscheinen lassen. 

In dem ohne die Schuld der Partei entbrannten, immer 
allgemeineren und heftigeren Wettstreit der entgegen- 
gesetzten wirthschaftlichen Interessen gilt es, mit 
der unverdrossensten Fürsorge für jedes Einzelne die 
thatkräftigste Hingebung für das Ganze einzusetzen, 
den wirtschaftlich Schwachen auskömmlichen Schutz zu 
gewähren, gegen Alle ausgleichende Gerechtigkeit zu üben 
und die idealen Güter in jener Werthung hoch zu halten, 
welche sie vor allen materiellen beanspruchen. Der 
Lösung aller dieser Aufgaben mit gleichmässigem Glück 
zu dienen, ist die selbstständige organische Zu- 
sammenfassung und corporative Arbeit der ver- 
schiedenen Berufsgruppen, besonders derjenigen des Mittel- 
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Standes, unentbehrlich. Ihre Anpassung an die Umwäl- 
zungen in Technik und Verkehr und deren Folgen kann 
nicht unmöglich sein. Wir werden die Obliegenheit, für 
alles dies auch ferner mit vollem Gewichte einzutreten, 
nie aus dem Gesichte verlieren. 

Mit dem Ablaufe des für sieben Jahre geltenden 
Militärgesetzes werden neue Bestimmungen hinsichtlich 
des Reichsheeres und des Aufwandes fär dasselbe zu 
treffen sein. Wir wollen des Vaterlandes volle Wehr- 
kraft, aber auch die Steuerkraft des Volkes und das 
Budgetrecht des Reichstages nicht geschädigt sehen 
und können für jene erste nur bewilligen, was mit den 
beiden letzten sich vereinigen lässt. 

Gegen den falschen „Liberalismus" unversöhn- 
lich, werden wir stets ein Hort der echten Freiheit sein 
und in Recht und Gerechtigkeit die einzige wahrhaft 
staatserhaltende Grundlage des Reiches verfechten. 

Emster und schwieriger, als je zuvor, ist jetzt die 
Zeit. Die nächste Reichstagswahl wird über Wohl und 
Wehe Deutschlands auf lange hin entscheiden. Einzig 
die unerschütterlichste Eintracht und die treueste 
Pflichterfüllung bis auf den letzten Mann ist unsere 
Hoffnung und wird unsere Stärke sein. Wir dürfen er- 
warten, dass die Wähler der Centrumspartei Alle und aller 
Orten zum sechsten Male ihre Schuldigkeit so voll und 
ganz thun werden, wie die fünf früheren Male. 

Wohlan also! In unsere Hand legt die Verfassung 
die volle Hälfte der Verantwortung. Erinnern wir uns 
dessen im Augenblick der Wahl. Möge kein zur Wahl 
Berechtigter an diesem Entscheidungstage uns an 
der Urne fehlen! Gott und das Vaterland verlangen es 
von uns als heilige Pflichterfüllung. Vorwärts in eng- 
geschlossenen, vollzähligen Reihen, vorwärts in 
alter Tüchtigkeit zur Wahl! Vorwärts mit Gott 
für Wahrheit, Freiheit und Recht! 

23. Wahlaufruf für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus 

im Mai 1885. 

Aus: Das Centrum an der Jahrhundertwende. 

Auf dem Gebiete der Wirthschafts- und Finanz- 
politik haben wir insofern erfreuliche Erfolge zu verzeichnen, 
als durch die ausschlaggebende Haltung der Centrums- 
fraktion des deutschen Reichstages und des preussischen Ab- 
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geordnetenhauses, welche einmtithig gemeinsame Ziele er- 
streben — es erreicht wurde, dass der nothwendige und 
laut geforderte bessere Schutz der vaterländischen, ins- 
besondere auch der landwirtschaftlichen Produktion be- 
wirkt, zugleich aber auch durch das, auf Anregung der 
Centrums - Fraktion des Abgeordnetenhauses, erlassene 
Verwendungsgesetz, unserem Programm entsprechend — 
bestimmt wurde, dass die Mehreinnahmen zur Erleichterung 
der direkten Steuern, zur Entlastung der Communen dienen. 

Die angebahnte prozentuale Besteuerung der 
Börsengeschäfte ist ein Fortschritt auf dem von uns stets 
erstrebten Wege gleicher und gerechter Vertheilung der 
Steuerlast, und ein Mittel, den Ausgleich des vorhandenen 
Deficits des Staatshaushalts-Etats ohne Mehrbelastung der 
bisher schon zu hoch Besteuerten zu bewirken. 

Die Gesetzgebung zum besseren Schutz der 
Handwerker und Arbeiter hat unter Anregung und Mit- 
wirkung der Centrumspartei Fortschritte, wenn auch nicht 
genügende, aufzuweisen. Gewiss unterschätzen wir den 
Werth der voraufgeführten Errungenschaften nicht. Aber 
wir dürfen nicht verkennen und nicht verschweigen: dass 
sie nur dann dauernd segensreich wirken können, 
wenn eine gesunde Entwickelung unseres Rechts- 
und Verfassungslebens ihnen zur Seite steht. Wir 
müssen aussprechen, dass sie zu einer Gefahr für das 
Leben der Nation werden, wenn diese über die 
materiellen Vortheile und Fortschritte vergessen 
könnte, dass die Gerechtigkeit das Fundament der 
Reiche ist. 

Diese Gerechtigkeit, welche insbesondere 
durch den kirchenpolitischen Streit so schwer ver- 
letzt wurde, sie harrt noch der Wiederherstellung; 
ja sie ist mehr in Frage gestellt, denn früher. Der 
sogenannte Culturkampf ist nicht beendet. Diese Wunde, die 
allergefährlichste, an der das Vaterland leidet, sie blutet fort. 

Die freie Bewegung und Selbstständigkeit der Kirche, 
welche ebenso sehr ihr und des christlichen Volkes heiliges 
unveräusserliches Recht, wie die Bedingung ihrer segens- 
reichen Wirksamkeit für Staat und Gesellschaft ist, bleibt 
verschränkt; der christliche Charakter der Schule, das 
Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder ist noch 
immer beeinträchtigt. 

Wohl sind einige Milderungen eingetreten, was wir 
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anerkennen, ohne jedoch zu übersehen, dass wesentlich 
das Staatsinteresse solche verlangte. Aber wir dürfen 
uns durch dieselben nicht täuschen und einschläfern 
lassen. Vergessen wir nicht, dass alle die Freiheit 
der Kirche beschränkenden Gesetze fortbestehen, 
dass dieselben also jederzeit mit voller Wucht wieder auf uns 
niederfallen können, dass die Bischöfe nach wie vor in der 
freien Ausübung ihres Hirtenamtes behindert, so viele 
Pfarreien noch ganz verwaist sind, dass die Seelsorge nicht 
hinreichend und nicht geordnet, die Heranbildung des 
Clerus nach kirchlichen Grundsätzen unmöglich ist. 

Wiederholt haben wir auch in dieser Legislatur- 
Periode die Aufhebung, bezüglich die Revision der Aus- 
nahmegesetze, die Beseitigung wenigstens der- 
jenigen, welche die Freiheit der Cultusakte, das 
Lesen der heiligen Messe und die Spendung der 
Sacramente unter Strafe stellen, verlangt. 
Vergeblich! 

Wir können und dürfen uns aber mit vorüber- 
gehender Duldung, mit Gnade und Nachsicht nicht 
begnügen, wo wir ein volles Recht zu fordern 
haben; wo wir solches fordern müssen für unseren Glauben 
und unsere Kirche, für uns selbst und unsere Kinder, aber 
auch im Interesse des Vaterlandes. Denn der revolutionären 
Strömung, die ringsum sich breit macht, den Gefahren für 
Thron, Staat und Gesellschaft, kann nur ein christlich er- 
zogenes, gottesfürchtiges Volk erfolgreich Widerstand leisten. 
Wir müssen und wollen daher für die Freiheit 
unserer heiligen Religion kämpfen bis zum end- 
lichen Siege. 



C. Die konservativen Parteien. 

24. Wahlaufruf der Freikonservativen Partei vom 

11. September 1882. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

Zu der Begründung eines ausgiebigen indirekten 
Steuersystems ist in der letzten Legislaturperiode ein 
glücklicher Anfang gemacht worden; unserer Politik folgend, 
werden wir bestrebt sein, dieses grosse Reformwerk zum 
Abschluss zu bringen und dem Reiche seine finanzielle Un- 
abhängigkeit zu sichern, und die erst in unvollkommenem 
Masse ermöglichte Entlastung der Einzelstaaten und Kom- 
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munen von drückenden direkten Steuern in grösserem Mass- 
stabe herbeizuführen. 

Wir nehmen den regsten Antheil an der Abänderung 
unserer Zollgesetzgebung, welche der leitende Staatsmann 
herbeigeführt hat und dürfen mit Genugthuung darauf hin- 
weisen, dass wir gegen den Strom schon ankämpften, als 
die Theorie laissez faire et aller noch ihre üppigsten 
Blüthen trieb. Die unzweifelhaften Erfolge für die Ge- 
sundung des wirtschaftlichen Lebens der Nation, welche 
die neue Zollgesetzgebung bereits zeigt, werden uns im 
Beharren auf dem eingeschlagenen Wege stärken. Der 
Reichsregierung haben wir unsere Unterstützung geliehen 
in der Bekämpfung der umstürzenden Bestrebungen der 
Sozialdemokratie durch strenge Ausnahmegesetze — , 
andererseits haben wir aber mit voller Sympathie die 
Versuche begrüsst, durch gesetzliche Reformen in er- 
höhtem Masse für das Wohl der arbeitenden Klasse Für- 
sorge zu tragen. Wir verkennen nicht, dass die Rück- 
sicht auf das Gedeihen der Gewerbethätigkeit und auf die 
übrigen grossen Aufgaben des Staates einer solchen so- 
zialen Gesetzgebung Schwierigkeiten bereitet, wir unter- 
schätzen nicht die Gefahren einer verfehlten Gestaltung 
derselben, gleichwohl müssen wir es als unsere Pflicht er- 
kennen, zu einer positiven Lösung dieser hochwichtigen 
Fragen nach Kräften mitzuwirken. 

Die lebhafte Bewegung, welche unter den Gewerbe- 
treibenden zu Gunsten einer Neubelebung des Innungs- 
wesens und der Bildung korporativer gewerblicher Ver- 
bände sich geltend macht, legt uns die Aufgabe nahe, zu 
weiteren Revisionen der bestehenden Gewerbe - Ordnung 
soweit solche mit dem Grundsatze der Gewerbefreiheit 
irgend vereinbar erscheinen, die Hand zu bieten. 

Das Zunehmen des Vagabundenunwesens ist zu einer 
ernsten Kalamität geworden, welche es als ein Bedürfnis 
erscheinen lässt, unsere Heimaths- (Unterstützungswohnsitz) 
Gesetzgebung einer Revision zu unterziehen. Wir sind 
überzeugt, dass eine solche sich auf dem Boden der vollen 
Freizügigkeit erhalten und gleichwohl den schwersten 
Uebelständen Abhilfe gewähren kann. 

Weiter behalten wir uns vor, auf eine Reform unserer 
Aktien-Gesetzgebung, sowie eine weitere Ausbildung der 
Steuer auf die mobilen Kapitalsumsätze (Börsensteuer) hin- 
zuwirken. 
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Die Genugthuung, welche die Deutsche Nation über 
die gewonnene Rechtseinheit empfand, wird beeinträchtigt 
durch die Höhe der Gerichtskosten, welche das Mass der 
Billigkeit weit tiberschreitet, wir haben bereits in der 
Reichstagssession auf Herabminderung dieser Kosten hin- 
gearbeitet und werden bei dem Erreichten nicht stehen 
bleiben. 

Als einen schweren Schaden erkennen wir es, dass 
stets wachsende Züge von Auswanderern dem Vaterlande 
verloren sind, sobald sie die deutsche Erde verlassen 
haben; wir werden unser Bestreben darauf richten, Mittel 
und Wege zu finden, um diesen gewichtigen Theil deutscher 
Volkskraft und deutschen Nationalvermögens mit der Heimath 
in nutzbringender Verbindung zu erhalten. 

Wir verschliessen uns nicht der Erkenntnis, dass 
gegenwärtig in Deutschland ein Uebermass parlamentarischer 
Thätigkeit vorhanden ist, welches den Gang der Ver- 
waltung im Reiche, wie in den Einzelstaaten vielfach stört 
und die Gründlichkeit der Arbeit in dem Parlamente, so- 
wie deren Ansehen im Volke mindert. Wir verlangen 
daher Massnahmen, welche, ohne die verfassungsmässigen 
Rechte der Volksvertretungen zu beeinträchtigen, auf eine 
Vereinfachung des parlamentarischen Apparates hinwirken. 

Wir begrüssen mit Genugthuung die sich mehrenden 
Anzeichen der Wiederherstellung eines friedlichen Ver- 
hältnisses zwischen Staat und Kirche und hegen das volle 
Vertrauen zu den Lenkern des Reiches, dass sie, auf dem 
begonnenen Wege fortschreitend, unter Wahrung der Rechte 
des Staates Mittel für Wiederherstellung der konfessionellen 
Eintracht in der Nation finden werden. 

Die Partei theilt nicht die pessimistischen Auffassungen 
derjenigen, welche in der gegenwärtigen Zeitströmung be- 
sondere Gefahren für unsere politische und nationale Ent- 
wicklung erblicken, und wird, getreu der von ihr bislang 
eingenommenen Haltung, radikalen und partikularistisch- 
reaktionären Bestrebungen mit gleicher Entschiedenheit 
entgegentreten. Wie es bei unserer Stellung als der 
einer vermittelnden Partei oft gelungen ist, streitende 
Gegensätze zu vereinen, werden wir in der heutigen Lage 
mehr als je an dieser Aufgabe festhalten, denn nicht aus 
dem Streite extremer Parteien, sondern aus der Ver- 
ständigung patriotischer Männer erwachsen im Leben der 
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Völker grosse dauernde Schöpfungen von segensreichem 
Erfolge. 

Entstanden auf dem nationalen Boden des deutschen 
Reiches, werden wir es immerdar als unsere Pflicht er- 
kennen, Religion, Monarchie, Familie, Eigenthum gegen 
alle Angriffe zu vertheidigen und die unschätzbaren Güter 
deutscher Kultur zu wahren und zu mehren. 



D. Neue Parteibildungen. 

25. Programm der christlich-sozialen Arbeiterpartei. 1878. 

Aus: H. von Scheel, Unsere sozialpolitischen Parteien. 

Leipzig 1878. S. 91 ff. 

Allgemeine Grundsätze. 

1. Die christlich-soziale Arbeiterpartei steht auf dem 
Boden des christlichen Glaubens und der Liebe zu König 
und Vaterland. 

2. Sie verwirft die gegenwärtige Sozialdemokratie als 
unpraktisch, unchristlich und unpatriotisch. 

3. Sie erstrebt eine friedliche Organisation der Arbeiter, 
um in Gemeinschaft mit anderen Faktoren des Staatslebens 
die notwendigen praktischen Reformen anzubahnen. 

4. Sie verfolgt als Ziel die Verringerung der Kluft 
zwischen Reich und Arm und die Herbeiführung einer 
grösseren ökonomischen Sicherheit. 

Einzelne Forderungen. 
I. An die Staatshülfe. 

A. Arbeiterorganisation. 

1. Herbeiführung obligatorischer, sachlich ge- 
schiedener, aber durch das gesammte Reich 
hindurchgehender Fachgenossenschaften , mit 
ihnen zusammenhängend Regelung des Lehrlings- 
wesens. 

2. Einsetzung obligatorischer Schiedsgerichte. 

3. Errichtung von obligatorischen Wittwen- und 
Waisen-, sowie Invaliden-und Altersversorgungs- 
und Rentenkassen. 

4. Autorisation der Fachgenossenschaft zur Ver- 
tretung der Interessen und Rechte der Arbeiter 
ihren Arbeitgebern gegenüber. 
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5. Verpflichtung der Fachgenossenschaften zur 
Haftung für die von den Arbeitern etwa zu 
übernehmenden kontraktlichen Verbindlichkeiten. 

6. Staatliche Kontrole des fachgenossenschaftlichen 
Kassenwesens. 

B. Arbeiterschutz. 

1. Verbot der Sonntagsarbeit, Abschaffung der 
Arbeit von Kindern und verheiratheten Frauen 
in den Fabriken. 

2. Normalarbeitstag, modifiziert nach Fachgenossen- 
schaften. 

3. Energische Anstrebung der Internationalitat 
dieser Arbeiterschutz -Gesetze; bis zur Er- 
reichung dieses Zieles ausreichender Schutz 
der nationalen Arbeit. 

4. Schutz der Arbeiterbevölkerung gegen gesund- 
heitswidrige Zustände in den Arbeitslokalen 
und Wohnungen. 

5. Wiederherstellung der Wuchergesetze. 

C. Staatsbetrieb. 

Arbeiterfreundlicher Betrieb des vorhandenen 
Staats- und Kommunaleigenthums und Aus- 
dehnung desselben, soweit es ökonomisch rath- 
sam und technisch zulässig ist. 

D. Besteuerung. 

1. Progressive Einkommensteuer als ausgleichen- 
des Gegengewicht gegen bestehende oder zu 
schaffende indirekte Besteuerung. 

2. Progressive Erbschaftssteuer bei grösseren 
Vermögen und entfernteren Verwandtschafts- 
graden. 

3. Börsensteuer. 

4. Hohe Luxussteuern. 

II. An die Geistlichkeit 

Die liebevolle und thätige Theilnahme an allen Be- 
strebungen, welche auf eine Erhöhung des leiblichen und 
geistigen Wohles, . wie auf die sittlich religiöse Hebung 
des gesammten Volkes gerichtet sind. 

III. An die besitzenden Klassen. 

Ein bereitwilliges Entgegenkommen gegen die be- 
rechtigten Forderungen der Nichtbesitzenden, speziell durch 
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Einwirkung auf die Gesetzgebung durch thunlichste Er- 
höhung der Löhne und Abkürzung der Arbeitszeit. 

IV. Von der Selbsthülfe. 

A. Freudige Unterstützung der fachgenossenschaft- 
lichen Organisation als eines Ersatzes dessen, was in den 
Zünften gut und brauchbar war. 

B. Hochhaltung der persönlichen und Berufsehre, 
Verbannung aller Roheit aus den Vergnügungen und Pflege 
des Familienlebens im christlichen Geiste. 

26. Die Partei der Antisemiten. Das Bochumer Einigungs- 

programm von 1887. 

Aus: Braun, Die Parteien des deutschen Reichstags. 
Stuttgart 1893. S. 26 ff. 

I. Programm. 

Wir fordern: 

1. Staatsverfassung: Erhaltung einer starken kaiser- 
lichen Gewalt, Wahrung der Rechte der Bundesfürsten; 
Mitwirkung des Volkes an der Gesetzgebung und an der 
Kontrole über die Staatsverwaltung. 

2. Volksvertretung: Zusammensetzung der Volksver- 
tretungen aus Abgeordneten sämmtlicher Berufsstände; 
bis zur Erfüllung dieser Forderung: Beibehaltung des all- 
gemeinen direkten Wahlrechts mit geheimer Abstimmung 
für die Reichstagswahlen ; Einführung amtlicher Stimmzettel- 
Umschläge zur Wahrung der freien Abstimmung, und Ge- 
währung von Diäten auch für die Reichstagsabgeordneten. 

3. Bürgerliche Freiheiten: Freiheit des Wortes, der 
Schrift und der Versammlung, ein einheitliches Reichs- 
Vereinsgesetz; scharfe Bestimmungen gegen unsittliche 
Auswüchse in Presse, Literatur und Kunst. 

4. Kirche: Möglichste Befreiung der christlichen Kirche 
von staatlicher Bevormundung, völlige Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit, Duldung aller Gewissens-Ueberzeugungen, 
soweit sie nicht gegen Recht und Sitte Verstössen. 

5. Schule: Wahrung des christlichen, nationalen und 
praktischen Gesichtspunktes in der Jugenderziehung, Aus- 
bildung unbemittelter, hervorragend befähigter Schüler auf 
Staatskosten; Ausscheidung des jüdischen Elements aus 
deutschen Schulen; fachmännische Schulaufsicht; ein ein- 
heitliches Reichsschulgesetz ; besonders in Bezug auf die 

Salomon, Parteiprogramme. II. 4 
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Gehalts Verhältnisse der Lehrer an allen Lehranstalten 
(durch Festsetzung der Anfangsgehälter und stufenweises 
Aufrücken). 

6. Beamtenstand: Regelung bezw. Aufbesserung der 
Anstellungs- und Gehaltsverhältnisse; grössere Bewegungs- 
freiheit für Beamtenvereine; weitere Ausdehnung der 
Sonntagsruhe für alle Angestellten öffentlicher Verkehrs- 
anstalten. 

7. Rechtspflege: Schaffung eines in deutschen Rechts- 
anschauungen wurzelnden bürgerlichen Gesetzbuches; Herab- 
minderung der Anwalts- und Gerichtskosten, Beseitigung 
des Anwaltzwanges, Schutz der Person gegen Beleidigung 
vor Gericht durch die gegnerischen Anwälte, Wiederein- 
führung der Berufung in Strafsachen, Entschädigung un- 
schuldig Verurtheilter, Abschaffung des gesetzlichen Zwanges 
zur Impfung. 

8. Heer: Eine starke Heeresmacht zur Erhaltung des 
Friedens nach aussen und innen. 

9. Geldreform: Aufhebung der Münzprägungs- und 
Banknoten-Privilegien für Private; Verstaatlichung der 
Aktiengesellschaft „Reichsbank 14 ; Reform des Börsenwesens 
und internationale Regelung der Währungsfrage. 

10. Verstaatlichungen: Möglichste Verstaatlichung aller 
öffentlichen Verkehrseinrichtungen, des Inseratenwesens, 
des Handelns mit Heilmitteln, der Versicherung gegen 
Feuer-, Wasser-, Hagel- und Viehschäden. 

11. Steuerreform: Progressive Einkommen- und Erb- 
schaftssteuer auf Grundlage der Selbsteinschätzung, eine 
Wehrsteuer. 

12. Soziale Reform: Soziale Neuordnung auf dem 
Boden der Berufskreise und Erwerbsstände. 

13. Handwerk: Beschränkung der Gewerbefreiheit; 
Einführung des gesetzlichen Befähigungs-Nachweises; Ver- 
kürzung der Verjährungsfrist; Errichtung von Handwerker- 
Kammern mit ehrengerichtlicher Befugniss; Aufhebung der 
Zuchthausarbeit für Private. 

14. Landwirtschaft: Verbot des Terminhandels in 
Getreide und anderen Produkten, ausreichenden Schutz- 
zoll; wirksame Wuchergesetzgebung; Herabminderung der 
Grundsteuer und der gerichtlichen Taxen und Stempel- 
gebühren. 

15. Bodenbesitzreform: Einführung eines Heimstätten- 
Gesetzes, Wiederherstellung bezw. Erhaltung des deutschen 
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Anerben-Rechtes; scharfe Bestimmungen gegen Guts-Zer- 
trümmerungen, Grundstückwucher und gegen Bauschwindel; 
Verstaatlichung der Grundschulden. 

16. Arbeiterfrage: 

a) Verbesserung bezw. weiteren Ausbau der 
Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Altersver- 
sorgungs-Gesetze; staatliche Fürsorge für 
Wittwen und Waisen; 

b) Maximal-Arbeitstag nach der Eigenart der 
einzelnen Betriebe; 

c) Beschränkung bezw. Verbot der Frauen- und 
Kinderarbeit in Fabriken und gewerblichen Be- 
trieben ; 

d) Sonntagsruhe von mindestens 36 Stunden; 

e) staatliche Einigungsämter für Lohn- und andere 
Streitigkeiten; 

f) Fürsorge für gesunde Arbeiterwohnungen; ! 

g) Ueberwachung des Fabrik- und Bergwerks- 
Wesens; 

h) Verbot der Einführung chinesischer Arbeiter. 

17. Handel: Verschärfung der Konkursordnung, Be- 
schränkung des schädlichen Zwischen- und Hausirhandels, 
Verbot der Schleuderbazare, Schwindelauktionen und Ab- 
zahlungsgeschäfte; besondere strafrechtliche Bestimmungen 
gegen verlogene Reklame, falsche Preisbezeichnungen, 
Waarenvermischung und -Verfälschung, Beschränkung der 
Konsumvereine, Besserung der sozialen Lage der Hand- 
lungsgehülfen. 

18. Kolonisation: Eine thatkräftige und zielbewusste, 
auf Erwerbung von Handels- und Ackerbau-Kolonien ge- 
richtete Kolonialpolitik; Einrichtung von überseeischen 
Straf-Kolonien, Beförderung der inneren Kolonisation. 

Judehfrage: Aufhebung der Gleichberechtigung und 
Stellung der in Deutschland lebenden Juden unter ein be- 
sonderes Fremdenrecht (Judenrecht), Verbot der Ein- 
wanderung fremder Juden. 

II. Wahlaufruf. 

Antisemiten aller Richtungen! 
Der Reichstag ist aufgelöst, weil er die von der Re- 
gierung zum Schutze und zur Vertheidigung unseres Vater- 
landes geforderten Geldmittel nicht bewilligt hat. Es gilt 
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jetzt einen neuen Reichstag zu wählen, welcher dem 
deutschen Volke zur Ehre gereicht und bereit ist, auch 
weitere nothwendige materielle Opfer zur Erhaltung des 
Friedens zu bringen, den uns unsere Väter und Brüder 
mit ihrem Herzblut theuer erkämpft haben. 

Aber nicht nur Schutz gegen die äusseren Feinde, 
sondern auch Schutz gegen den inneren Feind, der fort- 
gesetzt am Marke unseres Volkes zehrt, verlangen wir 
gleichzeitig: „Schutz des deutschen Volkes gegen die 
jüdische Fremdherrschaft, Schutz der ehrlichen Arbeit gegen 
die kapitalistische Auswucherung, Erhaltung des Mittel- 
standes." 

Nicht die bereits schwer genug belasteten arbeitenden 
Klassen, welche ohnehin schon durch mehrjährigen Dienst 
mit der Waffe grosse Opfer bringen, sollen die ent- 
stehenden Mehrkosten tragen, sondern wir verlangen, 
dass in allererster Linie diejenigen, welche von dem 
Schweisse des schaffenden deutschen Volkes leben, hierzu 
herangezogen werden. Wir schlagen in erster Linie eine 
Börsen-, eine Luxus- und eine Wehrsteuer vor. Die 
Börse, das jüdische Spekulanten- und Jobberthum und die 
Kornwucherer, welche unserem Volke alljährlich Hunderte 
von Millionen aus der Tasche ziehen, diejenigen, welche 
heute noch ungestraft unser Volk ausplündern dürfen, sie 
sollen die Mehrkosten, welche für die Sicherung des 
Friedens nothwendig sind, tragen. 

Gesinnungsgenossen ! Ueberall in unserem Vaterlande, 
wo heute Juden und Deutsche zusammen wirken, sehen 
wir den Juden als Arbeitgeber — als Herrn, den Deutschen 
aber als Arbeitnehmer — als Diener, als Knecht des Juden. 
Es ist daher nothwendig, dass wir heute ganze Männer 
in den Reichstag wählen, welche den Muth haben, den 
massgebenden Faktoren offen und frei zu sagen, wo unser 
Volk der Schuh drückt. Unabhängig von allen anderen 
Parteien kämpft nur der Antisemitismus mit voller Ent- 
schiedenheit für die Gesundung unserer wirtschaftlichen 
Verhältnisse. 

Die unterzeichneten Verbände, welche bezüglich ihrer 
Ziele auf völlig gleichem Boden stehen, haben sich ange- 
sichts der ernsten Lage, in der sich unser Volk befindet, 
zu gemeinsamer Arbeit verbunden und für die bevor- 
stehende Reichstagswahl sieben Kandidaten, treue, erprobte 
Gesinnungsgenossen, die sich offen zum Antisemitismus 
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bekennen, in Norddeutschland aufgestellt, welche in dem 
bevorstehenden schweren Kampf, so Gott will, siegen 
werden. 

Wir bitten nun alle diejenigen, welche mit uns das 
Gleiche fühlen, denken und wollen, unterstützt uns mit 
Geldmitteln. 

Wir müssen siegen, wir können siegen, wenn wir 
wollen. — An Euch ist es jetzt, zu zeigen, dass Ihr bereit 
seid, Opfer zu bringen für die Sache unseres Volkes und 
Vaterlandes, darum nochmals: helft uns! 

Mit deutschem Gruss! 
Provinzial- Verband der deutsch-sozialen Partei für 

Brandenburg und Anhalt. 
Agitations-Verband der antisemitischen Partei für 

Norddeutschland. 



III. Das deutsche Parteiwesen von 

1 888 — 1 900. 



A. Neue programmatische Kundgebungen bestehender 

Parteien. 1888—1892. 

27. Wahlaufruf der Nationalliberalen Partei vom 

15. September 1888. 

(Zu den preußischen Landtagswahlen.) 
Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

Die Wahlen zum preussischen Landtag stehen bevor. 
Mehr als je werden dieselben für die nächsten fünf Jahre 
von entscheidender Bedeutung für die innere Entwicklung 
Preussens und somit auch des deutschen Reiches sein. 

Ernste, schwere Zeiten liegen hinter uns. Zwei ruhm- 
volle preussische Könige, den grossen Begründer des 
Deutschen Reiches und seinen hochherzigen Sohn, den 
vornehmsten Mitstreiter in dem Kampfe um die Deutsche 
Einheit und Selbstständigkeit, sahen wir bald nachein- 
ander ins Grab sinken. König Wilhelm II. bestieg den 
Thron seiner Väter. 

Diese gewaltigen Ereignisse sind Dank der unzer- 
reissbaren Verbindung von Herrscherhaus und Volk, Dank 
der festen und gesunden Grundlagen unseres Staatswesens 
ohne Erschütterungen vorübergegangen. 

Eine starke, Freiheit und Ordnung sichernde, die 
Wohlfahrt aller Klassen des Volkes gleichmässig fördernde 
Königsgewalt; eine fortschreitende, den Bedürfnissen der 
Gegenwart gerecht werdende Gesetzgebung; eine von 
einer pflichtgetreuen, ihrer hohen Aufgaben bewussten 
Beamtenschaft getragene Verwaltung; Ordnung und Spar- 
samkeit im Finanzwesen; lebendige selbstverantwortliche 
Theilnahme des Volkes an der Gesetzgebung und Ver- 
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waltung des Staates und der Staatsglieder; Handhabung 
des Rechts durch unabhängige Gerichte; Freiheit und 
Förderung der wissenschaftlichen Forschung, wie der all- 
gemeinen Volksbildung; Gleichheit und Unantastbarkeit der 
staatsbürgerlichen Rechte aller Konfessionen; Regierung 
nach Verfassung und Gesetz: — dies sind die starken 
Fundamente des preussischen Staates, dies die Ueber- 
lieferungen welche jede Landesvertretung festhalten und 
nöthigen Falls vertheidigen muss. 

Dem preussischen Herrscherhaus ist innerhalb des 
Reiches eine leitende Stellung zugefallen, und damit sind 
dem preussischen Staate besondere Pflichten auferlegt. 

Preussen muss, allen anderen Staaten voran, seine 
Macht und seine Mittel dem Reiche zur Verfügung stellen 
und der erste Diener von Kaiser und Reich sein. Die 
Stärkung des Reiches ist zugleich die beste Gewähr für 
das Gedeihen Preussens. 

Die nationalliberale Partei hat seit den ersten Tagen 
ihrer Bildung dies als den obersten Leitstern ihres poli- 
tischen Verhaltens angesehen und unentwegt die Reichs- 
politik auch innerhalb Preussens nach besten Kräften 
unterstützt. Sie wird auch in Zukunft dieser deutschen 
Politik getreu bleiben, welcher die segensreiche Ent- 
wicklung der neueren politischen Institutionen Deutsch- 
lands vor Allem zu verdanken ist. 

Gesetzgebung und Verwaltung der einzelnen Staaten 
sollen im Einklang mit der Reichspolitik fortschreiten und 
die von derselben verfolgten Ziele in gleichem Sinne inner- 
halb der Einzelstaaten weiterführen. 

Insbesondere muss die von der Reichsregierung an- 
gestrebte Verbesserung der Lage der arbeitenden Klassen 
die Thätigkeit der Einzelstaaten und der Gemeinden in 
gleiche Richtung leiten, soweit Kompetenz und Mittel der- 
selben reichen. 

Die durch die Aufhebung der staatlichen Steuerpflicht 
der untersten Stufen der Klassensteuer und die Beseitigung 
des Volksschulgeldes zu diesem Zwecke getroffenen be- 
deutsamen Massregeln sind durch eine Reform der direkten 
Steuern behufs deren gerechter Vertheilung nach Mass- 
gabe des Einkommens und zur Erleichterung der minder 
begüterten Klassen in Stadt und Land zu ergänzen. Ins- 
besondere bedarf die Gewerbesteuer -Gesetzgebung in 
dieser Richtung einer durchgreifenden Revision. 
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Durch solche Reformen, wie durch die erhöhten 
Ueberweisungen aus den Einnahmen des Reiches werden, 
in Verbindung mit den wachsenden eigenen Einnahmen, 
dem Staate die Mittel gesichert, ohne weitere Steuerbe- 
lastung unerlässliche Aufgaben zu erfüllen. 

Als solche Aufgaben betrachten wir vor Allem: 
die Entlastung der Gemeinden und die Ersetzung der 
schwankenden Zuweisungen aus den Getreidezöllen durch 
feste gesetzlich normirte Beträge, insbesondere durch 
Ueberweisung eines Theiles der Grund- und Gebäude- 
steuer; 

die weitere Uebernahme der Schullasten durch den 
Staat; 

die gesetzliche Regelung und gerechtere Vertheilung 
der letzteren; 

die Befreiung der Lehrer von den Beiträgen zu den 
Wittwen- und Waisenkassen ; 

die Herabsetzung des Stempels bei Veräusserungen 
und Verpachtungen von Grundbesitz; 

die gesteigerte Verwendung von Mitteln für die Landes- 
melioration, insbesondere auch die entschiedene Durch- 
führung von Massregeln zum Schutz der von den Hoch- 
fluthen bedrohten Gegenden; 

die erhöhte Förderung des gewerblichen Unterrichts 
und der landwirtschaftlichen Schulen; 

die fortschreitende Ausdehnung des Eisenbahn-Netzes; 

die Schiffbarmachung und Regulirung der Flüsse, die 
Herstellung neuer Wasserstrassen und die Nutzbarmachung 
derselben für die Landwirthschaft. 

Nach dem vorläufigen Abschluss der Gesetzgebung 
über die Verwaltungs- Justiz und die Kreis- und Provinzial- 
Verwaltung bleibt auf dem Gebiete der Selbstverwaltung 
vor allem die Reform der Verfassung und Verwaltung der 
Landgemeinden übrig. 

Die lebendige, gesetzlich geregelte Theilnahme des 
Volkes an der Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten 
hat sich in den grösseren Bezirken vollkommen bewährt 
und der Staatsgewalt neue Kräfte zugeführt. 

Sie bleibt aber unvollständig, solange die Selbstver- 
waltung der Gemeinden, der untersten Stufen der Staats- 
ordnung, nicht den heutigen Bedürfnissen entsprechend 
geregelt ist. 
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Die Verschiedenheit der sozialen und historischen 
Verhältnisse wird nicht tiberall eine in allen Einzelheiten 
gleiche Ordnung des Gemeindewesens erfordern oder zu- 
lassen, wohl aber können die wichtigsten Grundlagen der 
Verwaltung der Gemeinden, ihre Rechte und Pflichten, 
die Vertheilung der Lasten und dementsprechend die Ver- 
tretung nach übereinstimmenden Grundsätzen geregelt 
werden. 

In verschiedenen Landestheilen ist die Zusammen- 
legung von Gemeinden bezw. Gutsbezirken, welche für 
sich den heute an die Gemeinde gestellten Anforderungen 
nicht mehr gewachsen sind, zur Erfüllung gesetzlich be- 
stimmterAufgaben nicht länger zu vermeiden. Die Ver- 
fassung dieser Verbände muss eine gerechte Vertretung 
und Vertheilung der Lasten vorsehen, ohne die bis- 
herigen korporativen Rechte der vereinigten Verbände 
aufzuheben und weiter, als nothwendig ist, zu beschränken. 

Diese Reformen werden den endlichen Erlass eines 
Schulgesetzes, der in vielen Provinzen dringend not- 
wendigen Wegeordnungen, die Verbesserung des Armen- 
wesens, insbesondere auf dem Lande, die festere Ab- 
grenzung der Polizeigewalt und in allen diesen Beziehungen 
eine gerechtere Vertheilung der Lasten ermöglichen, jeden- 
falls erleichtern. 

Wir werden mit Entschiedenheit auf die Durchführung 
solcher, zur Ausgleichung bestehender Interessengegen- 
sätze und zur Erhaltung und Stärkung der mittleren länd- 
lichen Besitzungen nothwendigen organischen Gesetze 
dringen und hoffen, dieselben in Uebereinstimmung mit 
der Staatsregierung und den anderen Parteien wie bei 
der Kreis- und Provinzial-Ordnung in's Leben zu rufen. 

Wir haben gern mitgewirkt, um der evangelischen 
Kirche eine grössere Selbstverwaltung und eine freiere 
Vertretung unter Mitwirkung des Laienstandes zu sichern, 
und werden stets bereit sein, berechtigten Wünschen und 
Bedürfnissen derselben, soweit der Staat dabei mitzu- 
wirken berufen ist, entgegen zu kommen. Wir werden 
aber auch in Zukunft alle Bestrebungen, eine hierarchische 
Gewalt innerhalb der evangelischen Kirche zu begründen, 
die historische Verbindung derselben mit dem Staats- 
Oberhaupte zu lockern, die evangelische Gemeindefreiheit 
zu Gunsten einer übermässigen Centralisation zu ver- 
mindern und einseitige Richtungen zur ausschliesslichen 
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Herrschaft innerhalb der evangelischen Volkskirche zu 
bringen, mit aller Entschiedenheit bekämpfen. 

Die zur Wiederherstellung eines friedlichen Verhält- 
nisses mit der römischen Kirche vom Staat gemachten 
weitgehenden Zugeständnisse haben uns schwere Be- 
denken eingeflösst. Diese Bedenken müssen jedoch 
gegenwärtig zurücktreten, wenn jene Gesetze sich als 
geeignet erweisen, den auch von uns dringend ge- 
wünschten Frieden zwischen Staat und Kirche dauernd zu 
erhalten und der Streit nicht zu dem Zweck fortgesetzt 
wird, um weitere mit der Stellung des Staates gegenüber 
den Konfessionen unvereinbarliche Zugeständnisse zu er- 
reichen. 

Wir verwerfen alle direkten und indirekten Versuche, 
der preussischen Volksschule ihren Charakter als einer 
staatlichen Veranstaltung zu nehmen oder sie durch die 
sogenannte Schulfreiheit, d. h. durch eine Loslösung der 
Schule von der staatlichen Aufsicht und Leitung zu unter- 
graben. Wir werden eintreten für den baldigen Erlass 
eines Schulgesetzes, welches solchen für die Volksbildung 
und das Staatswohl nachtheiligen Bestrebungen jeden Boden 
entzieht. 

Bei voller Anerkennung der hohen Bedeutung des 
religiösen Unterrichts in den Schulen werden wir dahin 
zu wirken suchen, dass den bezeichneten Tendenzen auch 
in der Verwaltung keinerlei Vorschub geleistet und die 
Freiheit und Unabhängigkeit der preussischen Volksschule 
von allen unberechtigten Einflüssen bewahrt wird. 

Grosse, von uns und unseren Vorfahren erworbene 
Güter sind zu behaupten, bedeutende und schwierige 
Reformen in der Zukunft durchzuführen. Beides ist, wie 
die Erfahrung der letzten Jahrzehnte erwiesen hat, nur 
möglich, wenn die Mehrheit der Landesvertretung sich 
von radikalen Tendenzen und persönlichen Gegensätzen 
freihält und nicht ihre Haupt-Aufgabe in der Verfolgung 
einheitlicher kirchlicher oder weltlicher Ziele sieht. 

Wer einen stetigen, gesicherten Gang des Staats- 
lebens erhalten und befestigen will, der wirke für die 
Wahl gemässigt liberaler Abgeordneter, welche die frei- 
heitlichen Institutionen des Landes vertreten und jeden 
praktisch erreichbaren Fortschritt im Interesse des Gesammt- 
wohles des Volkes anzustreben entschlossen sind. 
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28. Wahlaufruf der Freikonservativen Partei vom . 

17. September 1888. 

(Zu den preußischen Landtagswahlen.) 
Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

In der verfassungsmässigen Abgrenzung der Rechte 
der Krone und des Volkes und seiner Vertretung, er- 
kennen auch wir eine gerechte und nützliche Vertheilung 
der Mitwirkung der verschiedenen Gewalten im Staats- 
leben und erachten es als die Aufgabe einer monarchischen 
und konstitutionellen Partei, die verfassungsmässigen 
Rechte der Krone wie des Volkes und seiner Vertretung 
gleichmässig zu wahren und gegen jeden Angriff zu ver- 
theidigen. 

Der Abschluss der Reform der inneren Verwaltung 
sichert die Durchführung der bewährten Grundsätze der 
Selbstverwaltung, Dezentralisation und Rechtskontrole für 
den ganzen Umfang der Monarchie und schafft Raum für 
dringliche Reformen in den kommunalen Verhältnissen des 
flachen Landes, namentlich in den sieben östlichen Provinzen. 

Organisation und, soweit nöthig, Neubildung leistungs- 
fähiger Träger der wichtigsten kommunalen Aufgaben, 
gleichmässige und gerechte Vertheilung der öffentlichen 
Lasten, Bemessung der Rechte nach den Leistungen und 
Pflichten, Zusammenwirken aller Kräfte in gemeinnütziger 
Selbstverwaltung nach dem Vorbild der Kreisordnung sind 
die Ziele, welche wir verfolgen. Bei ihrer Verwirklichung 
wird die Verschiedenheit der historischen Entwickelung 
und der sozialen Verhältnisse in den einzelnen Landes- 
theilen voll zu berücksichtigen sein. 

Mit der Durchführung dieser Reformen wird zugleich 
auch die Ueberweisung der Grund- und Gebäudesteuer an 
kommunale Verbände und damit die Beseitigung der Ueber- 
bürdung mit kommunalen Zuschlägen zu diesen Steuern 
ermöglicht werden. 

Die Fortsetzung der Reform der direkten Steuern im 
Sinne ausgleichender Gerechtigkeit unter Erleichterung der 
minder Leistungsfähigen, namentlich auch von Gewerbe- 
steuer, und unter gleichmässiger Veranlagung und Heran- 
ziehung aller Steuerpflichtigen gehört nach mehrjährigem 
Stillstand zu den dringenden Aufgaben der Gesetzgebung. 
Dabei ist eine Vermehrung der Staatseinnahmen nicht zu 
erstreben; vielmehr werden etwaige Mehrerträge unver- 
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kürzt zur Erleichterung von Schul- und Kommunallasten zu 
verwenden sein. 

Die heimische Landwirtschaft befindet sich nach wie 
vor in sehr schwieriger Lage, weite Landstriche leiden 
überdies unter den Folgen schädlicher Naturereignisse. 
Die Beseitigung der Ueberlastung des landlichen Grund- 
besitzes mit Steuern, eine planmässige, auf die Förderung, 
Erleichterung und den Schutz der heimischen landwirth- 
schaftlichen Produktion gerichtete Agrarpolitik, namentlich 
auch zur Erhaltung und Stärkung des mittleren und kleinen 
Grundbesitzes, sowie eine durchgreifende Reform der 
Wassergesetzgebung erscheinen geboten. 

Die in der Regel konfessionell einzurichtende Volks- 
schule auf ihrer Höhe und in ihrem Charakter als Ver- 
anstaltung des Staates zu erhalten, bleibt Grundsatz der 
Partei. 

Die Vertheilung der Schullasten entspricht vielfach 
nicht der Gerechtigkeit. Neben weiterer Uebernahme von 
Schullasten auf den Staat erscheint die Durchführung des 
verfassungsmässigen Grundsatzes, wonach die Unterhaltung 
der Schule Kommunalsache ist, als eine Aufgabe von un- 
abweisbarer Dringlichkeit. 

Die Erweiterung und gesetzliche Sicherung der Alters- 
zulagen sowie die Aufhebung der Wittwen- und Waisen- 
kassenbeiträge der Lehrer werden wir mit dem gleichen 
Nachdruck, wie bisher vertreten. 

Nicht eine dem Verhältnis der katholischen Kirche 
nachgebildete Stellung zum Staate, sondern die Aufrecht- 
erhaltung der historisch entwickelten innigen Verbindung 
mit dem Staate der Hohenzollern liegt im wohlverstan- 
denen Interesse der evangelischen Landeskirche wie des 
Staates. Bereit, berechtigten Wünschen der Landeskirche, 
welche dieser Grundanschauung entsprechen und die 
Stellung und Freiheit der Gemeinden nicht beeinträchtigen, 
entgegen zu kommen, halten wir die Sicherstellung reich- 
licherer Staatszuschüsse für evangelisch-kirchliche Zwecke 
sowie für die ausreichende Besoldung der Geistlichen der 
evangelischen Landeskirche wie der aller Konfessionen für 
das im evangelisch - kirchlichen Interesse zunächst zu er- 
strebende Ziel. 

Nachdem der Friede zwischen dem Staate und der 
katholischen Kirche wieder hergestellt ist, werden wir 
allen Bestrebungen, welche eine erneute Störung des 
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staatskirchlichen Friedens herbeiführen könnten, mit der 
grössten Entschiedenheit entgegentreten. 

Die freikonservative Partei hat eine auf die Festigung 
des Reiches und Stärkung des nationalen Bewusstseins ge- 
richtete Reichspolitik stets mit aller Kraft unterstützt. Die 
Förderung dieser Reichspolitik erachten wir für eine der 
vornehmsten Aufgaben des preussischen Staates wie der 
preussischen Landesvertretung. 

Durch das feste Zusammenwirken der auf dem Boden 
derselben stehenden Parteien sind die militärischen und 
finanziellen Fundamente des Reiches gesichert; der Zu- 
sammenschluss dieser Parteien in der preussischen Landes- 
vertretung wie bei den Wahlen für dieselbe liegt im 
gleichmässigen Interesse der Reichspolitik, wie eines 
stetigen von Reaktion und Radikalismus gleich fernen, 
weise fortschreitenden Ganges des preussischen Staats- 
lebens. 

29—30. Kundgebungen der Centrumspartei in Preußen und 

im Reiche 1888-1890. 

Aus: Das Centrum an der Jahrhundertwende. 

a) Aufruf für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus. 

Juni 1888. 

Die 16. Legislaturperiode des preussischen Landtags 
geht zu Ende. Die allgemeine Neuwahl für die 17te steht 
bevor. Sie wird zum ersten Male auf 5 Jahre erfolgen. 

Um so dringender wird für die Fraktion des Centrums 
das Bedürfniss, an ihre Wähler und an alle Gesinnungs- 
genossen die Aufforderung zu richten : wenn je, dann bei 
der nächsten Wahl zum Hause der Abgeordneten auf dem 
festen Boden der seit Bildung der Partei von Wählern und 
Gewählten in nie gestörter Eintracht treu bewahrten und 
unentwegt verfochtenen Grundsätze unerschüttert auszu- 
harren und deren fortschreitende Verwirklichung zum 
wahren Wohle des Vaterlandes durch die hingebende Aus- 
übung des Wahlrechts, dieser höchsten staatsbürgerlichen 
Pflicht, mit allen Kräften anzustreben. 

Diese Grundsätze der Partei sind unabänder- 
lich. Sie leben im Bewusstsein und der in schweren 
Jahren festbewährten Gesinnung Aller, die nun so lange 
schon ungebeugten Muthes erfolgreich dafür eingetreten sind. 

„Das oberste Gesetz ist die Verfassung. 44 „Sie 
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vor Allem muss in der Ehrfurcht und in der Sitte 
der Nation sich befestigen; ihre Bestimmungen 
müssen allseitig geachtet werden." In diesen feier- 
lichen Königsworten jüngster Zeit ist unsere ganze Haltung 
seit dem Bestände der Partei bestätigt. Zu allen Zeiten 
haben wir mit Nachdruck ausgesprochen, dass alle wirt- 
schaftlichen und finanziellen Errungenschaften auf die Dauer 
werthlos sind, ja, dass dieselben zu einer Gefahr für das 
Leben der Nation werden, ohne die gewissenhafte Achtung 
der Verfassung, ohne die gesunde Entwicklung unseres 
gesammten Rechtslebens auf ihrem unerschüttert zu be- 
wahrenden Grunde. Nicht des Augenblickes Nütz- 
lichkeit, sondern die Gerechtigkeit ist das Fun- 
dament der Reiche. 

Dankbar erfreuen wir uns des nicht zu unterschätzen- 
den Anfangs, welchen die Wiederherstellung dieser Ge- 
rechtigkeit auf einem Gebiete genommen hat, auf welchem 
sie am wenigsten jemals hätte verletzt werden sollen: 
Auf dem Gebiete der Bekenntnisse und der Gewissens- 
freiheit. „Der Zugang zu dem Frieden" ist während der 
abgelaufenen Legislaturperiode unter unserer Mitwirkung 
eröffnet. Aber noch immer dürfen wir durch das Er- 
rungene uns nicht einschläfern lassen. Noch ist die Frei- 
heit unserer heiligen Religion in Preussen und in Deutsch- 
land nicht erstritten, die Aufgabe, die wir uns vorgesetzt, 
noch nicht gelöst. Und doch ist die freieste Bewegung 
und Selbstständigkeit der Kirche von der Verfassung vor 
-dem unseligen „Culturkampfe" bedingungslos und feier- 
lich gewährleistet; sie bleibt des christlichen Volkes heiliges 
und unveräusserliches Recht, sie ist die un erlässliche 
Voraussetzung jedweder segensreichen Wirksam- 
keit für Staat und Gesellschaft. 

Dem gesellschaftlichen Umstürze, der immer bedroh- 
licher sein Haupt erhebt, der Untergrabung aller ,staat- 
lichen Ordnung, den Gefahren für den Thron selbst wird 
nur ein christlich erzogenes gottesfürchtiges Volk 
mannhaft und treu begegnen und erfolgreichen Widerstand 
leisten. Aber der christliche Charakter der Schule und das 
unveränderliche Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer 
Kinder sind noch immer beeinträchtigt. Der Kirche und 
ihren Organen muss vor Allem in Sachen des religiösen 
Unterrichts in den Volksschulen in vollem Umfange gewährt 
werden, was die Verfassungsurkunde denselben zusichert; 
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die Leitung dieses Unterrichts durch die betreffen- 
den Religionsgesellschaften muss zur Wahrheit werden 
in dem ursprünglichen Sinne dieser Bestimmung. Der 
kirchlichen Behörde muss zustehen gegen die Personen, 
welche zur Ertheilung des Religionsunterrichts zugelassen 
werden sollen, kirchlich-religiöse Einwendungen mit ab- 
schliessender Wirkung zu erheben und die für den Religions- 
unterricht und die religiöse Übung in den Schulen dienenden 
Lehr- und Andachtsbücher, den Umfang und Inhalt des reli- 
giösen Unterrichtsstoffes und dessen Vertheilung auf die 
einzelnen Classen zu bestimmen. Die kirchlichen Oberen 
allein müssen berechtigt sein, die Leiter des Religions- 
unterrichts in den einzelnen Volksschulen zu berufen ; und 
diese Leiter endlich müssen die Befugniss haben, nach 
eigenem Ermessen den Religionsunterricht in der Schule 
selbst zu ertheilen oder dem Religionsunterricht des Lehrers 
beizuwohnen, in diesen einzugreifen und für dessen Er- 
theilung den Lehrer mit Weisungen zu versehen, welche 
von letzterem zu befolgen sind. Diese natürlichen und 
einfachen Gerechtsame, die wir übrigens nicht für die 
katholische Kirche allein begehren, und welche zudem 
verfassungsmässig actuell geltendes Recht sind, müssen 
wir um so nachdrücklicher reclamiren, je lebhafterem und 
zfiherem Widerstande deren Geltendmachung bei den 
Parteien vielfach begegnet. Die Liebe zum Vaterland, die 
Pflichten gegen Thron, Staat und Gesellschaft verbieten 
uns gleichermassen, länger damit zurückzuhalten. 

„Nur ein auf der gesunden Grundlage von 
Gottesfurcht in einfacher Sitte aufwachsendes 
Geschlecht wird hinreichend Widerstandskraft 
besitzen, die Gefahren zu überwinden, welche 
unserer Zeit für die Gesammtheit erwachsen." 

Diese Worte eines früh vollendeten Herrschers sollen 
an uns nicht verloren sein. Zur Gottesfurcht erzieht nur 
ein nach Gottes Wort kirchlich geordneter Religions- 
unterricht. 

Mit der Verwirklichung unserer Forderungen wird 
auch der confessionelle Friede gesichert, dessen sorg- 
fältige Wahrung jederzeit unser ernster und thatkräftiger 
Wille ist. Wir müssen wiederholt ausdrücklichen Ein- 
spruch erheben gegen die Versuche, durch Hervorrufung 
von Eifersucht und Zwietracht unter den Staatsbürgern 
der verschiedenen religiösen Bekenntnisse das Friedens- 
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werk zu stören und zu verdächtigen. Gleiche Gerechtig- 
keit für Alle bleibt die Losung, in deren kraftvolle Ver- 
tretung wir stets unsere Ehre setzen. 

Nicht minder müssen wir erneut betonen, was wir 
gleich zu Beginn der unter wesentlicher Mitwirkung des 
Centrums inaugurirten neuen Sozial- und Wirtschaftspolitik 
hervorgehoben haben, dass diese Politik Dauer und Werth 
nur behaupten kann, wenn und soweit ihr eine Finanz- 
wirthschaft zur Seite steht, welche nach den von uns 
stets vertretenen Grundsätzen mit weiser Sparsamkeit die 
Ausgaben beschränkt und dadurch die so oft und feierlich 
versprochene Erleichterung der directen Steuern und Ent- 
lastung der Communen in vollem Umfange herbeiführt. 
Es darf kein Zweifel mehr gelassen werden, dass unseres 
Volkes Steuerkraft in schärfster und überdies ungleich 
drückender Weise angespannt ist. Nicht in noch weiterer 
Steigerung der Abgaben, sondern nur in gerechterer 
Vertheilung derselben darf die verheissene Reform der 
direkten Steuern bestehen. Dieselbe endlich zu verwirk- 
lichen, muss die nächste Aufgabe der Gesetzgebung auf 
diesem wichtigen Gebiete bleiben. 

Dem weiteren Ausbau und der bessernden Entwicke- 
lung der neuen Selbstverwaltungs-Ordnungen bleibt 
unsere volle Aufmerksamkeit zugewendet. Berechtigte 
Eigentümlichkeiten und lieb gewordene Einrichtungen der 
einzelnen Landestheile sollen dabei schonender als seither 
gewahrt werden. Daneben muss dann die Bevölkerung 
auch ihrerseits Alles aufbieten, dass die Organe der 
Selbstverwaltung in Gemeinde, Kreis und Provinz nicht 
bureaukratisch ausarten, sondern im Geist der neuen 
Ordnung wahrhaft erspriesslich für die Interessen der 
kleinsten wie der grösseren Verbände wirken. 

Wohl kann und soll der Staat auch auf dem materiellen 
Gebiete nicht Alles. Die Umkehr von den Wegen des 
falschen Liberalismus aber auf allen Gebieten des öffent- 
lichen Lebens zu den ewig gültigen und stets bewährten 
Grundsätzen der wahren Freiheit, der Wahrheit und des 
Rechtes wird auch das wirtschaftliche Gedeihen der ver- 
schiedenen Gesellschaftsklassen gleichmässig heben, wider- 
streitende Interressen thunlichst ausgleichen, die Schwachen 
und Bedrängten im Kampfe um das Dasein schirmen und 
unvermeidliche Missstände mildern. In diesem Sinne 
soll der Staat Preussen nicht nur im eigenen 



Digitized by Google 



A. Neue programmatische Kundgebungen. 1888—1892. 65 



HauseSegen schaffen, sondern auch auf die Reichs- 
gesetzgebung mit seinem ganzen Einfluss wirken. 

Die tiefgreifende Bedeutung der bevorstehenden 
Wahlen liegt hiernach zu Tage. Ein neuer Herrscher er- 
wartet in dem neuen Parlament den unverfälschten Aus- 
druck der politischen Anschauungen seines treuen Volkes. 
Erscheinen wir deswegen Alle am Wahltische, wählen wir 
schon zu Wahlmännern nur solche völlig unabhängige 
Männer, die ohne Furcht und Tadel ihres Amtes walten 
mögen; geben wir endlich durch sie nur denen unsere 
Stimmen, welche für alle unsere Forderungen treu, aus- 
dauernd und unerschrocken einzutreten die vollste Bürg- 
schaft bieten! 

b) Aufruf für die Reichstagswahlen. Januar 1890. 

Die Neuwahlen für den deutschen Reichstag sind auf 
den 20. Februar d. Js. ausgeschrieben. 

Zum ersten Male erfolgen dieselben auf die Dauer von 
fünf Jahren ; sie sind deshalb von erhöhter Wichtigkeit und 
stellen somit an die Wähler die gebieterische For- 
derung, Mann für Mann an der Wahlurne zu er- 
scheinen. 

Noch immer sind die Bedingungen nicht erfüllt, 
welche wir in jeder Wahlperiode als unerlässlich be- 
zeichnet haben, wenn dem Volke die Religion erhalten, 
wenn christlich-gläubige Gesinnung geweckt und gefördert 
werden soll und zur Richtschnur erhoben im Unterricht, 
Erziehung, Bildung und Wissenschaft, in der Gesetzgebung 
und im öffentlichen Leben. Wir fordern deshalb immer 
von Neuem, dass der Kirche, im Deutschen Reiche wie 
in den Schutzgebieten, volle Freiheit der Bewegung ge- 
stattet und Alles beseitigt werde, was die Selbständigkeit 
und die Rechte der Kirche beeinträchtigt, was die segens- 
reiche Wirksamkeit aller ihrer Genossenschaften und das 
in der Verfassung gewährleistete Heimathsrecht der Reichs- 
angehörigen verletzt. 

Wir erkennen zugleich in der unbehinderten Thätig- 
keit der Kirche und ihrer Organe, sowie der dadurch zu 
erhoffenden Kräftigung des christlichen Geistes in den 
Kreisen der Arbeitgeber und Arbeiter, das wirksamste 
Mittel zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Besttebungen 
der Socialdemokratie, — ein Mittel, wirksamer als alle 
Ausnahmegesetze. 

Salomon, Parteiprogramme. II. 5 



Digitized by LaOOQle 



66 IH. Das deutsche Parteiwesen von 1888—1900. 

Unter steter Wahrung des verfassungsmässigen för- 
. derativen Grundcharakters des Deutschen Reiches werden 
wir unsere freudige Mitwirkung zur weiteren Ausbildung 
aller jener Maassregeln nicht versagen, welche die Ver- 
besserung der Lage der arbeitenden Bevölkerung zum 
Zwecke haben. 

Unentwegt beharren wir in dem Bestreben, dass die 
im Reichstage zu Theil schon wiederholt zur Annahme 
gelangten Arbeiterschutz-Gesetze, insbesondere die Ge- 
setze über die Ruhe und die Heiligung des Sonntags, 
sowie über die Beschränkung der Frauen- und Kinderarbeit, 
zur Geltung gebracht werden. 

In dem ernsten Interessenkampfe, welcher vielfach 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern entbrannt ist, 
werden wir gern alle Maassregeln unterstützen, welche 
einen Ausgleich der beiderseitigen berechtigten Interessen 
herbeizuführen, und das sich gegenseitig bedingende Wohl 
der Arbeitgeber und der Arbeiter zu fördern geeignet sind. 

Die Bemühungen, den so wichtigen Handwerkerstand 
zu heben, seinen berechtigten Klagen Abhülfe zu schaffen, 
werden wir in bisheriger Weise eifrigst fortsetzen. 

Die wirtschaftliche Lage der Reiches hat sich in 
den Bahnen, welche wesentlich auf unsere Anregung und 
unter unserer Mitwirkung eingeschlagen worden sind, 
besser gestaltet. Wir werden aber darüber zu wachen 
haben, dass die Vortheile der neuen Wirtschaftspolitik 
nicht ungebührlich ausgenutzt werden, dass eine Ver- 
mehrung der Steuern und Lasten verhindert und Härten 
in der Besteuerung möglichst beseitigt werden. 

Wir werden auf allen Gebieten nachdrücklichst auf 
die grösste Sparsamkeit dringen, wenn wir selbstver- 
ständlich auch gewillt sind, heute wie immer, für die Ehre, 
die Würde und die volle Wehrhafiigkeit des Deutschen 
Reiches einzutreten. 

An den Grundlagen der Verfassung, insbesondere an 
den für die bürgerliche Freiheit bestehenden Garantien, 
werden wir unbeugsam festhalten. 

31. Programm der sozialdemokratischen Partei, beschlossen 
auf dem Parteitage zu Erfurt 1891. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

Die ökonomische Entwicklung der bürgerlichen Ge- 
sellschaft führt mit Naturnothwendigkeit zum Untergang 
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des Kleinbetriebes, dessen Grundlage das Privateigenthum 
des Arbeiters an seinen Produktionsmittel bildet. Sie trennt 
den Arbeiter von seinen Produktionsmitteln und ver- 
wandelt ihn in einen besitzlosen Proletarier, indess die 
Produktionsmittel das Monopol einer verhältnissmässig 
kleinen Zahl von Kapitalisten und Grossgrundbesitzern 
werden. 

Hand in Hand mit dieser Monopolisirung der Pro- 
duktionsmittel geht die Verdrängung der zersplitterten 
Kleinbetriebe durch kolossale Grossbetriebe, geht die 
Entwickelung des Werkzeuges zur Maschine, geht ein 
riesenhaftes Wachsthum der Produktivität der menschlichen 
Arbeit. Aber alle Vortheile dieser Umwandlung werden 
von den Kapitalisten und Grossgrundbesitzern monopolisiert. 
Für das Proletariat und die versinkenden Mittelschichten 
— Kleinbürger, Bauern — bedeutet sie wachsende Zu- 
nahme der Unsicherheit ihrer Existenz, des Elends, des 
Drucks, der Knechtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung. 

Immer grösser wird die Zahl der Proletarier, immer 
massenhafter die Armee der überschüssigen Arbeiter, 
immer schroffer der Gegensatz zwischen Ausbeutern und 
Ausgebeuteten, immer erbitterter der Klassenkampf zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat, der die moderne Gesellschaft 
in zwei feindliche Heerlager trennt und das gemeinsame 
Merkmal aller Industrieländer ist. 

Der Abgrund zwischen Besitzenden und Besitzlosen 
wird noch erweitert durch die im Wesen der kapitalistischen 
Produktionsweise begründeten Krisen, die immer umfang- 
reicher und verheerender werden, die allgemeine Unsicher- 
heit zum Normalzustand der Gesellschaft erheben und den 
Beweis liefern, dass die Produktivkräfte der heutigen Ge- 
sellschaft über den Kopf gewachsen sind, dass das Privat- 
eigenthum an Produktionsmitteln unvereinbar geworden 
ist mit deren zweckentsprechender Anwendung und voller 
Entwickelung. 

Das Privateigenthum an Produktionsmitteln, welches 
ehedem das Mittel war, dem Produzenten das Eigenthum an 
seinem Produkt zu sichern, ist heute zum Mittel geworden, 
Bauern, Handwerker und Kleinhändler zu expropriiren und 
die Nichtarbeiter — Kapitalisten, Grossgrundbesitzer — 
in den Besitz des Produkts der Arbeiter zu setzen. Nur 
die Verwandlung des kapitalistischen Privateigenthums an 
Produktionsmitteln — Grund und Boden, Gruben und 
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Bergwerke, Rohstoffe, Werkzeuge, Maschinen, Verkehrs- 
mittel — in gesellschaftliches Eigenthum, und die Um- 
wandlung der Waarenproduktion in sozialistische, für und 
durch die Gesellschaft betriebene Produktion kann es be- 
wirken, dass der Grossbetrieb und die stets wachsende 
Ertragsfähigkeit der gesellschaftlichen Arbeit für die bis- 
her ausgebeuteten Klassen aus einer Quelle des Elends 
und der Unterdrückung zu einer Quelle der höchsten 
. Wohlfahrt und allseitiger, harmonischer Vervollkommnung 
werde. 

Diese gesellschaftliche Umwandlung bedeutet die Be- 
freiung nicht blos des Proletariats, sondern des gesammten 
Menschengeschlechts, das unter den heutigen Zuständen 
leidet. Aber sie kann nur das Werk der Arbeiterklasse 
sein, weil alle anderen Klassen, trotz der Interessen- 
streitigkeiten unter sich, auf dem Boden des Privateigen- 
thums an Produktionsmitteln stehen und die Erhaltung der 
Grundlagen der heutigen Gesellschaft zum gemeinsamen 
Ziel haben. 

Der Kampf der Arbeiterklassen gegen die kapitalistische 
Ausbeutung ist nothwendiger Weise ein politischer Kampf. 
Die Arbeiterklasse kann ihre ökonomischen Kämpfe nicht 
führen und ihre ökonomische Organisation nicht entwickeln 
ohne politische Rechte. Sie kann den Uebergang der 
Produktionsmittel in den Besitz der Gesammtheit nicht be- 
wirken, ohne in den Besitz der politischen Macht gekommen 
zu sein. 

Diesen Kampf der Arbeiterklasse zu einem bewussten 
und einheitlichen zu gestalten und ihm sein naturnoth- 
wendiges Ziel zu weisen — das ist die Aufgabe der 
Sozialdemokratischen Partei. 

Die Interessen der Arbeiterklasse sind in allen Ländern 
mit kapitalistischer Produktionsweise die gleichen. Mit 
der Ausdehnung des Weltverkehrs und der Produktion 
für den Weltmarkt wird die Lage der Arbeiter eines jeden 
Landes immer abhängiger von der Lage der Arbeiter in 
den andern Ländern. Die Befreiung der Arbeiterklasse 
ist also ein Werk, an dem die Arbeiter aller Kulturländer 
gleichmässig betheiligt sind. In dieser Erkenntniss fühlt 
und erklärt die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
sich eins mit den klassenbewussten Arbeitern aller übrigen 
Länder. 

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands kämpft 
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also nicht für neue Klassenprivilegien und Vorrechte, 
sondern für die Abschaffung der Klassenherrschaft und 
der Klassen selbst und für gleiche Rechte und gleiche 
Pflichten Aller ohne Unterschied des Geschlechts und der 
Abstammung. Von diesen Anschauungen ausgehend be- 
kämpft sie in der heutigen Gesellschaft nicht blos die 
Ausbeutung und Unterdrückung der Lohnarbeiter, sondern 
jede Art der Ausbeutung und Unterdrückung, richte sie 
sich gegen eine Klasse, eine Partei, ein Geschlecht oder 
eine Rasse. 

Ausgehend von diesen Grundsätzen fordert die Sozial- 
demokratische Partei Deutschlands zunächst: 

1. Allgemeines gleiches direktes Wahl- und Stimm- 
recht mit geheimer Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten 
Reichsangehörigen ohne Unterschied des Geschlechts für 
alle Wahlen und Abstimmungen. Proportional-Wahlsystem ; 
und bis zu dessen Einführung gesetzliche Neueintheilung 
der Wahlkreise nach jeder Volkszählung. Zweijährige 
Gesetzgebungsperioden. Vornahme der Wahlen und Ab- 
stimmungen an einem gesetzlichen Ruhetage. Entschädigung 
für die gewählten Vertreter. Aufhebung jeder Beschränkung 
politischer Rechte ausser im Falle der Entmündigung. 

2. Direkte Gesetzgebung durch das Volk vermittelst 
des Vorschlags- und Verwerfungsrechts. Selbstbestimmung 
und Selbstverwaltung des Volks in Reich, Staat, Provinz 
und Gemeinde. Wahl der Behörden durch das Volk, Ver- 
antwortlichkeit und Haftbarkeit derselben. Jährliche Steuer- 
bewilligung. 

3. Erziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit. Volks- 
wehr an Stelle der stehenden Heere. Entscheidung über 
Krieg und Frieden durch die Volksvertretung. Schlichtung 
aller internationalen Streitigkeiten auf schiedsgerichtlichem 
Wege. 

4. Abschaffung aller Gesetze, welche die freie 
Meinungsäusserung und das Recht der Vereinigung und 
Versammlung einschränken oder unterdrücken. 

5. Abschaffung aller Gesetze, welche die Frau in 
öffentlich- und privatrechtlicher Beziehung gegenüber dem 
Manne benachteiligen. 

6. Erklärung der Religion zur Privatsache. Ab- 
schaffung aller Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln zu 
kirchlichen und religiösen Zwecken. Die kirchlichen und 
religiösen Gemeinschaften sind als private Vereinigungen 
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zu betrachten, welche ihre Angelegenheiten vollkommen 
selbständig ordnen. 

7. Weltlichkeit der Schule. Obligatorischer Besuch 
der öffentlichen Volksschulen. Unentgeltlichkeit des Unter- 
richts, der Lehrmittel und der Verpflegung in den öffent- 
lichen Volksschulen, sowie in den höheren Bildungsanstalten 
für diejenigen Schüler und Schülerinnen, die kraft ihrer 
Fähigkeiten zur weiteren Ausbildung geeignet erachtet 
werden. 

8. Unentgeltlichkeit der Rechtspflege und des Rechts- 
beistands. Rechtsprechung durch vom Volk gewählte 
Richter. Berufung in Strafsachen. Entschädigung un- 
schuldig Angeklagter, Verhafteter und Verurtheilter. Ab- 
schaffung der Todesstrafe. 

9. Unentgeltlichkeit der ärztlichen Hülfeleistung ein- 
schliesslich der Geburtshülfe und der Heilmittel, Unent- 
geltlichkeit der Todtenbestattung. 

10. Stufen weis steigende Einkommen- und Vermögens- 
steuer zur Bestreitung aller öffentlichen Ausgaben, soweit 
diese durch Steuern zu decken sind. Selbsteinschätzungs- 
pflicht. Erbschaftssteuer, stufenweise steigend nach Um- 
fang des Erbguts und nach dem Grade der Verwandtschaft. 
Abschaffung aller indirekten Steuern, Zölle und sonstigen 
wirthschaftspolitischen Massnahmen, welche die Interessen 
der Allgemeinheit den Interessen einer bevorzugten Minder- 
heit opfern. 

Zum Schutze der Arbeiterklasse fordert die Sozial- 
demokratische Partei Deutschlands zunächst: 

1 . Eine wirksame nationale und internationale Arbeiter- 
schutzgesetzgebung auf folgender Grundlage: 

a) Festsetzung eines höchstens acht Stunden betragen- 
den Normal-Arbeitstags. 

b) Verbot der Erwerbsarbeit für Kinder unter vier- 
zehn Jahren. 

c) Verbot der Nachtarbeit, ausser für solche Indus' rie- 
zweige, die ihrer Natur nach, aus technischen 
Gründen oder aus Gründen der öffentlichen Wohl- 
fahrt Nachtarbeit erheischen. 

d) Eine ununterbrochene Ruhepause von mindestens 
36 Stunden in jeder Woche für jeden Arbeiter. 

e) Verbot des Trucksystems. 

2. Ueberwachung aller gewerblichen Betriebe, Er- 
forschung und Regelung der Arbeitsverhältnisse in Stadt 
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und Land durch ein Reichs-Arbeitsamt, Bezirks-Arbeits- 
ämter und Arbeitskammern. Durchgreifende gewerbliche 
Hygiene. 

3. Rechtliche Gleichstellung der landwirtschaftlichen 
Arbeiter und der Dienstboten mit den gewerblichen 
Arbeitern; Beseitigung der Gesindeordnungen. 

4. Sicherstellung des Koalitionsrechts. 

5. Uebernahme der gesammten Arbeiterversicherung 
durch das Reich mit massgebender Mitwirkung der Arbeiter 
an der Verwaltung. 

32. Neues Programm der Deutschen Konservativen Partei. 
8. Dezember 1802. (Tivoli-Programm.) 

Aüs: Konservatives Handbuch. Dritte Auflage. Berlin. 

1898. S. 318 ff. 

Die Deutsche Konservative Partei hält es für ge- 
boten, in Anlehnung an die bewährten Grundsätze, welche 
in ihrem Programm von 1876 ausgesprochen sind, zu den 
wesentlichen Aufgaben der Gegenwart in nachstehendem 
Programm Stellung zu nehmen. 

1. Wir wollen die Erhaltung und Kräftigung der christ- 
lichen Lebensanschauung in Volk und Staat und erachten 
ihre praktische Betätigung in der Gesetzgebung für die 
unerlässliche Grundlage jeder gesunden Entwicklung. 

Staat und Kirche sind von Gott verordnete Ein- 
richtungen; ein Zusammenwirken beider ist die not- 
wendige Vorbedingung zur Gesundung unseres Volks- 
lebens. 

Wir erkennen einerseits dem Staate das Recht zu, 
kraft seiner Souveränität, sein Verhältniss zur Kirche zu 
ordnen, andererseits wollen wir keinen Gewissenszwang 
und deshalb kein Uebergreifen der staatlichen Gesetz- 
gebung auf das Gebiet des inneren kirchlichen Lebens. In 
diesem Sinne werden wir auch für das gute Recht der 
evangelischen Kirche auf selbstständige Regelung ihrer 
inneren Einrichtungen eintreten. 

Die konfessionelle christliche Volksschule erachten 
wir für die Grundlage der Volkserziehung und für die 
wichtigste Bürgschaft gegen die zunehmende Verwilderung 
der Massen und die fortschreitende Auflösung aller gesell- 
schaftlichen Bande. 

Wir bekämpfen den vielfach sich vordrängenden und 
zersetzenden jüdischen Einfluss auf unser Volksleben. 
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Wir verlangen für das christliche Volk eine christliche 
Obrigkeit und christliche Lehrer für christliche Schüler. 

2. Wir wollen die für unser Vaterland gewonnene 
Einheit auf dem Boden der Reichsverfassung in nationalem 
Sinne stärken und ausbauen. Wir wollen, dass innerhalb 
dieser Einheit die berechtigte Selbstständigkeit und Eigen- 
art der einzelnen Staaten und Stämme gewahrt werde. 

Wir wollen in Provinz, Kreis und Gemeinde eine 
Selbstverwaltung erhalten, gegründet nicht auf das allge- 
meine Wahlrecht, sondern auf die natürlichen Gruppen und 
organischen Gliederungen des Volkes. 

3. Wir wollen die Monarchie von Gottes Gnaden un- 
angetastet erhalten wissen und bekämpfen, bei gesetzlich 
gesicherter bürgerlicher Freiheit für alle und bei wirksamer 
Betheiligung der Nation an der Gesetzgebung, jeden Ver- 
such, die Monarchie zu Gunsten eines parlamentarischen 
Regimentes zu beschränken. 

4. Wir können nur eine solche Weiterbildung unseres 
öffentlichen und privaten Rechtes als segensreich aner- 
kennen, welche, auf den realen und geschichtlich ge- 
gebenen Grundlagen fussend, den Bedürfnissen der Gegen- 
wart gerecht wird und damit die Stetigkeit unserer ge- 
sammten politischen, sozialen und geistigen Entwicklung 
sichert. 

Wir erwarten, dass das neue bürgerliche Gesetzbuch 
von deutsch-nationalem Rechtsbewusstsein getragen werde. 

5. Für die gebotene Sparsamkeit bei allen öffent- 
lichen Ausgaben in Reich und Staat treten wir für ein zur 
Erhaltung der wirtschaftlichen Wohlfahrt und der Steuer- 
kraft des Volkes. 

6. Wir sehen in der vollen Wehrkraft des deutschen 
Volkes eine unerlässliche Bedingung für die Machtstellung 
der Nation und für die Erhaltung des Friedens. 

7. Die massvolle Fortführung einer zielbewussten 
Kolonialpolitik unter dem Schutze des Reiches werden wir 
unterstützen. 

8. Wir stehen auf dem Boden der Allerhöchsten Bot- 
schaft vom 17. November 1881 , welche die Grundsätze 
des praktischen Christenthums in der Gesetzgebung zur 
Geltung bringt. 

Die auf Grund dieser Botschaft erlassenen Gesetze 
betreffend die Einrichtung von Krankenkassen, die Ver- 
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Sicherung gegen Unfall und die Invaliditäts- und Alters- 
versicherung bedürfen der Vereinfachung. 

Wie wir für die Besserung der Lage der Arbeiter, 
unter erheblicher Belastung der Arbeitgeber, eingetreten 
sind, so halten wir nach wie vor die Stärkung des Mittel- 
standes in Stadt und Land und die Beseitigung der Bevor- 
zugungen des grossen Geldkapitals für die dringendsten 
Aufgaben der Sozialpolitik. 

Wir fordern ein wirksames Einschreiten der Staats- 
gewalt gegen jede gemeinschädliche Erwerbsthätigkeit und 
gegen die undeutsche Verletzung von Treu und Glauben 
im Geschäftsverkehr. 

9. Wir erstreben eine Gestaltung des Erb- und Fa- 
milienrechtes, welche die Erhaltung eines kräftigen Bauern- 
standes gewährleistet. 

Die Einführung einer zweckentsprechenden Heim- 
stätten-Gesetzgebung für den kleineren Grundbesitz und 
die Ueberführung der auf dem Grundbesitz lastenden 
Hypotheken-Verschuldung in zu amortisirende Rentenschuld 
erachten wir als wünschenswerth. 

10. Für die Landwirtschaft, welche unter der Un- 
gunst des Weltmarktes, der internationalen Währungsver- 
hältnisse und der inneren wirtschaftlichen En t Wickelung 
leidet, ist der bestehende Zollschutz aufrecht zu erhalten, 
im weiteren aber ein ausreichender Zollschutz für die 
Zukunft anzubahnen; auch ist für die Umgestaltung der 
Gesetzgebung, betreffend den Unterstützungswohnsitz im 
Sinne ausgleichender Gerechtigkeit, Sorge zu tragen. 

11. Für die Industrie ist der durch die Konkurrenz 
des Auslandes bedingte Zollschutz aufrecht zu erhalten und, 
wo nöthig, zu verstärken. 

12. Für das Handwerk erscheint vornehmlich die 
Einführung des Befähigungsnachweises, die Stärkung der 
Innungen und Innungsverbände, die Begründung und 
Förderung genossenschaftlicher Vereinigungen geboten. 
Redlicher Handel und Gewerbebetrieb ist zu schützen 
durch Beschränkung und Beaufsichtigung des Hausir- 
handels und der Abzahlungsgeschäfte, sowie durch die 
Beseitigung der Wanderlager und der Wanderauktionen. 

13. Die Börsengeschäfte sind durch eine Börsen- 
ordnung wirksamer staatlicher Aufsicht zu unterstellen; 
insbesondere ist dem Missbrauch des Zeitgeschäftes als Spiel- 
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geschält, namentlich in den für die Volksernährung wich- 
tigen Artikeln, entgegen zu treten. 

14. Diejenigen Anhänger der Sozialdemokratie und 
des Anarchismus, deren vaterlandslose und auf den Um- 
sturz gerichtete Bestrebungen weite Kreise unseres Volkes 
gefährden, sind als Feinde der staatlichen Ordnung zu 
bekämpfen. 

15. Einer gewissenlosen Presse, welche durch ihre 
Erzeugnisse Staat, Kirche und Gesellschaft untergräbt, ist 
nachdrücklich entgegenzutreten. 

Hochhaltung von Christenthum, Monarchie und Vater- 
land, Schutz und Förderung jeder redlichen Arbeit, 
Wahrung berechtigter Autorität, das sind die obersten 
Grundsätze, welche die Deutsche Konservative Partei auf 
ihre Fahne geschrieben hat. 



B. Neue Parteibildungen und Verbände. 1890-1896. 

33. Programm der Oberhessischen antisemitischen Partei. 
Nach den Beschlüssen des Erfurter Parteitages. 

6. n. 7. Juli 1890. 

Aus: Braun S. 27. 

1. Die antisemitische Partei steht treu zu Kaiser und 
Reich, Fürst und Vateiland. Sie erstrebt zunächst die 
Aufhebung der Judenemanzipation auf gesetzlichem Wege, 
Stellung der Juden unter Fremdengesetze und Schaffung 
einer gesunden sozialen Gesetzgebung. 

2. Dieselbe tritt ein für die Erhaltung der nationalen 
Wehrkraft, beruhend auf dem germanischen Grundsatze 
der allgemeinen Wehrpflicht, und ist bereit, die erforder- 
lichen Opfer zu bringen, welche für den Schutz und die 
Verteidigung unseres Vaterlandes nothwendig sind. 

3. Weise Sparsamkeit im Staatshaushalt ist im Inter- 
esse der Wohlfahrt und Unabhängigkeit des Reiches ge- 
boten. 

4. Die Aufbringung der für den Staat erforderlichen 
Mittel soll unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Lage der unteren Volksklassen und unter stärkerer Heran- 
ziehung des Grosskapitals erfolgen. Insbesondere tritt die 
Partei ein: 

a) für Einführung einer progressiven Einkommen-, 
Kapitalrenten- und Erbschaftssteuer unter Schaffung 



B. Neue Parteibildungen und Verbände. 1890—1896. 75 



geeigneter Schutzmassregeln gegen falsche Ein- 
kommendeklaration und Vermögensangabe. 

b) für rationelle Neugestaltung der Börsensteuer, sowie 
für eine Emissions- und Kouponsteuer auf auslän- 
dische Werthe. 

c) für Ausdehnung der indirekten Steuer auf die vom 
Auslande eingeführten Gegenstände des Luxus und 
der feineren Genüsse. 

5. Internationale Regelung des Börsenwesens, be- 
sonders Verbot der den Frieden gefährdenden Spekulation, 
sowie des Terminhandels mit Lebensbedürfnissen des 
Volkes. 

6. Errichtung einer wirklich nationalen Reichsbank 
zur Unterstützung und Befruchtung der dem Handwerker, 
der Landwirtschaft und dem Kleingewerbe dienenden In- 
stitute und Abschaffung der Banknotenprivilegien für Privat- 
banken. 

7. Schutz der Landwirtschaft gegen ausländische Kon- 
kurrenz, gegen Wucher und Güterschlächterei, Heimstätten- 
gesetze, Ermässigung aller die Landwirtschaft berührenden 
Stempel und Abgaben. 

8. Hebung des Handwerks durch Beseitigung der 
zügellosen Gewerbefreiheit, sowie der Konkurrenz der 
Zuchthausarbeit, Einführung kürzerer Verjährungsfristen, 
Erweiterung der Rechte und Förderung der Handwerker- 
organisation. 

9. Der ehrliche Geschäftsverkehr ist gegen die un- 
reelle Konkurrenz zu schützen durch Revision der Konkurs- 
ordnung, durch weitere Beschränkung des Hausirhandels, 
durch Verbot der Abzahlungsbazare, der Schwindelaus- 
verkäufe und Wanderlager, sowie des Reklameunwesens usw. 

10. Die soziale Lage der Arbeiter ist zu bessern 
durch eine Arbeiterschutzgesetzgebung auf Grundlage inter- 
nationaler Vereinbarungen, durch Einführung eines Maximal- 
arbeitstages nach Massgabe der einzelnen Betriebe, durch 
gesetzliche Beschränkung der Sonntagsarbeit auf das ge- 
ringste Mass, durch Vermehrung der Fabrikinspektoren, 
durch bessere Kontrole der Hausindustrie, sowie durch 
thunlichste Beseitigung der Frauen- und Kinderarbeit. 

11. Bezüglich der Lage der Subaltern- und Unter- 
beamten sind genaue Erhebungen durch parlamentarische 
Kommissionen zu veranstalten und denjenigen Beamten- 



Digitized by Google 



76 Hl. Das deutsche Parteiwesen von 1888—1900. 

klassen, deren Lage der Aufbesserung bedürftig ist, solche 
ohne Verzug zu gewähren. 

12. Reform der gesammten Justizgesetzgebung, ein- 
schliesslich des bürgerlichen Gesetzbuches, unter Zu- 
grundelegung deutscher Rechtsgrundsätze und thunlichster 
Zurückdrängung römischrechtlicher Anschauungen. Herab- 
minderung der Gerichts- und Anwaltsgebtihren, Beseitigung 
des Anwaltszwanges, Einführung einer neuen Hypotheken- 
und Subhastationsordnung. 

13. Nur christlich -deutsche Männer (nichtjtidischer 
Abkunft) dürfen in gesetzgebende Körperschaften gewählt 
und in Staats- und Gemeindeämter berufen werden. 

14. Jeder Religionsgesellschaft ist freie Ausübung 
ihres Kultus zu gewähren, soweit ihre Gebräuche nicht 
gegen die Staatsgesetze Verstössen oder öffentliches 
Aergerniss erregen. 

15. Förderung einer wahrhaft nationalen Erziehung 
der Jugend. 

16. Erhaltung des allgemeinen, geheimen, direkten 
Wahlrechts, welches auch auf die parlamentarischen 
Körperschaften der Bundesstaaten auszudehnen ist, und 
Gewährung von Diäten an die Reichstagsabgeordneten. 

17. Freiheit in Rede und Schrift, Versammlungs- und 
und Vereinsfreiheit. 

18. Herstellung eines deutschen Staatsbürgerrechts 
zur Verhinderung gemeingefährlicher Einwanderung. 

34. Programm des Bundes der Landwirte vom 

18. Februar 1803. 

Aus: Specht, Die Reichstagswahlen nebst den Programmen 
der Parteien. Berlin 1898. S. 16—17. 

§ 1. Der Bund der Landwirthe umfasst das Gebiet 
des deutschen Reiches und hat seinen Sitz in Berlin. 

§ 2. Der Zweck des Bundes ist: alle landwirt- 
schaftlichen Interessenten ohne Rücksicht auf politische 
Parteistellung und Grösse des Besitzes zur Wahrung des 
der Landwirtschaft gebührenden Einflusses auf die Ge- 
setzgebung zusammenzuschliessen, um der Landwirtschaft 
eine ihrer Bedeutung entsprechende Vertretung in den 
parlamentarischen Körperschaften zu verschaffen. 

§ 3. Dieser Zweck soll erreicht werden: 

1. durch Besprechung und Beschlüsse der Mit- 
glieder in Versammlungen; 
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2. durch Einwirkung auf die Wahlen, damit un- 
abhängige Männer in die Parlamente gewählt 
werden, welche bereit sind, auch die Inter- 
essen der Landwirtschaft gerechterweise 
energisch wahrzunehmen und zu diesem Zwecke 
sofort nach ihrem Eintritt in die gesetz- 
gebende Körperschaft einer wirtschaftlichen 
Vereinigung beizutreten; 

3. durch angemessene Vertretung der landwirth- 
schaftlichen Interessen in der Oeffentlichkeit, 
besonders in der Presse. 

Seine Forderungen sind in einer Resolution nieder- 
gelegt, die am Gründungstage angenommen wurde. Sie 
lautet: 

„Die deutsche Landwirtschaft ist das erste und be- 
deutendste Gewerbe, die festeste Stütze des Reiches und 
der Einzelstaaten. Dieselbe zu schützen und zu kräftigen 
ist unsere erste und ernsteste Aufgabe, weil durch das 
Blühen und Gedeihen der Landwirtschaft die Wohlfahrt 
aller anderen Berufszweige gesichert ist.** 

Wir fordern daher: 

1. Genügenden Zollschutz für die Erzeugnisse der 
Landwirtschaft und deren Nebengewerbe. 

2. Deshalb keinerlei Ermässigung der bestehenden 
Zölle, keine Handelsverträge mit Russland und anderen 
Ländern, welche die Herabsetzung der deutschen land- 
wirtschaftlichen Zölle zur Folge haben, und eine ent- 
sprechende Regelung unseres Verhältnisses zu Amerika. 

3. Schonung der landwirtschaftlichen, besonders der 
bäuerlichen Nebengewerbe in steuerlicher Beziehung. 

4. Absperrung der Vieheinfuhr aus seuchenverdächtigen 
Ländern. 

5. Einführung der Doppelwährung als wirksamsten 
Schutz gegen den Rückgang des Preises der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse. 

6. Gesetzlich geregelte Vertretung der Landwirt- 
schaft durch Bildung von Landwirthschaftskammern. 

7. Anderweitige Regelung der Gesetzgebung über 
den Unterstützungswohnsitz, die Freizügigkeit und den 
Kontraktbruch der Arbeiter. 

8. Revision der Arbeiterschutzgesetzgebung, Beseiti- 
gung des Markenzwanges und Verbilligung der Verwaltung. 
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9. Schärfere staatliche Beaufsichtigung der Produkten- 
börse, um eine willkürliche, Landwirtschaft und Consum 
gleichmässig schädigende Preisbildung zu verhindern. 

10. Ausbildung des privaten und öffentlichen Rechtes, 
auch der Verschuldungsformen des Grundbesitzes und der 
Heimstättengesetzgebung auf Grundlage des deutschen 
Rechtsbewusstseins, damit den Interessen von Grundbesitz 
und Landwirtschaft besser, wie bisher, genügt wird. 

1 1 . Möglichste Entlastung der ländlichen Organe der 
Selbstverwaltung. 

35. Satzungen des Alldeutschen Verbandes. 1894. 

Aus: Grell, Der Alldeutsche Verband, seine Geschichte, seine 
Bestrebungen und Erfolge. S. 8. München 1898. (Flugschriften 
des Alldeutschen Verbandes. Heft 8.) 

1. Belebung des vaterländischen Bewusstseins in der 
Heimat und Bekämpfung aller der nationalen Entwicklung 
entgegengesetzten Richtungen. 

2. Lösung der Bildungs-, Erziehungs- und Schulfragen 
im Sinne des deutschen Volkstums. 

3. Pflege und Unterstützung deutsch - nationaler Be- 
strebungen in allen Ländern, wo Angehörige unseres 
Volkes um die Behauptung ihrer Eigenart zu kämpfen 
haben, und Zusammenfassung aller Deutschen auf der Erde 
für diese Ziele. 

4. Förderung einer tatkräftigen deutschen Interessen- 
politik in Europa und über See, insbesondere auch Fort- 
führung der deutschen Kolonialbewegung zu praktischen 
Ergebnissen. 

36. Grundlinien des nationalsozialen Vereins. Vereinbart 

am 23. November 1896. 

Aus: M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen. 1905. 

S. 67 ff. 

1. Wir stehen auf nationalem Boden, indem wir die 
wirtschaftliche und politische Machtentfaltung der deutschen 
Nation nach aussen für die Voraussetzung aller grösseren 
sozialen Reformen im Innern halten, zugleich aber der 
Überzeugung sind, dass die äussere Macht auf die Dauer 
ohne Nationalsinn einer politisch interessierten Volksmasse 
nicht erhalten werden kann. Wir wünschen darum eine 
Politik der Macht nach aussen und der Reform nach innen. 



Digitized by Google 



B. Neue Parteibildungen und Verbände. 1890—1896. 79 

2. Wir wünschen eine feste und stetige auswärtige 
Politik, die der Ausdehnung deutscher Wirtschaftskraft 
und deutschen Geistes dient. Um sie zu ermöglichen, 
treten wir für die ungeschmälerte Durchführung der all- 
gemeinen Wehrpflicht, für eine angemessene Vermehrung 
der deutschen Kriegsflotte, sowie für Erhaltung und Aus- 
bau unserer Kolonien ein. Im Interesse der vaterländischen 
Macht und Ehre werden wir Missstände in unseren miltä- 
rischen und kolonialen Einrichtungen stets offen be- 
kämpfen. 

3. Wir stehen fest auf dem Boden der deutschen 
Reichsverfassung und wünschen ein kräftiges Zusammen- 
wirken der Monarchie und der Volksvertretung. Wir sind 
für Unantastbarkeit des allgemeinen Wahlrechts zum Reichs- 
tage und für Ausdehnung desselben auf Landtags- und 
Kommunalvertretungen. Wir fordern Verwirklichung der 
politischen und wirtschaftlichen Vereinsfreiheit und unge- 
schmälerte Erhaltung der staatsbürgerlichen Rechte aller 
Staatsbürger. 

4. Wir wollen eine Vergrösserung des Anteils, den 
die Arbeit in ihren verschiedenen Arten und Formen in 
Stadt und Land, bei Männern und Frauen an dem Ge- 
samtertrage der deutschen Volkswirtschaft hat und er- 
warten dieselbe nicht von den Utopien und Dogmen eines 
revolutionären marxistischen Kommunismus, sondern von 
fortgesetzter politischer, gewerkschaftlicher und genossen- 
schaftlicher Arbeit auf Grund der vorhandenen Verhält- 
nisse, deren geschichtliche Umgestaltung wir zu gunsten 
der Arbeit beeinflussen wollen. 

5. Wir erwarten, dass die Vertreter deutscher 
Bildung im Dienste des Gemeinwohles den politischen 
Kampf der deutschen Arbeit gegen die Übermacht vor- 
handener Besitzrechte unterstützen werden, wie wir anderer- 
seits erwarten, dass die Vertreter der deutschen Arbeit 
sich zur Förderung vaterländischer Erziehung, Bildung und 
Kunst bereit finden werden. 

6. Wir sind für die Regelung der Frauenfrage im 
Sinne einer grösseren Sicherheit der persönlichen und 
wirtschaftlichen Stellung der Frau und ihrer Zulassung zu 
solchen Berufen und öffentlich-rechtlichen Stellungen, in 
denen sie die fürsorgende und erziehende Tätigkeit für 
ihr eigenes Geschlecht wirksam entfalten kann. 
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7. Im Mittelpunkte des geistigen und sittlichen Lebens 
unseres Volkes steht uns das Christentum, das nicht zur 
Parteisache gemacht werden darf, sich aber auch im Öffent- 
lichen Leben als Macht des Friedens und der Gemeinschaft- 
lichkeit bewähren soll. 



C. Aus der Parteibewegung 1893—1900. 

37—43. Die Bewegung im liberalen Lager. 

a) Kundgebung der nationalliberalen Partei. 1893. 

Aus: Mittheilungen für die Vertrauensmänner der national- 
liberalen Partei vom 15. Mai 1893. 

Der Reichstag ist aufgelöst wegen der Heeresfrage, 
die das Herz des Volkes stets am tiefsten erregt. In einer 
Zeit, wo Landwirtschaft und Industrie, wo Handel und 
Gewerbe nach Ruhe sich sehnt, wird der Wahlkampf in 
das Reich hineingetragen. 

Der Reichstag ist aufgelöst wie im Jahre 1887, weil 
seine Mehrheit die nothwendige Verstärkung unserer Armee 
nicht bewilligen wollte. Handelte es sich damals um die 
Zeit, für welche die Bewilligung erfolgen sollte, so handelt 
es sich heute um die sehr viel wichtigere Frage nach Mass 
und Höhe der Vermehrung unserer Wehrkraft. 

Wohl ist es zu beklagen, dass bei der Vorbereitung 
der neuen Militärvorlage und ihrer Verteidigung manche 
Fehler gemacht sind. Angriffe auf die Landwehr, hart- 
näckiges Festhalten an allen Einzelheiten der ursprünglichen 
Forderung verdunkelten die hohe Bedeutung der Grund- 
lagen des Reformplanes. Die vorgeschlagenen Mittel zur 
Deckung der finanziellen Erfordernisse riefen zum Theil 
die stärksten Bedenken hervor. 

Schliesslich aber ist in der Sache selbst keine Ver- 
ständigung zwischen der Regierung und den Freunden der 
Vorlage über das nothwendige Mass der Bewilligung er- 
zielt worden 

Das Vaterland steht über der Partei. Um die Macht- 
stellung des deutschen Reiches, um die Erhaltung 
des Friedens handelt es sich, denn die Schärfe des 
deutschen Schwertes ist seine beste, man kann sagen 
alleinige Gewähr. Zur Erreichung dieses Zieles gilt es 
die notwendigen Opfer zu bringen. 
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Und noch ein ernstes Wort! 

Was wird, wenn in dem neuen Reichstage wiederum 
eine Mehrheit sich findet, welche die erforderliche Ver- 
stärkung des Heeres verweigert? Das im Jahre 1887 
beschlossene Militärgesetz läuft am 1. April 1894 ab. Ist 
bis dahin kein neues vereinbart, so fehlt es an klaren 
Bestimmungen der Verfassung, was dann zu geschehen 
hat, so erreichen wir auch die Vorteile des neuen Gesetzes 
nicht. 

Gelingt es in dem Reichstage nicht, eine Verständigung 
herbeizuführen, welche die Machtstellung Deutschlands 
sichert und zugleich der wirtschaftlichen Entwickelung 
unseres Vaterlandes die nöthige Berücksichtigung gewährt, 
so werden die gesetzlichen Grundlagen des deutschen 
Heeres in den Kampf der Parteien herabgezogen und da- 
durch zugleich schwere Gefahren für eine fortschreitende 
gedeihliche Entwickelung im Innern heraufbeschworen. 

Nur auf dem Boden der Verfassung ist eine 
solche denkbar. Wie die nationalliberale Partei an der 
Schaffung der Verfassung entscheidend mitgewirkt, so wird 
sie auch jetzt an ihren Bestimmungen, an den verfassungs- 
mässigen Rechten der Volksvertretung, dem verfassungs- 
mässigen Wahlrechte festhalten. 

Der wachsende Umfang und die steigende Ausdehnung 
der Reichsverwaltungen lässt das Bedürfniss nach Über- 
tragung eigener Verantwortlichkeit an die Leiter der 
wichtigsten Zweige um so mehr als dringlich erscheinen, 
als mit dem Abgange des Fürsten Bismarck eine Summe 
politischer Erfahrung verloren gegangen ist, die durch 
die eigene, an erster verantwortungsvollster Stellung ge 
übte Mitarbeit an der geschichtlichen Entwickelung der 
Institutionen des Reiches gewonnen war. Insbesondere 
muss die selbstständige Vertretung der Finanzen des Reichs 
erstrebt werden. 

Die Ausgaben desselben sind gewaltig gewachsen; 
auch in Zukunft ist ein stärkeres Steigen neben dem Militär- 
wesen namentlich für die Versicherung der Arbeiter nicht 
zu vermeiden, die Schulden sind stark angeschwollen, für 
ihre Tilgung noch keine Vorkehrung getroffen, die bessere 
Regelung der Beamtengehälter muss fortgesetzt werden. 
Den Finanzen ist deshalb ganz besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen, damit die dringend gebotene Sparsamkeit mit 
den Erfordernissen der wirtschaftlichen Entwickelung in 

Salomon, Parteiprogramme. II. 6 
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Einklang gebracht und Störungen des finanziellen Gleich- 
gewichts in den Einzelstaaten durch unvorhergesehene 
Anforderungen des Reiches in Gestalt von Matrikular- 
beiträgen vermieden werden. 

In der auswärtigen Politik wird die nationalliberale 
Partei die rastlosen Bemühungen unseres Kaisers um Auf- 
rechterhaltung des Friedens aus ganzer Kraft unterstützen 
und begrüsst die Fortdauer und Verlängerung des zu diesem 
Zwecke begründeten Dreibundes von ganzem Herzen. Die 
beste Sicherung liegt aber in dem auf der Vollkraft des 
Volkes beruhenden deutschen Heere, welches im Stande 
sein muss, jeden Versuch eines Eingriffs in unsere Ent- 
wickelung und unsere Rechte zu einem aussichtslosen zu 
machen. 

Auch die in fremden Welttheilen erworbenen Be- 
sitzungen und Rechte sind in vollem Umfange zu schützen 
und zu wahren. Es bedarf daher einer kräftigen und be- 
sonnenen Fortführung der Kolonialpolitik, um die hieraus 
zu erwartenden Vortheile für die Erwerbsthätigkeit des 
Volkes zur Reife zu bringen. 

Dem neuen Reichstage wird voraussichtlich die hohe 
Aufgabe zustehen, durch Schaffung eines den heutigen 
Rechtsanschauungen entsprechenden bürgerlichen Ge- 
setzbuches in deutscher Sprache die Einheit des Rechts 
zu vollenden. Auf dem Gebiete der Rechtspflege ist ausser- 
dem Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens, 
Verminderung der Prozesskosten, grössere Sicherung des 
Rechtsschutzes und der gleichmässigen Rechtsprechung, 
Entschädigung der unschuldig Verurtheilten, Reform des 
Konkursrechts und der Gesetzgebung über das geistige 
Eigenthum, besserer Schutz gegen unredlichen Geschäfts- 
betrieb zu verlangen. 

Eine alte Forderung der Partei bildet die Reform 
des Militärstrafverfahrens nach dem Grundsatze der 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit unter Einrichtung ständiger 
Gerichtshöfe. 

Die nationalliberale Partei hat niemals ihre Mitarbeit 
versagt, wenn es galt, durch positive Massnahmen 
unsere wirthschaftlichen Verhältnisse zu bessern, 
wie sie anderseits allen Umsturzversuchen gegen die be- 
stehende Staats- und Gesellschaftsordnung kräftig ent- 
gegengetreten ist. Mit voller Hingebung hat sie das Werk 
der sozialen Reform unterstützt, welches in der Ar- 
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beiterversicherungs- und Arbeiterschutzgesetzgebung seinen 
Ausdruck gefunden. Die so geschaffenen Gesetze und ins 
Leben gerufenen Einrichtungen müssen sich jetzt erst ein- 
leben, um die erwarteten guten Wirkungen in vollem Masse 
zu zeitigen und die Leistungsfähigkeit von Landwirtschaft, 
Gewerbe und Industrie in ihrem Wettbewerbe mit dem Aus- 
lande nicht zu schädigen. Die gesetzgeberische Thätigkeit 
wird sich daher zunächst mehr darauf zu beschränken haben, 
die bessernde Hand an das bereits Geschaffene zu legen 
und die hervortretenden Mängel auf Grund der Erfahrung 
zu berichtigen. Besonders bedarf es der Vereinfachung 
und der Verbilligung der Verwaltung bei den durch die 
Versicherungsgesetzgebung entstandenen Korporationen 
und Behörden. Gelingt dieses, so werden die wohlthätigen 
Wirkungen derauf der Kaiserbotschaft von 1881 beruhenden 
Gesetzgebung auch den betheiligten Kreisen der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer in immer glänzenderem Lichte 
erscheinen. 

Die wirtschaftliche Lage der Arbeiter wird stets eine 
der Hauptgegenstände der einsichtigen Fürsorge für Gesetz- 
gebung und Verwaltung im Reiche sein, nicht minder ein- 
gehende Berücksichtigung und sorgfältige Forderung aber 
erheischen die Interessen des Mittelstandes in Stadt 
und Land. Wird durch Gesetz auch niemals ein Zustand 
sich erreichen lassen, der jeden Einzelnen wirtschaftliches 
Wohlergehen gewährleistet, muss vielmehr Selbsthilfe und 
Pflege des Genossenschaftswesens hier stets die Hauptsache 
leisten, so bleibt doch für Gesetzgebung und Verwaltung 
ein weites Gebiet, auf dem diesem festen Kerne der Nation 
Unterstützung gewährt werden kann. Die nationalliberale 
Partei hat es und wird es auch ferner im Reichstage und 
in den Landtagen zu Förderung dieser Ziele nicht an sich 
fehlen lassen. 

Die Landwirthschaft in Deutschland befindet sich 
vielfach in einer wahrhaft beklagenswerthen Lage und wird 
durch die auswärtige Konkurrenz schwer bedrückt. Die 
Höhe der Getreidezölle durch die abgeschlossenen Handels- 
verträge ist für die nächsten elf Jahre der Erörterung ent- 
zogen. Die Erhaltung einer gesunden Landwirthschaft, 
vorzüglich eines tüchtigen und leistungsfähigen Bauern- 
standes muss aber stets als eine der Hauptaufgaben einer 
gesunden Wirtschafts- und Sozialpolitik anerkannt werden. 

Schwer zu kämpfen hat auch der kleinere und mitt- 

6* 
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lere Gewerbestand. Seine Klagen über Missstände im 
Hausirhandel, im Geschäftsbetriebe der Detailreisenden, der 
Wanderlager und Abzahlungsgeschäfte, über den Wettbewerb 
der Gefängnisarbeit, über unbillige Begünstigung der Kon- 
sumvereine und Grossbazare sind in weitem Umfange be- 
gründet. Ein Mittel zur Kräftigung dieser unentbehrlichen 
Volksschicht ist in der Errichtung von Handwerker- und 
Gewerbekammern zu erblicken, welche den Betheiligten 
Gelegenheit geben, im geordneten Zusammenwirken mit 
den staatlichen Organen ihre Wünsche zur Geltung zu 
bringen. Indessen auch Gesetzgebung und Verwaltung 
sind hier zur Beseitigung schädlicher Auswüchse be- 
rufen. Die nationalliberale Partei wird unter Wahrung des 
Grundsatzes der Gewerbefreiheit die dahin gehenden Be- 
strebungen gern und kräftig unterstützen. Wucherische 
Ausbeutung, gewinnsüchtige Güterschlächterei, unlauteres 
Geschäftsgebahren , Auswüchse des Differenzspiels und 
Terminhandels an der Börse sind mit gesetzlichen Mitteln 
zu bekämpfen und an Jedem ohne Unterschied der Religion 
und der Abstammung zu ahnden. 

An dem durch Verfassung und Gesetz anerkannten libe- 
ralen Grundsatz der Gleichheit aller Staatsbürger in 
Bezug auf ihre staatlichen Rechte als einer Forderung der 
Humanität und der Gesittung des Zeitalters hält die Partei 
unerschütterlich fest und weist den Antisemitismus mit 
seiner masslosen Leidenschaftlichkeit und seinen vielfach 
unwahren Behauptungen auf das Entschiedenste von sich ab. 

In den mehr und mehr hervortretenden Versuchen, 
die einzelnen Schichten des Volkes, wie sie nach Be- 
schäftigung und Beruf, nach Glauben und Abstammung, 
nach Geburt und Besitz, nach Anschauung und Ueber- 
zeugung gegliedert sind, auseinander zu reissen und gegen 
einander zu hetzen, erblickt sie überhaupt eine Gefahr für 
das Gedeihen der ganzen Nation. Gewiss hat jedes vor- 
handene Interesse das Recht, sich geltend zu machen aber 
stets nur mit Rücksicht auf das Gemeinwohl. Nicht 
in der Niederkämpfung der entgegenstehenden Interessen, 
sondern in der Ausgleichung ist das richtige Ziel zu er- 
blicken, welches der wahre Vaterlandsfreund erstreben 
soll. Landwirthe und Kaufleute, Handwerker und Fabri- 
kanten, Arbeiter und Kapitalisten, Konsumenten und Pro- 
duzenten, Freihändler und Schutzzöllner sind Bürger eines 
Staates, Glieder eines Volkes. Das Wohl und Wehe des 
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Einen ist auch das des Andern, das wollen wir nie ver- 
gessen. 

Durch die Verhetzung der verschiedenen Volksgruppen 
untereinander ist der Einfluss des besonnenen Libe- 
ralismus in Stadt und Land in beklagenswerter Weise 
zurückgedrängt. Die entscheidende Rolle in den gesetz- 
gebenden Körperschaften spielt in Folge dessen eine Partei, 
die sich in allen Schritten von der einen Rücksicht leiten 
lässt, die Herrschaft einer undeutschen Hierarchie zu stärken 
oder auszubreiten. Der Ultramontanismus drängt die 
Regierungen zu schädlicher Nachgiebigkeit. 

Unsere Partei hat überall auf das kräftigste Wider- 
stand geleistet, wo die innere Entwickelung diese Rich- 
tungen einschlug: sie beklagt die Zugeständnisse, welche 
den Polen und Ultramontanen gemacht sind. Die ganze 
Vergangenheit unserer Partei bürgt dafür, dass sie auch 
in Zukunft die beste Vorkämpferin zur Abwehr aller 
solchen Bestrebungen und Vorschläge sein wird. Die 
Rückkehr des Jesuitenordens, dieses geschworenen 
Feindes aller Andersdenkenden, Abänderungen der Schul- 
gesetzgebung, um die Bildung des Volkes im einseitig 
hierarchischen Sinne zu leiten, werden die Zustimmung der 
nationalliberalen Partei nie finden. 

Die sicherste Gewähr gegen solche Gefahren für 
unser ganzes Volksleben aber kann nur das Volk selbst 
schaffen durch die Wahl seiner Vertreter. Sache des 
Volkes ist es, dafür zu sorgen, dass die Gesetzgebung 
nicht durch Handel mit Parteien beeinflusst wird, deren 
letzte Ziele keine wahrhaft deutschen sind. 

Wer die Geschichte der letzten Jahrzehnte mit Auf- 
merksamkeit verfolgt hat, wird darüber nicht im Zweifel 
sein, dass diese Gefahr am besten vermieden wird durch 
Rückgewinnung des gebührenden Einflusses für die von 
uns stets vertretene Richtung des gemässigten Liberalismus. 

Eifrige Förderung der wirtschaftlichen Entwickelung 
des Gesammtvolkes unter besonderer Berücksichtigung der 
Lage der wirtschaftlich Schwachen, 

festes Beharren auf dem Boden von Verfassung und 
Recht, kräftige Bekämpfung aller Umsturzbestrebungen in 
Staat und Gesellschaft, 

Freihaltung des deutschen Staates und Geistes von 
undeutscher, freiheitsfeindlicher Gesinnung, — 

das sind die Gesichtspunkte gewesen, die den ge- 
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mässigten Liberalismus und damit uns, seine Bekenner, 
geleitet haben. In diesem Sinne haben wir gekämpft 
gegen Ultramontanismus und Sozialdemokratie, gegen Re- 
aktion und Radikalismus; denn nur so glaubten wir unserm 
obersten Grundsatze gerecht werden zu können, der da 
lautet: Treu zu Kaiser und Reich! 

b— e) Weitere Umgliederungen im liberalen Lager. 

b) Das Schisma der Deutschen Freisinnigen Partei: 
Die Gründung der Freisinnigen Volkspartei. 
Berlin, 7. Mai 1803. Aufruf. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

An die deutschen Wähler! 

Die Reichsregierung hat dem Reichstag die Annahme 
eines Gesetzes angesonnen, welches eine Steigerung der 
Militärlasten in sich schliesst, grösser als in allen Vor- 
lagen seit 1872 zusammengenommen. 

Der Reichstag prüfte, und seine Mehrheit fand, dass 
bei der Stärke unseres Heeres und unserer Rüstung, bei 
der wirthschaftlichen Bedrängniss grosser Volkskreise, bei 
den Fehlbeträgen im öffentlichen Haushalt, dem bedroh- 
lichen Anwachsen der Steuerlast und der Reichsschuld die 
Annahme der Vorlage eine schwere Gefahr für die ge- 
deihliche Entwicklung unseres Staats- und Erwerbslebens 
bedeutet. 

Diejenige Vermehrung der Kriegsstärke welche inner- 
halb der gegenwärtigen Friedenspräsenz durch die dauernde 
Einführung der zweijährigen Dienstzeit erreichbar ist, waren 
auch wir Gegner der Vorlage zu sichern bereit. Aber 
die Regierung bestand, ohne in einem wesentlichen Punkt, 
nachzugeben, auf ihren hohen Forderungen; dazu sollte die 
zweijährige Dienstzeit nach fünf Jahren widerruflich sein. 

Nach Zurückweisung solcher Forderung ist der Reichs- 
tag aufgelöst worden. Neuwahlen sind zum 15. Juni aus- 
geschrieben. 

So hat die Wählerschaft nun selbst die Entscheidung 
zu treffen. Scharf und klar muss sie erkennen, worauf 
es ankommt, und den Blick sich nicht trüben lassen durch 
trügerische Vorspiegelungen, wie sie bei der Auflösung 
des Jahres 1887 mit Erfolg versucht worden sind. Geht 
aus den Wahlen eine gefügige Mehrheit hervor, so ist 
rücksichtsloser Steigerung der Militärlasten auch in anderer 
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Richtung keine Grenze mehr gesetzt. Mit der fortgesetzten 
Erhöhung der Verbrauchsabgaben treibt die Finanznoth 
des Reiches der Einführung von Monopolen entgegen. 
Schroff in der Abweisung volkstümlicher Reformen, 
erweist sich die Regierung schwach gegenüber den 
Plänen des Rückschritts. Das Recht der Freizügigkeit, 
die Solidität der deutschen Währung, die Erweiterung 
des Absatzes im Auslande durch Handelsverträge sine} 
bedroht. Der Bund der Sonderbestrebungen fordert Preis- 
gabe allgemeiner Interessen und stärkt jene rückläufige 
Bewegung, welche das schwer errungene Gefühl staats- 
bürgerlicher Gemeinschaft in den Gegensatz der Berufs- 
stände aufzulösen strebt. Die Sucht, alle sozialen und 
wirtschaftlichen Uebelstände durch Straf- und Polizei- 
gesetze zu heilen, droht neue Auswüchse zu zeitigen. 
Wird solchen Bestrebungen nachgegeben, so treibt die 
Furcht vor der unaufhaltsam wachsenden Unzufrieden- 
heit alsbald wieder zum Erlass von Ausnahmegetzen, zur 
Verkümmerung der Pressfreiheit, des Vereins- und Ver- 
sammlungsrechts. Schon wird im reaktionären Lager die 
Abschaffung des allgemeinen, gleichen und direkten Wahl- 
rechts, dieses Grundpfeilers unserer Reichsverfassung, mit 
dreister Stimme gefordert. 

Deutschland steht an einem Wendepunkte seiner inneren 
Entwickelung, und die deutschen Wähler haben zu ent- 
scheiden, ob es im Vaterlande vorwärts gehen soll oder 
rückwärts. 

Der Kampf wird kein leichter sein. 

Im Dienst unserer politischen Grundsätze müssen wir 
gewappnet stehen wider die Gegner von rechts und von 
links. Alle Bestrebungen, die staatsbürgerlichen Rechte 
eines Theiles der Bevölkerung um der Abstammung, des 
Bekenntnisses und der polischen Ueberzeugung willen zu 
beeinträchtigen, werden in gleichem Masse zu bekämpfen 
sein wie die Irrlehren, welche in der Beseitigung unserer 
Gesellschaftsordnung das Heil der Zukunft erblicken. 

Als die Volksvertretung am 6. Mai ihre Entscheidung 
traf, war sie sich bewusst, dem Volke getreu zu sein. 
Wir vertrauen dem Volke, dass es seiner Vertretung am 
15. Juni nicht untreu werden wird. 

Nach aussen stark, soll das Reich im Innern ein Hort 
des freien Bürgerthums sein. Es gilt, ohne Schwanken 
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und ohne Halbheit vorwärts zu schreiten und das Banner 
des Gemeinwohls mit Thatkraft und Entschlossenheit zu 
entfalten. 

Berlin, 7. Mai 1893. 

Im Auftrag: 
Eugen Richter. Friedrich Payer. 

c) Das Programm der Freisinnigen Volkspartei vom 

24. September 1894. *) 

Aus: Kulemann. Anhang. S. 81 — 83. 

Die Freisinnige Volkspartei erstrebt die Befestigung 
der nationalen Einigung Deutschlands, den Ausbau der 
politischen Freiheit und die Hebung der Wohlfahrt des 
gesamten Volkes und aller seiner Teile. Sie bekämpft 
alle Sonderbestrebungen, welche dem Interesse der Ge- 
samtheit zuwiderlaufen. Die Partei sucht ihre Ziele zu 
erreichen auf gesetz- und verfassungsmässigem Wege 
durch Zusammenwirken im Reiche, in den Einzelstaaten, 
politischen Verbänden und in freien Vereinigungen. 

In der Überzeugung, dass politische Freiheit, allge- 
meine Bildung und wirtschaftliche Selbständigkeit sich 
gegenseitig bedingen, stellt die Partei folgende Forderungen 
auf, unbeschadet einer Ergänzung derselben nach Be- 
sonderheiten der einzelnen Staaten und Gemeindewesen: 

I. Die freiheitliche Ausgestaltung des Gemeinwesens 
als unerlässliche Voraussetzung der Volkswohlfahrt erheischt: 

a) Aufrechterhaltung der bundesstaatlichen Grundlage 
des Deutschen Reichs, Schonung berechtigter Eigenart, 
Selbstverwaltung in Kommunal verbänden und Gemeinden, 
Reform des Wahlrechts in demselben nach den Bedürf- 
nissen der Einzelstaaten; keine Klassenwahlen, keine öffent- 
liche Abstimmung. 

b) Entwicklung eines wahrhaft konstitutionellen Ver- 
fassungslebens im Reich und in allen Einzelstaaten: Sicher- 
stellung und Kräftigung der Rechte der Volkvertretung, 
Verwirklichung der Ministerverantwortlichkeit, Reichs- 
ministerien, einjährige Finanzperioden, jährliche Steuer- 

1) Der Hamburger Parteitag von 1902 hat die Aufgaben 
* der Freisinnigen Volkspartei für die Agrargesetzgebung in 
einer besonderen Resolution zusammengestellt, desgleichen die 
Aufgaben in Handwerker- und Arbeiterfragen. Vgl. Politisches 
ABC-Buch von Eugen Richter 1903. S. f. 64. 82. 
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bewilligung, Erhaltung des geheimen, allgemeinen, gleichen 
und direkten Wahlrechts für den Reichstag, Ausdehnung 
desselben auf die Landtagswahlen der Einzelstaaten, 
Sicherung der Wahlfreiheit, Vollziehung der Wahlen am 
Sonntag, dreijährige Wahlperioden, Einteilung der Wahl- 
kreise entsprechend veränderter Einwohnerzahl, Diäten für 
die Abgeordneten. 

c) Gleichheit vor dem Gesetz, ohne Ansehen des 
Standes, der Partei und des Glaubens. Keine Bevorzugung 
des Adels im öffentlichen Dienst, keine Zurücksetzungen 
wegen religiöser oder politischer Oberzeugungen, volle 
Gewissens- und Religionsfreiheit, gleiches Recht für alle 
Bekenntnisse, keine Bevorrechtung von Religionsgesell- 
schaften durch den Staat. 

d) Schutz der freien Meinungsäusserung in Wort und 
Schrift: Pressfreiheit, reichsgesetzliche Regelung des Ver- 
eins- und Versammlungsrechts auf freiheitlicher Grundlage. 

e) Volkstümliche Rechtspflege: Schwurgerichte für 
alle politischen und Pressvergehen, Sicherung einer gleich- 
mässigen und unparteiischen Strafverfolgung, Recht- 
sprechung und Strafvollstreckung, Einführung der Berufung 
gegen die Urteile der Strafkammern, Durchführung der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, Beseitigung der Eingriffe der 
Verwaltungsbehörden in die ordentliche Rechtspflege durch 
Erhebung des Konflikts, Haftpflicht des Fiskus für rechts- 
widrige Handhabung der Amtsgewalt, Entschädigung 
unschuldig Verurteilter und Verfolgter, erleichterte Rechts- 
verfolgung durch Herabsetzung der Prozesskosten, freie 
Advokatur. 

II. Die Volksbildung erheischt Förderung und gesetz- 
liche Regelung des obligatorischen, unentgeltlichen Volks- 
schulunterrichts, Unabhängigkeit der Schule von der Kirche 
unbeschadet der Ordnung des Religionsunterrichts, Umge- 
staltung des höheren Schulwesens entsprechend den An- 
forderungen der Zeit, fachmännische Beaufsichtigung der 
Lehrtätigkeit. Die Partei widmet ihre Fürsorge insbe- 
sondere allen Zweigen des Unterrichtswesens, welche ge- 
eignet sind, die bessere Ausrüstung der Jugend für das 
heutige wirtschaftliche und soziale Ringen zu stärken. 

III. Die Wohlfahrt der Familie ist die Voraussetzung 
des Gedeihens eines jeden Gemeinwesens. Die öffent- 
liche Gesundheitspflege ist zu fördern und insbesondere 
die Beseitigung der Missstände in den Wohnungsverhält- 
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nissen anzustreben. Das Erwerbsgebiet für das weibliche 
Geschlecht soll erweitert werden, jedoch ohne Beeinträch- 
tigung des wichtigsten Berufs der Frau als Gattin und 
Mutter. 

IV. Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesamtheit 
und der einzelnen sind auf den Grundlagen der bestehenden 
Gesellschaft unter Ablehnung der falschen Lehre von der 
Allmacht des Staates zu heben und zwar sowohl durch 
Selbsthilfe der Beteiligten, durch freies Zusammenwirken 
der Gesellschaftsklassen, als auch durch Einwirken der 
Gemeinden und des Staates. Staatliche Eingriffe in das 
wirtschaftliche Leben dürfen nur immer da erfolgen, wo 
es das allgemeine Wohl erfordert und die Abhilfe auf 
anderem Wege nicht erreichbar ist. Die Partei erstrebt 
deshalb in bezug auf: 

a) alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer: Förderung aller 
auf friedliche Verständigung zielenden Einrichtungen, ge- 
setzliche Anerkennung der freien Berufsvereine zugleich 
als berechtigter Interessenvertretung, Sicherung und Ver- 
allgemeinerung der Koalitionsfreiheit, Freizügigkeit, Aus- 
bau der Arbeiterschutzgesetzgebung, insbesondere zum 
Schutz der Arbeitnehmer gegen missbräuchliche Anfor- 
derungen an ihre Arbeitskraft, Gestaltung der öffentlichen 
Betriebe zu sozialen Musteranstalten, zeitgemässe Regelung 
der Rechtsverhältnisse der in Haus- und Landwirtschaft 
beschäftigten Personen, Vereinfachung und Verbesserung 
der Arbeiterversicherung, namentlich auch durch Förderung 
der auf Selbsthilfe und Selbstverwaltung beruhenden freien 
Hilfskassen der Arbeiternehmer ; 

b) Handwerk und Gewerbe: Aufrechterhaltung der 
Gewerbefreiheit, Förderung der gewerblichen Fortbildungs- 
und Fachschulen sowie der Lehrwerkstätten, Fortent- 
wickelung des Genossenschaftswesens, aber keine staat- 
liche Bevorzugung von Beamten- und Offiziersvereinen, 
Innungsfreiheit ohne Innungsprivilegien, Pflege der Hand- 
werker-, Gewerbe- und Gewerkvereine, Bekämpfung der 
Borgwirtschaft, zweckmässige Gestaltung des öffentlichen 
Submissionswesens, Einschränkung der Militärwerkstätten, 
Beseitigung der durch die Gefängnisarbeit dem freien Ge- 
werbe entstehenden Schäden; 

c) Landwirtschaft: Berechtigung zur freien Ver- 
äusserung, Vererbung, Teilung und Zusammenlegung des 
Grundeigentums; Beseitigung der Hindernisse, welche eine 
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Mehrung des bäuerlichen Besitzes und der Ansässig- 
machung von Arbeitern entgegenstehen: daher Veräusserung 
von Domänen, Einschränkung des Besitzes der toten Hand, 
Aufhebung der Fideikommisse, Höferollen und Anerben- 
rechte sowie Förderung der inneren Kolonisation, Melio- 
rationen, Regelung der Wasserläufe, wirksamer Schutz 
gegen Wildschaden, namentlich durch Einhegung des Hoch- 
wilds, Erweiterung des landwirtschaftlichen Fachunterrichts, 
Pflege des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens, 
Schaffung leistungsfähiger Gemeinde- und Kommunalver- 
bände unter Beseitigung der kommunalen und staatlichen 
Privilegien des Grossgrundbesitzes und jeder unberech- 
tigten Sonderstellung von Gutsbezirken; 

d) Handel und Verkehr: Handels- und Verkehrs- 
freiheit im Innern, Handels- und Tarifverträge mit dem 
Auslande, Entlastung des Reichs in der Kolonialpolitik, 
aber Schutz der Reichsangehörigen im Auslande, Mehrung 
der Verkehrsmittel, insbesondere Zulassung konkurrierender 
Privateisenbahnen, durchgreifende Reform und Verbilligung 
der Tarife im Transport- und Verkehrswesen, Aufrecht- 
erhaltung der Goldwährung, Reichsversicherungsgesetz- 
gebung auf freiheitlicher Grundlage. 

V. Die öffentlichen Lasten sind, soweit es die Zwecke 
des Gemeinwesens irgendwie gestatten, sparsam zu be- 
messen und unter Schonung der minder leistungsfähigen 
Schultern gerecht zu verteilen. Die Partei erstrebt daher: 

a) im Steuersystem: Entlastung der notwendigen 
Lebensmittel und unentbehrlichen Verbrauchsgegenstände 
von Steuern und Zöllen, keine Zoll- und Steuerpolitik im 
Dienste von Sonderinteressen, keine Steuerprivilegien, 
keine Monopole, progressive Besteuerung von Einkommen 
und Erbschaften; 

b) im Militärwesen: Erhaltung der vollen Wehrkraft 
des Volkes, allgemeine Dienstpflicht bei möglichster Ab- 
kürzung der Dienstzeit, Reform des Einjährig-Freiwilligen- 
Instituts, keine gesonderte Knabenerziehung zu Berufs- 
soldaten, Beförderung nach Massgabe der Tüchtigkeit, 
keine Verabschiedung wegen unterlassener Beförderung, 
keine Duelle, Beschränkung der Militärgerichtsbarkeit auf 
militärische Verbrechen und Vergehen, Öffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Strafverfahrens, jährliche Feststellung der 
Friedenspräsenzstärke durch das Etatsgesetz. 

VI. Unterstützung der internationalen Friedensbe- 
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strebungen, Verallgemeinerung des schiedsrichterlichen 
Verfahrens bei internationalen Rechtsstreitigkeiten. 

Dies alles zum Wohl des Volkes und zum Heil des 
Vaterlandes mit selbstloser Hingabe in einmütigem Zu- 
sammenwirken. 

d) Das Schisma der Deutschen Freisinnigen Partei: 
Die Gründung der Freisinnigen Vereinigung. 1893. 

Aufruf. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1894. 

Der Reichstag ist aufgelöst, weil sich die Volks- 
vertretung mit der Reichsregierung nicht über das Maass 
der Heeresverstärkung und nicht über die gesetzliche 
Sicherstellung der zweijährigen Dienstzeit zu einigen ver- 
mocht hat. Bedauerlicherweise unterliegt einem leiden- 
schaftlichen Wahl kämpf die Entscheidung darüber, wie 
stark die Rüstung Deutschlands sein soll, um die Grenzen 
und die Ehre unseres Vaterlandes und den Frieden Europas 
zu sichern. Ueber das Ziel sind alle Parteien mit der 
Regierung einig und über die Mittel zur Erreichung jenes 
Zieles hätte ebenfalls eine Einigung gewonnen werden 
können, wenn die Regierung ein genügendes Verständniss 
für die Stimmung des Volkes besessen hätte. Eine Volks- 
vertretung, die mehr sein will als ein Scheinparlament, 
muss gerade in Fragen der militärischen Belastung, welche 
so tief in alle bürgerlichen Verhältnisse eingreifen, den 
Anspruch auf volle Berücksichtigung gerechter Forderungen 
der Nation erheben. Zu diesen gehört vor Allem die 
dauernde, gesetzmässige Festlegung der zweijährigen 
Dienstzeit. Die Zugeständnisse der Regierung waren aber 
darum ungenügend, weil sie die Möglichkeit offen Hessen, 
die zweijährige Dienstzeit nach fünf Jahren wieder zu be- 
seitigen. Andererseits stellte die geforderte Heeres Ver- 
stärkung eine so aussergewöhnliche Erhöhung der Volks- 
lasten dar, dass deren Uebernahme ohne die gefestigte 
Ueberzeugung ihrer Nothwendigkeit keinem gewissenhaften 
Volksvertreter zuzumuthen ist. Jetzt liegt es in der Hand 
der Wähler, solche Vertreter in das Parlament zu senden, 
welche unter freier Prüfung über das militärisch und 
politisch durchaus Nothwendige an dem Standpunkt fest- 
halten, dass das Volk nicht nur die Lasten und Kosten 
des Heeresdienstes zu tragen haben, sondern berufen 
ist, auch über deren Höhe ein entscheidendes Wort mit- 
zusprechen. Wir sind der Ansicht, dass bei Uebernahme 
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neuer grosser Militärlasten die dauernde gesetzliche Fest- 
legung der zweijährigen Dienstzeit eine gerechte und dem 
Volke nicht zu verweigernde Forderung ist. Für das Maass 
der Heeresverstärkung muss ferner entscheidend ins Ge- 
wicht fallen, wie die Kostendeckung erfolgen soll. Wir 
lehnen es ab, die Kosten auf die Schultern der ärmeren 
Klassen zu legen, die seit 1879 immer in erster Linie nicht 
nur zur Deckung von Reichsausgaben, sondern auch zur 
Unterstützung privilegirter Produzenten in der Form von 
Schutzzöllen, Ausfuhrprämien und Liebesgaben herange- 
zogen sind. 

Die Abstimmung einzelner Mitglieder der deutsch- 
freisinnigen Partei über die Militärvorlage hat zu einer 
Lösung des Fraktionsverbandes geführt. Wir sind zu dieser 
Trennung gedrängt worden, weil wir nicht gewillt waren, 
uns von langjährigen treuen Mitkämpfern zu scheiden, deren 
Uebereinstimmung mit ihren Kollegen in allen übrigen po- 
litischen Fragen keinem Zweifel unterliegt. Diese Meinungs- 
verschiedenheit über das Maass der politischen Duldsamkeit, 
das innerhalb eines Fraktionsverbandes herrschen soll, 
hindert aber nicht, dass beide getrennte Theile nach wie 
vor auf dem unveränderten freisinnigen Parteiprogramm 
verharren, in welchem eine breite Unterlage für ein poli- 
tisches Zusammenwirken gegeben ist. Nachdem sich die 
Trennung einmal vollzogen hat, wird es sich darum 
handeln, die gemeinsame freisinnige Sache vor weiterer 
Schädigung zu bewahren. Wir richten deshalb an alle 
Parteifreunde die dringende Aufforderung, im Wahlkampfe 
nicht zu vergessen, dass uns gemeinsame freisinnige Grund- 
sätze verbinden. 

Für diese Grundsätze wird die „Freisinnige Ver- 
einigung" mit allen Kräften eintreten. 

Wir verfechten eine Handels- und Wirtschaftspolitik, 
die den täglichen Lebensunterhalt der grossen Massen vor 
Vertheuerung schützen will. Wir wollen unser gesammtes 
wirtschaftliches Leben vor schweren Erschütterungen be- 
wahren, indem wir dem verderblichen Streben nach Ein- 
führung der Doppelwährung entgegentreten. ' Wir wollen 
durch eine Fortführung der Politik der Handelsverträge 
unsere friedlichen Beziehungen zum Auslande befestigen 
und dem gesammten wirtschaftlichen Leben durch Er- 
schliessung neuer Märkte einen neuen Aufschwung geben. 
Wir wollen dem neidischen und kleinlichen Geist polizei- 
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lieber Bevormundung entgegentreten, der mit unberechtigten 
Misstrauen dem Handel und Wandel enge Fesseln anzulegen 
sucht. 

Dieser Wahlkampf bringt aber voraussichtlich auch die 
Entscheidung darüber, ob die Grundlage unseres gesammten 
politischen Lebens unangesastet bleiben soll. Ganz unzwei- 
deutig haben die Konservativen es ausgesprochen, dass sie 
eine Beseitigung des allgemeinen gleichen und direkten 
Wahlrechtes anstreben. Alles werden wir daher einzu- 
setzen haben, um von unserer politischen Freiheit diese 
schwerste Schädigung abzuwehren, welche von einer ge- 
sunden Bethätigung am .öffentlichen Leben insbesondere 
die Arbeiter abdrängen würde, deren politische Rechte in 
ihrem eigenen, wie im allgemeinen Interesse unverkürzt 
erhalten bleiben müssen. 

Je tiefer das deutsche Volk durch eine demagogisch 
betriebene engherzige Interessenpolitik und durch die 
antisemitische Bedrohung der Rechtsgleichheit zerklüftet 
ist, um so nöthiger erscheint die Verwirklichung unserer 
Grundsätze. Dem deutschen Bürgerthum, welches nicht 
ohne eigene Schuld einen so unverhältnissmässig ge- 
ringen Einfluss auf die Entwicklung unseres öffentlichen 
Lebens ausübt, erwächst die Verpflichtung, politisch und 
wirtschaftlich freien Anschauungen einen breiteren Boden 
zu gewinnen. Nur der von aller Engherzigkeit freie 
Liberalismus kann das Deutsche Reich vor einer ver- 
hängnissvollen Entwickelung schützen und dem Freisinn 
jenen gesetzgeberischen Einfluss erobern, ohne welchen 
Deutschland seine Kulturaufgaben nicht zu erfüllen vermag. 

Im Auftrage 
Ludwig Bamberger. Theodor Barth. 
Karl Schräder. 

e) Resolutionen beschlossen von der General-Ver- 
sammlung des Wahlvereins der Freisinnigen Ver- 
einigung am 2. u. 3. Dezember 1893. 

Aus: Deutsche Parteiprogramme. 1904. 

I. Die Durchführung der liberalen Grundsätze, welche 
in den „Einigungspunkten vom 5. März 1884 u nieder- 
gelegt sind, ist nach wie vor das Ziel unserer politischen 
Bestrebungen. 
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Dieses Ziel ist nur zu erreichen, wenn alle liberalen 
Kräfte zusammen wirken. 

Ein Zwang in Fragen, welche die liberalen Grund- 
sätze nicht berühren, beeinträchtigt dieses Zusammenwirken. 

Die Bekämpfung der Liberalen untereinander zu ver- 
hindern, ist angesichts der wachsenden Bestrebungen auf 
Verwirklichung einer rücksichtslosen Interessen- und Pri- 
vilegienpolitik mehr denn je Pflicht. 

II. Die Förderung und Erweiterung einer auf die Er- 
leichterung des Verkehrs unter den Nationen gerichteten 
Handelsvertragspolitik liegt im Interesse des nationalen 
Wohlstandes, der nationalen Arbeit und des Friedens. 

Die gegen einzelne Handelsverträge gerichtete Agita- 
tion des „Bundes der Landwirthe" gefährdet die Wohl- 
standsentwickelung des Landes und verletzt auch die wohl- 
verstandenen Interessen der Landwirtschaft. 

III. Die Landwirtschaft ist in Ueberwindung der 
Schwierigkeiten, welche die Veränderung der Verkehrs- 
und Produktionsverhältnisse ihr bereiten, zu unterstützen 

1. durch Beseitigung der Hindernisse, welche einer 
zweckmässigen Vertheilung, bez. Zusammenlegung 
des ländlichen Besitzes entgegenstehen, namentlich 
durch Aufhebung der Fideikommisse; 

2. durch staatliche und private Förderung der inneren 
Kolonisation ; 

3. durch weitere Ausdehnung des Genossenschafts- 
wesens und durch Erleichterung der Kreditbeschaf- 
fung für den bäuerlichen Besitz; 

4. durch Verbesserung des ländlichen Volksschul- 
wesens, insbesondere auch durch Erweiterung des 
landwirtschaftlichen Fachunterrichts ; 

5. durch vermehrte Verkehrsmittel und billigere Tarif e ; 

6. durch Förderung von Meliorationen, insbesondere in 
Bezug auf Regelung und Benutzung der Wasserläufe; 

7. durch Schaffung leistungsfähiger Gemeinden und 
Verbände, sowie durch eine kräftige Selbstver- 
waltung, durch Förderung der Landgemeindever- 
hältnisse auf der Basis der Selbstverwaltung, durch 
möglichste Eingemeindung der Gutsbezirke in die 
Landgemeinden, durch Aufhebung aller Vorrechte 
und Steuerbegünstigungen der Rittergüter auf dem 
Gebiete des Kommunalwesens, der Kirche und der 
Schulen. 
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IV. Die Steuervorlagen der verbündeten Regierungen 
verlangen 40 — 50 Millionen Mark mehr, als der jetzige 
Bedarf des Reichs nothwendig macht; sie erfüllen die 
seitens der verbündeten Regierungen gemachten Zusage, 
dass die Kosten der Heeresverstärkung nicht von den 
wirthschaftlich Schwächeren getragen werden sollen, nicht. 

Die ohne dringenden Grund mit der Deckung der 
Heereskosten verknüpfte „Finanzreform" beseitigt die 
durch frühere Massnahmen der Gesetzgebung hervorge- 
rufenen Uebelstände nicht, verdunkelt den Reichshaushalt 
noch mehr als bisher, beeinträchtigt das Budgetrecht des 
Reichstages und erschwert eine sparsame und rationelle 
Finanzwirthschaft, indem sie den Einzelstaaten Einnahmen 
zuweist, ohne irgend welche Einwirkung auf deren Staats- 
haushalt ausüben zu können. 

Die Kosten der Heeresverstärkung sind, soweit es 
erforderlich ist, durch die Beseitigung des Steuerprivilegs 
der Grossbrennereien, durch eine höhere Besteuerung des 
Lotteriewesens, durch solche Stempelabgaben, welche den 
Verkehr nicht erheblich schädigen, und endlich durch 
direkte, die wirthschaftlich Schwächeren nicht treffende 
Reichssteuern aufzubringen. 

V. Den Bestrebungen, welche durch Gesetz oder auf 
dem Verwaltungswege die öffentliche Schule unter die 
Herrschaft der Kirche stellen und grundsätzlich nach den 
Konfessionen trennen wollen, und durch welche die 
Bildung der grossen Menge der Bevölkerung herab- 
gedrückt würde, ist mit Entschiedenheit nicht nur in dem 
preussischen Landtage, sondern auch mit allen Mitteln der 
Oeffentlichkeit entgegenzutreten. Es ist eine Pflicht der 
Liberalen, den Widerstand gegen solche Bestrebungen 
rechtzeitig zu organisiren und die fortschreitende Ent- 
wicklung des deutschen Schulwesens in jeder Hinsicht 
zu fördern, insbesondere auch auf die amtliche und soziale 
Unabhängigkeit des Lehrkörpers hinzuwirken. 

f) Wahlaufruf der nationalliberalen Partei zu den 
Reichstagswahlen. Berlin den 1. Mai 1898. (Beschluß 
des Allgemeinen Delegiertentages zu Berlin.) 

Aus: Programmatische Kundgebungen der nationalliberalen 

Partei seit 1898. 

Die Wahlen zum Reichstage nahen heran. Ihr Aus- 
fall ist für die Entwickelung unseres Vaterlandes von ent- 
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scheidender Bedeutung. Lauter als je drängen sich Sonder- 
interessen, Rassen und Klassengegensätze in den Vorder- 
grund, immer dreister geben sich ihre Wortführer als die 
berufenen Vertreter des Volkes aus, und doch soll das 
Wohl des gesammten Volkes der Leitstern sein. So ver- 
langt es Verfassung, Recht und Billigkeit. 

Wie wir zu den die Gesetzgebung und Verwaltung 
beschäftigenden Fragen stehen, haben wir in unseren Be- 
schlüssen von Frankfurt und Berlin dargelegt. 1 ) 

Unwandelbare Treue zu Kaiser und Reich hat die 
nationalliberale Partei als obersten Grundsatz auf ihre 
Fahne geschrieben. Das Vermächtnis unseres unvergess- 
enen Kaisers Wilhelm und seines grossen Kanzlers, des 
Fürsten Bismarck, das neue Deutsche Reich zu erhalten, 
zu kräftigen und zu steigendem Glänze zu erheben, das 
bleibt uns allezeit erste und höchste Pflicht. 

Mit freudigem Stolz erfüllt uns die besonnene und 
zugleich kraftvolle Wahrung deutscher Interessen auf dem 
Gebiete der auswärtigen und kolonialen Politik. Für die 
Erhaltung des Friedens setzt die deutsche Politik ihren 
ganzen Einfluss ein; mit vorausschauendem Blick richtet 
sie ihr Bestreben auf die Sicherung deutscher Arbeit im 
Innern und des Absatzes deutscher Erzeugnisse im Aus- 
land. Ein Erfolg ist dauernd nur möglich, wenn der feste 
Rückhalt durch ein mächtiges Heer und eine schlagfertige 
Flotte gewährleistet wird. Deshalb hat die nationalliberale 
Partei die Bemühungen der Reichsregierung auf diesen 
Gebieten stets unterstützt. Sie war die erste Partei, 
welche rückhaltlos und einmütig das Flottengesetz als 
eine Notwendigkeit zur Erhaltung des Friedens, der Wohl- 
fahrt und der Machtstellung Deutschlands anerkannte. Der 
Widerspruch der Gegner war um so weniger berechtigt, 
als neue Belastungen der Steuerzahler zur Bestreitung der 
Ausgaben nicht erforderlich wurden. Wir begrüssen es 
aufrichtig, dass bei der Erledigung dieses grossen Or- 
ganisationsgesetzes ein Erstarken des nationalen Geistes 
und des Verständnisses für Machtfragen in weiten Kreisen 
unseres Volkes zum Durchbruch gekommen ist. 

Eine neue feste Klammer für die Einheit des Reiches 
ist durch das Bürgerliche Gesetzbuch geschaffen. Ein- 



1) 1894 und 1896. Vgl. Politisches Handbuch für national- 
liberale Wähler. Zweite Auflage 1897. S. 496 ff. 

Salomon, Parteiprogramme. II. 7 
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heitliches Recht ist neben der gemeinsamen Sprache und 
neben der Waffengemeinschaft das Hauptbindemittel für 
den inneren Zusammenhalt eines grossen Volkes. Auch 
hierbei hat die nationalliberale Partei, haben national- 
liberale Männer in erster Linie mitgewirkt. 

Die weitere Ausgestaltung der Gesetzgebung und 
Verwaltung im liberalen Sinne ist das stete Ziel der Partei 
gewesen und soll es ferner sein. Treu ihrer Entstehung 
und Geschichte hat sie alle rückschrittlichen Versuche zur 
Verkümmerung wertvoller Volksrechte auf das Entschie- 
denste bekämpft. An dem verfassungsmässig bestehenden 
Wahlrecht sowie am Koalitionsrecht wird sie festhalten 
und Angriffe gegen das Recht der Freizügigkeit wird sie 
zurückweisen. Eine alte Forderung der Partei, die Ver- 
besserung des Militärstrafprozesses im Sinne der heutigen 
Rechtsanschauungen, geht ihrer Erfüllung entgegen. 

Nicht gelungen ist es zu unserem Bedauern, ein 
Reichsvereinsgesetz auf liberaler Grundlage zu schaffen, 
insbesondere allgemein das Verbot zu beseitigen, welches 
die Verbindung politischer Vereine unter einander hindert. 
Hier die notwendigen Verbesserungen zu beschliessen, 
wird eine der ersten Aufgaben des neuen Reichstags sein. 

Die Arbeiterfürsorge ist eine der wichtigsten Auf- 
gaben aller Arbeiterfreunde. Die im Interesse der ar- 
beitenden Klassen aufgerichtete Versicherungs- und Schutz- 
gesetzgebung ist von uns aus voller Ueberzeugung als 
Erfordernis der Gerechtigkeit und wahrhaft menschlicher 
Gesinnung unterstützt worden. Sie bedarf der mass- 
vollen Weiterführung unter Berücksichtigung der prak- 
tischen Verhältnisse des Wirtschaftslebens und des aus- 
ländischen Wettbewerbs. Die Arbeiterversicherungsgesetze 
müssen verbessert, ihre Ausführung muss vereinfacht 
werden. 

Wirtschaftliche Fragen mannigfacher Art stehen gegen- 
wärtig im Vordergrunde. 

Industrie und Handel haben seit einigen Jahren einen 
gewaltigen Aufschwung genommen. Dagegen muss die 
deutsche Landwirtschaft, muss der Mittelstand in Stadt 
und Land schwer ringen, ja, sie befinden sich zum Teil 
in einem offenbaren Notstande. Die Interessen des deutschen 
Bauernstandes, des Mittelstandes in Handwerk, Gewerbe 
und Handel, dieser starken Wurzel eines tüchtigen und 
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gesunden Volkes zu vertreten und ihr Gedeihen zu fördern, 
hält die nationalliberale Partei für eine ihrer Hauptaufgaben. 
Auf der ganzen Linie der parlamentarischen Thätigkeit im 
Reiche und in den Einzelstaaten, — bei der Organisation 
des Handwerks, bei den Massnahmen zum Schutze und 
zur Förderung der Landwirtschaft und ihrer Nebengewerbe, 
bei der Gesetzgebung gegen Wucher und unlauteren Wett- 
bewerb sowie zur Einschränkung des Hausierwesens, bei 
der Hebung und Ausdehnung des landwirtschaftlichen und 
gewerblichen Unterrichts wie des Genossenschaftswesens, 
bei der Verbesserung und Verbilligung des Personalkredits 
durch genossenschaftliche Vermittlung, bei der Entwicklung 
der Verkehrswege, bei den Anfängen der inneren Koloni- 
sation, und wo immer sonst es sich um die Befriedigung 
von Bedürfnissen bedrängter Erwerbsklassen handelt, — 
überall haben unsere Freunde ihre beste Kraft eingesetzt 
und werden dies auch künftig thun. 

Die nationalliberale Partei ist aber nicht eine einseitig 
wirtschaftliche Partei, sie hält es für ihre Pflicht, alle in 
dem Staats- und Wirtschaftsleben thätigen Klassen zu 
vertreten und bei der Abwägung ihrer Interessen den 
Blick auf das Gesamtwohl zu richten. Sie stellt sich des- 
halb dem Ansturm auf unsere Währungs- und Bankgesetz- 
gebung ebenso entschieden entgegen, wie sie es gegen- 
über den Forderungen auf Verstaatlichung des Getreide- 
handels gethan hat. 

Mit dem Fürsten Bismarck ist die nationalliberale 
Partei der Meinung, dass Landwirtschaft, Industrie, Handel 
und Gewerbe zusammengehen und mit Einsicht und Vater- 
landsliebe für den Schutz der nationalen Arbeit eintreten 
müssen. Um der sich gewaltig mehrenden Bevölkerung 
Deutschlands eine aufsteigende Lebenshaltung zu ermög- 
lichen, bedürfen wir einer mächtigen Industrie, eines kühn 
sich entfaltenden Handels eben so sehr, wie einer lebens- 
kräftigen Landwirtschaft. Deshalb vertreten wir den 
Standpunkt, dass bei dem Abschlüsse künftiger Handels- 
verträge die Interessen der Landwirtschaft besser gewahrt 
werden müssen als bisher, dass aber gleicherweise den 
Bedürfnissen der Industrie und des Handels nach Handels- 
verträgen mit längerer Geltungsdauer Rechnung getragen 
werden muss. Für eine solche Sammlung der wirt- 
schaftlich produktiven Volksklassen, eine Ausgleichung der 
•Gegensätze zu gemeinsamer Thätigkeit treten wir ein. 

7* 
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Die von der Sozialdemokratie drohende Gefahr ist 
darum nicht geringer geworden, weil sich ihre Theorien, 
eine nach der andern, als unhaltbar herausstellen und von 
ihren Führern selbst preisgegeben werden. Die Verhetzung 
der Arbeiter, das Streben, sie durch eine unüberbrückbare 
Kluft von den anderen Volksklassen zu trennen, das 
Herabwürdigen aller Ideale, die uns teuer sind, das An- 
stürmen gegen die Grundlagen unserer Kultur, Monarchie, 
Kirche, Familie, Eigentum — es hat nicht aufgehört und 
lässt das Schlimmste befürchten, wenn nicht alle staats- 
erhaltenden Kräfte sich zusammenscharen. 

Den Ultramontanismus, der die Staatsgewalt, die 
Schule, Kunst und Wissenschaft, das gesamte Volksleben 
der römischen Hierarchie unterwerfen will, bekämpfen wir 
nach wir vor. Dagegen wissen wir uns mit einem grossen 
Teil unserer katholischen Mitbürger eins in der hingebenden 
Arbeit für die nationalen Aufgaben. 

Die Gefahren, denen unser Volkstum in den Grenz- 
marken , namentlich durch die nationalpolnische Pro- 
paganda ausgesetzt ist, fordern zu nachdrücklicher Abwehr 
heraus. 

Reaktionäre wie radikale Agitationen auf politischem 
und wirtschaftlichem Gebiete gefährden die gedeihliche 
Fortentwicklung unseres öffentlichen Lebens, verhetzen das 
Volk und drohen den Gemeinsinn zu ersticken. 

Mehr als je gilt es deshalb, zu betonen, was uns 
einigt, was uns auf einander anweist, gilt es, in den 
Wahlkampf hinauszurufen: das Wohl des ganzen Volkes 
zu fördern, ist jedes Einzelnen Pflicht. 

Deutsche Wähler! Seid Euch Euer Verantwortlich- 
keit bewusst! Lasst Euch nicht betören durch volltönende 
Versprechungen eigensüchtiger Interessenpolitiker. Ihr habt 
zu bestimmen, welcher Geist in der Vertretung des deutschen 
Volkes herrschen soll. 

Einigkeit ist die Grundlage der Macht. Darum rufen 
wir Euch zu: Sucht Verständigung untereinander, gleicht 
die Gegensätze aus. Wählt Männer von unabhängiger 
Gesinnung, die ein warmes Herz haben für das deutsche 
Reich und das gesamte deutsche Volk! 

Berlin, den 1. Mai 1898. 
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g) Landtagswahlaufruf der nationalliberalen Partei 
in Preussen. (Beschluss der Landesversammlung am 
18. September 1898 in Berlin.) 

Aus: Programmatische Kundgebungen der nationalliberalen 

Partei seit 1898. 

Die Reichstagswahlen haben gezeigt, dass weite 
Kreise des Volkes den von der nationalliberalen Partei 
vertretenen Grundsätzen und festgehaltenen Idealen treu 
anhängen. Wir richten nunmehr die Mahnung an unsere 
Freunde im Lande, sich durch rege Arbeit an den bevor- 
stehenden Landtagswahlen zu beteiligen und so unsere» 
berechtigten Einfluss auch in den Einzellandtagen * zur 
Geltung zu bringen. j 

Ohne Rücksicht auf Partei-Interessen haben unsere 
Freunde im Reiche den nach den Rüstungen anderer 
Staaten unvermeidlichen Forderungen der nationalen Wehr- 
kraft unter möglichster Schonung der Steuerkraft stets 
entsprochen. Unser oberstes Ziel war es jederzeit, die 
nationale Unabhängigkeit zu sichern und eine kraftvolle 
Politik nach Aussen zu ermöglichen. Hieran werden wir 
unerschütterlich festhalten. Massregeln, welche dieses 
Ziel nicht beeinträchtigen und dennoch die den Völkern 
auferlegten Wehrlasten erleichtern, würden wir mit Genug- 
tuung begrüssen. 

Die Parteikämpfe im Reiche wirken auch auf die po- 
litischen Wahlen in den Einzelstaaten zurück. Die ultra- 
montane Begehrlichkeit erstrebt im Einzelstaat, namentlich 
in Preussen, die Gegenleistung für ihre Mitwirkung an 
den Aufgaben der Reichspolitik. Die wirtschaftlichen 
Interessengruppen suchen mit ihren Forderungen in den 
Einzelstaaten durchzudringen, wenn sie im Reiche abge- 
wiesen sind. Unser Bemühen ist es seit Jahren gewesen, 
die Staatsregierung der Herrschaft und dem Zwange 
solcher einseitigen Bestrebungen zu entziehen. 

Wir haben den Kampf gegen extreme wirtschaftliche 
Forderungen, namentlich gegen die Verstaatlichung des 
Getreidehandels und die Umwälzung unserer auf gesicherter 
Grundlage beruhenden Währungsverhältnisse, aufnehmen 
müssen. So erst wurde der Weg frei für eine besonnene 
und praktische Erwägung der bedrängten Lage und für 
eine wahrhaft wirksame Unterstützung unserer Landwirt- 
schaft. In voller Würdigung berechtigter Klagen und der 
daraus hervorgehenden Forderungen, werden wir auf 
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diesem Wege weiterschreiten und wir erwarten, dass auch 
bei dem Abschluss neuer Handelsverträge unter Wahrung 
der Interessen von Industrie, Handel und Gewerbe die 
Landwirtschaft volle Berücksichtigung findet. 

Den Kampf gegen den Ultramontanismus und seine 
Versuche, unsere katholischen Mitbürger mit einer abge- 
sonderten Organisation zu umspannen und dadurch einen 
Staat im Staate zu schaffen, haben wir geführt und wollen 
wir auch in Zukunft nur führen auf dem Boden der in 
Preussens Geschichte unwandelbar begründeten religiösen 
Toleranz. Der Ultramontanismus ist es, der sie gefährdet 
Begünstigt durch die Verwirrung im deutschen Parteileben 
ist er seinem Ziele, wie bei dem Zedlitzschen Schulgesetz- 
entwurf, oft nahe genug gewesen. Unsere Bemühungen, 
die Regierung von der Gefahr solcher Zugeständnisse zu 
überzeugen, waren nicht ohne Erfolg. Dass die Behaup- 
tungen einer Zurücksetzung der katholischen Staatsbürger 
bei Besetzung der staatlichen Aemter der Wahrheit ent- 
behren und zur Schürung einer unzufriedenen Stimmung 
fortdauernd wiederholt werden, haben wir überzeugend 
nachgewiesen. Wir hoffen und wünschen lebhaft, dass 
unsere Politik der Gleichberechtigung aller Konfessionen 
im Staatsleben, aber der Ablehnung aller mit dem Gesamt- 
wohl nicht verträglichen hierarchischen Ansprüche zum 
Heile des inneren Friedens immer mehr Anerkennung 
finden wird. Weite Kreise unserer, ihrem katholischen 
Glauben treu anhängenden Mitbürger, fühlen sich in diesen 
Grundsätzen sowie überhaupt in ihren nationalen und 
liberalen Gesinnungen mit uns eins. 

Unser Staat hat die Aufgabe, als Wacht für Gesamt- 
deutschland das herausfordernde Verhalten und das Vor- 
dringen des Polentums abzuwehren. Zur Erfüllung dieser, 
nationalen Pflicht haben wir der Regierung die für die 
deutsche Kolonisation in den Ostmarken geforderten 
grossen Summen bewilligt. Auch unseren Freunden in 
der Nordmark werden wir in ihrem Kampfe gegen die 
Dänen kräftig zur Seite stehen. Alle Massnahmen zur 
Stärkung des Deutschtums werden wir unterstützen, er- 
warten aber auch, dass die Politik der Regierung kon- 
sequent und fest bleibt. 

Die aus der sozialdemokratischen Agitation mit ihren 
revolutionären Zielen hervorgehenden Gefahren für Staat 
und Gesellschaft, Monarchie und Religion verkennt niemand 
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unter uns. Wir sind diesen Gefahren stets entschlossen 
entgegengetreten und werden es auch in Zukunft thun. 
In der dem Landtag vorgelegten Vereinsgesetznovelle 
vermochten wir aber ein geeignetes Mittel zur Bekämpfung 
dieser Gefahren nicht zu erblicken. Die Vorlage wandte 
sich in ihrer Wirkung zugleich gegen alle der jeweilig 
herrschenden Richtung unbequemen bürgerlichen Parteien 
und hätte diese in der freien Entfaltung ihrer Kräfte gegen 
die sozialdemokratischen Bestrebungen gelähmt, nicht aber 
die agitatorische Kraft des Gegners. 

Den sog. Assessorenparagraphen haben wir zurück- 
weisen müssen, getragen von der festen Ueberzeugung, 
dass die in der Verfassung gewährleistete Gleichberechtigung 
aller Staatsbürger nicht angetastet werden darf. 

Um so bereitwilliger haben wir denjenigen Gesetzes- 
vorschlägen der Regierung unsere Unterstützung zu Teil 
werden lassen, welche sich als Verwirklichung unserer 
eigenen, seit Jahren vorgebrachten Anregungen und Forde- 
rungen darstellen. So ist unter unserer Mitwirkung das 
Lehrerbesoldungsgesetz zustande gekommen, die Beamten 
sind in ihrem Diensteinkommen aufgebessert, die Pensionen 
für ihre Hinterbliebenen sind erhöht, die Gesamtver- 
hältnisse der Geistlichen sind neugeregelt, und zur Be- 
friedigung des besonders gearteten Kreditbedürfnisses der 
Landwirtschaft und der kleinen Gewerbetreibenden ist die 
Centralgenossenschaftskasse eingerichtet. In gleicherweise 
konnte durch reichlich zur Verfügung stehende Mittel die 
Ausdehnung unserer Schienenwege, der Bau von Klein- 
bahnen, die Erleichterung von landwirtschaftlichen Meliora- 
tionen, die Milderung der durch Hochwasser verursachten 
Schäden, die Errichtung von Kornlagerhäusern und die 
Schaffung geeigneter Arbeiterwohnungen für die Staats- 
betriebe nach den Forderungen der Regierung bewilligt 
werden. 

Unser Finanzwesen ist wohlgeordnet. Es hat durch 
die Konvertierung der Anleihen, durch Wiedereinführung 
einer obligatorischen Schuldentilgung und durch die Auf- 
stellung bestimmter Grundsätze für den Staatshaushalt 
(Komptabilitätsgesetz) eine noch festere Grundlage ge- 
wonnen. Aber unerlässlich ist die weitere Sicherung 
gegen die Schwankungen, die stets wiederkehren müssen, 
solange die Finanzen der Einzelstaaten von denen des 
Reiches abhängig sind und die Ueberschüsse der Eisen- 
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bahnen uneingeschränkt und unmittelbar für altgemeine 
Staatszwecke verwandt werden. Wir betonen aufs neue 
unsere Forderung einer ausgedehnten Trennung und festen 
Abgrenzung, im Interesse der finanziellen Ordnung und 
der volkswirtschaftlichen Aufgaben des Staatsbahnsystems. 

Die infolge der Steuerreformgesetze eingetretenen 
Verschiebungen des Wahlrechts in Staat und Gemeinde 
lassen die Forderung einer der Gerechtigkeit entsprechen- 
den Reform immer dringlicher hervortreten. 

Wir verlangen ferner eine sichere Abgrenzung der 
Befugnisse der staatlichen Polizeigewalt gegenüber den 
Rechten der Selbstverwaltung wie des einzelnen Bürgers. 

Insoweit es sich um soziale und wirtschaftliche Auf- 
gaben handelt, hoffen wir auch in der folgenden Legis- 
laturperiode die Regierung in fördernder Mitarbeit unter- 
stützen zu können. Zunächst möge sie das Versprechen 
der Aufbesserung des Diensteinkommens der Unterbeamten 
erfüllen. Wir werden nicht ruhen, bis hier das Erforder- 
liche erreicht ist. 

Ebenso vertreten wir die Forderung einer gesetz- 
lichen Fürsorge für die Hinterbliebenen der Volksschul- 
lehrer. 

Was in den Staatsbetrieben zur Verbesserung der 
Lage der Arbeiter geschehen kann, bedarf um so mehr 
der steten sorgsamen Erwägung, als der Einzelstaat 
wesentlich die Aufgabe hat, durch das Mittel einer wirk- 
samen Arbeiterfürsorge die auf die Bewahrung des sozialen 
Friedens gerichteten Bestrebungen der Reichsgesetz- 
gebung zu ergänzen. Geeignete Massnahmen der Staats- 
regierung zur grösseren Sicherung der in den Bergwerks- 
betrieben beschäftigten Personen werden wir unterstützen. 

Unter aufmerksamer Beobachtung der wirtschaftlichen 
Entwicklung muss auch im Einzelstaat darauf Bedacht 
genommen werden, einen gesunden Mittelstand in Hand- 
werk, Gewerbe und Handel zu erhalten und thatkräftig 
zu fördern. Die von unserer Partei ausgegangene An- 
regung eines Schutzes der Bauhandwerker in den grösseren 
Städten ist weiter zu verfolgen. 

Die Steuerreform, die auf der Selbsteinschätzung be- 
ruhend eine gerechtere Verteilung der Steuerlasten bewirkt 
hat, erachten wir in den grundsätzlichen Bestimmungen 
für abgeschlossen; wir werden aber den bureaukratischen 
Belästigungen bei der Handhabung dieser Gesetze auch 
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in Zukunft entgegentreten. Für die Durchführung der 
Kommunalsteuerreform muss behufs besserer Anpassung 
an die besonderen Verhältnisse und Interessen der ein- 
zelnen Gemeinden ein entsprechend grösserer Spielraum 
gewonnen werden. 

Viele Gemeinden, namentlich Land- und kleinere 
Stadtgemeinden, sind noch immer, zum Teil in gefahr- 
drohender Art, überlastet; ihnen haben die bisherigen 
Massnahmen bei weitem nicht hinreichende Erleichterung 
gebracht. Hier ist die Abhilfe in der Lasten Verteilung auf 
breitere und kräftigere Verbände für Schulen und Armen- 
pflege zu suchen. 

Die Bestimmungen über die Unterhaltung der Volks- 
schule sind vielfach veraltet und entsprechen weder der 
Leistungsfähigkeit der Verpflichteten noch den Anschauungen 
von Recht und Billigkeit, sie müssen durch Gesetz geändert 
werden. 

Die Entwickelung unseres Eisenbahnwesens bedarf 
eines schnelleren und energischeren Ganges und darf nicht 
durch fiskalische Rücksichten gehemmt werden. Die Sicher- 
heit des Betriebes und die Anpassung an die Verkehrs- 
bedürfnisse stehen in erster Linie. Ebenso verlangt 
unsere Verkehrsentwickelung dringend den weiteren Aus- 
bau der Wasserstrassen; die planmässige Ausführung 
grosser, den wirtschaftlichen Interessen des Landes dienender 
Kanäle muss als eine der wichtigsten Aufgaben der nächsten 
Zukunft angesehen werden. 

Die oft zurückgestellte, für alle Volkskreise wichtige 
Medicinalreform hat der nächste Landtag endlich zum Ziele 
zu bringen. 

Bei der von uns dringlich betonten Förderung der 
allgemeinen Wohlfahrt dürfen wir auch nicht geizen, die 
Kulturbedürfnisse zu pflegen, und so die Grundlagen des 
volkswirtschaftlichen Gedeihens zu festigen. Unsere Uni- 
versitäten und technischen Hochschulen, unsere höheren 
und niederen Schulen und unser Fach- und Fortbildungs- 
schulwesen für Stadt und Land haben bei der gesteigerten 
Leistungsfähigkeit des Staates vollen Anspruch auf ver- 
stärkte Beihilfe. Im Deutschen Reich ist der Einzelstaat 
zur Pflege höchster idealer Aufgaben besonders berufen, 
und wir haben in ihm der Wissenschaft und der freien 
Entfaltung ihrer Kräfte die Stätte zu sichern und zu er- 
weitern. Auch die Kunst auf allen ihren Gebieten haben 
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wir zu fördern in der Lösung ihrer hohen Aufgabe, unser 
Volksleben zu veredeln und unsere glanzvolle Geschichte 
aufleben zu lassen. 

So möge unsere Arbeit dahin gerichtet sein, die 
Kräfte des Volkes zu sammeln, das Erreichte auszubauen 
und die sozialen und wirtschaftlichen Forderungen der 
Gegenwart zu erfassen und ihrer Lösung entgegenzu- 
führen. Dazu bedarf es vor allem des gesicherten Ein- 
flusses, den die liberale Mittelpartei bisher geltend machen 
konnte. Sache der Wähler ist es, durch Wahl von un- 
abhängigen Männern diesen Einfluss zu erhalten und zu 
verstärken. Ernste Hindernisse sind zu überwinden. Im 
Reichstag will das Centrum die ,, regierende Partei" sein. 
Von dort aus bedrückt es die Gesetzgebung wie die 
Landesverwaltung in Preussen, und im Abgeordnetenhause 
selbst haben die Konservativen schon jetzt beinah die 
Mehrheit. Rückläufigen Bestrebungen ist Thür und Thor 
geöffnet! 

Um dieser Gefährdung einer ruhigen inneren Ent- 
wicklung vorzubeugen, fordern wir unsere Freunde im 
Lande auf, entschlossenen Sinnes und voll Zuversicht in 
den Wahlkampf einzutreten und treue Anhänger der national- 
liberalen Partei zu wählen. Handle jeder auf seinem 
Posten nach besten Kräften zum Segen des Landes! 

44. Die Bewegung im konservativen Lager: Ergänzendes 

zum Tivoli-Programm 1896. 

Aus: Beschlüsse des Delegirtentages der Deutschen Konser- 
vativen Partei vom 19. und 20. November 1896. 

I. Der Delegirtentag der Deutschen Konservativen 
Partei stellt auch heute, wie es in dem Programm vom 
8. Dezember 1892 geschehen ist, die Erweckung, Erhal- 
tung und Kräftigung der christlichen Lebensanschauung an 
die Spitze seiner Aufgaben. Er erachtet den Kampf gegen 
die Sozialdemokratie als eine Hauptaufgabe der 
Parteien und der Regierung. Dem verhetzenden Treiben 
gewerbsmässiger Agitatoren, die jede göttliche und welt- 
liche Autorität untergraben, und die durch den Missbrauch 
politischer Freiheiten auf Zerstörung der christlichen Ge- 
sinnung im Volke hinarbeiten, muss durch energische 
Handhabung staatlicher Machtmittel ein Ziel gesetzt werden. 
Der Delegirtentag hält es besonders für geboten, dem 
stetigen Vordringen der Sozialdemokratie gegenüber vor 
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Parteizersplitterungen zu warnen. Die Vielheit kleiner 
Parteibildungen führt zur Ohnmacht gegenüber straff or- 
ganisirten Parteien. Es ist darum zu erwarten, dass kein 
konservativer Mann eine neue Parteibildung fördern werde, 
wenn auch diese angeblich auf konservativem Boden sich 
befindet oder Berührungspunkte mit dem konservativen 
Programm darbietet. Es muss vielmehr gefordert werden, 
dass Versuchen, neue Parteien auf Kosten der konservativen 
Partei zu gründen, entschieden und kräftig entgegengear- 
beitet werde. Es ist unzulässig, dass ein Mitglied der 
konservativen Partei gleichzeitig einer andern politischen 
Partei angehört. 

II. In Erwägung, dass von verschiedenen Seiten ver- 
sucht worden ist, über die so cialpolitis che Haltung der 
konservativen Partei Missverständnisse und Missdeutungen 
öffentlich hervorzurufen, erklärt der Delegirtentag : 

1) Die konservative Partei erachtet es für geboten, den 
in unserm Volksleben hervorgetretenen vielfachen sittlichen 
Schäden energisch entgegenzutreten. Sie steht nach wie 
vor auf dem Boden der Allerhöchsten Botschaft von 1881. 
Demgemäss wünscht sie nicht den Stillstand der Sozial- 
reform, sondern die planvolle Weiterführung derselben. 

2) Die Sozialreform ist nicht ausschliesslich oder wesent- 
lich als eine Angelegenheit der Lohnarbeiter zu erachten; 
sie hat sich vielmehr gleichmässig auf Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber und auf alle Produktivstände zu erstrecken. 

3) Die Arbeiterversicherungsgesetze bedürfen der Verein- 
fachung und Verbesserung. Der vor kurzem im „Reichs- 
Anzeiger 44 veröffentlichte Entwurf einer Abänderung der 
erwähnten Gesetze genügt in keiner Hinsicht. 

III. Der Delegirtentag erkennt gern an, dass im 
Rahmen der Kompetenz der Einzelstaaten die Fürsorge 
fürdieLandwirthschaft eine thatkräftigere geworden ist. 
Eine gleiche Fürsorge aber seitens der Reichsregierung ist 
noch immer zu vermissen; insonderheit ist die Ablehnung 
des Margarinegesetzes und des Quebrachozolles durch den 
Bundesrath uud die abweisende Haltung gegenüber den 
Wünschen auf Gleichstellung der landschaftlichen Pfand- 
briefe im Reichsbankverkehr zu beklagen. 

Die Abwehr der ausländischen unter den inländischen 
Produktionskosten erzeugenden Konkurrenz insonderheit in 
Getreide und Vieh ist das einzige durchgreifende Mittel, 
um die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse zu 
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heben und damit der Noth der Landwirtschaft abzuhelfen. 
Es ist darum Hauptaufgabe ebensowohl der konservativen 
Partei wie der Regierungen, unablässig auf Wege bedacht 
zu sein, um dieses Mittel in Anwendung zu bringen. 
Auch die internationale Regelung der Währungsfrage ist 
fortgesetzt im Auge zu behalten, und die auf Erreichung 
dieses Zieles gerichteten Bestrebungen sind wirksam zu 
fördern. 

Die Erhaltung des ländlichen Grundbesitzes, insbe- 
sondere auch des Kleinbesitzes, liegt der konservativen 
Partei besonders am Herzen. Darum ist eine grössere 
Anpassung unseres privaten Rechts an die Interessen der 
Landwirtschaft in die Wege zu leiten und das Ge- 
nossenschaftswesen auch zu Gunsten der Landwirt- 
schaft und des Handwerks in möglichster Ausdehnung zu 
fördern. 

IV. Der Delegirtentag giebt seiner Genugtuung da- 
rüber Ausdruck, dass die Gesetzgebung zum Schutze von 
Handwerk und Kleingewerbe in den letzten Jahren 
versucht hat fortzuschreiten. Dieser Beginn eines Fort- 
schritts ist in erster Linie der beharrlichen Initiative der 
konservativen Partei zu verdanken. In dem von der 
königlich preussischen Staatsregierung dem Bundesrate 
vorgelegten Gesetzentwurfe, betreffend die Organisation 
des Handwerks, erblickt der Delegirtentag einen be- 
deutungsvollen Schritt auf diesem Wege. Erfüllt dieser 
Entwurf auch nicht alle berechtigten Forderungen der 
Handwerker, so giebt er ihnen doch eine feste Organisa- 
tion und damit die Möglichkeit, besser als bisher die 
Interessen ihres Standes wahrzunehmen. Bei der grossen 
Bedeutung, die der Handwerkerstand auch noch heute als 
Kern des gewerblichen Mittelstandes hat, wird die kon- 
servative Partei für seine Erhaltung, wie für den Schutz 
der nationalen Arbeit überhaupt auch in Zukunft eintreten. 
Sie wird insonderheit darauf bestehen, dass die weiter- 
gehenden programmatischen Forderungen: Einführung des 
Befähigungsnachweises, Beseitigung der Wanderlager und 
Wanderauktionen, Beseitigung der Bevorzugungen des 
grossen Geldkapitals, erfüllt werden. 

Die Darstellung, als ob die Bestrebungen der kon- 
servativen Partei hinsichtlich eines genügenden Schutzes 
für Landwirtschaft, Handwerk und Kleinhandel einen 
gegen die Industrie gerichteten feindlichen Akt bedeuten, 
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ist unrichtig und tendenziös. Den Zollschutz, dem die 
Industrie ihre günstige Stellung zuzuschreiben hat, ver- 
dankt sie namentlich dem selbstlosen Eintreten der kon- 
servativen Partei, und in dieser Hinsicht hat sich die 
Stellungnahme der Partei nicht im geringsten geändert. 
Was aber verlangt werden muss, ist, dass nicht, wie 
beim Abschluss der geltenden Handelsverträge, Vortheile 
für die Industrie durch Preisgabe wesentlicher Interessen 
der Landwirtschaft erzielt werden. An der Gleich- 
stellung der übrigen nationalen Produktivzweige mit der 
Industrie in Bezug auf einen wirksamen Schutz ist fest- 
zuhalten, und dieses Bestreben sollte die deutsche Industrie 
nicht bekämpfen, sondern unterstützen. 1 ) 

45. Ein neues Programm der christlich-sozialen Partei. 

9. Juni 1896. 

Aus: Specht, Reichstagswahlen nebst den Programmen der 

Parteien. S. 20 ff. 

Grundlagen. 

1. Die christlich - soziale Partei erstrebt auf dem 
Grunde des Christenthums und der Vaterlandsliebe die 
Sammlung der vom christlich - sozialen Geiste durch- 
drungenen Volkskreise aller Schichten und Berufe. Indem 
sie, gemäss der dringenden Aufgabe der Zeit, ihre Auf- 
merksamkeit und Fürsorge besonders der Kräftigung des 
Mittelstandes und der Hebung der arbeitenden Klassen 
zuwendet, will sie doch allen schaffenden Ständen in 
Stadt und Land, der Landwirtschaft wie der Industrie 
und dem Handwerk, mit gleicher Freudigkeit dienen und 
auch für die gerechten Forderungen der Angestellten, be- 
sonders der mittleren und kleineren, in Staats-, Kom- 
munal- und Privatbetrieben kräftig eintreten. 

2. Die christlich-soziale Partei bekämpft deshalb alle 



1) Bei den Verhandlungen wurde im weiteren bemerkt: 
»Wir haben uns nach oben wie nach unten und allen Parteien 
gegenüber als eine durchaus selbständige Partei zur Geltung 
zu bringen. Wir haben uns davor zu hüten, dass wir eine 
lediglich agrarische Partei bilden. Wenn wir keine andere 
Frage als die agrarische betonen, so setzen wir uns selbst- 
verständlich dem Verdachte aus, lediglich eine Agrarpartei zu 
sein. Daraus machen die Gegner dann Grossgrundbesitzer — 
Junkerpartei u. s. w. Nach unserm Programm haben wir alle 
Produktivstände zu vertreten." 
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unchristlichen und undeutschen Einrichtungen, welche den 
inneren Zusammenbruch und den äusseren Umsturz herbei- 
führen müssen; insbesondere richtet sie ihre Waffen gegen 
den falschen Liberalismus und die drückende Kapitals- 
herrschaft, gegen das tibergreifende Judenthum und die 
revolutionäre Sozialdemokratie. Indem sie eine auf der 
Solidarität der Gesellschaft beruhende Wirtschaftsordnung 
anstrebt, verwirft sie ebenso die Forderung staatlicher 
Massnahmen im einseitigen Interesse des Besitzes, wie 
die Ausgestaltung der sozialen Bewegung zu einer Kampf- 
organisation gegen den Besitz und die Besitzenden. 

3. Die christlich-soziale Partei erblickt die vornehmste 
Hülfe für die Schäden unseres Volkes in der Geltend- 
machung der Lebenskräfte des Evangeliums auf allen Ge- 
bieten. Sie will Staat und Gesellschaft, Haus und Per- 
sönlichkeit unter den Einfluss des lebendigen und prak- 
tischen Christenthums zurückführen und dadurch für die 
Erneuerung des deutschen Geistes die allein wirksame 
Grundlage schaffen helfen. Als eine der ersten Bedingungen 
dazu fordert sie die Besetzung der Beamtenstellen, be- 
sonders der hervorragenden und autoritativen, mit sittlich 
tüchtigen Persönlichkeiten. 

4. Die christlich-soziale Partei sieht in dem korpora- 
tiven Aufbau des Volkes unter Festhaltung seiner poli- 
tischen Rechte das unbedingt nothwendige Mittel wider 
den gewaltsamen Umsturz des Bestehenden. Sie erstrebt 
eine mit Pflichten und Rechten ausgestattete Berufs- 
organisation für alle Stände und die Uebertragung poli- 
tischer Rechte auf diese korporativen Genossenschaften. 

5. Die christlich - soziale Partei verfolgt als Ziel die 
friedliche Lösung der sozialen Schwierigkeiten auf dem 
Wege einer starken Sozialreform durch die Verringerung 
der Kluft zwischen reich und arm und das ehrliche Zu- 
sammenwirken aller Stände an der Einheit, Freiheit, Ehre 
und Grösse des Vaterlandes unter der Führung eines volks- 
tümlichen Kaiserthums. 

Einzelforderungen. 
I. An die Staatspolitik. 

1. Eine starke Monarchie als Trägerin der sozialen 
Reform im Reich wie in den Einzelstaaten. 

2. Volle Selbständigkeit der Kirche. Leitung des 
Religionsunterrichts durch die Kirche. 
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3. Konfessionalität der Schule. Möglichste Durch- 
führung einer einheitlichen Volkserziehung in den ersten 
Schuljahren. Gesetzliche Zulassung freier Schulen unter 
staatlicher Aufsicht. Ausreichende Staatsbeihülfe zum Be- 
such höherer Schulen für begabte Kinder der unbemittelten 
Stände. 

4. Gesetzliche Neuordnung des Verhältnisses von 
Kirche und Schule, fachliche Schulaufsicht. 

5. Einrichtung der Staatsbetriebe zu arbeiterfreundlichen 
Musterbetrieben. 

6. Verstaatlichung geeigneter Berufszweige und Be- 
triebe da, wo es das Interesse des Gemeinwohls erfordert. 

7. Verminderung der Prozess- und Anwaltskosten 
und dadurch Erleichterung der Prozessführung für die ärmere 
Bevölkerung. 

8. Reichsgesetzliche Regelung des Vereins- und Ver- 
sammlungsrechtes. 

II. An die Wirtschafts- und Gewerbepolitik. 

1. Staatliche Massregeln zur Erhaltung eines gesunden 
und zur Einschränkung eines übergrossen Grundbesitzes. 

2. Reform des Hypothekenwesens im ländlichen Grund- 
besitz. Festsetzung der Verschuldungsgrenze. Ansässig- 
machung der ländlichen Arbeiter. Innere Kolonisation. 
Herstellung eines gerechten Verhältnisses in der Be- 
steuerung der Geschäfte über Mobilien und Immobilien. 

3. Obligatorische Fachgenossenschaften, beziehungs- 
weise Innungen, gemäss dem Bedürfnis des Handwerks. 
Befähigungsnachweis. Errichtung von Handwerkskammern. 
Sicherung der Bauhandwerker in ihren Forderungen. Ein- 
schränkung der Konkurrenz durch die Gefängnisarbeit. 

4. Beseitigung des unlauteren Wettbewerbs. 

5. Reform der Börse. Einschränkung des Differenz- 
geschäftes und Verbot desselben in Produkten. 

III. An die Sozialpolitik. 

1. Staatlich anerkannte Berufsvereine als Uebergang 
zu obligatorischen Genossenschaften. 

2. Staatliche Forderung genossenschaftlicher Produktion. 

3. Festsetzung der Arbeitszeit nach Fachgenossen- 
schaften. 

4. Schutz der Arbeiterbevölkerung gegen gesundheits- 
widrige Zustände in den Arbeitslokalen. 
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5. Zweckmässigem und gerechtere Regelung der be- 
stehenden Versicherungsgesetzgebung und Ergreifung von 
Massregeln zur Sicherung gegen unverschuldete Arbeits- 
losigkeit. 

6. Unentgeltlicher Arbeitsnachweis. 

7. Ausdehnung des Arbeiterschutzes auf die Haus- 
industrie. 

8. Thunlichste Durchführung der 36 stündigen Sonntags- 
ruhe. 

9. Ausdehnung der Sonntagsruhe auf die Angestellten 
des Verkehrs- und Schankgewerbes. 

10. Weibliche Assistenten der Fabrikinspektoren. 

11. Staatliche Regelung und Beaufsichtigung der 
Wohnungsverhältnisse. 

IV. An die Steuerpolitik. 

1 . Progression der Einkommen- und Vermögenssteuer 
unter Berücksichtigung des Familienstandes. 

2. Ausbildung der Erbschaftssteuer. 

3. Luxussteuern. 

V. Energische Kolonialpolitik. 

VI. In der Judenfrage. 

1. Ausschluss der Juden aus allen obrigkeitlichen 
Aemtern. 

2. Zulassung der Juden zu andern Aemtern und zur 
Advokatur nach dem Bevölkerungsverhältniss. 

3. Verhinderung des Ueberwucherns der Juden an den 
christlichen höheren Knaben- und Mädchenschulen und der 
jüdischen Lehrkräfte an den Universitäten. 

4. Verbot der Judeneinwanderung. 

VII. In der Frauenfrage. 

1. Ausdehnung der weiblichen Berufsarten. 

2. Einschränkung der Fabrikarbeit verheiratheter Frauen» 

46. Die Bewegung in Süddeutschland: Programm der 
Deutschen Volkspartei vom 21. September 1805. 

Aus: Die deutsche Volkspartei, Organisations-Kalender. 
Stuttgart 1898. Herausgegeben vom Parteisekretariat 

I. Die Deutsche Volkspartei ist eine Partei des poli- 
tischen Fortschritts; sie bekennt sich zu den demokra- 
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tischen Grundsätzen der Freiheit und Gleichheit und ver- 
langt die gleichartige Mitwirkung aller Staatsbürger bei 
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung, die Durch- 
führung der Selbstregierung des Volkes im Staate. 

II. Die Volkspartei ist eine Partei der nationalen 
Gemeinschaft und der bundesstaatlichen Selbst- 
verwaltung. Sie tritt ein für die unverbrüchliche Einheit 
des deutschen Vaterlandes, wie für die Erhaltung der 
Selbständigkeit und der Gleichberechtigung der deutschen 
Volksstämme. 

III. Die Volkspartei ist eine Partei der sozialen und 
wirtschaftlichen Reformen. Sie anerkennt, dass die 
staatlichen und gesellschaftlichen Fragen untrennbar sind, und 
dass die wirtschaftliche und soziale Hebung der abeitenden 
Klassen und die Verwirklichung der politischen Freiheit 
sich gegenseitig bedingen. Sie erstrebt den friedlichen 
Ausgleich der sozialen Gegensätze in einer die Freiheit 
des Einzelnen verbürgenden Gesellschaftsordnung. 

IV. Die Volkspartei ist eine Partei des Friedens. 
Sie erkennt im Kriege und im Militarismus die schwerste 
Schädigung des Volkswohlstandes, wie der Kultur und 
Freiheitsinteressen. Sie erstrebt einen Friedens- und 
Freiheitsbund der Völker. 

Kraft dieser Grundsätze verlangt die Deutsche Volks- 
partei zur Verwirklichung des demokratischen Staates das 
Eintreten ihrer Mitglieder bei Wahlen, in Volksvertretung, 
Presse, Versammlungen und Vereinen vor allem für folgende 
Forderungen: 

Bestimmung der staatlichen Politik durch den Mehr- 
heitswillen der parlamentarisch vertretenen Nation. 

Volle Vereins-, Versammlungs- und Pressfreiheit. 

Allgemeines gleiches direktes und geheimes Wahl- 
recht für alle Vertretungen in Reich, Staat und Gemeinde 
unter Berücksichtigung der Minderheiten, Sicherung der 
Wahlfreiheit, kurze Legislaturperioden, gerechte Wahlkreis- 
einteilung, Diäten für die Abgeordneten. 

Gesetze zur Verwirklichung der Verantwortlichkeit 
der Minister gegenüber der Volksvertretung für ihre ge- 
samte amtliche Tätigkeit in Reich, Einzelstaat und Bundes- 
rat, Öffentlichkeit der Sitzungen des Bundesrats bei Be- 
ratung und Abstimmung über Gesetzentwürfe. 

Ausbau unseres Verfassungslebens durch Einführung 
der Volksabstimmung über grundlegende Gesetze. 

Salomon, Parteiprogramme. II. 8 
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Verstärkte Mitwirkung des Volkes bei der Recht- 
sprechung, Gewährleistung für unparteiische Berufung der 
Schöffen und Geschworenen, Schwurgerichte für poli- 
tische und Pressvergehen, Entschädigung für unschuldig 
erlittene Untersuchungs- und Strafhaft, Einführung der 
bedingten Verurteilung und der Berufung gegen Straf- 
kammerurteile, Abschaffung der Todesstrafe, Beseitigung 
des Anwaltzwanges und des Anklagemonopols der Staats- 
anwaltschaft. 

Freiheit des Glaubens, der Wissenschaft und des 
Unterrichts, Trennung der beiden nach Wesen und Auf- 
gabe verschiedenen Gebiete von Staat und Kirche. Selb- 
ständigkeit und Hebung der Schule unter fachmännischer 
Aufsicht, einheitliche Volksschule, gesetzliche Regelung des 
Schulwesens, Unentgeltlichkeit des Unterrichts und der 
Lehrmittel. 

Umgestaltung des Heereswesens in volkstümlichem 
Geist, kurze Präsenzzeit unter Abschaffung des Vorrechts 
der Einjährig -Freiwilligen, Reform des Offizierpensions- 
wesens, Öffentlichkeit und Mündlichkeit sowie Ständigkeit 
der Militärgerichte, Beschränkung der Militärgerichtsbar- 
keit auf militärische Vergehen, Milderung der militärischen 
Strafen und Strafarten, Sicherung des Beschwerderechts. 

Durchführung des bundesstaatlichen Prinzips durch 
das ganze Reich, freiheitlichen Ausbau der staatlichen Ein- 
richtungen in den einzelnen Bundesstaaten auf Grund der 
Selbstverwaltung. 

Verwerfung jeder Ausnahme- und Klassengesetz- 
gebung. 

Hebung des Volkswohlstandes und Schutz der wirt- 
schaftlich Schwachen, Förderung der Verkehrsfreiheit, 
keinerlei staatliche Bevorzugung von Kartellen und Ringen 
des Grosskapitals, Erweiterung des Kreises der nicht 
pfändbaren Vermögensstücke. 

Freiheit für den Privatbetrieb und das Erwerbsleben 
des Einzelnen, Betrieb der für die Zwecke der Allgemein- 
heit bestimmten Einrichtungen durch Staat oder Gemeinde 
da, wo der Privatbetrieb zu einer das Gemeinwohl schä- 
digenden Monopolwirtschaft führt. 

Förderung des Genossenschaftswesens, insbesondere 
der städtischen und ländlichen Genossenschaften für Per- 
sonal- und Gründkredit, sowie der Verbände für gemein- 
same Beschaffung von Wohnungen, Arbeitswerkzeugen, 
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Rohstoffen für Gewerbe und Landwirtschaft und für ge- 
meinsame Herstellung und Verwertung von Arbeitserzeug- 
nissen, ferner der Handwerkervereinigungen, Berufs- 
vereine und Gewerkschaften, soweit durch dieselben die 
gewerbliche Freiheit nicht beschränkt wird. 

Erhaltung und Kräftigung des bäuerlichen und ge- 
werblichen Mittelstandes, Steigerung der Produktivität des 
Bodens und der Leistungsfähigkeit der mittleren und 
kleineren Betriebe, planmässige Nutzbarmachung der tech- 
nischen Fortschritte und Hilfsmittel für dieselben, Schaffung 
selbständiger Organe für die Landwirtschaft und das Hand- 
werk zu unabhängiger Beratung der Regierung und sach- 
kundiger Ratserteilung an die Berufsgenossen, Ausbreitung 
landwirtschaftlicher und gewerblicher Unterrichtsanstalten, 
allgemeine Einrichtung von Versuchsstationen, Bestellung 
von Meliorationstechnikern und gewerblichen Wander- 
lehrern; 

daneben für die Landwirtschaft: Hebung der Vieh- und 
Pferdezucht sowie der landwirtschaftlichen Neben- 
betriebe, Vermehrung der kleineren und mittleren Be- 
triebe durch innere Kolonisation, Reform des Jagdrechts 
und des Wildschadenersatzes, Aufhebung der Fidei- 
kommisse, Beschränkung der Vermögensansammlung in 
der toten Hand; für das Gewerbe: gerechte Ausge- 
staltung des Submissionswesens, Bekämpfung des un- 
ehrlichen Wettbewerbs, Pflege des Kunstgewerbes, Be- 
seitigung der Schäden der Gefängnisarbeit. 

Unbeschränkte Koalitionsfreiheit, Erlass ausreichender 
Gesetze zum Schutze der Arbeiter und der Bediensteten 
in sittlicher und gesundheitlicher Beziehung, insbesondere 
in den gesundheitsgefährlichen Gewerbezweigen und in 
der Hausindustrie, gänzliche Aufhebung der Kinderarbeit, 
weitere Einschränkung der Nachtarbeit, der Frauenarbeit 
und der Beschäftigung jugendlicher Arbeiter, gesetzliche 
Einführung eines Arbeitstages von höchstens 10 Stunden, 
in Bergwerken und gesundheitsgefährlichen Betrieben von 
8 Stunden, Vermehrung der Gewerbeinspektoren unter 
Zuziehung von Hilfskräften aus dem Kreise der Arbeiter 
und Arbeiterinnen, Ausbildung der Staatswerkstätten zu 
Musteranstalten, internationale Vereinbarungen zur Regelung 
der Arbeiterverhältnisse. 

Einsetzung von Einigungsämtern zur friedlichen Er- 
ledigung der Lohnfrage auf Grundlage der Gleichberech- 
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tigung von Arbeitgebern und Arbeitern unter Leitung und 
Aufsicht der Gemeindebehörden, Schaffung von Anstalten 
für unentgeltlichen Arbeitsnachweis und Auskunftserteilung 
auf gleicher Grundlage, Errichtung staatlicher Arbeits- 
ämter. 

Vereinigung, Vereinfachung und Verbilligung der Ver- 
sicherungen gegen Krankheit, Unfall, Alter und Invalidität 
auf Grund des Umlageverfahrens, Förderung der Ver- 
sicherung gegen unverschuldete Arbeitslosigkeit auf kom- 
munaler Grundlage und in Verbindung mit den Anstalten 
für Arbeitsnachweis. 

Sparsamkeit im Staatshaushalt, Ersetzung der in- 
direkten Steuern durch ein einheitliches System direkter 
Einkommens-, Vermögens- und Erbschaftssteuern mit Pro- 
gressivsätzen. 

Verbilligung der Eisenbahntarife für Güter- und Per- 
sonenverkehr, Mitwirkung der Volksvertretung bei Fest- 
setzung der Post- und Eisenbahntarife. 

Unterstützung aller Bestrebungen, welche der An- 
näherung der Völker, dem friedlichen Ausgleich der zwischen 
ihnen entstehenden Streitigkeiten und der gegenseitigen 
Verminderung der Kriegsrüstungen dienen, Einsetzung 
ständiger internationaler Schiedsgerichte. 

Mitwirkung des Reichstages bei der Entscheidung 
über Krieg und Frieden. 

47-48. Das Centrum 1883-1896. 

Aus: Das Centrum an der Jahrhundertwende. 1900. 

a) Wahlaufruf zum Reichstage. 24. Mai 1893. 

Zum dritten Mal seit fünfzehn Jahren ist der Reichs- 
tag aufgelöst, zum zweiten Mal aus Anlass einer Heeres- 
vorlage, zum ersten Mal um einer Frage willen von so 
grundsätzlicher Bedeutung wie die, welche nun zu des 
Volkes Entscheidung steht. Nicht um das Dasein, die 
Ehre und die Zukunft des Vaterlandes gegenüber seinen 
äusseren Feinden handelt sichs. In der Erhaltung des 
Reichs und seiner Sicherheit nach aussen giebt es in 
Deutschland keinerlei Parteiung. Streitig ist einzig, wie 
das Reich am besten erhalten, in sich gefestigt und vor 
innerem und äusserem Feind zugleich gesichert wird. Die 
Umwandlung des Reichs in einen Militärstaat, ein stehendes 
Heerlager bereits in Friedenszeiten, die dauernde Heran- 
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Ziehung des letzten halbwegs waffenfähigen Mannes, die 
bleibende übermässige Belastung des notleidenden Nähr- 
standes für den Wehrstand bis zur Erschöpfung vor dem 
Krieg: das ists, worum der nun entfachte Kampf geht 
Er war zu wichtig für die ganze Zukunft unseres Volks- 
und Verfassungslebens, als dass wir nicht schon darum 
ihn zur Entscheidung des deutschen Volkes selber bringen 
mussten. In diesem Sinne wird der Widerspruch gegen 
die Militärvorlage Caprivi und den von den verbündeten 
Regierungen aufgenommenen Antrag Huene im Vorder- 
grund der jetzigen Wahlbewegung stehen, das Feld- 
zeichen des Centrums in der Wahlschlacht sein. 

So nach wie vor sind wir bereit, für Heer und Flotte 
Alles, was zur Wehrhaftigkeit des Reiches erforderlich ist, 
zu bewilligen. Allein wir fordern auch die volle freie Mit- 
bestimmung der Volksvertretung darüber, was zu dem 
Zweck in Wahrheit nöthig ist, wie die Verfassung sie ge- 
währleistet. So nach wie vor halten wir ein starkes, schlag- 
fertiges Landheer und eine ausreichende Seemacht in der 
gegenwärtigen Zeit und Angesichts der Lage Deutschlands 
in Europa für unentbehrlich. Allein wir können unser Auge 
nicht vor der gleich wichtigen Notwendigkeit verschliessen, 
die finanziellen und die wirthschaftlichen Verhält- 
nisse des Reiches, der Einzelstaaten und des Volkes, welche 
zur Zeit in einem durchaus unbefriedigenden Zustande sich 
befinden, dabei aufs Sorglichste zu schonen und zu pflegen. 
So nach wie vor achten wir die Bestimmung der Ver- 
fassung heilig, dass jeder Deutsche wehrpflichtig. Allein 
nicht minder unbeugsam bekennen wir uns zu den unter 
Zustimmung der verbündeten Regierungen von nahezu dem 
ganzen Reichstag erst vor drei Jahren angenommenen 
Resolutionen Windthorst, nach deren erster die wirkliche 
Heranziehung aller wehrfähigen Mannschaften zum aktiven 
Dienst dem Deutschen Reich und Volk geradezu uner- 
schwingliche Lasten auferlegen würde. So nach wie vor 
erachten wir die Einführung der gesetzlichen zweijährigen 
Dienstzeit bei den gesammten Fusstruppen für wünschens- 
werth und durchführbar und werden gern bewilligen, wie 
wir dies auch jetzt gewollt, was dazu innerhalb der gegen- 
wärtigen Friedenspräsenzstärke an Erhöhung des Re- 
kruten- Kontingents, an Durchschnittsstärke und vermehrten 
Ausbildungspersonal nöthig ist. Allein wir halten fest daran, 
dass — insbesondere nach der durch uns errungenen Dis- 
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positions-Urlauber- Vermehrung von 1890 — die zweijährige 
Dienstzeit für Ausgleichsmassnahmen zu theuer ist, die 
eine Erhöhung des Personalbedarfs um sechzigtausend Mann, 
des dauernden Geldaufwandes um jährlich vierzig, des ein- 
maligen um zweiunddreissig Millionen Mark bedeuten, und 
mit denen weitere Forderungen an Geld und Mannschaften 
in Höhe von jährlich zwanzig und einmalig fünfunddreissig 
Millionen Mark und dreiundzwanzigtausend Mann verquickt 
werden. Am allerwenigsten konnten und können wir dem 
Ausgangspunkt und Ziel der jüngsten Vorlage der Ver- 
bündeten Regierungen und der von diesen gutgeheissenen 
Abänderungsanträge zustimmen, dem Grundsatze der 
vollen Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht, 
wenn auch bei Einführung der zweijährigen Dienstzeit für 
die Fusstruppen. Hier schieden und hier scheiden sich die 
Wege. Wir mussten Vorschlägen die Zustimmung versagen, 
welche die mit der schliesslichen Verwirklichung der allge- 
meinen Wehrpflicht verknüpfte, auf die Dauer unerträgliche 
Belastung des Volkes nothwendig zur Folge hatten und 
auf die obwaltenden hochbedenklichen wirtschaftlichen und 
Sozialzustände unseres Landes keine Rücksicht nahmen. 
Wir mussten dies bei voller, ernstester Würdigung der 
politischen Lage und der Verantwortung, die uns dieselbe 
auferlegte. Wir thaten es aus eigenster, bester Ueber- 
zeugung, fühlten und wussten uns jedoch bei solcher Haltung 
eins mit dem Volke, das uns nach Berlin entsendet, und 
treu den Ueberlieferungen unserer Vergangenheit und den 
Verheissungen unseres Parteiprogramms wie aller unserer 
früheren Ansprachen an unsere Wähler. Wir werden 
den darin beschlossenen Grundsätzen auch ferner 
treu bleiben; wir wollen die Resolutionen Windhorst, 
welche diejenigen des aufgelösten Reichstages sind, als 
Richtschnur aller künftigen Behandlung von Heeresfragen 
in den neuen Reichstag hinüber tragen, und wiederholen 
in diesem Sinn, was unser Wahlaufruf von 1884 ausge- 
sprochen. (Vgl. S. 44) 

Im Uebrigen hat die Fraktion nicht Noth, ihr altes 
Programm, für das in achtmaliger Wahl Millionen Wähler 
ihre Stimmen abgegeben, neu zu entwickeln und zu 
empfehlen. Wie es sich in die Herzen der Partei hinein- 
gelebt, so bürgt die Treue, womit die Fraktion in schweren 
Stunden sich zu einem wesentlichen Satz dieses Programms 
bekannt hat, auch für dessen Festhaltung in allen anderen 
Punkten und in aller Zukunft. 
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Nicht Augenblickes Nützlichkeit, Gerechtig- 
keit ist das Fundament der Reiche. Was der Ge- 
rechtigkeit entspricht, ist einzig wahrer Vortheil, und wahrer 
Nachtheil, was ihr widerstreitet. Wir halten für geboten, 
dies ursprüngliche Motto der Partei auch heute wieder 
voran, der Politik blosser Zweckmässigkeit oder Gewalt 
diejenige des ewigen Rechtes gegenüber zu stellen. 

„Das oberste Gesetz ist die Verfassung. Sie 
vor Allem muss in der Ehrfurcht und in der Sitte der Nation 
sich befestigen; ihre Bestimmungen müssen allseitig ge- 
achtet werden." In diesem feierlichen Wort unseres er- 
habenen Dulderkaisers Friedrich ist unsere ganze Haltung 
seit der Gründung der Partei bestätigt. Ohne gewissen- 
hafte Achtung der Verfassung sind alle anderen Errungen- 
schaften auf die Dauer werthlos, ist jede staatliche und 
gesellschaftliche Ordnung, die innere und die äussere 
Sicherheit - des Reiches gefährdet. Auf diesem uner- 
schütterlichen Grund muss unser Rechts- und Wirtschafts- 
leben sich entwickeln. Demgemäss halten wir insbesondere 
unverbrüchlich fest an der Reinhaltung, Behauptung und vollen 
Auswirkung des geschichtlichen und verfassungs- 
mässigen Grund-Charakters des Deutschen Reichs 
als eines Bundesstaates und an den von unseren ver- 
dienten Vorkämpfern mühsam errungenen Gerechtsamen 
des deutschen Volkes und seiner verfassungs- 
mässigen Vertretung auf Grund des allgemeinen, 
gleichen, unmittelbaren und geheimen Wahlrechts 
und werden für den wirksamen Schutz des Wahlgeheimnisses 
und der Wahlfreiheit die Obsorge treffen, welche seit- 
herige Erfahrungen nothwendig und unaufschieblich machen. 

Ohne Gewissensfreiheit keine bürgerliche, keine 
gesellschaftliche, keine wahre Freiheit! Der sogenannte 
„Culturkampf" ist auch heute noch nicht beendet. Seine 
Versumpfung unter schillernder Decke wohlmeinender 
Freundlichkeit würde das Volksleben unheilvoller, als seine 
Wiederaufnahme in vollster Rücksichtslosigkeit, vergiften. 
Diese Wunde, die allergefährlichste, an welcher Deutsch- 
land blutet, bald und ganz zu schliessen, die vollste Frei- 
heit des Gewissens und der Religion, Selbst- 
ständigkeit und freieste Bewegung, vertrauens- 
volle Achtung für die Kirche, die vollste Gleich- 
berechtigung der anerkannten christlichen Be- 
kenntnisse und ihrer Anhänger auf jeglichem Gebiet des 
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öffentlichen Lebens endlich herbeizuführen, wird unser 
wichtigstes und patriotischestes Ziel sein. Vor Allem 
muss das Ausnahmegesetz wider den Jesuiten- und 
die ihm angeblich verwandten Orden aufgehoben 
werden. Wir werden diesen Antrag, auf dessen Be- 
rathung wir zur Zeit des Zedlitz'schen Schulgesetzentwurfs 
verzichtet hatten und welcher jetzt durch die Reichstags- 
auflösung von der Verhandlung ausgeschlossen worden 
ist, alsbald von Neuem einbringen und keiner politischen 
Lage zu Liebe mehr ausser Verhandlung setzen. Wir 
werden ihn so lange wiederholen, bis Reichstag und ver- 
kündete Regierungen mit uns erkennen werden, dass nicht 
confessionelle Vorurtheile und Abneigungen, sondern nur 
das verfassungsmässige Recht der freien Religionsübung 
sowie das ursprünglichste Recht an's Vaterland, das 
Heimathsrecht, hier die Entscheidung fällen dürfen und 
dass nach Aufhebung des Ausnahmegesetzes wider die 
Sozialdemokratie die Aufrechterhaltung desjenigen wider 
katholische Ordensmänner und Ordensfrauen zehnfach ver- 
letzen und verbittern muss. 

„Nur ein auf der gesunden Grundlage von Gottes- 
furcht in einfacher Sitte aufwachsendes Geschlecht wird 
hinreichende Widerstandskraft besitzen, die Gefahren zu 
tiberwinden, welche unserer Zeit für die Gesammtheit er- 
wachsen. 44 Bereits vor 15 Jahren haben wir auf die ent- 
scheidende Bedeutung hingewiesen, welche die Erhaltung 
und Wiederbelebung religiöser, vor Allem gläubig-christ- 
licher Gesinnung für die Bekämpfung der Wahnlehren 
des Liberalismus und des Sozialismus hat, und welche 
10 Jahre nachher das obige Kaiserwort hervorhob. In dieser 
Bekämpfung wird das Centrum jederzeit den Reigen führen. 
Dies ist von allen Seiten, erst jüngst wieder sogar in 
heftigster Befehdung von dem Reichskanzler, und nicht 
minder vom Liberalismus und vom Sozialismus selber, an- 
erkannt und wird, je dringender und grösser die Gefahr, 
um so bedeutsamer hervortreten. Mehr als zuvor gilt 
es im gegenwärtigen Wahlkampf, des unversöhnlichen 
Gegensatzes sich bewusst zu bleiben, der eine Partei, die 
in dem positiven Christusglauben wurzelt, von dem ge- 
waltig aufstrebenden Sozialismus trennt. Wenn nach dem 
Ausspruch eines seiner Wortführer,, kein überzeugter So- 
zialdemokrat auf die Dauer ein Gottesgläubiger sein kann 44 , 
muss, wer dem Centrum angehören will, standhaft davon 



Digitized by Google 



C. Aus der Parteibewegung von 1893—1900. 



121 



durchdrungen sein, dass kein gläubiger Christ auch nur 
vorübergehend und in Einzelfragen mit der Sozialdemo- 
kratie liebäugeln darf. Nicht Umsturz der bestehenden 
Ordnung kann die Heilung des kranken Erwerbs- und 
Wirthschafts-, Staats- und Gesellschaftslebens bringen, 
sondern allein die Wiederherstellung des Christen- 
thums als Grundlage unseres gesammten, des 
öffentlichen wie des privaten Lebens, unserer Gesetz- 
gebung und Verwaltung, das unbarmherzige positive Vor- 
gehen gegen die unchristliche liberale Gesetzgebung, wie 
wir dies jederzeit gefordert, unermüdlich angeregt, hingebend 
unterstützt haben. Bei der Arbeiterversicherungs- 
und Arbeiterschutz-Gesetzgebung, bei der Neu- 
regelung des Innungswesens und den Bemühungen um 
Einführung des gewerblichen Befähigungsnachweises, 
bei der Zurückdrängung des unlauteren Wettbewerbs 
in Handel und Gewerbe, des Wuchers, des Abzahlungs- 
Unwesens und eines gefährlichen Hausirens, bei Umkehr 
zu einer den Interessen der vaterländischen Produktion 
in Landwirtschaft und Industrie gerecht werdenden Zoll- 
und Wirthschaftspolitik, endlich zur berufsorgani- 
satorischen Zusammenfassung und Vertretung der 
Landwirthschaft — haben wir den Vortritt genommen 
oder eine ausschlaggebende Mitwirkung geübt. Wir 
werden unbeirrt auf diesem Wege weiter wandeln und, 
was wir gestern nicht erreichen konnten, morgen zu erstreben 
nicht erlahmen. In dem Bewusstsein der verfassungs- 
mässigen Pflicht jedes einzelnen Abgeordneten, „Ver- 
treter des gesammten Volkes" zu sein, werden wir 
jede Sonderinteressen-Vertretung, sie möge heissen 
wie sie wolle, nachdrücklich bekämpfen, weil sie der Tod 
unseres Verfassungslebens und die unbillige Gefährdung 
aller anderen gleichberechtigten Interessen unseres weiten, 
von den verschiedenartigsten und oft entgegengesetzten 
Interessen bewegten Vaterlandes wäre. Aber wir werden 
bei der unverdrossensten Fürsorge für jedes 
Einzelinteresse in gleich austheilender Gerechtigkeit und 
thatkräftiger Hingebung an die Gesammtheit die wider- 
strebenden Interessen billig gegeneinander ab- 
zugleichen und zu des Ganzen wie der Theile 
Wohlfahrt miteinander zu versöhnen suchen. Unsere 
Zusammensetzung aus allen deutschen Gauen und allen 
Berufsarten der vaterländischen Gesellschaft weist uns 
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darauf ganz besonders hin und befähigt uns dazu ganz be- 
sonders; und unser Grundsatz, dass die idealen In- 
teressen der Reichsgemeinschaft allen materiellen 
Interessen der Angehörigen des Reiches vor- 
gehen und immer vorgehen müssen, wird uns dabei vor 
Irrungen und Unrecht wahren. 

Den Handelsverträgen mit Oesterreich-Ungarn 
und Italien haben wir zugestimmt, weil sie die Festlegung 
der Schutzzölle wenigstens in der Höhe dieser Verträge 
auf zwölf Jahre mit sich brachten ; weil sie dem politisch- 
militärischen Dreibund eine wirtschaftliche Unterlage und 
damit grössere Festigkeit und Bürgschaft der Dauer 
gaben; und weil ohne dieselben, mit dem unmittelbar be- 
vorstehenden Ablauf früherer Abmachungen, ein wilder 
Zollkrieg gerade unter den Verbündeten zugleich die hei- 
mische Industrie und Landwirtschaft und das für Deutsch- 
lands Sicherheit und die Erhaltung des Weltfriedens so 
nothwendige Bündniss geschädigt haben würde. In dem 
erhebenden Bewusstsein, dass der „Neue Kurs" zu dieser 
seiner besten vaterländischen Thatohne die Mitwirkung 
des Centrums nie im Stand gewesen wäre, lassen die 
neuesten Anklagen von dieser Seite auf Mangel aufrichtiger 
opferfreudiger Liebe zu Vaterland und Reich uns doppelt 
kalt. Bei künftigen Handelsvertrags-Vorlagen sollen die 
Interessen deutscher Landwirtschaft und deutschen Gross- 
und Kleingewerbes vorwiegend für uns massgebend und 
unserer genauesten Prüfung und sorgfältigsten Abwägung 
doppelt versichert sein. 

Die Hebung des so tief darniederliegenden ge- 
meinen Wohlstandes ist unaufschieblich. Ihr muss die 
Aufmerksamkeit und Thatkraft der Gesetzgebung in nächster 
Zeit besonders zugewendet bleiben. Gemeinnützige Aus- 
gaben sollen in grösserem Umfang als seither gemacht, im 
Uebrigen soll weise Sparsamkeit geübt werden. Vor 
Allem thut eine entschlossene Reform der Reichsfinanz- 
und Steuerwirthschaft noth. Dem unaufhörlichen An- 
wachsen der öffentlichen Schuld- und Zinsenlast muss Ein- 
halt und für vernünftige Tilgung dieser Last muss ehe- 
möglichst Vorsorge geschehen. Wir halten fest an unserem 
früheren Ausspruch, dass wir keine Vermehrung der Ab- 
gaben, sondern deren thunlichste Verminderung und ge- 
rechtere Verteilung unter gebührender Entlastung der 
schwächeren Schultern wollen. Verbrauchssteuern mit dem 
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Charakter von Luxussteuern an Stelle mancher jetzigen 
indirekten Abgaben werden ein sehr diensames Mittel 
hierzu sein. Dagegen werden wir den Monopolen mit 
ihrem für die wirtschaftlichen Interessen wie die poli- 
tischen Rechte gleich bedrohlichen Charakter wie früher, 
so auch jetzt entgegen sein. 

Der Augenblick ist ernst, das Deutsche Reich hat 
keinen ernsteren erlebt. Auf Jahre hin, vielleicht für 
immer, wird die bevorstehende Reichstagswahl für unser 
Rechts- und Verfassungs- wie für unser wirtschaftliches 
Leben entscheidend, der Wahlkampf wird gewaltiger als 
alle früheren sein. Den alten Widersachern haben sich 
neue zugestellt; in seinen Kampfmitteln ist keiner der- 
selben wählerisch. Es gilt, wie Mauern festzustehen, 
bis auf den letzten Mann die Pflicht zu thun. Nur 
so kann der von allen Seiten hart berannte Centrums- 
thurm auch dieses Mal unüberwindlich bleiben. 

Wohlan also! In unsere, der Wähler, Hand legt die 
Verfassung die volle Hälfte der Verantwortung für Deutsch- 
lands Wohl und Wehe. Erinnern wir uns dess zu dieser 
Zeit, am Tage der Wahl! An dem Entscheidungstage 
möge nicht einer unserer Freunde fehlen! Das 
Vaterland, die ruhmreiche Vergangenheit, das eigene Ge- 
wissen ruft uns zu: Vorwärts in enggeschlossenen, 
vollzähligen Reihen, vorwärts in alter Tüchtig- 
keit zur Wahl! Vorwärts mit Gott für Wahrheit, 
Freiheit und Recht! 

b) Entwurf zu einem katholisch-sozialen Programm. 

Aus: Der Germania No. 173. Zweite Beilage vom Sonntag 

den 30. Juli 1893. 

Die unchristlichen Anschauungen des Liberalismus von 
der schrankenlosen Freiheit und von dem unbeschränkten 
Eigenthumsrechte des Menschen haben in die gesellschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Gegenwart 
grosse Verwirrung gebracht. Die Verwirklichung dieser 
Grundsätze in der Gesetzgebung führte zu dem sogenannten 
Rechte des wirtschaftlich Stärkern und zur Verkennung 
der Würde und der Rechte der Arbeit, überantwortete die 
Arbeit auf Gnade und Ungnade dem Kapital, zerstörte zum 
grossen Theil den sesshaften Mittelstand, bewirkte die 
Anhäufung des irdischen Besitzthums in wenigen Händen 
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und die Verarmung der grossen Masse, machte den arbeiten- 
den Ständen die Erreichung der irdischen Wohlfahrt fast 
zur Unmöglichkeit. 

Die katholischen Sozialpolitiker sehen hierin einen 
ungesunden, unhaltbaren und zum Ruin der Gesellschaft 
führenden Zustand, der dringend Abhilfe erheischt. 

Sie verwerfen die Anschauungen und Grundsätze des 
Liberalismus, welche diesen Zustand herbeigeführt haben. 

Sie verwerfen auch die Bestrebungen der Sozial- 
demokratie, alle Produktionsmittel dem privaten Besitz zu 
entziehen und der Gesellschaft zu übertragen, weil dieses 
dem natürlichen Rechte des Menschen auf eigenen Erwerb 
widerspricht, den Menschen entwürdigt und das friedliche 
und gedeihliche Zusammenleben unmöglicht macht. 

Sie halten eine Heilung der sozialen Schäden der 
Gegenwart nur für möglich, wenn das gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Leben nach den Grundsätzen des 
Christenthums eingerichtet wird, wie solche in den Enzy- 
kliken des ruhmreich regierenden Papstes über die christ- 
liche Staatsverfassung und über die Lage der Arbeiter 
niedergelegt sind. 

Sie erachten es als eine der wichtigsten Aufgaben 
einer wohlgeordneten bürgerlichen Gesellschaft, die mate- 
riellen Interessen Aller in der Weise zu fördern, dass dem 
in der Natur des Menschen begründeten Streben nach 
Freiheit und Selbständigkeit Rechnung getragen wird. Zu 
dem Zwecke erstreben sie eine gleichmässigere Vertheilung 
der irdischen Güter bei privatem Erwerb und Besitz auf 
der Grundlage eines die breitesten Schichten des Volkes 
umfassenden Mittelstandes. Als das beste Mittel zur Her- 
stellung und Erhaltung eines lebensfähigen Mittelstandes 
betrachten sie die ständische Organisation der einzelnen 
Berufe zum Schutze und zur Förderung der gemeinsamen 
und gegenseitigen Interessen. 

Die katholischen Sozialpolitiker erblicken daher das 
Ziel ihrer sozialen Reform-Bestrebungen in der Organisation 
der Gesellschaft nach Berufsständen auf christlicher Grund- 
lage und zwar in einer den gesellschaftlichen und wirt- 
schaftlichen Verhältnissen der Gegenwart angepassten 
Form mit durch Staatsverfassung garantirten Rechten der 
Selbstverwaltung, sowie der Vertretung ihrer Interessen 
bei der staatlichen Gesetzgebung. 

Um die allmählige Erreichung dieses Zieles zu er« 
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möglichen und zu erleichtern, stellen die katholischen 
Sozialpolitiker an den Staat die Forderung, alle auf die 
berufsgenossenschaftliche Organisation hinzielenden Be- 
strebungen, welche fussen auf den Grundsätzen der christ- 
lichen Gerechtigkeit und Liebe, zu schützen und zu fördern. 
Sie verlangen sodann insbesondere: 

I. Für die Grossindustrie: 

Die Leistung von Garantien für neu ins Leben zu 
rufende grossindustrielle Unternehmungen hinsichtlich der 
Fähigkeit und Unbescholtenheit der Leitung, hinsichtlich 
des zur Fortführung erforderlichen Kapitals, hinsichtlich 
der gesundheitlichen Verhältnisse des Ortes, sowie der 
berechtigten Interessen der umwohnenden Bevölkerung. 
Vervollkommnung der Arbeiterschutzgesetze zum Zwecke 
einer gewerblichen Ausbildung, einer gerechten Entlohnung* 
einer gesicherten, stufenweise aufsteigenden Stellung und 
einer würdigen Behandlung der Arbeiter; eine den Pro- 
duktionsverhältnissen angemessene Verkürzung der Arbeits- 
zeit; allmälige Beseitigung der Fabrikarbeit für verheirathete 
Frauen ; Einschränkung der Fabrikarbeit für un verheirathete 
weibliche Personen auf die ihrem Geschlechte und Berufe 
entsprechenden Verrichtungen; Beseitigung der gewerb- 
lichen Kinderarbeit in fremdem Dienste; Regelung und 
Überwachung der Hausindustrie im Dienste des Gross- 
unternehmertums; Einführung von Arbeiterausschüssen mit 
gesetzlich garantirten Rechten. Vereinigungsfreiheit der 
Arbeiter zum Schutze und zur Förderung wirtschaftlicher 
Interessen, Förderung von genossenschaftlichen Organisa- 
tionen, welche Arbeitgeber und Arbeiter umfassen und 
Jedem seine Rechte garantiren. Festsetzung einer Grenze* 
über die hinaus die einzelnen privaten Unternehmungen 
der verschiedenen Industriezweige die Zahl ihrer Arbeiter 
nicht mehren dürfen. 

II. Für das Handwerk: 

Förderung des Innungswesens für das Kleingewerbe, 
insoweit dasselbe bei der fortgeschrittenen Produktions- 
weise in erspriesslicher Weise noch handwerksmässig be- 
trieben werden kann, durch gesetzliche Privilegien hin- 
sichtlich des einzuführenden Befähigungsnachweises, hin- 
sichtlich der Lehrlinge, der Gesellen und der Herstellung 
und des Absatzes kleingewerblicher Waaren-Erzeugnisse* 
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Regelung der Gefängnis- und Militär- Arbeiten, Einschränkung 
des Zwischenhandels zum Schutze des Handwerkerstandes. 
Gesetzliche Abgrenzung von Handwerk und Grossindustrie 
durch Festsetzung einer Maximalzahl von Gehilfen für den 
handwerksmässigen Betrieb. 

III. Für die Landwirtschaft: 

Genossenschaftliche Organisation des Bauernstandes 
durch die Gesetzgebung; Einführung eines Agrarrechtes 
mit dem Rentenprinzip für die Verschuldung von Grund 
und Boden, solidarischer Haftung der Genossenschaft für 
die Grundschulden und der Befugnis der Ausgabe un- 
kündbarer amortisirbarer, und nach der Höhe der Grund- 
rente verzinslicher Wertpapiere; ein den bäuerlichen Ver- 
hältnissen entsprechendes Erbrecht. Festsetzung einer 
Verschuldungsgrenze für den ländlichen Grundbesitz. Fest- 
setzung einer Maximalgrenze für den Erwerb an Grund 
und Boden. Erschwerung der Bodenspekulation, welche 
auf Gtiterzertrümmerung hinausgeht. Förderung zweck- 
entsprechender Anstalten zur Gewährung von nothwendigen 
Darlehen. Zeitgemässe Abänderung der Gesinde-Ordnungen 
und der unbeschränkten Freizügigkeit. 

IV. Für den Handel: 

Aufhebung der schrankenlosen Handelsfreiheit. Leistung 
von entsprechenden Garantien von Seiten der Geschäfts- 
leute rücksichtlich ihrer Fähigkeit und Unbescholtenheit. 
Einschränkung des Hausirhandels. Schutz gegen sogen. 
Wanderlager und schwindelhafte Ausverkäufe. Regelung 
des Börsenwesens: Besteuerung der börsenmässigen Ab- 
schlüsse; Untersagung der Differenzgeschäfte; Nichtklagbar- 
keit des Termingeschäftes; Erschwerung der Emission 
ausländischer Werthe; staatliche Kontrolle des Depositen- 
wesens. 

V. Sonstige Forderungen. 

Einführung einer möglichst vollständigen Sonntags- 
ruhe. Eine gestrenge Wuchergesetzgebung zur Bekämpfung 
jeglicher Art von ungerechter Ausbeutung fremder Noth. 
Einführung einer allgemeinen Vermögens- bezw. Einkommen - 
Steuer. Hohe Besteuerung der grossen Einkommen unter 
gleichzeitiger Entlastung der mittleren und kleineren Ein- 
kommen. Allmähliche Abschaffung der indirekten Steuern 
und Zölle, so weit letztere nicht zum Schutze grosser Be- 
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völkerungsklassen gegen ausländische Konkurrenz not- 
wendig sind oder Luxusartikel betreffen. Ausbildung der 
staatlichen Betriebe zu Musteranstalten. Festsetzung eines 
den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Minimal- Lohnes 
für Arbeiten, welche auf Rechnung des Staates oder Ge- 
meinde ausgeführt werden. Gemeindliche Arbeitsnachweis- 
Bureaus. Erbauung von zweckmässigen Wohnungen für 
die in ständigem Dienste des Staates oder der Gemeinde 
stehenden Arbeiter. Förderung gemeinnütziger Baugesell- 
schaften für Errichtung von Arbeiterwohnungen. 

Das sind die augenblicklichen Forderungen und das 
allmählich zu erstrebende Endziel der katholischen Sozial- 
politiker. Möge sich die Welt von der Nothwendigkeit 
und Dringlichkeit dieser Bestrebungen baldigst überzeugen. 
Möge der Staat unverzüglich eine durchgreifende soziale 
Reform in diesem Sinne in die Hände nehmen zur Abwehr 
des drohenden Umsturzes, zum Wohle der arbeitenden Stände, 
zum Segen und Ruhme des Vaterlandes. 

c) Wahlaufruf zu den Reichstagswahlen. 6. Mai 1898. 

Nach fünfjähriger Dauer ist der Reichstag geschlossen. 
Die Wahlen zum neuen Reichstag stehen unmittelbar be- 
vor. Wiederum haben die Wähler über diejenigen Männer 
zu entscheiden, welchen sie ihr Vertrauen schenken wollen. 
Von ihnen hängt es ab, ob die Centrumsfraktion in Zu- 
kunft dieselbe ehrenvolle Stellung wird behaupten können 
wie bisher, welche ihr wenigstens die Abwehr uns unan- 
nehmbarer Gesetze ermöglichte. 

Die Centrumspartei ist gegründet als politische Partei 
zur Verteidigung der kirchlichen Rechte, zur Wahrung 
der politischen Freiheiten und zur Förderung der wirt- 
schaftlichen Interessen des deutschen Volkes, insbesondere 
der deutschen Katholiken. Das war unentwegt die Richt- 
schnur unseres Wirkens in der verflossenen Legislatur- 
periode. 

Wir halten fest an der Verfassung des deutschen 
Reiches. Wir wahren treu die Rechte des Kaisers, der 
verbündeten Fürsten und der Einzelstaaten. Ebenso un- 
erschütterlich wahren wir die Rechte des deutschen Volkes 
und seiner Vertreter. Angriffe auf diese Rechte, insbe- 
sondere auf das allgemeine gleiche unmittelbare und ge- 
heime Wahlrecht zum Reichstag oder den Reichstag selbst 
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werden alle Zeit an uns wie bisher enschlossene Gegner 
finden. 

Mit allem Nachdruck sind wir bestrebt gewesen, die 
Beseitigung der noch bestehenden Rechte des Cultur- 
kampfes in Gesetzgebung und Verwaltung zu erreichen 
und die Rechtsstellung des katholischen Volkstheiles im 
deutschen Reiche so zu sichern, dass der Wiederkehr 
eines Culturkampfes nach Kräften vorgebeugt würde. 
Aber noch immer hält der Bundesrath das Gesetz gegen 
die Jesuiten und die ihnen verwandt erklärten Orden auf- 
recht, obwohl es mit der natürlichen Gerechtigkeit in 
schneidendstem Widerspruch steht, und der Reichstag 
schon vier Mal auf unsern Antrag dessen Aufhebung ge- 
fordert hat. Harren wir aus im Kampfe gegen jenes Aus- 
nahmegesetz und für die Gleichberechtigung der Katholiken. 

Wir wollen weise Sparsamkeit auf allen Gebieten des 
Reichshaushalts, namentlich auch bei dem Heere und der 
Flotte. Wir dürfen auf die Erfolge unseres Streben 
hinweisen: die zweijährige Dienstzeit im Heere ist erreicht, 
neue Steuern, namentlich solche, welche die breiten Volks- 
massen weiter belastet haben würden, sind abgewehrt, 
der steigenden Verschuldung des Reiches ist Einhalt ge- 
than und mit der Tilgung der Schulden ist ein Anfang 
gemacht. Zugestimmt haben wir nur der neuen Börsen- 
steuer. Erreicht ist auf unseren Antrag eine wenigstens 
massige Erhöhung der Unterstützung unserer Kriegs- 
invaliden und ihrer Hinterbliebenen. 

Mit Eifer und gutem Gelingen haben wir an der 
Gesetzgebung des Reiches auf allen Gebieten des bürger- 
lichen Rechtes mitgearbeitet. Ein neues Bürgerliches Ge- 
setzbuch, ein neues Handelsgesetzbuch sind geschaffen mit 
ihren Nebengesetzen über den Prozess, die freiwillige 
Gerichtsbarkeit und den Liegenschaftsverkehr. Manche 
werthvolle, den religiösen und moralischen Interessen för- 
derliche Bestimmungen sind getroffen. Die dem deutschen 
Volke bisher versagte Gemeinsamkeit des Rechts, ist ge- 
wonnen; sie wird für unser wirtschaftliches Gedeihen 
ein mächtiger Hebel sein. Es ist gelungen, eine den 
modernen Rechtsanschauungen mehr entsprechende, ge- 
meinsame Militärstrafprozessordnung zu verabschieden. 
Eine alte Forderung des Centrums, die Entschädigung un- 
schuldig Verurtheilter ist endlich erfüllt. Dem Gewerbe* 
dem Handel und der Industrie dient das Gesetz gegen. 
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den unlautern Wettbewerb, welches unserem Antrag ent- 
sprungen ist. Das Gesetz zur Bekämpfung der überhand- 
nehmenden Unsittlichkeit konnte zu unserem Bedauern 
nicht zur Verabschiedung gebracht werden. 

Mehr als früher müssen wir den alten Grundsatz be- 
tonen, dass die Centrumsfraktion das moralische und 
materielle Wohl aller Volksklassen nach Kräften zu fördern 
hat. Nur dieser Standpunkt verbürgt Recht und Billigkeit 
nach allen Seiten. Wie es der Stolz unserer Partei ist, 
dass sie in allen Ständen zahlreiche Anhänger zählt, so 
ist es ihre Ehre, mit derselben Hingebung und aus- 
gleichender Gerechtigkeit für die Hebung der wirthschaft- 
lichen Lage aller Stände gleichmässig einzutreten. Wenn 
wir dabei den Bedürfnissen nothleidender Stände eine be- 
sondere Pflege haben zu Theil werden lassen, so liegt 
darin nur eine Bekräftigung unseres obersten Grundsatzes. 

In den verflossenen Jahren hat die Landwirtschaft 
unter einer drückenden Nothlage gelitten. Unausführbaren 
Vorschlägen zur Abstellung derselben haben wir pflicht- 
gemäss Widerstand geleistet. Wo immer aber ein gang- 
barer Weg sich zeigte, der Landwirtschaft zu Hilfe zu 
kommen, haben wir es niemals an uns fehlen lassen. Das 
neue Margarinegesetz und das neue Börsengesetz mit der 
Beseitigung des Terminhandels in Getreide sind unter 
unserer entscheidenden Mitwirkung zu Stande gekommen. 
Bei der Beschlussfassung über neue Handelsverträge wird 
eine verstärkte Fürsorge für die Landwirtschaft unser 
Bemühen sein. 

Für den Handwerkerstand ist es gelungen, einen 
Boden der obligatorischen Organisation zu gewinnen, 
welcher bei ausdauernder Benutzung durch die Handwerker 
selbst einen festeren Zusammenschluss ihres Standes, eine 
Hebung des Handwerks, der Meister und der Gesellen, 
sowie eine bessere Ausbildung der Lehrlinge verspricht. 
Andere noch nicht erreichte Wünsche werden das Ziel 
unserer Anstrengungen bleiben müssen. 

Für den Schutz und die Förderung der Gesundheit, 
der Sittlichkeit und der wirtschaftlichen Lage der ar- 
beitenden Stände sind wir mit Ausdauer und Erfolg tätig 
gewesen. Mit lebhaftem Bedauern erfüllt uns, dass in der 
mit Eifer und Begeisterung begonnenen Socialreform nicht 
der erhoffte Fortschritt zu bemerken ist. Es wird noch 
der Anstrengungen vieler Jahre bedürfen, um sie zu einem 

Salomon, Parteiprogramme. II. 9 
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befriedigenden Abschluss zu führen. Wo bei der Aus- 
führung der bisherigen Reformgesetze Härten und Schwierig- 
keiten sich zeigten, haben wir unter voller Wahrung unseres 
grundsätzlichen Standpunktes nachdrücklich deren Be- 
seitigung angestrebt. Wir werden nicht aufhören, die 
Regierung zu thatkräftigem Fortschreiten zu drängen, da- 
mit die Erlasse unseres Kaisers vom Februar 1890 voll 
und ganz verwirklicht werden. 

Einen Fraktionszwang kennen wir nicht. Wenn wir 
dessen ungeachtet auf eine so fruchtbare Thätigkeit zurück- 
blicken können, so verdanken wir dies vornehmlich dem 
Umstände, dass die Einigkeit der Fraktion auf Grund einer 
gemeinsamen Ueberzeugung es ermöglichte, das ganze 
Gewicht ihrer Bedeutung einzusetzen. 

Wie in früheren Jahren hat zwar auch in dieser 
Session es sich nicht vermeiden lassen, dass in wichtigen 
Fragen die Fraktion nicht in voller Einigkeit stimmte. 
Auch beim Flottengesetz war die Fraktion im Ziele einig; 
hinsichtlich der Erreichung dieses Zieles war die Mehrheit 
der Ansicht, dass die Annahme des wesentlich umgestal- 
teten Entwurfs eine Notwendigkeit sei und deshalb über 
die Bedenken gegen ihn von ihr hinweggegangen werden 
müsse, während die Minderheit aus beachtenswerthen 
Gründen glaubte, eine ablehnende Stellung einnehmen zu 
müssen. 

Aber alle Mitglieder der Fraktion sind der festen 
Ueberzeugung, dass streitige Einzelfragen niemals einen 
Grund abgeben dürfen, um den Bestand oder die Einigkeit 
der Fraktion zu beeinträchtigen. Die feste Geschlossenheit 
unserer Reihen ist heute so nothwendig wie je. Unsere 
Gegner von rechts und links stehen gemeinsam uns gegen- 
über. Die Politik der Sammlung bezweckt die Verdrängung 
des Centrums aus seiner ausschlaggebenden Stellung im 
Reichstage. Wie früher, so stehen wir auch jetzt allein 
und werden nur aus eigener Kraft unsere Stellung zu be- 
haupten haben. Einmal verloren, würde dieselbe in ab- 
sehbarer Zeit nicht wieder zu gewinnen sein. Würden die 
Lehren des Culturkampfes vergessen, so wären die Früchte 
unserer Anstrengungen seit fast einem Menschenalter rasch 
dahin. Der Kampf gegen den Glaubenshass und die 
Wahnideen der Sozialdemokratie, gegen den kirchenfeind- 
lichen Liberalismus und gegen jenen Conservatismus, 
welcher einer einseitigen Interessenpolitik sich nicht ver- 



Digitized by Google 



C. Aus der Parteibewegung von 1893—1900. 131 

sagt und sein Ziel in der Beschränkung der Freiheiten 
und Rechte des Volkes sucht, erfordert nach wie vor den 
Bestand der Centrumsfraktion. 

Wenden wir uns nun vertrauensvoll an die so oft 
erprobte politische Einsicht und Opferwilligkeit unserer 
Parteifreunde im ganzen Reiche. Treten wir einig und 
entschlossen in den Wahlkampf ein. Thue jeder seine 
Pflicht an der Urne; denn jede einzelne Stimme wird ge- 
zählt. Wählen wir die alten bewährten Männer wieder 
oder Männer ihres Geistes. Halten wir einmüthig wie 
bisher die ruhmvolle Fahne des Centrums hoch, unter dem 
alten begeisterten Rufe: 

Für Wahrheit, Freiheit und Recht! 
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Breslau 1862. 
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Grundzüge der conservativen Politik. Berlin 1856. (Vgl. Band 
I meiner Sammlung. S. 33 ff.) 
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Berlin 1863. (Grundlegend für die Geschichte des Partei- 
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H. Leo, Was ist conservativ? Berlin 1864. 

H. Wagener, „Erlebtes." Meine Memoiren aus der Zeit von 
1848—1866 und von 1873— jetzt. Berlin 1884. 

Leopold von Gerlach, Denkwürdigkeiten. (Vgl. D. W.8958.) 

Ernst Ludwig von Gerlach, Aufzeichnungen. (Vgl. D. 
W. 8959). 

H. von Petersdorff, Kleist-Retzow. Ein Lebensbild. Berlin 
1907. 

E. vonEynern, Die Neuconservativen im Westen. Elberfeld 
1876. 



*) Im engsten Sinne verstanden! Für alles weitere : Dahl- 
mann Waitz, Quellenkunde der deutschen Geschichte, 7. Auf- 
lage, herausgegeben von E. Brandenburg. Leipzig 1906. Meine 
Hinweise auf D. W. bedeuten, dass dort noch spezielleres über 
den Gegenstand zu finden ist. 
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W. Cahn, Aus Eduard Lasker's Nachlaß. Erster Teil: 1866 
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— , Aus Eduard Lasker's Nachlaß. Sein Briefwechsel 1870/71. 
Deutsche Revue 1892. IV. 

H. Oncken, Aus den Briefen Rudolf v. Bennigsens. Deutsche 
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F. Böttcher, Eduard Stephani. Leipzig 1887. 

C. F. G. Heinrici, August Twesten. Berlin 1889. 

L. Bamberger, Erinnerungen. Berlin 1899. 

H. Oncken, Ludwig Bamberger. Preußische Jahrbücher. 
Band 91. (April- Juni 1900.) 

(L. Bamberger), Die Sezession. Berlin 1881. 

Eugen Richter, Im alten Reichstag. Erinnetungen. Berlin 1895. 

IV, M. Spahn, Das deutsche Zentrum. München 1907. 

O. Mejer, Zur Naturgeschichte des Centrums. Freiburg i. B. 

u. Tübingen 1882. 
L. K. Goetz, Das Centrum eine confessionelle Partei. Ein 

Beitrag zu seiner Geschichte, Bonn 1906. (Wertvolles 

Material !) 

L. v. S a v i g n y , Des Zentrums Wandlung und Ende. Berlin 1907. 
Die Fraktion des Centrums. Mainz 1861. (Vgl. Band I meiner 
Sammlung, S. 51 ff.) 
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O.Pfülf, Bischof von Ketteier. Mainz 1899. (Vgl. D.W. 10268.) 
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V. Ed. Bernstein, Dokumente des Sozialismus. (SeitOktober 
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3. Auflage. Stuttgart 1906. (Vgl. D. W. 10200.) 

R. Meyer, Der Emanzipationskampf des vierten Standes. 
Berlin 1874—75. (Vel. D. W. 10262.) 

G. Adler, Geschichte der ersten sozialpolitischen Arbeiter- 

bewegung in Deutschland. Breslau 1885. 
P. Kamp ff meyer, Die Sozialdemokratie im Lichte der Kultur- 
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H. Oncken, Lassalle. Stuttgart 1904. (Vgl. E.Brandenburg, 

Deutsche Monatsschrift Nov. 1905.) 

VI. A.Wach, Die christlich-soziale Arbeiterpartei. Leipzig 1878. 
P. Göhre, Die evangelisch-soziale Bewegung. Ihre Geschichte 

und ihre Ziele. Leipzig 1896. 
M. Wenck, Die Geschichte der Nationalsozialen. 1895—1903. 
Berlin 1905. 

Zehn Jahre wirtschaftspolitischer Kämpfe. Festschrift des 

Bundes der Landwirte. Berlin 1903. 
E. Dühring, Die Parteien in der Judenfrage. Band I der 

Schweitznerschen internationalen. Monatsschrift. Leipzig 

1882. 

VII. Die patriotische Partei in Bayern. Erlangen 1869. 

W. Lang, Die deutsche Partei in Württemberg. 1866—1891. 
Stuttgart 1891. 

VIII. Jos. E.Joe rg, Geschichte der sozial-politischen Parteien 
in Deutschland. Freiburg i. Br 1867. 

H. vonScheel, Unsere sozialpolitischen Parteien. Leipzig 1878. 

E. von Laveleye, Die sozialen Parteien der Gegenwart. Ins 
Deutsche tibertragen von Eheberg. Tübingen 1884. 
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Schmollers Jahrbuch. 1882. 

J.Wenzel, Arbeiterschutz und Centrum. Berlin 1893. 
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ZUR BERICHTIGUNG UND ERGÄNZUNG. 

Zu I, 44. Das Gründungsprogramm der Fortschrittspartei ist 
vom 9. Juni 1861 zu datieren. 

Zu I, 86. Die Bildung der bundesstaatlich-konstitutionellen 
Fraktion hat die Auflösung der altpreußischen Centrums- 
fraktion (vergl. I No. 26) zur Voraussetzung. 

Zu I, 104 ff. Unter Laskers Papieren findet sich der Entwurf 
zu einem Wahlaufruf der nationalliberalen Partei vom 
Januar 1871. (Deutsche Revue, 1892 IV S. 195). 

Zu I, 108. Die Centrumsfraktion des preußischen Abgeordneten- 
hauses hat sich eine Zeitlang auch als Verfassungspartei 
bezeichnet. 

Zu II, 27 ff. 1887 findet ein Wahlkartell zwischen der national- 
liberalen, der freikonservativen und der konservativen Partei 
statt. Vgl. den Wortlaut in : Politisches Handbuch für national- 
liberale Wähler. 2. Aufl. S. 503-504. 
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SBon ber ^tebolutiott 
M$ 3»«t neuen Sleid&Stag. 1918-1920. 

A. 5lu3 bem ßager ber <So3ialbetnofratie. 

I. ftunbqebunq bc* "öorffanbc* ber SojiaJbemoeratte Qetiifö- 

lanb*. Setlitt, 8. Hopembet 19)8. 

Arbeiter! 'ißarteigenoffen! 

•333fr fteben unter bem erbebenbett (Sinbrucf jener gewaltigen 
Umu>äl3ung, bie ba8 alte, föeinbar fo fefte Regiment sufammen« 
brechen Heft! 3>ie arten geffeln finb gefprengt; bie 93abn ift frei 
für bie 33erftirfUd)ung unferer 3itlt\ 

3>amit aber bört ber politifd>e Äampf nid)t auf; im (Segenteil: 
re^tg fammeln fi<b bie alten bürgerlichen Sßarteien, um bie fl&e* 
fd>i<fe 3)eutf<blanbS mdglicbft in tbrem €>inne 3u beeinfluffen. 
ßinfg t>on un$ fteben (Brunen, toelc^e bie <£nttt>id lung in ^Ba^nen 
brängen wollen, bie unferen bemofratiföen (Brunbfd^en miber- 
fj>re<ben. 

6<btoere kämpfe fteben un8 baber bet>or! 

Sm fommenben 5rüf)jaF)r finb 93ertretung8fdrj>erf<f)aften für 
9teid), ©taat unb (Semeinben 3u toäblen. (Sine äujjerft rege 9lgi« 
tatiotö* unb Werbearbeit tnufc einfetten! 

3u biefer f orbern toir unfere tynfyänQiv bierbur<b auf! 

SnSbefonbere gilt e8, Littel für biefen 3ö>ecf 3u befd&affen. 
©enbet freiwillige beitrüge für ben WablfonbS ber ©03ialbemo- 
frattf d)en Partei t 3lucb geben wir ©ammelliften für biefen 3ti>e<f 
beraub. 

^arteigenoffen! <Bro&e$ ftebt auf bem ©J>ielt (£8 gilt ben 
#amj>f um bie 3>ur<bfübrung be8 bemofratifd>en ©03iali3mu8 
im ©inne ber ©03ialbemofratte 3>eutfd)lanb8! 

©eib auf bem Soften! 

Berlin, ben 8. Stobember 1918. 

3)er «Borftanb ber ©03ialbemofratie 3>eutf<blanbfc. 



2 A. 3lu§ bem ßager ber €to3talbeuu>frattc 

2. Tllemungeauetaufcf) ?a>tfd>en best TOcf>rbdf$« unb ben 
Unabhängigen <So?talbetnofraten, Setfttt, Tlooembet WS. 

Berlin, 9. 3lot>ember abenbg 8 Uhr. 9ln ben Borftanb ber Un~ 
abhängigen 6o3talbemofratifchen gartet. Bon bem aufrichtigen 
'SDunfdje geleitet, $u eitler C&tnicjung $u gelangen, muffen totr 
Sfynen unfere grunbfa^lia)e Stellung 3U tyttn gorberungen flar« 
legen. 6ie forbern: 

1. 3>eutfä)Ianb foll eine fo3taltfttfdje Depubltf fein. 

*2lntti>ort: 5>iefe goröerung tft bcS 3*el unferer eigenen ^Jo» 
litif, tnbeffen hat barüber ba3 Bolf unb bie fonftituterenbe 
Berfammlung 3U entf Reiben. 

2. 3n blefer Dejmbltf foll bie gefamte (Ejefutibe, ßegiSlatibe unb 
jurtSbtfttonelle «maiht au8fd)liepch in ben gänben bon ge* 
toasten BertrauenSmanneru ber gefamten toerftättgen Beböl« 
ferung unb ber ©olbaten fein. 

9inttt>ort: Bült blefem Verlangen ift bie SHftatur etneS SetlS 
einer klaffe gemeint, hinter bem nicht bie BolfSmehrhett 
fteljt, alfo muffen totr biefe gorberung ablehnen, toeil fie 
unferen bemofratifä)en Grunbfäfcen anberfprtcht. 

3. 3lu8f<f)luj$ aller bürgerlichen Mitglieder au8 ber «Regierung. 

3lnttt>ort: SHefe gorberung muffen mir ablehnen, toeil ihre 
(Erfüllung bie BolfSernäljrong erheblich gefährben, tpenn 
nicht unmöglich machen u>ürbe. 

4. 5>ie Beteiligung ber Unabhängigen gilt nur für brei Sage al3 
ein ^robifortum, um eine für ben 9lbfd)lu§ beS Söaffenftlll- 
ftanbeg fähige Regierung 3u fä}affen. 

9lntti>ort: B&tr halten ein 3nfammentDirfen ber fo3taltfttfd)en 
Dichtungen minbeftenS M3 3um 3ufammentrltt ber fonftt« 
tuterenben Berfammlung für erforberlidf). 
6. 5>te «Reffortmtntfter gelten nur al3 technifche Gehilfen beS 
eigentlichen unb entfcheibenben BabinettS. 
Slnttoort: SHefer gorberung ftimmen toir 3u. 
6. Gleichberechtigung ber beiben Seiter be3 ÄabtnettS. 

9lntti>ort: B)tr ftnb für bie Gleichberechtigung aller &abi* 
nettSmitglteber, tnbeffen h^t bie fonftituterenbe Berfamm* 
lung barüber 3U entfd>eiben. 
GS ift bon ber Ginficht ber Unabhängigen 6o3talbemof ratlfchen 
Partei 3« erhoffen, ba& fie mit ber ©03ialbemo!ratifchen Partei 
noch 3« ***** Berftänbigung gelangt. 
3>er Borftanb ber ©03ialbemofratifd)ett ^Jartei 3>eutfchlanb§. 

k *• - * * » * 
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3. Aufruf be* Itorftanbee bet Unabhängigen So?tal» 
bemotrattf<h*n Partei $>eutf<f>fanbe. 13. Hooember 19)8. 

^arteigenoffen! 

TOit ^reube unb 6tol$ fprechen toir 3u <£udf)I 

3)a3 fdfjetnbar gegen alle «Stürme feft beranferte (Sebäube be8 
preufctfch-beutfchen TOtlttartgmuS ift sufammengebrod&en. 

S>te #rone ber beutfchen gürftenbdufer, bte Ärone be8 beut- 
Jdjen SSatfertumS finb tote <Sla3 serfd^ellt. 

«öerbeifjungSboIl tritt an bte 6teüe ber Monarchie bte fojtati- 
fttfd&e «Kepublif. 

5>a8 reboluttondre «Bolf ^at fur3en ^ro3e& gemalt mit ben 
Prägern ber alten «RegterungSgetoalt, ben (Senerdlen unb 93u- 
reaufraten. (£8 &at bte TOacbt ber 9fft3tere in ber Slrmee, bte 
§errfdf)aft ber 3unferflaffe in ber 93ertt)altung, bte §errfd>aft be8 
fapUaltfttfdjen Klüngels tm öffentlichen ßeben gebrochen unb bte 
'RegierungSgetoalt an fleh gertffeu. 

3>ie Präger biefer ©etoalt finb beute bie Arbeiter- unb ©ol- 
batenrdte. 

3n berfelben ©tunbe, in ber bte dauern ber alten Bernau 
tung 3ertrümmert finb, Ift ber <S>runb gelegt für ben gewaltigen 
93au ber neuen fo3taItftifd)en Orbnung. f$t$t gilt e8 mit bem 
Aufgebot aller fd)öpfertfcben Gräfte, ben Britten 3u fiebern, bte 
rebolutiondren Cfcrrungenfdjaften 3u befefttgen, um mit ber po* 
UUfcben auch bie öfonomtfebe Befreiung ber Slrbetterflaffe 3« 
fcollenben. 

3>te Unabhängige 6o3ialbemofrattfcbe Partei 3>eutfcblanb8b<*t 
bom erften Sage ibreS SJeftebenS an baS beborftebenbe <£nbe be$ 
«öltlttarigmuS unb beS SrnpertaliSmug berfünbet unb alfeS ge- 
tan, um bie rebolutiondren Gräfte ber $lrbetterflaffe 3* ent« 
fetfein, geftig befämpft bon ber <So3iaIbemofratifd)en gartet, bie 
noch beim SluSbrud) ber ^ebolution berftänbniSlog biefen <£r« 
eigniffen gegenüberftanb unb bie «©orfämpfer ber Resolution 
fchmdhte. 

3>ie *5Iot ber 6tunbe verlangte gebieterifch bte gerftellung einer 
Regierung, bie bem blutigen (Seme^el ein (Snbe machen, bie 6e« 
gonnenen < 50affenftillftanbgberhanblungen 3um ^bfchlug bringen 
unb ben ^rieben ficherftellen follte. Sine Regierung, bie mit 
$tad)brucf an bie 'Bertoirfüchung ber fo3ialiftifchen (Srunbfäfce 
herantritt. 
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3>afür toar aber eine ©ernähr nur gegeben, toenn unfere gartet 
entfc^eibenben <£tnflu§ auf bie Regierung befam, beS&alb ver- 
langten mir, baS neue politifd&e Kabinett muffe ein rein fo3ialtfti- 
fd&eS fein, in bem beibe fo3talbemofrattfd>en Parteien 3U gleichen 
teilen mit gleiten Renten bertreten finb. 

3>iefe Regierung fonnte bie (Bemalt nur au8 ben §änben ber 
Arbeiter* unb 6olbatenrdte empfangen. SHe Regierung tourbe 
beS&alb audf) erft in bem Slugenblicf fonftituiert, a!8 bie erftc 
^ollberfammlung be8 berliner Arbeiter« unb ©olbatenratS bie 
93tlbung etneg probifortfd&en Kabinetts in biefer 3ufammen- 
fetjung billigte. 

3>urd)brungen bon bem feften (Blauben an bie 3>urdf)füf)rbarfett 
unfrei <£nb3iele8 ge&en toir an bie fd)ü>ere Arbeit ber 33efeitigung 
ber ftrtegSübel unb be$ ärtegSelenbS, an ben «BMeberaufbau ber 
3erftörten SöoIfStoirtfd^aft, an bie burd&greifenbe Umgeftaltung al» 
ler (Bebiete unfereS öffentlichen £eben8, an bie 9lu3mer3ung aller 
TOacfjtpofitionen ber bisher £errf<f>enben, beflfcenben 9Itinber&eit 

SSrtrffam fann btefeS nur gef<f>ef)en, toenn bie Arbeiter in 
THaffen 3u ung ftefcen unb unfre Arbeit förbern. 

©obalb bie ^Jarteigenoffen bon ben reboluttondren Soften, auf 
benen fie jetjt 'SBad&e balten, fidf) entfernen fönnen, toerben toir 
einen Parteitag einberufen. S>ort follen unfre (Benoffen entfcf>ei- 
ben über bie 6<$rttte, bie toir unternommen $aben. 

Hnb nun auf 3u raftlofer Arbeit! ©ammelt ba8 Proletariat 
unter bem Banner ber Partei, bie füljn unb f lar febenb bie Sltaf» 
fen 3u bem rebolutiondren 3iel geführt bat, baS nun erreicht ift. 

(£8 lebe bie grunbfafctreue, reboiutiondre 6o3ialbemofratte, 
bie Unab&dngtge 6o3talbemofratif4)e spartei 3>eutfdf)lanb8! 

<£g lebe bie fo3ialtftifcf)e Snternationalel 

3)er Söorftanb ber Unabhängigen 6o3talbemofratifdf)en gartet 

3>eutfc!jlanb8. 

4« Aufruf 5<r Parteileitung ber Unabhängigen @a?sa(* 
bmottatifötn Parlet Qeutfötattd*. totyembtz )9I8. 

^arteigenoffen unb ^arteigenoff innen! 

3>ie Rationalberfammlung ift borbe&altlid) ber S^ftimmung 
ber ReicfjSberfammlung ber Arbeiter- unb ©olbatenrdte, bie am 
16. 3>e3ember b. 3. 3ufammentritt, auf ben 16. Februar einbe- 
rufen toorben. 3>ie enbgültige (Entfärbung ift alfo in bie ©dnbe 
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ber Arbeiter- unb ©olbatenrdte gelegt toorben. SHefeS gefd>af) 
auf betreiben unferer (Benoffen im 9lat ber SöolfSbeauftragten. 

$ötr muffen unS jeboch fd&on jefct poltttfch fo einrichten, alS ob 
ber Dermin bereits feftftünbe. 

6tol3 geht bie Partei in ben ^Da^lfampf. Unbeflecft hat fie 
bcß rote Banner erhalten. alle anberen Parteien bor bem 
3mpertalt3mu3 f apttulterten, ai3 fie 3u 9Httf d>ulbigen be3 größ- 
ten Verbrechens ber ©efchtchte tourben ober ftd) feige bucften bor 
ben entfeffelten ©elftem be3 StationaltSmuS unb ber Veutegier, 
ba ftanb fie feft unb unerfdjütterlich 3u ben Sßrin3ipten beS €>o» 
3ktli3mu3 unb ber internationalen ©olibarität. 9U3 bie polltif 
ber alten ©o3ialbemofraite immer toetter abtotd) bon ben Pfltd)' 
ten, beren Erfüllung baß älaffentntereffe beS Proletariats ge* 
bieterifd) forberte, aI8 un3 burd) (Betoatt unb Stft baS Witten 
für ben 6o3ialt3mu3 unmöglich gemalt nmrbe, ba &aben toir 
bie alte Partei, an beren ©rdfte toir unabläffig mitgearbeitet 
hatten, berlaffen. §öl)er al3 bie gartet ftanb unS ber 6o3iall3- 
muS, bie ©ache beS beutfc&en unb beS internationalen Prole- 
tariats. 

©eitler f)aben toir einen mühebollen, unabläfftgen unb furcht« 
lofen #ampf geführt, bamit bie Sltacht beS beutfchen Proletariats 
nicht in ben SHenft ber Verlängeremg beS unfeligen ÄriegeS ge« 
ftellt toerbe, fjaben alleS barangefe$t, baß bie Slrbeiterflaffe au3 
einem Snftrument beS ftriegeS 3U bem $Jriuger beS ftritbtnS toerbe. 

Unfere Arbeit hatte Erfolg. 3>er Stampf gegen ben Ärieg to>ar 
Arbeit für bie «Kebolutton. 93efämpft bon allen Parteien, nicht 
3ule£t bon ben 9lecht3fo3taltften, fear bie Unabhängige «Sozial* 
bemofratie bie Trägerin beS rebolutiondren ©ebanfenS, ben bie 
Arbeiter» unb ©olbatenrdte bann in fühner Sat bertotrfllcht 
haben. 

5>er 9. 3tobember hat unfer SDerf gefront. 3>eutfchlanb ift eine 
fo3iaiiftifche Slepubiif. ©ie gilt e3 $u fichern. tyttm SluSbau gilt 
nun unfere Arbeit. 

91od) finb bie SIlächte beS Gilten nicht bdllig gebrochen. SHe 
Äonterrebolution erhebt ihr §aupt unb berfucht ihre erften 
«Schritte. 3hr gilt ber erfte Stampf. 3>ie Sräger beS geftür3ten ©t)« 
ftemS müffenfofort befeitigt toerben, alle Littel ergriffen »erben, 
um bie (£rrungenfchaften ber «Rebolutton 3u fichern unb 3ur 
Vollenbung ber fo3ialiftifchen «Republtf 3U fteigern. 

3n unerfchütterlichem gehalten an unferen fo3ialtftifd)en 
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^ri^ipien, bereu 9ücf)tigfcU ber Erlauf ber ^iftorifd^en <£nt* 
aucflung immer bon neuem beftdttgt, forberu totr beu 'Jleuauf* 
bau ber (Sefellfchaft. 

V5ir forberu beu unber3ügltdjen Vegtun ber ©03ialifierung, 
bamit bte fapttaltfttfchen §errfd)aft8berhdltntffe gebrochen, bie 
^robuftiou auf baS ^öd^fte ^Hag gefteigert, bie Verteilung 31t* 
gunften ber <5efamtheit ber VolfSgenoffen umgeftaltet toerbe. 

9Dtr treten ein für bie möglichft fd)nel(e Umtoanblung be3 fa* 
pitaliftifchen SlaffenftaateS in bte teialtfttfche (Sefellfchaft, auf 
ba& ba8 «Reich ber jrethett an ©teile be8 «Reiches ber &ned)t« 
fd)aft unb ber Ausbeutung errietet »erbe. 

$£Hr bürfen mit ben Vorbereitungen feinen Sag 3dgern. 

(Ein grofteS ©tücf AuffldrungSarbeit ift 3u berrtchten. 3>te 
grauen nehmen 3um erftenmal an einer polttifchen «SBahl bon 
größter Vebeutung teil, unb fie bilben bie «Stteh^ahl ber SBä&ler. 

5>ie ©olbaten finb 3U Millionen bem poltttfchen Ceben jähre* 
lang entrüdft getoefeu. 

3>te { 2ltilttdrbiftatur hat über bier 3a^re auch im Snlanbe jebe 
freie «SttetnungSdußerung unterbrücft, ^at namentlich bie linab* 
gängige ©03ialbemofratifd)e gartet an ber Ausbreitung ihrer 
Anfchauungen berhinbert. 

3n ber fu^en ©panne 3ett- big 3um VSaljltag gilt e8 mit 
aller äraft bie «SDdhler über btt tolchttgften polittfchen Satfacheu, 
über bie (Brunbfa^e beS ©03ialt3mu3 3U unterrichten, 8etn Sag 
barf ungenützt bestreichen. 

3h* müßt aber aud) fä)on jetjt mit ber OrgantfationSarbeit 
beginnen. 3>a8 V3ahlgefetj ^at bie V)ahlbe3irfe fd)arf umgren3t 
unb bie 3aljl ber äanbtbaten für jeben V3ahlbe3trf nach einem 
gleiten «aHa&ftab feftgefefct. 

3>le AuStoahl ber ftanbtbaten hat im (Sinbernehmen aller 
unferer 'Parteiorganifationen ber V3af)lbe3irfe 3U erfolgen. 3n 
jebem %&af)lbi$ixt finb befonbere unb bollftanbtge Giften ber 
U. ©. 3). auf3uftellen. VefonbereS Augenmerf ift barauf 3U 
richten, ba& Arbeiter, bie baS Vertrauen ihrer Mitarbeiter in 
ben betrieben genießen, alg Äanbtbaten aufgeteilt toerben. 

(£8 hobelt fich nicht um bie V)ahl 3U einem 3ahre hinburch 
tagenben Parlament. Huf er e ^arteigenoffen, bie in gabrtfen, 
Kontoren, <$efd)äften, VJerfftatten unb bie auf bem ßanbe tä- 
tigen Arbeiter unb Angepeilten, finb be3h<*l& burch nichts gef)üt« 
bert, als Vertreter in bie ^lationalberfammlung ein3utreten. 
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3>te Jfrauen, bie big Jefct 6ä)ulter an 6d)ulter mit bem TOanne 
für bcn S8efretung8famj>f ber Slrbeiterflaffe getoirft haben, finb 
in gletd&er «aBelfe tote bie Sttänner 3ur Vertretung be8 fo3taltfti- 
fd>en Proletariats in bie Stationatoerfammlung $u entfenben. 
S>er s:üd)tigfte ift 311 trögen, ohne ^ücffid&t, ob TOann ober 5rau. 

3>er 6treit, toann bie äonftttuante 3ufammentreten foll, ift 
je£t ein müßiger. 3eftt gilt e8, bie j>oltttfä)e ©ituatton au83U- 
nutzen, im 3ntereffe ber Slrbeiterflaffe 3um ©lege ber Unab- 
hängigen ©o3ialbemofratifd)en Partei. 

$iuf, (Öenoffen unb (Senoffinnen, anS SBerfl (£3 geht um bie 
€nd)erung unb ben s 3iu8bau ber fo3ialtftifd)en «Rejmblif ! (£3 geht 
um§ <5an3e! 

3>te Parteileitung ber Unabhängigen 6o3ialbemofratif d)en Partei 

S>eutfd)lanbg. 

5. 3)00 9Uoolufion*pcogramm btt Unabhängigen @o?ta(- 

bemofratifd)en Partei 3)eutf4>Ianb6. TRär? 

Unter ben (Stürmen ber «fteoolution $at in Berlin Dom 2. bis 

6. < mdr3 1919 ber 3toette Parteitag ber Unabhängigen 6o3ial* 
bemofratifrfhen Partei 3>eutfd)lanb8 getagt. <£r hat ber Partei 
ben Süöeg getoiefen, ber 3ur Skfitjergreifung ber politifchen *2Had^t 
unb 3ur Söertoirf licfnmg beS €>03talt3mug führt. 3n fd>arfen TOei- 
uungSfdmpfen tourbe bie ©elbftberftdnblgung ehielt unb ba& 
na<hftehenbe SlftionSprogramm aufgeteilt: 

Programmatifche äunbgebung. 

Unter ber $lufred)terhaltung ber leitenben (Sebanfen beSgrunb« 
fd&lld&en SeilS beS (Erfurter Programms erfldrt ber Parteitag: 

3m Stobember 1918 haben bie rebolutiondren Arbeiter unb 
6olbaten 3>eutfd)lanb3 bie Staatsgewalt erobert. 6te höben aber 
ihre 9tta<ht nicht befeftigt unb bie t apttaltfttfche 8laffenherrfd)aft 
nicht übertomnbeiu 

3>ie JJührer ber 9ted)t8fo3ialtften höben ben paft mit ben bür- 
gerlichen klaffen erneuert unb bie 3ntereffeu be$ Proletariats 
preisgegeben. 6ie treiben eine StertoirrungSpolittf mit ben Kor- 
ten S)emofratie unb 6o3tali3mu8. 

3n ber fapitaliftifchen <5efellf<haft3orbnuug finb bemofratifche 
9lcd)tSformen Sruggebtlbe. Solange ber poltttfd&en Befreiung 
ntd)t aud) bie ti>irtfd)aftlid)e Befreiung unb Unabhängigkeit ge- 
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folgt ift, bcftcf)t feine toahre 3>emofratie. S)te 6o3ialifierung, 
tote bie ^echtStotaliften fie betreiben, tft ein ©aufelfpiel. Sic 
begnügen fleh, unter 6d>ommg ber fapttaltftif d>en Sntereffen, aud> 
mit einer ,,gemtfcf)ttt>trtfchaftlichen Veaurtfchaftung" unb fogar 
nur mit ber „öffentlichen Kontrolle" ber nach tyttm eigenen Ur* 
teil für bie fofortige Vergefellfchaftung reifen betriebe. 

3)ag flaffenbeam&te Proletariat $at erfannt, bag fein befrei« 
ungSfampf nur bon ihm allein unb nidjt nur mit ben bifytvi* 
gen Organif ationen burd>geführt »erben fann, fonbern bag ba$u 
auch tw* weue proletartfche Kampf organtfattou erforberlich ift. 

3m Statef Aftern fyxt fid> bie proletartfd>e ^ebolution btefe 
ftampforganifatton gefchaffen. (Sie fa&t bie Sirbettermaffen in 
i^ren betrieben 5U revolutionärem fymbdn 3ufammen. (Sie 
fchafft bem Proletariat ba3 blecht ber 6elbftt>ertt>altung in ben 
^Betrieben, in ben ©emeinben unb im 6taate. €He führt bie Um« 
toanblung ber fapitalifttf d>en «BttrtfchaftSorbnung in bie fo3ialifti* 
[che burch. 

3n allen fapttaltfttfchen Eänberu enttoicfelt fich ba8 ^ätefoftem 
aug ben gleiten totrtfchaftltchen 93ebingungen *mb totrb $um 
Sräger ber proletartfchen SÖeltrebolution. 

3>te gerichtliche Aufgabe ber lt. 6. p. ift e8, bie Gauner* 
trägerut be3 flaffenbettmfjten Proletariats in feinem reboluttonä» 
ren SBefretunggfampf 3u fein. 

5>ie U. G. p. ftellt fich <"*f ben 93oben be8 *dteft)ftemg. 6ie 
unterftüfct bie ^äte in ihrem fingen um bie toirtfchaftliche unb 
politifche «macht. 

6ie erftrebt bie $)iftatur be8 Proletariats, be8 Vertreters ber 
großen VolfSmehrheit, als nottoeubtge Vorbebtngung für bie 
Vertoirfltchung beS <So3iali8mu8. 

<£rft ber <So3talt3mug bringt bie Vefetttgung jeber Klaffen» 
herrfchaft, bie Vefeitigung jeber SHftatur, bie toahre 3>emofratte. 
Um btefeS 3**1 3^ erreichen, bebient fich bieU.©.p. aller polt* 
ttfchen unb toirtfchaftlichen Kampfmittel, einfd)lie&ltch ber parla» 
mente. 6ie bertoirft planlofe (Setoalttätigfeiten. 3f)r 3^1 W wicht 
bie Vernichtung bon perfonen, fonbern bie Vefeittgung beS tapi* 
taliftifchen 6t)ftem3. 

3>ie nächften Jorberungen ber Ii. 6. p. finb: 

1. (Einorbnung beS 9läteft)ftem3 in bie SBerfaffungen. (EntfcheU 
benbe *2lUttt>trfung ber 'Räte bei ber ©efefcgebung, 6taat3« unb 
<Semeinbebertt>altung unb in ben ^Betrieben. 
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2. Völlige Sluflöfung beg alten geereg. Sofortige Siuflöfung 
beg burch jyrettotlltgenforpg gebtlbeten Sölbnerfcereg. (fcntioaff« 
nung beg Vürgertumg. (Errichtung einer Volftoehr aug ben 
Bethen ber flaffenbeüm&ten 2lrbeiterfchaft. Selbftbertoaltung ber 
Volfgtoehr unb V3ahl ber ^n^rer burd) bie TOannfchaften. 9luf* 
Hebung ber «öUlitärgertchtgbarfett. 

3. 3>ie Vergefellfchaftung ber fapttaltftifchen Unternehmungen 
ift fofort 3U beginnen. Sie ift unber3ügltd> burdfouführen auf ben 
(Gebieten beg Vergbaueg unb ber <£nergieer3eugung (Kohle, 
V3affer, Kraft, (£leftrt3ttät), ber fon3entrterteu (£ifen* unb Stahl* 
probuftton fotoie anberer ^(^enttoicfelter 3nbuftrien unb beg 
Vanf« unb Verftcherunggtoefeng. (Sro&grunbbefty unb grofee 
gorfte finb fofort in gefellfd&aftlicheg Eigentum 3u überführen. 
3>te ©efellfchaft h^t bie Aufgabe, bie gefamten totrtfdjaftltchen 
betriebe burch Vereitfteilung aller tednttfchen unb anrtfdjaft* 
liefen gtlfgmtttel fotoie görberung ber <S>enoffenfd>aft 3ur haften 
£eiftunggfähtgfett 3u bringen. 3n ben Btäbten finb bag pribate 
(Eigentum an (Srunb unb Voben in (Semetnbeetgentum 3u über* 
führen unb augretd&enbe Wohnungen bon ber ©emeinbe auf 
eigene Rechnung her3uftellen. 

4. $Dah( ^ er Vehörben unb dichter burd) bag V o l f . So« 
fortige Ctinfefcung etneg Staatggerid)tgf)0f cg, ber bie Schul« 
bigen <tm SDeltfrtege unb an ber Verhtnberung etneg seittgeren 
ftrtebeng 3ur Verantwortung 3u 3iehen h<*t. 

5. 3>er toährenb beg Krieges gefchaffene Vermögeng3Utt>achg ift 
boll ü>eg3ufteuern. Von allen größeren Vermögen ift ein Seil 
an ben Staat ab3uführen. 3m übrigen finb bie öffentlichen WuS* 
gaben burch ftufentoeiS fteigenbe (Stnfommen*, Vermögeng« unb 
<£rbfd)aftgfteuern 3u beefen. 3>ie Kriegsanleihen finb 3U annullte* 
ren unter (£ntfd)äbtgung ber Vebürfttgen, ber gemeinnützigen 
Vereine, 9lnftalten unb ber (Semeinben. 

6. 3lu8bau ber fo3ialen (Sefefcgebung. Schul* für «BXutter unb 
Kinb. 3>en KrtegenotttDen, -toaifen unb Verlebten ift eine forgen» 
freie <£jtften3 ficher3uftellen. S)en VSohuungSbebürfttgen finb 
überflüffige «Räume ber Vefttjenben 3ur Venutjung 3U übergeben. 
(Srunblegenbe 5leuorbnung beg öffentlichen ©efunbheitgtpefeug. 

7. Trennung bon Staat unb Kirche unb Trennung bon Kirche 
unb Schule. Öffentliche (Stnhettgfchule mit weltlichem Gharafter, 
bie nach fo3laIiftifd)-l>abagogtfdKn (Srunbfäfceu aug3ugeftalten ift. 
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^Infprud^ jeben #inbeS auf bie feinen gäf)tgfeüen entfprechenbe 
SXuSbtlbung unb SJerettftellung ber t)izr$u erforberltchen Sttittel. 

8. (Einführung etneS öffentlt<$»re<htttchen Monopols für Sn« 
ferste unb Übertragung an bie Äommunalverbänbe. 

9. Qerftellung freunbfdjaftltcher Ziehungen 3U allen Sta- 
tionen. Sofortige Siufnahme ber btplomatifdjen Sk3iehungen $ur 
rufflfchen Släterepubltf unb 3u polen. SDieberherftellung ber Sir« 
beiterinternationale auf bem Stoben ber revolutionären fo3ialtfri» 
fd)en polittf im (Seifte ber internationalen $onferen3en Don 3****- 
mertoalb unb ftienthal. 

2>ie U. ©. p. ift ber Übe^eugung, baft burd> bie 3ufammen- 
faffung aller proletartfd)en Gräfte, bie fie erftrebt, ber vollftäubtge 
unb bauernbe Sieg beS Proletariats befd)leunigt unb gefiebert 
toirb. S)aS SiefenntniS in SDort unb $at 3U ben <5runbfät}en unb 
Jorberungen blefer Äunbgebung ift aber bie notoenbige StorauS« 
fefcung ber (Einigung ber Slrbeiterflaffe. 

3>iefe progrartimatifche äunbgebung ift bie Sitchtfdmur für bie 
Politif ber Unabhängigen 6o3ialbemofratif<hen Partei, 3>amit 
hat ber Parteitag Klarheit gefchaffen über bie S3af>n, bie baS pro» 
letariat 3u Verfölgen f)<xt. <ES barf f l<h nld)t ablaufen laffen burd) 
bie 3llufipn, baß getualtfameS Vorgehen von SIttnberheiten unb 
vereitelte Setlaftionen eS feinem Sitte näherbringen. SStrgt bteS 
bie ©efahr ber 3erfplitterung unb 6d)tt>äcf>ung ber Slrbeiterflaffe 
in fid), fo ttmrbe baS Sterlaffen grunbfäfcltcher Proletarier polt* 
tif bie 3ufunft beS 6o3iali3mu3 vernichten. 3>aS 3eigt bie spolitif 
ber Stecf)tSfo3ialtften, bie int herein mit bürgerlichen 3>emofraten 
unb mit bem Zentrum eine Regierung btlben, beren blutige <5e* 
u>altpolttif bie Proletarier au« bem red)tSfo3ialiftifd)en £ager 
treibt. 

3>ie SKaffen ftrömen unS 3u. (ES gilt, fie $u fammeln unter bem 
"Banner be3 revolutionären, internationalen €?03iaH3mu3, ba£ 
bie Unabhängige 6o3ialbemofratifche Partei 5>eutfcf)lanb$ auf« 
gepflan3t ^at. ©o muß eS, fo tt)irb eS 3ur <Sefd)loffenheit beS ge* 
famten f laffenbettm&ten Proletariats fommen. (Benoffen unb <Be« 
noff innen! Sing Söerf mit revolutionärer Äraftt 

6. Scfötöffe be$ fo?talbemotrattf4>en Parteitage Sunt W9. 

3>er Parteitag teilt ben in Vielen Slnträgen 3um SluSbrucf ge» 
fommenen SDunfd) na<h ber (Einheitsfront beS flaffenbemugten 
Proletariats S>eutfd)IanbS. SHe {jortbauer ber parteifpaltung, 
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bie ben fraftbollen ^ormarfcfc ber «airbeiterflaffe aufoufyaltzn 
bro&t, erfennen toir alg bie gröjjte ©efa&r für bie £ebengf>altung 
ber QirbeÜerf laf f e tote für bie 9lbtoef>r gegenrebolutionarer yilatyen» 
fdf)afteu. 93ei allen SDerfud&en, ba8 Proletariat toleber 3ur (Ein- 
heit 3ufammen$ufd&tDei§en, toanbteu ftdf) bie Vertreter ber 
XI. 6. p. toie ber Ä.p.S). gegen bie ©runbfäfce ber 3)emol:ratie. 
S>er Parteitag le&nt bag ©trebenuadf> einer nur mit ben Mitteln 
beg «mtlttarigmug — unb ba auc*> nur für fur3e 3eit — auf* 
re4)tsuer^altenben SHftatur einer ^Hinber^eit ab. 2>er Partei- 
tag erflärt feine 93erettfd[)aft, in Söer&anblungen 3ur (Einigung 
mit ber XI. 6. p. auf ber (Brunblage beg (Erfurter Programms 
3u treten, fobalb bie XI. 6. p. bie (Srunbfäfce ber 3>emofratie rütf* 
fcaltlog anerfennt unb jebe (öemeinfdf>aft mit ber mit ben rüt- 
teln beg Putf(f>i8mu8 unb unter Söertoerfung aller bemofratU 
fd&en (Srunbfäfce toirfenben ^ommunifttfdfjen Partei 5)eutfd)lanb3 
aufgegeben &aben toirb. 3>te SBer&anblungen über bie Einigung 
fönnen nur 3entral geführt toerben. 

S>er Parteitag ber <So3talbemofrattfcf>en Partei 5>eutfdf)lanb3 
ftellt bie unemgefd&ränfte <öelbftänbtgfett ber Partei gegenüber 
ber Regierung unb ben in i&r toirfenben parteimitgliebern feft. 
3>er Parteitag berfennt ntdfrt, bag unter ber Regierung mand&eg 
gefd&e&en ift, toag berechtigten TOtfjmut ertoedft &at, unb bag 
mancfjeg unterblieben ift, toag aug3ufül>ren bringenb nötig ge« 
toefen toare. 'sUber biefe ge&lgrtffe unb Xlnterlaffungen finb uid)t 
entrungen bem Langel an (Einftd&t, an Satfraft ober an gutem 
Hillen, fonbern fie toaren bie 5*>lge fd&toterlger 95erf)ältiuffe, 
bie 3U befeitigen big&er nicf)t gelungen ift. 3)er Parteitag f prid)t 
begt)alb troj$ ber 3u tabelnben Söorfommniffe feinen in ber %e« 
gierung fiijenben (Benoffen bolleg Vertrauen aug. (Er erfennt bag 
f)o$e 9Ha& bon 6elbftberleugnung an, bag fie betoiefen l;aben 
burdj Übernahme ber Regierung in ber 3eit &ödf)fter iöebräng* 
nig unb läljmenber 3^^riffen^eit beg 9*eidf)eg nadf) innen unb 
äugen. (Er banft t&nen audfj für bie Qingabe ang (5an3e, mit ber 
fie augge&arrt l>aben, obtoo^l fie felbft burdf) ben (Erfolg if)i*cr 
Arbeit nidfjt befriebigt fein fonnten. 3>er Parteitag fidfjert ber 
Regierung fräfttgfte Xtnterftüfcung 3u bei 3>urdf)fül)rung aller 
TOafjna&men, bie 3ur SBertoirfltdf)ung unferer pkirteisiele unb 
bamit 3um SBofcle beg gefamten 'öolfeg ergriffen toerben. 3>te 
getoaltige ^le&r&eit beg beutfd^en Söolfeg toirb hinter ber 'Regie* 
rmig fielen, toenn fie o^ne 3<*ubem unb 6df)toanfen bie Sfcertoal* 
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tung allenthalben bemofratlftert, ba8 Verhältnis bon 6cf)ule unb 
$ird>e sunt 6taate im 6tnne unfereä Programms orbnet, im 
Qeenoefen bie erforberltcijen Reformen burd&fübrt unb im % 2Birt- 
fdj>aft8leben bie grunblegenben Sinberungen trifft, bie ben gorbe- 
rungen unb Nlögltd&feiten ber 3 e *t entfpred&en. An bie gartet- 
genoffen im 9letc§ richtet ber Parteitag bie $Zlaf)nung, bei Be- 
urteilung aller Vorfommntff^ftetS nur bon feftgeftellten SEat- 
fachen au^ugefcen unb ben 3Dert bon ^ritifen 3u erfennen, bie 
bon beranttoortungSlofer 6eite nur 3U bem 3ti>«te geübt toerben, 
unfere gartet unb i^re Vertreter in ber Regierung in ben Augen 
beS ^olfeS alS untoürbig beS Vertrauens erfd^einen 3U laffen. 
3>er Parteitag toürbigt bie Vefdfjtoerben ber ^ktrteigenoffen über 
bie Qaltung ber JrettotlligenforpS unb tfjrer £Jüf)rer. 3>er Partei- 
tag fann fiel) aber ni$t ber&e&len, ba& bie fo3ialbemofratif<f>en 
Arbeiter an ber Un3ufrieben&ett mit ben grettotlligenforpg nid&t 
unfd^ulbig finb, »eil 3U toentg Arbeiter in btefe 8orp8 eintraten 
unb bamit bie einfeitige 3ufammenfefcung btefer Gruppen ber- 
fcf)ulbeten. 5>urdfj bie 'Reform ber ^oli3et unb ber (Benbarmerie 
finb bie grettotlltgenforpä bon allen laufenben poli3etlidf>en Auf- 
gaben fern3ufcalten. ©ollen Regierung unb Verfaffung nid^t 
gegen totllfürltd&en (Einfluß unterliegen, fo ift auf mtlttärlf<$e 
TOad&t ntdf)t bdlltg 3U ber3tdf)ten. SHe unterfdf>ieb8lofe §erab» 
fefcung unb bie Votyfottlerung ber grettoilllgentruppen toie ber 
€H$erl)eit3- unb (£intoof>nertoef>ren burdf) manche Arbeiter emp- 
finbet ber Parteitag al8 eine Ungeredf)tigfeit. 3>er Parteitag for- 
bert bie böllige Neutralität ber Jrettoilligentruppen in allen po* 
littfd&en 5™gen, um fie bor jebem Söerbad&t gegenrebolutionärer 
unb anberer Augfd&rettungen 3U fiebern. Alle AuSfd&rettungen 
bon ^itgliebern ber grettoilligentruppen toerben bom Parteitag 
entf Rieben berurteilt. 3>e^alb ertoartet ber Parteitag einbeutige 
unb fefte 3Ztaftna$men gegen jeben Mißbrauch ber militärifdf>en 
(Setoalt unb erhofft biefe bor allem burd) toeiteftge^enbe 3>emo* 
fratifierung beg OffaterforpS unb burd& ben (Eintritt unferer 
^arteigenoffen in bie <Reid)8toe&r. 
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7. $)a* MUompxoqtamm bet Unabhängigen &o}\a\btmottat\- 
f 4k« Partei $>etiif <f>fattfc* tiebfl ftefofafion änternatiattate. 

33efd)loffen am 5. 3>*3ember 1919 auf bem Parteitag 3u £etp3tg. 

9lf tionSprogramm. 

SHe proleiartfd>e Revolution ^at 3ö>ei grojje (Epochen: ben 
^arnpf um bie (Eroberung ber polittfchen TOadjt unb ihre 93e* 
E>auptung für bie Übergang^eit Vom 8apitalt8mu3 3um 6o* 
3iali£mu3. 

SHe Befreiung ber s 3lrbelterflaffe Jann nur baS «SBerf ber Sir- 
fcetterflaffe felbft fein, toetl alle anberen klaffen, trofc ber Snter» 
effengegenfäfce untereinanber, auf beut hobelt be3 Privateigen- 
tums an probuftionSmttteln fteben unb bie (Erhaltung ber<S>runb- 
lagen ber fapitaltfttf d>en (Befellfchaft 3um gemeinfamen3iii 

SHe 3ntereffen ber Slrbetterflaffe fiiib in allen ßänbern gleicf>. 
mit ber SluSbehnung ber fapttalifttfehen SBelttolrtfchaft tvtrb bie 
Sage ber Arbeiter etne3 jeben £anbe8 immer abhängiger Von ber 
£age ber Arbeiter in ben anbereti Eänbern. SHe Befreiung ber 
Slrbeiterflaffe erforbert alfo ben internationalen 3ufammenfd)luft 
unb ben gemeinfamen Kampf ber Arbeiter ber gan3en $$elt. 3n 
biefer (SrfenntniS fühlt unb erflärt bie Unabhängige @03tal» 
bemofrattfehe Partei 5>eutfchlanb3 fld) ein3 mit ben flaffenbe* 
tou&ten Arbeitern aller £änber. 3)em tmpertaltftifchen Kapitalis- 
mus fetjt bag flaffenbenmjjte Proletariat aller Eänber ben inter* 
nationalen <5o3talt3muS entgegen. 

^He (Eroberung ber pollttfd>en sztacht burd) baS Proletariat 
leitet bie Befreiung ber Sirbeiierflaffe ein. 3 ur Durchführung 
biefeS Kampfeg bebarf bie ^rbeiterflaffe ber Unabhängigen So» 
3ialbemofratie, bie rücfhaltloS auf bem SBoben beS revolutionären 
<So3taUSmuS fteht, ber (Seroerffcbaften, bie fi<h 3um unverfälfd)* 
ten Klaffenfampf befennen unb 3u Kampforgantfattonen ber fo» 
3ialen Revolution um3ugeftalten finb, unb beS revolutionären 
RätefoftemS, baS bie Arbeiter 3um revolutionären fyinbtln 3u- 
fammenfafct. 

3He Unabhängige @03ialbemofratif<he Partei fteht auf bem 
Stoben beS RätefoftemS. 6te unterftüftt alle ^eftrebungen, bie 
Rateorganifatton fchon vor ber (Eroberung ber polttlfcheu «Btacht 
als proletarifche Kampforganifation für ben 8o3ialiSmuS auS» 
3ubauen unb in ihr alle §anb» unb Kopfarbeiter 3ufammen3u- 
faffen unb fie 3u f<hulen für bie Sttftatur beS Proletariat?. 

©alomon, ^Jattelprog ramme. III. 8. ?(ufl. 2 
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3>te poliftfche §errfd[)aft3organtfatu>n beS fapitalijtifcr)en Staa- 
tes nnrb mit ber (Eroberung ber |>oIittfd^en ¥R<xä)t burd) öa§ 
Proletariat 3ertrümmert. ihre ©teile treten bie politifd^en 
Sirbetterräte alS QerrfchaftSorganifatton beS Proletariats, (Sie 
bereinigen in f id^ (S>efefcgebung unb Bertoaltung. 3^re s 2Btrffam* 
feit bebeutet bie UmtDanblung unb 9Ieugeftaltung beS fapitalifti* 
fchen ftaatli<f)en BertoaltungSapparaieS, einfchlte&lid) ber (Gemein* 
ben; fie bebeutet aber auch bie SBertoirf Hebung beS 6elbftbeftim» 
mungSrechteS ber Slrbeiterflaffe unb i^ren 3ufammenfchlujj3tt>e<fS 
3ibfcf>affung jeglicher Klaffenherrfchaft. SHe Unabhängige ©o- 
3ialbemofratifche Partei fefct ber §errfd)aftSorgamfatiou beS fa» 
pttaliftifcr)en Staates bie proletarifche §errfdf>aftSorgantfattonauf 
ber (Brunblage beS politifdfjen 9täteft)ftemS entgegen, bem bür- 
gerlichen Parlament, alS bem 3lu3bru<f beS 32XachtaHllen3 ber 
Sourgeoifte, ben rebolutionären ^ätefongrefc. 3>ie Umtoanblung 
ber fapttaliftifchen 933irtfdfjaftSanar<hie in bie planmäßige fo- 
3talifttfcf)e SBirtfchaft erfolgt buref) baS toirtfchaftltche SRäteftoftem. 

3ur Überaunbung be3 Kapitalismus unb 3ur Beraurflichung 
ber fo3ialiftifdf>en (Sefellfc^aft finb folgenbe yRafonaltmen $u 
treffen: 

1. 3>ie $luflöfung jebeS fönte rrebolutionären €?5IbnerheereS, 
3lufldfung aller milüärifchen 3ibil* unb poli3eiformationen f (Sin* 
»ohnertoehren in €^tabt unb £anb, $ed)nifdf)en 'Jtothtlfe, poltet- 
truppen, Entwaffnung beS BürgertumS unb ber (Brunbbefüjer. 
Errichtung einer rebolutionären SBefcr. 

2. UmtDanblung beS pribatetgentumS an probuftionSmitteln 
in gefellfchaftlicheS (Eigentum. 3>ie Bergefellfchaftung ift unber- 
3ügltdf) burdfouführen auf ben ©ebteten beS BanN unb Berfidje» 
rungStoefenS, beS Bergbaues unb ber <£nergieer3eugung — Kohle, 
SDaffer, Kraft, Eleftrt3ttät — , ber fon3entrierten Etfen« unb 
€tahlprobuftion, beS Transport- unb SöerfehrStoefenS. foaue an* 
berer höchenttotcfelter Snbuftrien. 

3. ©roßgrunbbefitj unb große gorfte finb fofort in gefellfchaft* 
licheS Eigentum 3U überführen. 3>te gefamten lanbtoirtfchaftlichen 
Betriebe finb burefj Bereitstellung Aller technifchen unb toirt* 
fchaftlichen QilfSmittel, burch görberung ber (Benoffenfchaft 3ur 
höchften£eiftungSfähigfeit3u bringen. Urbarmachung bonöblanb. 

4. 3n ben €5täbteu unb bortolegenb inbuftriellen (Semeinben 
ift baS pribateigentum an ®runb unb Boben in ©emetubeeigen« 
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tum 3U überführen; auSreichenbe Wohnungen finb bon ben (Se- 
meinben ^cr3uftellen. 

5. planmäßige Regelung beS (ErnährungStoefenS. 

6. SBergefellf Haftung beS gefamten öffentlichen <5efunbbettS- 
u>efenS. 

7. <*krgefellf<haftung aller öffentlichen (Er3ief>ungS- unb 9Mfr 
bungSeinrichtungen. Öffentliche (EinheitSfchule mit weltlichem 
dfyxvattcv. 3>ie Schule ift nach fo3talifttf<r>päbagogtfchen (Srunb- 
fäfcen auS3ugeftalten, bie (E^iehung mit ber materiellen pro- 
buftton 3u berbtnben. 

8. (Erflärung ber «Religion 3nr prtbatfadje. Völlige Trennung 
bon Staat unb Stirpe. (Erflärung ber firchltchen unb religiöfen 
^emeinfchaften 3u prtbaien Reinigungen, bie ihre Singelegen« 
heiten felbftänbtg orbnen. 

9. So3ialiftifxhe Steuerpolitik burch progreffibe (EinfommenS-, 
SöermögenS* unb (ErbfchaftSfteuer 3ur SJeftrettung aller öffent- 
lichen Ausgaben, fotoeit biefe burch Steuern 3u becfen finb. Ab- 
fdjaffung aller inbireften Steuern, 3ölle unb foufttgentoirtfchaftS- 
politifchen TOagnahmen, toelche bie Sntereffeu beS Proletariats ben 
Qtotereffen einer bebor3ugten SRinberheit opfern. 

10. Abfchaffung aller <$efet}e, toelche bie $rau in öffentlicher 
uinb pribatrechtlicher ^e3iehung bem < 2Hanne gegenüber benach- 
teiligen. 

11. (Einführung eineS öffentli4>-red)tlichen Monopols für baS 
An3etgen- unb «Jöerbetoefen unb Übertragung an bie kommunal» 
toerbänbe. 

12. Umgeftaltung beS gefamten öffentlichen 9*ed)tgtt>efenS nach 
fo3ialiftifchen (S>runbfät}en. 

13. Arbeitspflicht für alle Arbeitsfähigen. Schutmta&nabmen 
3ur (Erhaltung ber Arbeitskraft. 

14. §erftellung freunbfdfjaftlicher 33e3iebungen 3U allen Gol- 
fern. Sofortige Anbahnung bon SJünbntffen mit fo3ialiftifchen 
Slepublifen. 

5>ie 3>iftatur beS Proletariats ift ein revolutionäres Littel 3ur 
s 2efeittgung aller klaffen unb Aufhebung jeber Älaffenherrfchaft, 
3ur (Erringung ber fo3ialiftifchen 3>emofratte. ^3X\t ber Sicherung 
ber fo3ialiftifchen ©efellfchaft hört bie SHftatur beS Proletariats 
auf, unb bie fo3ialiftifche 5>emofratte fommt 3ur bollen (Ent- 
faltung. 

5>ie Organifation ber fo3ia!iftifchen ©efellfchaft erfolgt nach 

2* 
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bcm 3täteft)ftem. 3n ber f03t/aliftifd>en ®efellfd^af t fommt aud) 
bag 9täteft)ftem in feinem tiefften 6inn 3ur höcfrften Geltung. 
3>er tieffte Sinn be$ 9täteft)ftem3 ift, ba& ble Arbeiter, bie Präger 
her 9Btrtfd>aft, bie (E^euger be8 gefellfchaftlichen «Reichtums, bie 
JJörberer ber Kultur, auch ble beranttoortlichen Präger aller red>t» 
liefen (Einrichtungen unb poltttfchen ©eunxlten fein muffen. 

Um biefeS 3fcf 3W erreichen, bebient ftch bie Unabhängige <So* 
3ialbemofratifd>e Partei planmäßig unb ftftematifd) gemeinfam 
mit ben rebolutionären <S>eü>erffchaften unb bcr proletarifd^tt 
Släteorganifation aller polittfd>en, parlamentarifchen unb nrirt« 
fchaftlichen Kampfmittel. 3>aS bornehmfte unb entfdjetbenbe 
Kampfmittel ift bie Siftton ber «Stoffe. 5>ie Unabhängige 6o3tal« 
bemofratie bertoirft getoaltfameS Vorgehen etn3elner (Gruppen 
unb perfonen. 3hr 3^* tft n M)t &te Söernichtung bon probuf» 
tionStnftrumenten, fonbern bie SBefeitigung beS fapttaltftlfchen 
StyftemS. 

3>ie gefd)tchtliche Aufgabe ber Unabhängigen 6o3talbemofra- 
tif<hen Partei ift *S, ber ^rbeiterbetoegung 3nhalt, Dichtung unb 
3iel 3U geben unb bem rebolutionären Proletariat in feinem 
Kampfe für ben <5o3taliSmuS $ührerin unb 93annerträgerin 
3U fein. 

3>ie Unabhängige 6o3talbemofratifche Partei ift ber Sber3eu* 
gung, ba& burch bie 3ufammenfaffung ber proletartfd&en Waffen, 
bie fie erftrebt, ber boflftäufctge unb bauernbe 6ieg beS proleta« 
rlatS befd)leuntgt unb gefiebert toirb. 3n biefem Sinne erftrebt bie 
Unabhängige €>03ialbemofrattf<he Partei auch bie Schaffung 
einer rebolutionären afttonSfähigen 3ntern<ittonale ber Arbeiter 
aller £änber. 

5>aS ^efenntntö in SBort unb $at 3U ben (Srunbfäfcen unb 
JJorberungen btefeS Programms ift bie ^orauSfefcung 3ur (Eini- 
gung ber 3lrbeiterflaffe. 

9lur burch bie proletartfdje «Rebolution fann ber Kapitalismus 
übertounben, ber 6o3ialtStnuS bertotrfltcht unb bamit bie SBe» 
freiung ber Slrbelterflaffe burdf>gefüf)rt loerben. 

SUfolutton 3ur 3nternattonale. 

2>er Parteitag erflärt alS eine ber auchttgfteu Aufgaben ber 
Unabhängigen 6o3ialbemofratif d>en Partei 3>eutfd)lattbS bte3u« 
fammenfaffung beS gefamten rebolutionären Proletariats in einer 
tatfräfttgen, rebolutionären fo3ialiftifchen Snternationale. 
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(Erfte 93orau3fet)ung einer aftionSfäf)igen internationale ift bie 
. rücffiä)tglofe g^rung be8 )>roletarifd)eu ÄlaffenfampfeS unter 
Stble&nung jeber poltttf, bie lebigli<h «Reformen innerhalb be3 
fapitaltfttfd)en #laffenftaate3 erftrebt. 

$er Parteitag besiegt ba^er bie 9ibfage an bie fogenannte 
3toette internationale, toomit für bie U.6.p.S>. jebe Geteilt« 
gung an ber für <&enf geplanten ßonferen3 au3gefd)(offen toirb. 

5>ie U.<S.p.S). ift mit ber britten internationale barin ein* 
oerftanben, bur4) bie SHftatur beS Proletariats auf (Smnb be8 
9läteft)ftemg ben 6o3iaitgmu8 3u bertoirflid>en. <£3 mufc eine 
aftion8fäf)tge profetartfd>e internationale gefa)affeu toerbeuburä) 
3ufammenfd)ru& unferer Partei mit ber britten internationale, 
unb ben fo3talreboluttonären Parteien ber anberen Sänber. 

$>t$tyiib beauftragt ber Parteitag ba8 3 en ^ a ^° m ^ e ) au f 
©runb be8 SiftlonSprogrammS ber Partei mit allen biefen Par- 
teien fofort in ^er^anMungen 3u treten, um biefen 3ufammen* 
fd>lu& herbe i3ufül>ren unb fo mit ber britten internationale eine 
aftton8fäf)ige geföloffene internationale 3u ermöglichen, bie in 
bem 33efreiung8fampfe ber Slrbeiterflaffe au8 ben Affeln be8 
internationalen Kapitals eine entfä)eibenbe SBaffe für bie TOelt- 
rebofution fein toirb. 

©ollten bie Parteien ber anberen ßänber nid)t getoillt fein, 
mit un£ in bie ^HoSfauer internationare ein3utreten, fo ift ber 
3lnfä)fuft bon ber 3>eutfd)en Unabhängigen 6o3ialbemofratifd)en 
Partei allein bor3unef)men. 

Parteileitung unb ^ontrollfommiffion. 

8. Wahlaufruf ber ®o?talbemofrattfdKn Partei Qtutfölanb*. 

April )*20. 

in toenigen ^Bochen werbet if>r ben erften 9tei<h3tag ber S>eut* 
fd>en «Rejniblif toählen. 3>er ^ei.djStag beftimmt bie Regierung; 
bag <$olf felbft entfd>eibet fein 6d)icffal. 

Um bie 3>eutfä>e Slepublif toirb ber '©a&lfampf geführt. SHe 
SDieberfefjr ber «ölonardne todre ber getoalti^fte «Rücffchrttt, bie 
fd)toerfte 93ebrof)ung ber beutfä)en 3ufunft ^Uonard)ie ^et&t 
aftion; Monarchie ^eigt Übergebung ber §errfd)er über bie ^e* 
herrfdjten. Un3erreipar tft jebe fommenbe "Ötonaräjie berfnüpft 
mit TOtlttariSmuS unb #aj>itali8mu8, mit ber «öerfeinbung 
3>eutfd)lanb8 mit allen «Bdlfern^ 
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SBei ü>em ift bie 9tepubftf in bcfter gut? 9tur bei ben So3iaf- 
bemofraten! 3Bir rufen <£ud> auf, 3U tt>erben unb 3u ttirfen für 
bie So3iaIbcmofratifd)e gartet! 

3>er berbred)erifd)e ^utfd) ftappS unb feiner Hintermänner fyxt 
<£ud) ge3eigt, tt>o ber 5*inb ftefct. 3f>r toerbet if>n fotogen, inbcm 
3&r (Eure Stimmen bereinigt gegen bie blutrünfttge militarifttfd&e 
«Reaftton, für U)ren gru,nbfä#td)en (Gegner, bie beutfd)e So3taI* 
bemofrarie. 

SHe So3ia(bemofratte forbert rücfficf)tg[ofe SBerfolgung ber mi* 
litartftifd)en 'öerbred^er, Sdjui) ber fd)to>ererrungenen 9tepublif 
burd) eine ftaatlicr>e «2ttad)t unb burd) einen 33eamtenapj>arat, bie 
im 93oben ber Sfcmofratie umreit, §eran3tef)ung ber organifier« 
*en öanb- unb Kopfarbeiter 3u btefem < 2Derf, baS unfer Staats* 
tr>efen für alle &tit bor t>erbred)ertfcf)en Anfd)Iägen fid)ert. 

SHe So3talbemofratie ift ber Sobfeinb jeber poUtifd)cn SRt* 
aftion unb Jeber Ausbeutung beS TOenfd^en burd) ben 9Henfd)en. 
3f>r 3**1 ift *>tr So3taliSmuS, ben fie erreichen tt>ill nid)t burd) 
(äetoalt unb SHftatur, fonbern burd) «öolfStoülen unb S)emofratie. 
Am 3iel unfereS SDegeS ftefct ein freie«, glücflid)e3 beutf d)e3 SBolf. 
3>em ift all unfer Streben getoibmet. 

3>ie So3ta(bemofratie ftef)t feft 3U ü>rem alten Programm. 

3>ie So3ialbemofratie toar unb bleibt bemüht, für alle Schaffen» 
bcn 3U toirfen, Arbeüerlö()ne unb (Steinälter ber ^Beamten unb An* 
geftellten in fcinflang 3u bringen mit ber «Verteuerung ber £e« 
benSf>altung, für äriegSberlefcte unb 8rtegStnbaitben, für &rte- 
germitmen unb KriegertDaifen auSretd)enb 3u forgen. 

^and^eS ift erreicht, oteleS nod) 3U tun! 

3>er (Emflujj ber Arbeiterfd)aft im ^robuftion3)>ro3ef$ ift ge- 
fteigert toorb'en. 3>aS 5tetriebSrätegefe£ toirb bie Stellung bcr Ar- 
beiter unb Angefüllten in Snbuftrie unb ©anbei, in ber ftmbtoirt- 
fd)aft unb im «Berfe&r heben. 3>er ,,^rr-tm»£>aufe"*Stanbpunft 
beS Unternehmertums ift erfd)üttert. 

5>ie So3ialifierung toirb toeiter bie Stellung ber Arbeiter unb 
Unternehmer grünblid) änbern. 

3>ie Jrau fteht jefct gleid)bered)tigt neben bem Planne; erreicht 
ift &Ur enblld), toofür bie So3taibemofratle feit 3a&r3e&nten 
fämpfte. Jür OTütter unb erwerbstätige grauen finb $atyttify 
Aufgaben burd) bie (Stefefcgebung 3u löfen. 5>ag bieS im reinften 
fo3ialen (Seifte gefd)ieht, ift baS Streben unferer Partei. 

Stte neue Steuergefe^gcbung foll eS ber 9*epubliJ ermöglichen, 



«SDaftfaufruf ber 9Ke&r()ett3fo3iaIbeim>fraten. Wptil 1920 19 

fcen ungeheuren ^flid&ten 3U *ntfprecf)en, bie ber 5r tebengbertrag 
t>on «öerfatlleg, ble Sinforberungen ber Arbeiter, Singefteilten 
unb Beamten, bie $a&lreid)e f)o&e fulturelle Aufgaben t&r aufer* 
legen. *33Xit ben '©orredfjten ber 93eft£enben in fteuerlidf>er §inftd£)t 
ift aufgeräumt. $ag birefte 6teuerft)ftem gibt fceute ben Siug» 
fd>lag. 3>er ^eid&tum toirb aufS fräftigfte erfaßt. 

<£tfenba&nen unb ^oft, $Bafferftraßen, alleg, toag bem SDer* 
feljr bient, totrb im ein^itli<^en beutfd&en SBtrtfcJjaftögebiet Dom 
«Retef) geleitet unb 3um allgemeinen SBeften bemaltet. 

^liemanb außer Kriegggetoinnern unb Kapitalien &at Einlaß, 
bte (Snttotcflung ber ©o3ialbemofratte 3u f>emmen. 

3>ag €nebfungggefetj toirb 'Raum unb 93etätigunggfelb für 
Qunbcxttüv^tnbt neu 3u fd&affenbe lanbtDtrtfd^aftlid&c Kleinbe- 
triebe eröffnen. Kleinbauern unb Eanbarbeiter »erben in ber 93er- 
faffung gefd&ütjt gegen bie ©roßgruubbefifcer. 

3m , 2Öa!)Ifam))f beg berfloffenen 3a$reg f)at bie <5o3talbemo« 
fratie infolge beg unfeligen ^ruberfrtegeg in ber Slrbetterbetoe* 
gung bie Stte^rljeit in ber Slattonalberfammlung nicf)t erreicht. 
<Sne mußte ftdf) ba&er auf bie allerbrtngenbften Arbeiten befd&rän» 
fen, um bie junge «SRepubltf 3u feftigen unb ben SBieberaufftieg 
3>euifdf)Ianbg bor3ubereiten nac!j bem betfptellofen 6tur3, ben 
unfer 93olf bur<f) bie (Sd&ulb ber 'Sttonard&ie unb ber beutfdf)na* 
tionalen (äetoaltpolittf erlitten hatte. 

3&re "JKü^e toar n'ufyt ol>ne Erfolg. $ag totrtfd|)aftUcf>e ßeben 
begann fid) toteber 3u regen; bie Sirbettgfreubigfett toudfjg. 3>a8 
Slugianb getoann toieber Söertrauen 3U ung. llntoiberftef)ltcf)fd&ien 
fidf) eine SBetoegung burdfoufe^en, bereu 3iel eg toar, ben Jr te- 
bengbertrag bon 93erfaUleg 3u rebibieren. 

3>er toa^ntottjige (Betoaltborftoß ber «Reaftton f>at biefe Jrüd&te 
mutanter Arbeit in toenigen Sagen faft böllig bernidf)tet. 

9Ug bie €>fyxnt>tat gef(f>ef)en toar, rief bie beutfd&e 6o3talbemo- 
fratie bag betrogen^ unb überrumpelte «Bolf 3um ©ebraudf) ber 
ein3igen SBaffe, bie if)tn no<f> geblieben toar: 3um ©eneralftretf. 
^Kit einer getoalttgen Slnftrengung fyxt bag 93olf ber Arbeit in 
toenigen Sagen bag SBerbred&en ertoürgt. 

(Einig unb gefölpffen ftanb bag arbettenbe SBolf, Kopf« unb 
ganbarbeiter, 3ufammen. <£g gab nur nocf) eine 9tf<f)tung: bie 
gegen ben g^meinfamen Jetnb. <£g gab nur nod) eine Sofuug: 
bie $UjmMtft 

Söa&ler unb SÖtt&lerinnent 3>ie «ftepubltf, bag feib 3&r felbft, 
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3f)r, baS 93olf, baS in taufenb S8)erf[tätten unb ftabrtfen, an 
<5<hretbttf<h unb ^flugfchar bie gänbe regt! 5>te *epubltf ift ber 
Stoben, auf bem 3hr (Suren ©leg erfedjten merbet über bie ^Häd^te 
einer berftnfenben ^rgangenhelt: 3lttHtartSmu8 unb Kapi» 
taliSmuS. 

3ticf)t ^utfch, fonbern 3>emofratie! 9tid)t (Betoalt, fonbern 
freies fingen ber (Seifterl «Sticht abtoärtS in <£^ao8, Anarchie 
unb ^Brubermorb, fonbern auftDürtS in neuer Orbnung, Freiheit 
unb SBohffahrt! 

gtlfe ben ti>trtfd)aftltch 6cf)to>achen; ©cfnitj ben Däfern beSKrte* 
geS; £>errfdf)aft ber fchaffenben Arbeit, ber geiftigen unb förder- 
lichen in toerf tätiger 3terbinbung! 

SSortoärtS bur<h 3>emofratte 3um 6o3ialtSmu8! Unb fort mit 
allem, ü>a8 ftch unS entgegenftelltt 

Auf in ben «JÖahlfampfl goch bie 6o3talbemofratie! 

5>er «Borftanö ber 6o3talbemofrattfchen Partei 3)eutfcf)Ianbg. 

9. Wahlaufruf frer Unabhängigen So^albcmof ratie @a<f>fett*. 

Auf 3um Kampf! 

Ttod) Hebt baS Proletarierblut auf ben 6tragen unb an ben 
Käufern, baS berfpr ifct ttmrbe, um bie beutf<he.9lepubftf 3U retten, 
unb fdjon ergebt bie < 2ltilltärfamarilla tljr §aupt toteber. Auch 
bie Koalitionsregierung, bie 3um Kampf gegen bie €5taatSftreich* 
Icr aufgerufen hatte, ift burd) bie Proletarier gerettet toorben. 
3um 3>anfe bafür ift bie neue Koalitionsregierung brauf unb 
bran, bie Arbeiter 3u enttoaffnen, toährenb fie bie Kappleute, bie 
^alttf um tr Uppen bewaffnet lagt. 

3>er fchnelle (Sang ber ^ebolution in S>eutfcf)lanb, ber burch bie 
6taat8ftreid)ler ßütttoi^ unb Kapp beförbert ttmrbe, 3to>ingt bie 
Regierung, baS Söolf an bie Wahlurnen 3U rufen. 3>le Arbeiter* 
fchaft, alle Unterbrücften unb Ausgebeuteten, bom Kapitalismus 
Abhangigen erhalten nun (Belegenheit, mit bem <5ttmnt3ettel bie 
(Entfcheibung barüber h^rbei3uführen, toelche polittf in 3>eutf<h- 
lanb in ben ncwhften 3 a *)*en iberfolgt toerben foll. $tur eine fur3e 
©panne 3eit ift 3ur Aufrüttelung unb Aufklärung beS SBolfeS fle- 
geben. 3n wenigen lochen foll bie Waty ftattfinben. 3>arum 
auf 3u unermüblicher Arbeitt 

3tt>et Helten ftehen fich in bem SBahlfampf gegenüber: bie alte 
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abfterbenbe bürgerli<he AuSbeutungSgefellfd>aft mit ihren geaalt« 
tätigen UnterbrücfungSmitteln unb bic aufftrebenbe Arbeiter» 
fchaft, bie eitie neue <Sefellf<haftSorbmtng herbeiführen wirb, in 
ber Weber Unterbrütfung noch Ausbeutung eine ©tätte hat, fon* 
bern Freiheit unb <£jiften 3f IrfKr^ett aller bie (Brunblagen bilben 
Werben! $ie AuSbeutungSgefellf<haft ber Kapttaliften unb Agra» 
rier fann ftch nur tyxlttn, wenn fie bie Machtmittel beS ©taateS 
in ihrer §anb behalt. 3>te ©taatSftretdjler waren brauf unb bran, 
bie alte m<mar<hiftifdHapttaliftifd>e ©efellfdjaft mieber h*r3u* 
ftellen, nur ber fdmpfenbeu Arbeiterfchaft ift eS $u banfen, baß 
blefer ©triid) mtßglücfte. 

S>ie Arbeiterfchaft fd^afft bie Waffen unb Munition, mit benen 
fie nieberfartdtfcht wirb, gier h^i&t eS änbern: ben Arbeitern 
gehören bie SDaffen, bann wirb ^uhe unb Orbnung, wonach baS 
^Bürgertum jetjt fo laut ruft. 

Mit ben Koalitionsregierungen, ber berfloffenen wie ber jetjU 
gen, muß bei ben ^Dahlen abgerechnet werben. 3)ie alte ift bie 
©djulbige, baß Kapp unb Cutttoitj mitfamt ihren geheimen unb 
offenen greunben ben ©taatSftreid) borbereiten unb burchführen 
fonnten; bie Jeijtge aber ift feinen 3>eut beffer «als bie alte; auch fie 
muß erft ge3Wung<en werben, bie ©egenrebolutton 3U entwaffnen, 
bie eine große (Befahr für baS fa)affenbe 3>eutfd)lanb bilbet. 3>te 
alte Koalitionsregierung hat mit Ausnahmerechten, mit Belage* 
rungS3uftanb, mit 3ud)thauS* unb <S>efängntSftrafen bie Arbei- 
terfchaft niebergehalten, fie hat bie beutfche «Republtf tagtäg* 
lieh gefchänbet, fie hat bie wütenbften unb reafttonarften <£le« 
mente auf bie Arbeiterfä)aft loSgelaffen, fie hat bie alten TOtlU 
tärS 3um ^ollftreder ihreS Hillens gemacht, fie hat bie Geichs« 
mehr ber reafttonären Offi3ierSfafte ausgeliefert unb gebufbet, 
baß bie bemofratifa>en (Elemente auSgemer3t unb gemaßregelt 
mürben. ©ie hat baS Bürgertum bewaffnet, inbem fie 3eitfret» 
»illigenregimenter unb (Einwohnerwehren fä)uf, in benen bie Ar« 
beiterfchaft unbertreten ift, fie hat bie £anbwirtfd>aft bewaffnet 
unb im (Begenfatj ba3u bie Arbelterflaffe entwaffnet unb auf bie 
^ichtablieferung ber 3Daffen h<>h e ©trafen gefegt; fo hat fie bie 
beftfcenbeu Klaffen gegen bie madjtlofe Arbeiterfchaft auSgerüftet 
unb mußte bann an bie Arbeiterfchaft appellieren, bamit fie fie 
gegen baS bewaffnete Bürgertum fehlte. 

©te hat burch ih** ^o(itif in ben baltifchen ^anbftaaten ben 
©tamm 3U einer fonterreboluttonären Gruppe gelegt unb 3uglei<h 
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bie fchwerften außenpolittfchen 93erwtcflungen herbeigeführt, ©ie 
hat auch Kftt bie 6taatSftreid)truppen noch nicht entwaffnet, bie 
für fie felbft noch e * ne fd^mere (Befahr bilben: bagegen arbeitet* 
fie mit aller Mach* baran, ben Arbeitern bie paar Waffen 3U ent* 
toinben, bie fie noch haben. 6ie ift auf ben Bahnen beS alten 
militärautofrattfehen Regimes weitergefchritten unb h<*t bamit 
ber 3)emofratie bie fchwerften 'EBunben gefc$lagen. 3 un ^ er > 
Pfaffen, TOtlltärS unb (Großfapttaltften haben in 5)eutfcr)lanb 
auch nach &«r ^ebolution geherrfdjt, ^Parlamentarismus unb par* 
lamentarifcheS SRegime waren nur baS Feigenblatt für bie 9le« 
aftion. 

3ur 3lationalberfammlungSwahl im 3anuar 1919 mürbe bem 
beutfehen SBolfe £Jrei^ett, triebe unb Brot berfprod>en, ein 
$>eutfd)lanb, in bem eS frei unb glüdlidf) werbe leben fönnen. 
Bon all bem ift baS (Gegenteil eingetreten. 6tatt $ret$eit — 
BelagerungS3uftanb, §inmorben ber ^eboluttonäre, 3ud)thaug« 
unb (GefängniSftrafen für bie SRebolutionSfämpfer, bagegen grei- 
fprednmg ber ^ebolutionSmörber unb ihrer Reifer, 6tatt triebe 
geinbfeligfeit mit allen €>taatzn t Sfolierung 3)eutfchlanbS unb 
im 3nnern ben Bürgerfrieg. 6tatt Brot — gungerSnot unbSeue« 
rung. Alle JJorberungen ber (Großagrarier würben erfüllt, bie 
ber Arbeiter abgefdjlagen. 6tretf ber Arbeiter würbe alS Ber« 
rat am Baterlanbe gebranbmarft. «Streif ber (Großagrarier bei 
ber Ablieferung bon Lebensmitteln bagegen mit fdjamlofen Preis- 
erhöhungen belohnt. 

(Statt @03ialifiemng ber lebenSwtdhttgften betriebe Unterwer- 
fung ber Arbeiterfcrjaft unter bie (Gewalt ber ftapitaltften. 3>aS 
Afforbftftem, baS bie gewerffd&aftltch organifierte Arbetterfcrjaft 
subor in jahr3ehntelangen dampfen äbgefchafft hatte, würbe in 
ber beutfehen ^epublif wieber eingeführt. 3n ben 6taatSbetrie* 
ben, befonberS benen ber (Sifenbahn, war bie Maßregelung ber 
Arbeiter unb ihrer Vertrauensleute an ber 5ageSorbnung. 

6tatt (Einführung ber 6edjSftunbenfd)tcht in ben Bergwerfen 
Würbe mit allen Mitteln bahin gewirft, baß bie Bergarbeiter, 
wieber bie Achtftunbenfd)id)t befamen. 

3>te 6o3ialifierungSfommiffion würbe, faum baß fie inS £e* 
ben getreten war, fattgeftellt. 3>er Ausbau ber fapitaliftifchen 
AuSbeutungSwtrtfchaft war wieber in bollern (Gange, bie &api« 
taliften jubelten über bie fyofyen (Gewinne, über baS steigen ber 
Valuta, alS ber StaatSftretcr) ber ßüttwtfce unb 8app ba3Wtfdjen- 
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fam. 3>ie gegen bie $irbeiterfd>aft fo mutige Regierung (EberU 
Stauer ttxtgte ben Äampf gegen bie ©taatgftreichler ntd^t auf3iu 
nehmen. 6ie ri& aug, unb noch beim 2lugretfjen rief fie bie bon 
ihr «gefnüttelte unb gedübelte 9irbeiterfd>aft 3um Kampfe gegen 
bie ©taatgftreichler auf. TOtt bem (Seneralftretf unb mit ben 
SBaffen in ber Qanb h<*t bie 3lrbeiterfd)aft ben fcelbenmütigen 
$ampf aufgenommen unb bie $app unb 8onf orten in wenigen 
Sagen 3ur ©treefe gebracht. €5ie §at nod) einen vetteren €5ieg 
erfochten, ber toertboller tft alg bie Vertreibung bon &app unb 
Äompagnie. 6ie fyxt fid) im Kampfe 3ufammengefunben unb bte 
(fctnhettgfront fcergefteHt. 3>ief« Einheitsfront gilt eg auch im 
'Söahlfampfe 3u erhalten unb bann meiter big 3um enbgültigen 
(Siege jbeg <5o3taligmug. SHe gett>erffd)aftltch unb polittfd) organi* 
fierten Arbeiter tyiben ihre Jorberungen an bie Regierung, an 
bie ©efellfchaft geftellt unb fie toerben bafür fampfen, big fie 
erfüllt finb. 

<5län3enb gerechtfertigt fteht heute bie Unabhängige ©03ial» 
bemofratie 3>eutfd)lanbg mit i^rer ^olttif ba. 3)ie (Snttoicflung, 
bie bie beutfd>e Stepublif genommen h<*t, bie (Ereigniffe ber legten 
TOochen finb eine braftifche SBeftätigung für bie oppoftttonelle 
Haltung unferer spartet. 3n all ben toechfelbollen Sagen ift fie 
nid>t abgetoichen bon ber geraben £inie beg fo3tatifttfd)en klaffen« 
fampfeg. 6ie ^at aber auch n <*<*> & en ietoeiligen SBerhältniffen ihre 
gorberungen geftellt, um ben noch nicht in ihren Leihen ftehen« 
ben Arbeiter fcharen (Gelegenheit 3U geben, mit auf biefe Platt- 
form 3u treten unb fo ben fo3iairebolutionären #ampf 3U ftärfen 
unb boran3utreiben. 3hre ^Kinimalforberungen finb: 

1. <£nttDaffnung unb 2iuflöfung aller fonterrebolutionären gor« 
mationen. Sttamtfchaftgerfatj aug ben Leihen ber organifierten 
^Irbeiterfchaft; politifch 3uberlaffige Führer. 

2. Aufhebung beg 9lugnahme3uftanbeg. greilaffung aller ber» 
hafteten ^ebolutiongfampfer unb umfaffenbe 9lmneftie. 

3. 93eftrafung aller an bem Äappfchen Zlmftur3 beteiligten <Se« 
genrebolutionäre unb ber für bag ginmorben bon reboluttonären 
Kämpfern Verantwortlichen. 

4. Durchführung ber €5o3ialtfierung, beginnenb auf bem <5c* 
biete beg Vergbaueg unb ber <£nergieer3eugung — $of)le, SDaffer, 
$raft, Ccleftri3ität — . SSBeiterführung ber 6o3ialifierung ber fon« 
3entrierten Ctifen* unb 6tahIprobuftion, beg Srangport« unb SBer* 
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fehrgmefeng, fotote anberer fyofytnttoidtlttv 3nbuftrien. Um» 
faffenbe Kommunaüfterung. 

5. Überführung be§ <&roggrunbbefit}e$ unb ber großen ££orften 
in gefellfc$aftltc|)eg (Eigentum. 3>ie gefamten lanbtoirtfchaftlkhen 
betriebe ftnb burd) Verettftellung aller ted)nifchen unb aurtfchaft- 
liefen gtlfSmittel, burch gdrberung ber (Senoffenfchaft 3ur \)b$* 
ften ßeiftunggfä&tgfett 3U bringen. 

6. Sicherung ber CebenSmtttelberforgung ber ftdbtifchen Ve* 
bölferung. @d)drffte Vefdmpfung be8 £ebengmittefa>udf>er3. 

7. Augbau ber 6o3talgefetjgebung. Anpaffung ber £öhne, <$e* 
halte, Kenten unb Unterftüj&ungen an bie Koften ber CebenS* 
Haltung. SDirffame 6<huimajjnahmen 3U r (Erhaltung ber Ar« 
bettSfraft. 

8. Jfreunbfc^aftUche Ve3tehungen 3u allen Golfern. trieben 
mit Slußlanb. (Erfüllung ber ftd) au$ bem $Heben3bertrag er* 
qtbtnbtn Verpflichtungen. 

Auf biefer Plattform muffen fia) alle gegen Sohn arbeitenben 
§anb* unb Kopfarbeiter, alle Dom Kapital Abhängigen, alle frei- 
heitlich ©efinnten 3ufammenfinben gegen bie Vertreter ber alten 
©efcalt unb Ausbeutung. 

SHe Uhr beS Kapitalismus unb ber alten AuSbeutungSgefell» 
fchaft ift abgelaufen, eine neue (Skfellfchaft tft im ^Derben. 3>a3u 
bei3utragen, bafc biefe balb erftehe, ift aud) bie ndd)fte 2Da(jl be- 
rufen. (£8 gilt alfo 3u mahlen 3uufchen bem Aufftieg berTOenfch- 
heit 3u höheren unb befferen <Sefellfd)aft83uftänben unb 3ö)ifchen 
bem Verftnfen in bie alte fapitaliftifche AuSbeutungSgefellfchaft 
unb Barbarei. 3>er 3*ifler ber (Entstellung toetft bortodrtS. 

Auf 3um Kampf! Auf 3um 6ieg! 

3>er t'anbeSborftanb ber Unabhängigen ©03ialbemofratie 6ad)fen3. 

10. Programm fret fo?fadfttfd>eti ®tubtnttnpattd. 

3He 6o3ialiftifche 6tubentenpartei ift bie Vereinigung ber fo« 
3ialiftifd) gefinnten ©tubterenben uvb Afabemifer. 

1. 6ie forbert 3undchft bie Mitarbeit jebeS Staatsbürgers an 
ber Veraurflichung beß @03taU3muS im 6taate. SHe 3>urd)füh* 
rung tiefer Arbeit überldfct fie jebod) ben allgemeinen fo3ialifti- 
fd>en Parteien. Auch kg* fte ftch auf eine beftimmte ^ttethobe ber 
Durchführung nicht feft unb über lagt eS ihren TOitgliebern, fid) 
einer ber fo3ialiftif<hen Arteten an3iifchlieften. 
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2. 6ie ftef)t tbre befonbere Aufgabe bartu, bie 6cf)id)t ber 3n* 
telleftuellen bem 6o3tolt8mug 3U3ufübren. 3>e8balb berbrettet fic 
fö3tallftifd)e 3been unter ber 6tubentenfd)aft. 6ie ift ftd) betoujjt, 
ba% tf>r biefe <£r3iebung 311 fo3ialtftifcf)er unb bemofratifd&er <5>e= 
ftnnung nur in gemeinfamer wirbelt mit ber protetarifd)en 3u* 
genbbetoegung möglkb ift. 6te ift ftd) ebenfo bettm&t, bajj ei- 
fere ^fltd&t ift, ber j>roletarifd>en jjugenb fd>on jefct bie geiftigen 
Slöerte unffenfd&aftlld&er Arbeit na&e 3U bringen. 

3. 9118 «Partei ber 6tubentenfd>aft balt fie e8 für ibre Aufgabe, 
bie §od)fdf)ule im €>tnne be8 fo3lallfttfcben Programms unt3uge» 

v ftalten. 6ie forbert be^balb bie 9*efeittgung be8 <£influffe8 ber 
#laffenunterfd)iebe auf bie 3ufammcnfefcung unb bie ^wnftion 
ber §od)f<J)ule. JJür bie 3>urdf>fü&rung biefeS 3tele8 gelten nad)- 
fte&enbe 9tt$fflnten. 

THQtUnitn für die eo?<alif<eriM9 6ee $otyd>uU. 

1. 9ötrtfcbaftltd>e gorberungen: 

9luf bebung aller äolleggelber, 3mmatri!ulation8«, 3nff rtytionä* 
unb <£|amenggebübren. 3>ru<f ber SHffertattonen auf 6taat8» 
foften. Sur bermögenbe 6tubenten bagegen erbö&te fcebübren. 

(Staatlich Unterhaltung ber 6tubenten, fotoeit fie nid)t über 
pribate 92ttttel berfügen, 3.9). in ££orm bon 3nternaten, bie fid) 
felbftbertoaltenbe (Semeinben bilben. 9lu3be()nung biefer Unter« 
Haltung auf fold)e Btubenttn, bie außerhalb be3 normalen 9311» 
bungggangeS 3um 6tubium gelangen. 9iu3be&riung aud) auf un- 
bemittelte 9lu8länber, auf <S>runb gegenfetttger 9ibmad)ungen mit 
anbern Staaten. 

9*olfa>ertige 9te3ablung ber ^rtbatb03enten unb 9lfftftenten. 
Vergrößerung ibrer 9ln3afcl. 

2. 9led)tlid)e gorberungen: 
a) <&runbfätjlt<be Jretbettctt. 

Autonomie ber §od)fd)ule in to>iffenfd>aftltc&er ©inftc^t. 

grelbett ber Siebe unb <Sd)rtft für Renten unb 6tubenten, 
aud) auf bem $atbeber. 

Jreibeit ber S&erfammlungen unb ber 93erein3bilbung für 3>o« 
3enten unb €?tubenten unter 9lu8fd>lu& jeber 9inmelbej>fltd)t. 

9lu8tt>abl ber Renten unb 6tubenten unabhängig bon ibrer 
3uge&örtgfett 3u irgenbeiner klaffe, spartet, 8trd>e, @efte, klaffe, 
einem <5efcf)le<bt ober einem 6taat. 

y 
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b) 3uIoffunfl. 

Formulierung be£ 3mmatrifulation3begriffe3 berart, baß 3nu 
matrifulation Teilnahme am geiftigen £eben ber godjfdhule be- 

Anglteberung ber §0<f>föule an ben Unterbau einer einheit- 
liefen 6taat3f(hule berart, ba& allen begabten gleidjmäfctg ber 
-ZBeg 3um ©rubium offen fte^t. 

3ufammen|ang ber §o<f)i<f)ule mit bem 93olf6bübung6fr)ftetn. 
©<haffung bon SRecfjte formen, bie e3 jebem befähigten ermög* 
lidjen, ai«h außerhalb beS normalen 93übuugggange8 am ©tu- 
bium teilnehmen. 

9ted)t ber 2)o3enten, Jeben geeignet <£rfd)etnenben 3ur Seil* 
nafjme an ihren perfön liefen SBorlefungen unb Übungen 3U3U» 
(äffen; Pflicht ber 3>03enten, jeben u>iffenf<haft(t<h (geeigneten 
3U3u(affen. 

*2Da^ ber 3>03enten burd) bie 5ad>leute be3 EanbeS ofme smit- 
toirfung ober IBeftätigung beä TOinifterS. ©Raffung bon 9ted)t3- 
formen, toeld&e bie 93or^errf<^aft eüt3elner (Gruppen befeitigen. 

Vermehrung ber 3afyl ber prüfenben ^Jrofefforen. 

1 

1 

c) Verwaltung: 

(Einrichtung oon ©tubentenau8f<hüffen, bie burd) allgemeine«, 
gleiches, geheime« Verhältniftoahlrecht getodhlt »erben. Auf- 
gaben beä AuSfd)uffe8: ©elbftbertDaltung ber ©tubentenfehaft in 
bif3iplinarre4)tltcr)en unb toirtfchaftlichen Angelegenheiten; 93er* 
tretung unb Vermittlung gegenüber ber £>od)fchule. 

(Einrichtung bon Organen, bie ber ©tubentenfd>aft beratenben 
<fctnflu& auf ba3 UnterrichtStoefen geben. gafultätSberfammlun- 
gen, Sonberfommtffiouen. 

Überlaffung 3eitig unbenutzter £örfäle an ftubentifche Organi- 
farionen 3U Verfammlungä3ti>e<fen ohne befonbere (Genehmigung 
be8 «ReftorS, allein na<h Anmelbung bei ber §au3bern>altung* 
Überlaffung ber görfäle auch an außerhalb ber £>od>fcf)ule ftehenbe 
■BHffenfchaftler 3U tt)iffenf<haftlicr)en Vorlefungen, fobalb 20 ©tu- 
beuten ben Antrag ftellen. Veibeä auch femeftertoeife, 

fiberlaffung bon Anfd)lagbrettern an ftubentifche Organifa- 
ttonen ohne jebe Kontrolle ber «ReftorS. 

©elbftbertDaltung ber Renten in bif3iplinarre<htli<hen unb 
toirtfchaftlichen Angelegenheiten. 
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(Einrichtung eineä ^erufunggrechtätDegeg für 6tubenten unb 
3>03enten, ber unmittelbar 3ur (£ntf Reibung burd) orbcntlidfje <£c° 
richte führt, ohne ben Apparat ber mtniftertellen «Bertoaltung 3U 
burd)laufen. 

3. ^äöagogtfche JJorberungeu: 

(Brunbfä&ltche Umgeftaltung beS Unterrtd&tS nach päbagogifchen 
^rin3ipien unter «Btitiotrfung ber 6tubentenfcf)aft. Söettefter 
Augbau beg €>eminarbetriebeg unter §eran3ie^ung ber Äfft« 
ftenten. 

Abänberung ber Prüfungen berart, ba& bag SBeftehen ber Prü- 
fung nicht gebächtntgmd&tgeg Riffen, fonbem fad)lichegadnnen 

^Befeittgung unberechtigter hiftorifdKr Überbletbfel, tote ber 
< 33or3ug«ftellung einiger 

3ad)l\d)t (Büeberung ber gochfchule nach foftematifchen unb 
pdbagogifchen (Befichtgpunf ten. Aufhebung ber SfytoioQxt 
alg Jafultdt, ilbert&eifung beg anffenfehaftlichen (Behalte bie- 
fer Jacher an bie hiftorifdjen unb phtlofophifchen Abteilungen. 

(Sinfefcung neuer ßehrftühle für bisher unterbrüefte unb ber- 
nachläfftgte 5ä<*Kr, tote 6o3iali8mu8, ©03iologte, ^äbagogif. 

(Brunbfätjliche (Erneuerung beg Sehrbetriebs getoiffer Jdcher, 
bie au£ foftematifchen «SDiffenfchaften 3u hifiorifchen ober rein be- 
fchreibenben getoorben finb, toie ^h^ofophie, 3urigpruben3, 
lologie. Berufung btgher prtbater (Belehrter ober TOanner beg 
Öffentlichrtl ßebeng, beren Arbeit in biefem 6inne liegt, an bie 

Einführung praftifcher #urfe für getotffe ^Berufe, mie fjurifteu 
unb ^abagogen. 

(Einrichtung bon elementaren 93orlefungen für Teilnehmer 
außerhalb beg normalen SBtlbungggangeg. 

Augbau ber totffenfdjaftltchen 3nftttute 3um 3tt>ecf möglichft 
felbftdnbiger Arbeit ber 6tubenten. Augbau ber Vtbltothefeit, 
meitefter Augbau ber ganbbibliothefen für alle C£tn3elfächer. 
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B. 2lu8 bem fiager ber Äommuniften. 

II. Wae will ber Cpartatuebuttfr? 1 ) 

herausgegeben t>on ber 3entralftette beS <5*>artafuSbunbc3. 

3>c3cmber 1918. 

!. 9im 9. Slobember haben Arbeiter unb 6olbaten ba8 alte Re- 
gime in 3>eutf$lanb 3ertrümmert. 9luf ben 6djla<htfelbern JJrauf « 
ttiä& ü>ar ber Mutige Wkfyn bon ber TOelt^errfc^aft be3 preu&t* 
fd>en <5äbel3 3erronnen. 3>ie 33erbred)erbanbe, bie ben ^Beltbranb 
ent3ünbet unb 3>eut[d)lanb in ba3 SBlutmeer hineingetrieben §at, 
ttar am (fcnbe threä £atein8 angelangt. 3>a8 bier 3afcre lang be- 
trogene «fcolf, baS im 5>tenfte be3 «Btolod&S Kulturpfltd&t, (Ehrge- 
fühl unb ^enfd&iid^feit bergeffen ^atte, ba8 ftdfj $u jeber 6chaub- 
tat mt&braud&en lieg, ermatte au8 ber bierjährtgen (Erftarrung 
— ' bor bem 3lbgrunb. 

9lm 9.3tobember erhob fich ba8 beutfdf>e Proletariat, um baS 
fd)ma<hbo(le goch ab3uti>erfen. SHe §ohen3ollern tomrben oerjagt, 
Arbeiter- unb 6olbatenräte getoählt. 

9lber bie §ohen3ollem toaren nie mehr al3 ©efchaftSträger ber 
imperialifttfd&en 93ourgeotfte unb be3 3unfertum8. 3>ie bürger- 
te fttaffenherrfcfjaft: bap ift ber tt>a^re ©dfjulbige be§ s XDelt- 
friegeS in 3>eutfcf)lanb tote in fttantttid), in 9lug(anb tote in 
(Englanb, in (Europa feie in 3lmertfa. SHe ftapitaltften aller £än- 
ber: baS finb bie mähren Slnfttfter 3um «fcölfermorb. 3)a8 "inter- 
nationale Kapital — ba3 ift ber unerfättltche S3aal, bem Milli- 
onen auf Millionen bampfenber «ötenfchenopfer in ben blutigen 
^aa^en getoorfen »erben. 

9er 3De(tfrieg fyxt bie <&efellfdf)aft bor bie 9ilternatibe gefteUt: 
enttoeber ^ortbauer be3 Kapitalismus neue Kriege unb balbigfter 
Untergang im <Eh<»o3 unb in ber Anarchie, ober Sibfd&affung 
ber fapltaliftifdfjen SiuSbeutung. 

Mit bem SiuSgang be3 SDeltfriegeS h<*t bie bürgerliche klaffen- 
r)errfcf>aft ihr StafeinSrecht berkoirft. €>te ift nicht mehr imftanbe, 
bie ©efellfchaft au8 bem furchtbaren to>irtf<haftltchen 3 u fammen- 
brudf) herausführen, ben bie imperialiftifd^e Orgie hinter» 
laffen hat. 

^robuftionSmtttel finb in ungeheurem 9lta&ftab berntdf)tet. 
'mtllionen SlrbeitSfräfte, ber befte unb tüd&tigfte 6tamm ber «Sir« 

» 

1) S>er Sejt ftammt t>on ^ofa Cujemburg. 
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beiterftaffe ^mgefd^Iad^tet. 3>er am £eben (Gebliebenen fyattt bei 
ber geimfehr baS grinfenbe <£Ienb ber ArbeitSloftgfett. QungerS* 
not unb #ranff)etten brohen bie «BolfSfraft an ber SDursel 3« 
berntd)ten. 3>er finatt3ielle ©taatSbanferott infolge ber ungeheu- 
ren £aft ber 8riegSfd)ulben ift unabfoenbbar. 

AuS all Mefer blutigen 'SDirrfal unb biefem gähnenben Ab» 
grunb gibt eS feine §tlfe, feinen AuStoeg, feine Rettung alS im 
€5o3ialtSmuS. $Iur bie AJeltrebolutton beS Proletariats fann in 
btefeS (£|)aog Orbnung bringen, fann allen Arbeit unb 33rot 
berfd&affeit, fann ber gegenfeitigen 3erfletfd)ung ber SBölfer ein 
(£nbema<f>en, fann ber gef<hunbenen^nfrf)f)ett Sieben, grei^eit, 
n>af)re Kultur bringen, lieber mit bem £ohnft)ftem! 3>aS ift bie 
Cofung ber ^tunbt. Aufteile ber Lohnarbeit unb ber ßlaffenherr* 
fd>aft foll bie genoffenfd>aftltche Arbeit treten. 3>te Arbeitsmittel 
muffen aufhören, baS Monopol einer klaffe 3U fein, fie muffen 
(Semeingut Aller toerben. #etne Ausbeuter unb Ausgebeutete 
mehrl «Regelung ber probuftion unb Erteilung ber Probufte im 
3ntereffe ber Allgemeinheit. Abfc^affung aue ber heutigen pro« 
buftionSmeife, bie Ausbeutung unb Staub, fo beS heutigen §an» 
belS, ber nur betrug ift. 

An ©teile ber Arbeitgeber unb ihrer ßohnff laben: freie Ar* 
beitSgenoffen! 3>te Arbeit «SliemanbeS Qual, toeii 3ebermannS 
Pfluhtl (Ein menfchentoürbigeS 3>afein 3ebem, ber fetne Pflicht 
gegen bie ©efellfchaft erfüllt. 3>er junger hinfür md)t mehr ber 
Arbeit <JI U $> fonbern beS SZtü&iggängerg ©träfet 

(Erft in einer foldjen ©efellfd&aft finb SBölferhajj, 8ned)tfchaft 
enttt>ur3elt. <£rft toenn eine fol<f)e (Sefellfchaft berioirflicht ift, toirb 
bie Ctrbe nicht mehr burd) SHenfchenmorb gefchdnbet. <£rft bann 
ftirb eS heißen: biefer Ärieg ift ber letzte gemefen. 

©03ia(iSmuS ift in biefer ©tunbe ber einige «RettungSanfer 
ber TOenfchheit. Über ben 3ufammenfinfenben ^Hauern ber fapi« 
iaitftif<hen (Sefellfchaft lobern toie ein feuriges TOenetefel bie 
Aborte beS „äommuniftif d>en "mamfeftS": ©03ialiSmuS ober Un* 
tergang in ber Barbarei! 

II. 3>ie ^rioirflichung ber fo3taliftifd)en ©efellfchaftSorbnung 
ift bie getoaltigfte Aufgabe, bie je einer klaffe unb einer 9tebolu* 
tion ber ^Beltgefd^id^te 3ugefallen ift. 3>tefe Aufgabe erforbert 
einen bollftänblgen Umbau beS ©taateS unb eine bollftänbige 
Xlmü)äl3ung in ben n>irtf(haftlichen unb fo3ialen ©runblagen ber 
Gefedfchaft. 

€> a 1 0 m 0 n , tyarteiproaraume. III. 3. WufT. 3 
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tiefer Umbau unb blefe Umtodfoung fönnen nid)t burd) ir- 
genbeine 'ZtefyöriK, Stommiffion ober ein 'Parlament befretiert, f ic 
fönnen nur Don ber SöolFSmaffe felbft tn Eingriff genommen unb 
bur<r)gefür)rt »erben. 

3n allen bisherigen Resolutionen mar eg eine fleine üünber» 
beit beg «fcolfeg, bie ben reboluttondren Stampf leitete, bie U>nt 
3iel unb Wartung gab, unb bie TOaffe nur alg 9Derf3eug benutzte, 
um ibre eigenen Sntereffen, bie Sntereffen ber TOtnber&ett, 3um 
otege 3u führen. 3>ie fo3ialifttfdf>e Resolution ift bie erfte, bie 
im Sntereffe ber großen 3Zter)rr)eit unb burd> bie große $Her)rf)ett 
ber 9lrbeitenben allein 3um ©lege gelangen fann. 

3>ie Sttaffe beg Proletariats ift berufen, ntd)t bloß ber Rer>o* 
lution in flarer (Erfenntntg 3iele unb Ridjtung 3u ftedfcn. ©ie, 
muß aud) felbft, burd) eigene Sifttbitdt ©abritt um 6cr)rttt ben 
€?03taligmug tng geben einfuhren. 

$ag SBefen ber fo3ialifttfd)en <S>efellfd&aft befterjt barin, baß 
bie große arbeitenbe 'ölaffe aufhört, eine regierte TOaffe 3U fein, 
oielme&r bag gan3e poltHfd>e unb mirtf<r)aftlt(r)e Seben felbft lebt 
unb in betoußter freier ©elbftbefttmmung lenft. 

33on ber oberften 6pifce beg 6taateg big 3ur fletnfteu <5e- 
meinbe muß begr>alb bie proletarifd>e klaffe bie überfommenen 
Organe ber bürgerlichen Älaffen^errfa^aft: bie 33unbegrdte, Par- 
lamente, <S>emeinberdte buwr) eigene Älaffenorgane: bie 3lrbetter- 
unb 6olbatenräte erfefceu, alle Soften befefcen, alle Junftioneu 
übertoadjen, alle ftaatlicrjen SBebürfuiffe an bem eigenen Klaffen» 
intereffe unb ben fo3ialifttfd>en Aufgaben meffen. Unb nur in 
ftänbiger, lebenbiger $Ded)felto>lrfung 3tt>if$en ben ^olfgmaffen 
unb ü)ren Organen, ben 91.- unb 6.-^dten fann ir)re Sdtlgfett 
ben 6taat mit fo3ialiftif d)em (Seifte erfüllen. 

9lud) bie ti>trtfa>xftltd)e Umü>äl3ung fann fld) nur alg ein Don 
ber proletartfd>ett Sltaffenaftion getragener ^ro3eß bolfcierjen. 
3>ie nadten 3>efrete oberfter Reoolutiongbe&örben über bie 60- 
3ia(ifierung finb allein ein leereg 3Dort. 2tur bie 9lrbeiterfcf)aft 
fann bag 'SDort burd) eigene $at 3um JJletfaje mad)en. 3n 3äf)em 
fingen mit bem Kapital, 95ruft an 93ruft in jebem betriebe, burd) 
unmittelbaren 3>rud ber Waffen, bund) ©treifg, bura) 6d)affung 
lf>rer ftdnblgen Stertretunggorgane fönnen bie Arbeiter bie Kon- 
trolle über bie «probuftton unb fdjlteßlta; bie tatfdd)ltd)e Leitung 
an fld) bringen. 

3>te ^roletariermaffen müffen lernen, aug toten TOafdjmen, bie 
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ber Kapttallft an ben ^robuftiongpro3e§ ftellt, 3U benUnbtn, 
freien, felbfttättgen ßenfern biefe3 ^ro3effe8 3u toerben. <5le 
muffen ba3 Berantioortungggiefühl toirfenber ©lieber ber eilige* 
meinhett ererben, bie Silletnbefifcerin alleS gefellfchaftlichen 
Reidjtum8 ift. 6te muffen 5^*6 ohne Unternehmerpeltfche, 
höd)fte 2elftung ohne faptialtfttfche Antreiber, 3Hf3ipltn o£ne 
3och, unb Orbnung ohne gerrfchaft entfalten, göd^fter 3beali&» 
mu8 im Sntereffe ber Allgemeinheit, ftrafffte 6elbftbtf3iplln, 
»a^rer Bürgerfinn ber «Blaffen finb für bie f03taltftifd)e ©efell- 
fdjaft bie moralifche (Brunblage, toie ©tumpffinn, (SgolSmuS unb 
Korruption bie moralifche ©runblage ber Fapttaltfttfchen (SefelU 
fd&aft finb. 

Alle biefe fo3taltfttfd)en Bürger tugenben, 3ufammen mit Kennt» 
niffen unb Befähigungen 3ur Leitung ber f03ialtftifcf>en betriebe, 
fann bie Arbeltermaffe nur burd) eigene Betätigung, eigene <£r* 
fahrung erwerben. 

6o3ialifierung ber (öefellfchaft fann nur burch 3dhen unermüb» 
[\xfytn Kampf ber Arbettermaffe in Ihrer gan3en Breite bertotrf* 
lid)t werben, auf allen fünftem, wo Arbeit mit Kapital, wo Bolf 
mit bürgerlicher Klaffenherrfd>aft einanber in8 SBetjje be8 Auge3 
bllcfen. 3>te Befreiung ber Slrbeüerflaffe mu& ba3 SDerf ber 
Arbelterflaffe felbft fein. 

III. 3n ben bürgerlichen Resolutionen war Blutbergte|en, $er« 
ror, poltttfcher TOorb bie unentbehrliche $Daffe in ber §anb ber 
auffteigenben Klaffen. 

Öle proletarlfche Resolutton bebarf für ihre 3*ele feines $er* 
ror8, fie hafct unb serabfd>eut ben 3Itenfchenmorb. 6ie bebarf bie- 
fer Kampfmittel nicht, well fie nicht 3nbiblbuen, fonbern 3n* 
ftitutionen befämpft, weil fie nicht mit naiben Sllufionen in bte 
Mirena tritt, beren <£nttäuf<f>ung fie blutig 3u rächen hätte, ©ie ift 
fein bezweifelter Berfud) einer TOinberhelt, bie 'JDelt mit <£>ewalt 
nach ihrem 3beal 3u mobein, fonbern bie AFtton ber großen 2ZUI« 
lionenmaffe beS BolfeS, bie berufen ift, bU gefchichtliche «mtffton 
3U erfüllen unb bie gefd)Uhttt<*K Rotwenbtgfett in A3trfllcifjFett 
um3ufe^en. 

Aber bie proletarlfche Resolution ift 3ugleich bte ©terbeglocfe 
für jebe Knechtfchaft unb Hnterbrütf ung. $)arum erheben fleh 
gegen bie proletarlfche Resolution alle Kapüaliften,gunf er, Klein« 
bürger, Offelere, alle Rufcntefcer unb ^arafiten ber Ausbeutung unb 
ber Klaffeuherrfdjaft wie ein OTann 3um Kampf auf £eben unb $ob. 

3* 
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<£S ift ein toller SKktfjn su glauben, bte ftapttaliften mürben 
fidf) guttoitlig bem fo3talifttf d>en Berblft eines Parlaments, einer 
9tattoualberfammlung fugen, f ie toürben ru&tg auf ben Befifc, ben 
Profit, baS Borred&t ber Ausbeutung belichten. Alle t)errf<f>en* 
ben klaffen haben um tfcre Borredj)te bi£ 3ule£t mit 3äl>efter <£ner* 
gie v gerungen. SHe römifd&en patrt3ter tote bie mittelalterlichen 
JJeubalbarone, bie englifd^en ftabaliere toie bte amerifantf<f>en 
6f laben&änbler, bie axilad^ifchen Bojaren tote bie £t)oner (Seiben* 
fabrtfanten — fie haben alle ©trome bon Blut bergoffen, fie 
finb über £ei<hen, TOorb unb Branb gefd&rttten, fie ^aben Bür- 
gerkrieg unb CanbeSberrat angeftiftet, um ihre Borrechte unb ihre 
TOad&t 3u berteibigen. 

3>ie tmj>ertaliftifcf)e &apttaltftenftaffe überbietet alS letzter 
6prog ber AuSbeuterfafte bie Brutalität, ben unberhüllten 3*>* 
nlSmuS, bie 9Itebertra<ht aller ihrer Borgänger, ©ie toirb ihr 
AllerhetltgfteS: ihren Profit unb tf>r Borre<ht ber Ausbeutung 
mit 3äf)nen unb mit 9tägeln, mit Jenen ^Het^oben ber falten 
Bösheit berteibigen, bie fie in ber gan3en (Sefdfjtchte ber &olo* 
nialpolitif unb in bem legten ^Deltfriege an ben Sag gelegt f>at. 
©ie toirb §immel unb §ölle gegen baS Proletariat in Betoegung 
fe^en. ©ie toirb baä Bauerntum gegen bie ©täbte mobil machen, 
fie toirb rücfftänbige Arbetterfchidjten gegen bie fo3ialiftifd>e 
Abantgarbe aufheben, fie toirb mit Offoteren "mefceleien an.ftif- 
ten, fie toirb jebe fo3ialiftifd)e ^Eagna^me burdf) taufenb ^Kittel 
ber paffiben 9Ufiften3 tahm3ulegen fud^en, fie toirb ber ^ebolu- 
tion 3toan3ig Benbeen auf ben QalS ^e^en, fie toirb ben äujjeren 
geinb, baS TOorbetfen ber Slemenceau, 2lo$b George unb Wü» 
fon alS Detter inS £anb rufen, — fie toirb lieber baS 2anb in 
einen raud&enben Trümmerhaufen bertoanbeln, alS freitoillig bte 
£ohnfflaberei preisgeben. 

All biefer SBtberftanb muß ©chrttt um ©d^ritt mit eifemer 
Jauft, mit rücfftd)tSlofer (Energie gebrochen »erben. 3>er <S>etoalt 
ber bürgerlichen ©egenrebolution muß bie rebolutionäre ©etoalt 
beS Proletariats entgegengeftellt toerben. 3>en Anfragen, hän- 
fen, 3ettelungen bie Aftibitat ber j>roletartfcf)en «ötaffe. 3>en 
brof>enben (Befahren ber Bourgeolfte bie unbeugfame Stefttar&tit, 
Qöa<hfamfeit unb ftetS bereite Aftibitat ber proletarischen "ötaffe. 
3>en brohenben (Befahren ber (Segenrebolution bie Bewaffnung 
beS BolfeS unb (Enttoaffnung ber hcrrfd&enben klaffen. 3>en par* 
lamentartfc&en ObftruftionSmanöbern ber Bourgeoifte bie taten* 



Digitized by CjOOqIc 



5>er ©partafuSbunb 



33 



reiche Organtfation bcr Arbeiter, unb 6olbatenmaffe. 3>er 9UI- 
gegentoart unb ben taufenb «Btachtmitteln bcr bürgerlichen (Sefell- 
fcfxtft — bie fon3entrterte, 3ufammengeballte, aufS §öd)fte geftet- 
gerte «Stacht ber 9lrbeiterflaffe. 3>te gefcljloffene JJront bcS gefam- 
ten beutfd>en Proletariats : beS fübbeutfcfjen mit bem norbbeut- 
l<f>en, beS ftäbttfd>en mit bem lanblichen, ber Arbeiter mit ben 
6olbaten, bie lebenbige geiftige Fühlung ber beutfd&en «Rebolu- 
tion mit ber Snternattonalc, ble (Erneuerung ber beutfehen s 3*cbo- 
lution 3ur SBeltrebolution beS Proletariats, bermag allein bie 
granttne SJaftS 3u f Raffen, auf ber baS (öebäube ber 3ufunft er« 
richtet toerben (ann. 

3>er ftampf um ben ©03ialiSmuS ift ber getoaltigfte Bürger» 
frteg, ben bie 3Dettgef<f)id)te gefehen, unb bie proletarifdje s Xebo- 
lution mu& ficf> für biefen ^Bürgerfrieg baS nötige «Küfoeug bv 
reiten, fie mu& fernen eS 3u gebrauten — 3u dampfen unb 
biegen. 

(Eine foldf>e SluSrüftung ber fompaften arbeitenben «öolfSmaffe 
mit ber gan3en polttifchen *£tad)t für bie Aufgaben ber «Rebolu- 
tion, baS ift bie 3>tftarur beS Proletariats, unb beShalb bie tt>al>re 
3>emofratte. *3Ii<^t wo ber Cohnfflabe neben bem äapttaliften, 
ber Canbproletarier neben bem jjunfer in »erlogener Gleichheit 
fttjen, um über ihre Lebensfragen parlamentartfcr) 3u bebattte* 
ren: bort, too bie milltonenföpftge proletartermaffe bie gan3e 
©taatSgetoalt mit ihrer fchtoieligen $au\t ergreift, um fie toie ber 
(Sott $or feinen Qammer ben ^errfd^enben klaffen aufS §aupt 
3U fd^mettern: bort allein ift bie 3>emofratie, bie fein «Bolls* 
betrug ift. 

Um bem Proletariat bie (Erfüllung biefer Aufgaben 3u ermög- 
lichen, forbert ber 6partafuSbunb: 
I. 911S fofortige ^Haftnahmen 3ur 6id>erung ber «Rebolution: 

1. Ccnttoaffnung ber gefamten poli3ei, f Amtlicher Offi3iere, fo« 
toie ber nidfjtproletartfchen 6olbaten. (Entwaffnung aller Ange- 
hörigen ber herrfc^enben klaffen. 

2. 93efd)lagnaf)me aller «Ekiffen* unb «ötumttonSbeftänbe, fo»ie 
«RüftungSbetriebe burch 21.* unb G.-«2täte. 

3. ^eaxtffnung ber gefamten erttmehfeuen männlichen proletari- 
schen $*ebölferung als 9lrbettermtli3. 33ilbung einer «Koten ©arbe 
auS Proletariern alS af Üben Seil ber «2111113, 3um ftänbigen 6cf)ufc 
ber «Kebolution bor gegenrebolutionären 9lnfci>lägen unb Bette- 
lungen. 
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4. Aufhebung ber Kommanbogetoalt ber Offt3iere unb Unter« 
offt3iere. <Erfet}ung be$ mtlttärtfchen KababergehorfamS burd) 
fretnnlltge 3>tf3iplin ber ©olbaten. $Bah( aller Vorgef e^ten burd) 
bie < 3ftannfchaften unter jeber3eitigem 'RüdberufuugSrecht. Auf- 
Hebung ber TOilttärgerichtSbarfett. 

5. Entfernung ber Öftere unb ber Kapitulanten au8 allen 
€?olbatenräten. 

6. (Erfe^ung aller polittfchen Organe unb Vehörben beS früf>e» 
ren Regimes burch Vertrauensmänner ber $1.* unb. ©.«Släte. 

7. Einfettung eine« «ReboluttonStribunalS, bor bem bie gaupt* 
fchulbtgen am Kriege unb fetner Verlängerung, bie beiben go^en- 
3ollern, ßubenborff, gtnbenburg, $ir)>l£ unb if>re TOitberbred^er, 
fotote ade Verfchtoörer ber (Segeurebolutton ab3uurteilen finb. 

8. Sofortige Vef<hlagnahme affer Lebensmittel 3ur Sicherung 
ber VolfSeruährung. 

II. Auf poltttfchem unb fo3ialem (Gebiete: 

1. Abfd>affung aller <£tn3elftaaten; einheitliche beutfd&e fo<* 
3taliftifche ttepubltf. 

2. Vefelttgung aller Parlamente unb (Bemeinberäte unb Über* 
na^me ihrer gunftionen burch A.» unb ©.««Räte, fotoie beren 
AuSfchüffe unb Organe. 

3. SBahl bon Arbetterräten über gan3 $eutfd)lanb burch We ge« 
famte ertoachfene Arbelterfchaft beiber <&efd)lechter in 6tabt unb 
Canb, nach betrieben, fotoie bon Solbatenräten burch bie SHann- 
fchaften, unter AuSfchlug ber Offi3iere unb Kapitulanten, riecht 
ber Arbeiter unb Solbaten 3ur jeber3eltigen Slücfberufung ihrer 
Vertreter. 

4. Bahlen bon Stelegierten ber A.« unb 6.«^äte im gatt3en 
«Reid) für ben 3entralrat ber A.» unb S.-Stäte, ber ben Voll* 
3ug3rat als baS oberfte Organ ber gefeftgebenben unb boll3tehen« 
ben <S>eti>alt 3u toählen ^<xt. 

5. 3ufammentrttt beS B^^^ratS borläufig minbeftenS alle 
brei SKonate — unter jebeSmaliger Steutoahl ber delegierten 
— 3ur ftänbigen Kontrolle über bie Sätlgfett beS VoÜ3ug8ratg 
unb 3ur Qerftellung einer lebenbigen gühlung 3tt>tfd)en ber 'SZlaffe 
ber A.* unb S.»9täte im bleich* unb ihrem oberften StegierungS« 
organ. *iRed)t ber lofalen 91.» unb ©.»Stäte 3ur jeber3eitigen < Kücf» 
berufung unb Ccrfe^ung ihrer Vertreter im 3«utralrat, falls biefc 
nicht im Sinne ihrer Auftraggeber h*nbeln. Siecht beS Voll- 
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3uggratg, bie «öolfgbeauftragten fotoie bie 3«ntralen Sleichgbehör- 
ben unb «beamten 3u ernennen unb ab3ufefcen. 

6. Abfd&affung aller etanbeäunterfchiebe, Orben unb Sitel. 
Völlige rechtliche unb totale ©letchftellung ber <5ef<hled)ter. 

7. (Einfchneibenbe fo3ia!e (Sefetjgebung, < 33erfür3ung ber Ar» 
beitg3eit 3ur Steuerung ber ArbettglofigfeU unb unter $*erücf» 
fid^tlgung ber förmlichen Ctntfrdftung ber Arbeiterfchaft burch 
ben Söeltfrteg; fechSftünbtger göchftarbettgtag. 

8. Sofortige grünbliche Umgeftaltung beS Cerndhrungg-, $Öoh- 
nung««, (Sefunbhettg- unb <£r3tehunggtDefeng im 6tnne unb 
<9etfte ber j>roletartfchen «Resolution. 

III. 9täcf)fte totrtfchaftltche gorberungen: 

1. äonftgfatlon aller btonaftifchen Söermögen unb (Ehtfünfte für 
bie Allgemeinheit. 

2. Annullierung ber 6taatg- unb anberer öffentlichen (Schulben 
fotoie färntlid^er Kriegsanleihen, auggenommen 3**d>ttungen big 
3u einer beftimmten §öf)e, bie burtf) ben 3^tralrat ber A.« unb 
<S.»9tdte fefoufetjen ift. 

3. (Enteignung beg (Brunb unb 3$oben3 aller lanbtoirtfchaft« 
liehen <5ro&» unb Mittelbetriebe; SBilbung fo3ialiftifcher lanb- 
toirtfchaftlicher <5enoffenfchaften unter einheitlicher 3entraler ßeu 
tung im gan3en deiche; bäuerliche Kleinbetriebe bleiben im 93e» 
fttje ihrer Snhaber big 3u bereu freiwilligem Anfd)lu& an bie fo« 
3ialiftifchen <& enoffenf (haften. 

4. (Enteignung aller hänfen, Skrgtoerfe, Qütten, fotote aller 
Großbetriebe in Snbuftrie unb ganbel burch bie ^aterepublif. 

5. äonfigfatton aller Vermögen bon einer beftimmten göhe an, 
bie burch ben 3entralrat fefoufetjen ift. 

6. Übernahme beg gefamten öffentlichen Sterfehrgtoefeng burch 
bie Scdterejmbltf. 

7. < 22)ahl bon 93etriebgrdten in allen betrieben, bie im Cctnber» 
nehmen mit ben Arbetterrdten bie inneren Angelegenheiten ber 
betriebe 3u orbnen, bie Arbeltgberhdltntffe 3U regeln, bie ^ro* 
buftion 3u fontrollieren unb fchließlich bie ^Betriebgleitung $u 
übernehmen fyibtn. 

8. (Einfettung einer 3entralen 6tretffoiuiffton, bie mit ben $*e- 
triebgrdten ber beginnenben ©tretfbetoegung im gan3en Svetch bie 
einheitliche Leitung, fotaltfttfche Dichtung unb bie fräfttgfte lin* 
ierftüfcung burch bie poüttfehe macht ber A.* unb <ö.-<Rdte 
f ichern foll. 
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IV. internationale Aufgaben: 

Sofortige Aufnahme ber Skrbmbungen mit ben 33ruberpai> 
teien be8 9lu8lanbe3, um bie fo3ialiftifd)e ^teoolutton auf inter« 
nationale 95afi8 3U (teilen unb ben ^rieben burch bie inter- 
nationale «akrbrüberung unb rePolutionäre (Erhebung be3 TOelt- 
Proletariats 3u geftalteu unb 3U fiebern. 

V. 3>a3 toill ber 6partafu3bunb. 

Unb toeil er baä toill, toeü er ber 'Btafcner, ber Oranger, »eil 
er baä fo3ialiftifdf>e ©euuffen ber 9UDolution ift, totrb er Don 
allen offenen unb &eimli<f)en ^etttben ber «Reoolution unb beS 
Proletariats gesagt, oerfolgt unb oerleumbet. 

8reu3tget ihn! rufen bie Kapttaliften, bie um ihre Waffen- 
fchränfe 3ütern. 

Äreu3iget ihn! rufen bie Kleinbürger, bie Offi3iere, bie 9ln- 
Hfemtten, bie pre&lafalen ber 93ourgeotfte, bie um bie 5leifcf>- 
topfe ber bürgerlichen Älaffenherrfchaft 3ittern. 

&reu3tget Um! rufen bie 6cheibemänner, bie tote £)uba3 
3f<hariot bie Arbeiter an bie 33ourgeotfie oerfauft haben unb um 
bie ©ilberlmge ihrer Politiken gerrfd&aft 3tttern. 

Kreu3iget ihn! toieberholen noch toie ein <£df)o getauf d^te, be» 
trogene, mißbrauchte Gefachten ber $Irbetterfd[)aft unb €?olbaten, 
bie nicht toiffen, bajj fie gegen ihr eigen Sleifdf> unb 93lut müten, 
toenn fie gegen ben ©partafuSbunb toüten. 

3m Qaffe, in ber Söerleumbung gegen ben ©partafuSbunb Per« 
einigt fid) alleS, toaS gegenrePoluttonär, PolfSf einblich, antifo» 
3ialifttfch, 3toeibeutig, lichtfeheu, unftar ift. 3>aburdf) toirb beftä* 
tigt, ba& in i^m ba8 §er3 ber «Reoolutton podf)t, baß ihm bie 3"" 
Fünft gehört. 

S>er ©partafuSbunb ift feine Partei, bie über ber Arbeiter» 
maffe ober burd) bie 2lrbettermaffe 3ur gerrfd^aft gelangen toill. 
3>er ©partafuSbunb ift nur ber 3ielbetou&tefte Seil beS ^roleta* 
rtatS, ber bie gan3e breite 'ötaffe ber 3lrbeiterf<$aft bei jebem 
<&d>ritt auf ihre gef Sichtlichen Aufgaben ^intoeift, ber in jebem 
<£in3elftabium ber SUoolution ba8 fostaliftifd^c (Enb3iel unb in 
allen nationalen fragen bie 3ntereffen ber proletarischen Söeii- 
reoolution oertritt. 

2>er 6partafu3buub lehnt e8 ab, mit ganblangern ber SBour- 
geoifte, mit ben 6chetbemann*<£bert, bie 3legierung3getoalt 3U 
teilen, toeil er in einer folcrjen 3ufammentoirfung einen Verrat an 
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ben (Brunbfäfcen beS 6ö3taltSmu8, «ine 6tdrfung ber (Segen- 
retoolution unb eine Zähmung ber 9leDolurion erblicft. 

3>er <5partafu3bunb totrb eS aud) ablehnen, 3ur *3Had^t 3u ge* 
langen, nur toetl fidf) bie 6d)eibemann«<£bert abgetoirtfehaftet 
unb bie Unabhängigen bundj) bie 3ufantmenarbeit mit ihnen in 
eine 6acfgaffe geraten ftnb. 

3>er ©partafuSbunb totrb nie anberS bie 9tegierung8gea>alt 
übernehmen alS burd) ben flaren un3ti>etbeutigen Hillen ber gro* 
gen ^Ke^rheit ber }>roIetarif<hen < 2Haffe in gan3 3)eutfchlanb, nie 
anberS alS fraft ihrer betouftten 3 u f^mmung 3U ben 3lu3ftchten, 
3ielen unb äampfmethoben beS 6partafu8bunbe8. 

3>ie proletarifd&e «Resolution fann fich nur ftufenmeife, ©chrüt 
für 6chrttt, auf bem (Bolgathatoeg eigener bitterer (Erfahrungen, 
burd) 'ftieberlagen unb (Siege, 3ur Dollen Klarheit unb «Reife 
bur<hringen. 

3>er ©ieg beS ©partatuSbunbeS fteht nicht am Einfang, fonbern 
am <£nbe ber <Rebolution: er ift ibentifch mit bem 6tege ber großen 
«Sttilltonenmaffen beS f03ialiftif(hen Proletariat«. 

^luf, Proletarier! 3um Kampf! (ES gilt eine SBelt 3U erobern 
unb gegen eine IBelt an3ufämpfen. 3n biefem legten Klaffen- 
fampf ber 3Deltgefdf>ichte um bie haften ber TOettfcrj^eit 
gilt bem $etnbe baS '©ort: Staunten aufS 9luge unb Knie auf 
bie <8ruft! 

S)er ©partafuSbunb. 
• 12. 5)a« Programm ber «ftommuntfttföcn Partei. 

(«ef<hbff<n auf bem Parteitag Oftober 1919.) 
ttitfä^t Aber fommuniftifä)* ©tunbfäfre unb laftif. 

L 3>ie «Resolution, geboren äug ber totrtfchaftltchen $lu8beu« 
tung beS Proletariats bur<h ben Kapitalismus unb auS ber po* 
litifchen Unierbrüdfung burch bie Bourgeotfie 3um 3tt>ecfe ber 
3lufred)terhaltung beS 9lu8beutung8oerhältntffe8, |Ktt eine 3ti>te« 
fache Aufgabe: 

Befeittgung ber politifdf)en Unterbrücfung unb Aufhebung beS 
fapitaliftifchen SiuSbeutungSberhaltniffeS. 

2. 3>te (Erdung beS fapttaltftifdf)«n Slu8beutung8t>erhältniffe3 
burch bie fo3ialiftifche probuftionSorbnung h<tt 3ur «BorauSfefcung 
bie Befeittgung ber politifchen 3Racht ber Bourgeoisie unb beren 
(Erfefcung burch bie SHftatur beS Proletariats. 

- 
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3. 3n allen Btübitn ber Slebolutton, bie ber TOad&tergreifimg 
beg Proletariat« borange&en, ift bie «Rebolution ein j>olittfd>«r 
&amj>f ber proletariermaffen um bie politifc&e «Btad&t. 

SHefer äampf tt)irb mit allen j>olitifdf)en unb toirtfdf)aftlt<f>cJt 
klittern geführt. 

3>te 8. p. 3). ift fi$ berufet, bajj biefer Äampf nur mit ben 
grd&ten j>olttifd>en Mitteln (Sltaffenftreif, SZlaffenbemonftratton, 
Slufftanb) sunt fiegretd&en fcnbe gebraut merbeu fann. 

3>abei aber fann bie 8. p. S>. auf fein j>olitifcf>e8 Littel grunb« 
fdtjlid) ber3tdf>ien, ba3 ber Vorbereitung biefer grogen ftämpfc 
bient. 9113 fold>eg Littel fommt audj bie Beteiligung an SBa&len 
in Betrad&t, fei e8 3u Parlamenten, fei e8 3u (^emeinbeber tre- 
tungen, fei eS 3u gefetjlldj anerfannten Betriebsräten ufto. 

5>a aber biefe Wahlen alS nur borbereitenbe Littel bem revo- 
lutionären ftampf unter3uorbnen ftnb, fann auf bie $lntoenbung 
biefer Littel in gan3 befonberen polittfd)en ©ituationen ber« 
3i$tet merben, nämltdf) toenn im (Sange beftnbücf>e unb auf bie 
Ctntf Reibung ge^enbe revolutionäre "iUftionen bie 3intt>enbung 
parlamentarifdf>er Littel borüberge^enb ober bauernb überflüffig 
mad>en. 

S>te 8. p. S>. le&nt ba&er etnerfettS bie fonbifalifttfc&e Sluf- 
faffung bon ber Überflüffigfeit ober <S(l)äbltd)felt politif<f)er Lit- 
tel, anberfeiiS bie $luffaffung ber U.€5.p. ab, bag revolutionäre 
Ccrrungenfd^aften audf) im $Dege parl.amentartfcfjer Befd&lüffe ober 
Berfianblungen mit ber Bourgeoifie herbeigeführt merben 
fönnten. 

4. ©djon bor (Eroberung ber ^QXad^t ift auf ben yiuSbau be* 
fte^enber unb bie €><f>affung neuer «Räteorganif ationtn ba8 größte 
<S>eto>id)t 3u legen. 

3)abet ift 3unädjft freiließ im 2luge 3u behalten, bajj 9läte unb 
^äteorgantfattonen nidf)* burd) 6tatuten, ^aljlreglementS uftt). 
gefdfjaffen toerben fönnen unb bafc fie ntd^t burdf) 6tatuten, S&afy* 
reglementS ufto. gehalten loerben fönnen. 

6ie berbanfen il>re <£|tften3 btebne&r allein bem revolutionär 
ren Hillen unb ber reboluttondren Slftion ber ^Haffen unb finb 
ber ibeofogifc^e unb organifatortf<f)e ^lugbrucf beS Hillens 3ur 
< Ktadf)t für baS Proletariat gerabe fo, tote baS Parlament biefer 
SiuSbrucf für bie Bourgeoifie ift. 

^uS biefem (Brunbe ftnb bie Slrbetterräte aud& bie gegebenen 
Sräger ber revolutionären ^Iftionen be8 Proletariats. Snnerfwlb 
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biefer ^Irbetterräte haben fi<h bie «ötitglteber ber K. p. 3). fraf- 
tionSmäfjtg 3ufammen3uf<f)lie&en unb 3u berfudjen, buref) geeig- 
nete Carolen bie Slrbetterräte auf bie fyöfyt ihrer revolutionären 
Aufgabe 31t ergeben unb bie Rührung ber Sirbetterräte unb ber 
Slrbettermaffen 3U geto innen. 

5. SHe 9Ubotutton, bie fein einmaliges 6<f)lagen, fonbern baS 
lange 3dhe fingen einer feit ga^rtaufenben unterbrüeften unb 
baber ihrer Aufgabe unb ihrer Kraft nicht bon vornherein boll 
betoufjten Klaffe ift, ift bem 9luf» unb Slbftieg, ber glut unb ber 
(Ebbe auSgefetjt. ©ie änbert ihre Littel je nach ber £age, fie 
greift ben Kapitalismus balb bon ber poltttfchen, balb oon ber 
tt>irtf<haftrtchen, balb bon beiben 6eiren an. 3>te K. p. 2>.be- 
fdmpft bie Slnfchauung, alS löfte eine toirtfc&aftltd&e «Revolution 
eine pofttifche ab. 

3>ie tolrtfchaftlichen Kampfmittel ftnb bon befonberer SSebeu- 
tung, toeil fie bem Proletariat über bie eigentlichen llrfachen 
feinet tt>lrtfchaftli<hen unb poltttfchen (SlenbS in gan3 befonberem 
TOaße bie Slugen offnen. 3>er STDert biefer Kampfmittel fteigt 
um fo mehr, atS in bem Proletariat bie (Einfid^t toächft, ba& auch 
biefe toirtfchaftltchen Kampfmittel bem polttifchen 3**1 &*r 9*e- 
bolution bienen. 

Aufgabe ber poiittfehen Partei ift eS, bem Proletariat ben un* 
ge&ütberten, auch bon feiner fonterrebolutiondren <5>ett>erffchaftS- 
bureaufratie gehemmten Gebrauch blefer toirtfchaftltcheu Littel 
3u fiebern, tvo nötig, felbft um ben preiS ber 3*rft<>rirng ber ftorm 
ber <S>ett>erffchaft unb Schaffung neuer OrgantfationSformen. 

3>ie 9lnfd)auung, alS fönne man bermöge einer befonberen 
OrganifationSform TOaffenbemegungen er3eugen, baß bie 9*ebo- 
lution alfo eine $rage ber OrganifationSform fei, fotrb als ein 
«Rücffall in fletnbürgerltche Utopie abgelehnt. 

6. 3>ie tt>trtf<haftliche Organifation ift bie, in ber bie breiten 
Waffen fleh fammeln. gier fteht ein u>tdf>tiger, toenn auch nicht 
ber einige $eil ber ."Klaffe, bie ben reboluttonären Kampf burdf)- 
führt. 

5He politifd^e Partei ift bemgegenüber 3ur Rührung beS revo- 
lutionären < 2Haffenfampfe8 berufen. 3n ber K.p.3). fammeln fleh 
bie fortgefchrittenften unb 3ielflarften (Elemente beS Proletariats, 
bie ba3u berufen finb, in rebolutiondren Kdmpfen boran3ugef>en. 

3m Sntereffe ber <Emhettltd)feit, geiftigen (Schulung unb Über- 
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einftimmung btefer 5ührer[d)icht muffen fie in ber politifd>eu 
Partei bereinigt fein. 

3>ie ft)nbifaltftifcr)e Meinung, bag biefe «öeretntgung ber 3ieU 
flarften Proletarier in einer Partei nicht nottoenbig fei, bafj Diel- 
mehr bie gartet gegenüber ben tt>irrfd)aftltd)en Organifationen 
be$ Proletariats 3u berfdjuuuben ^abe, ober in ihnen aufgeben 
muffe, ober ba{$ bie Partei ihre JJührung in rebolutionaren «sUf- 
tionen 3ugunften bon 93etrteb3organtfatiouen ufto. aufgeben unb 
ftd) auf propaganba befchränfen muffe, ift gegenreboluttonär, 
toeil fie bie f lare Cfcvnftö&t ber Vorhut ber Arbeiter! laffe burd> ben 
djaottfehen $rleb ber in (Störung geratenen klaffe erfeften null. 

3)ie Partei fann aber biefer Aufgabe nur gerecht toerben,, 
toemt fie in rebolutionaren (Epochen in ftrafffter 3**ttralifatton 
bereinigt ift. JöberaliSmuS in folgen Reiten ift nur bie ber- 
fteefte gorm für bie «öernelnung unb 9luflöfung ber partei, toeil 
5öberali3mu8 in 'SBlrfltdtfett bie Partei lähmt. (Ebenfo toie für 
bie polirtfehe ift für bie totrtf<haftltd)e Organifation beS prole* 
tariatS ftrafffte JJentraltfatton erforberlich. 3>er JJöberaUgntuS 
in toir tf^aftUd^en Organifationen macht einheitliche tionen ber 
Arbeiter unmöglich. 3>te & p. 3>. bertotrft jeben JöberaliämuS. 

OTtglieber ber p. 3)., bie biefe 9lnfd>auungen über Söefen, 
Organifation unb Slftton ber Partei nicht teilen, haben auä ber 
Partei aug3ufd)etben. 

£cttfäf?c aber ben )tar(<imetitaef*mu6. 

1. 1. S)a3 Parlament ift neben anberem ein Littel ber herr* 
fcfjenben Staffen 3ur 9lu8übung unb ^ufrechrerhaltung ber politi* 
fc^en < 2Ha<ht. *&He gegen bie politische stacht ber Vourgeoifte 
überhaupt, führt baS Proletariat auch flogen blefeS politif^e 
Littel ber Vourgeoifle einen #ampf, ber big 3ur Vernichtung ber 
politif<hen 'macht ber Vourgeotfie unb M3 3ur Eroberung ber po* 
litif<hen Sölacht burch baS Proletariat bauert. 

2. ^ie alle anberen Littel ber Vourgeoifte 3ur Ausübung unb 
$lufredjterhaltung ber polittfehen stacht mit ber (Eroberung ber 
Politiken < 2Had)t 3erftört toerben müffen — Vureaufratie, <&t* 
rtchtSorganifattou, toeige (Barben ufto. — fo toirb auch ba3 par» 
lament mit biefem 3eitpunft serftört toerben. Wa^ttnb anbere 
Organifationen nach (Ergreifung ber '»lacht burch *o& Proletariat 
in neuer JJorm unb .neuem <5etft »toerben aufigebaut toerben müffen 
— fo Oerichtöorganifationen, militdrifche flacht ufto. — toirb ba3 
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'^Parlament bauernb 3erftört bleiben, ©eine gvmttiontn im <5ta* 
btum nad& ber (Eroberung ber polttifd&en ^Had^t »erben bard) 
bie 'SMrbetterräte bölltg erfetjt. 3>enn in ber erften <£po$e nad^ ber 
'Machtergreifung, ber Ctpodfjc ber proletarlfd&en SHftatur, bebarf 
baS Proletariat ber fd)ärfften unb !on jentrierteften "SDillenSan« 
fpannung 3ur 3lufre$ter$attung feiner OTad&t. — 5>le 9läte« 
organifation ift bann ber f larfte 2lu8brucf be3 SDillenS beS Pro- 
letariats 3ur Wafy, tote bie «mad^t felbft. (Ein Parlament, ba8 
lebigltd) ein «Buttel einer fcerrfdf>enben TOtnber&ett ift, einer be* 
l>errf<f)ten «öte&r&eit bte 3>emofratte bo^ufptegeln, ift in biefer 
(Epoche, in ber bie fcetrfd&enbe TOefjr&eit, ba3 Proletariat, ber be* 
|>errfcf)ten TOinber&eit bon ftapltaliften, €>pefulanten unb Gegen* 
revolutionären gegenüberftef)t nid)t mefjr bonnöten. 

3n ber 3ti>etten (Epoche aber, ber flaffenlofen ©efellfd^aft, ift 
ba3 Parlament, ein Littel ber $laffen&errf<&aft, bölltg unbenf bar. 

SHe 8. p. 3>. fte$t alfo bem Parlamentarismus al8 einem 
Littel 3ur Ausübung einer Älaffenfrerrf<&aft grunbfäfcitcl) ab- 
lefjnenb gegenüber. 

3. 3m gegentodrtigen $titpuntt Rubelt e8 ftdf) für ba3 Prole- 
tariat nkf)t barum, ü>te feine polittfd&e 9Hadf)t augübe, fonbern 
barunt, tote e@ 3ur polüifdf)en 3Ztacf)t gelange. 3>en Äampf um 
biefe poitttfcfK SÜXafy fü&rt ba3 Proletariat mit allen i&m gege« 
benen poltttf<f)en unb ti>irtf<f>aftlicf>en Mitteln. Stte Satfac&e, ba& 
eine <£po$e größerer unb größter Sümpft — TOaffenbemonftra- 
tümen, < 22laffenftreifS, offener $lufftanb — gekommen ift, 3toingt 
bag Proletariat nodf) nldf)t, auf fleinere Littel, 3u benen aud) 
bie SiuSnutjung ber Parlamente gehört, bauernb 3U ber3tdf)ten. 
6inb fold^e großen Äampfe lentbrannt, fo treten folc&e fleineren 
Sttittel bon felbft in ben gintergrunb. 

6inb bie großen Kampfe o^ne entfd&eibenben 6ieg abgeflaut, 
ober finb fie in Vorbereitung, fo treten naturgemäß bie fleineren 
Littel in ben Söorbergrunb. £ebtgli$ biefe (Erkoägung ift für bie 
6tellung ber Ä. p. 3>. 3ur JJrage ber Anteilnahme an Sßkx^len 
unb parlamentarischen Siftionen entfe^eibenb. 3He $rage ift eine 
rein tafttfdje. 

4. 3n feinem tonn bur$ baS Parlament unb burd& bie 
parlamentartfd&e Siftton, burdj parlamentarlfdf>e $lbftimmungen 
unb TOe^r^eitöbefd^lüffe bie politifc^e ^Hac^t errungen »erben. 
2Bte bie Vourgeoifie im gelle ungünftiger parlamentarifcfcer 95e- 
fcfclüffe 3U anbeten Mitteln greifen toürbe, um bie poltttfdje 



Digitized by 



VjOOQlC 



42 



B. "ilug bcm iteger ber #ommum[tcn 



s 7Ead)t fid) 3U erhalten, fo mujj audf) baS Proletariat gettärtig 
fein, bafj eS anhext Glitte! ergreifen mujj, um fid) bie j>olitifd)e 
<S>ett>alt 3u ^olen. ^lur bie gro&e Slftlon ber <2ttaffenbemonftra- 
ttonen, TOaffenftretfS unb Slufftänbe — bringen bie <£ntfd>eibung. 
3>ie $eUnaf)tne an parfamentarifcher SEÖahl unb Sätigfeit bient 
allein bem 3^1» fcue Siftionen agitatorifd) unb organifatorifd) 
öor3ubereiten. 

5. 5)amit ift auch ber ganje Unterfd)ieb ber (Stellung ber p. S>. 
unb ber U. 6. p. 3>. in ber JJrage ber Parlamente gefenn3eicf>net. 
SHe Teilnahme ber XI. 6. p. 3>. 3ielt auf <Errungenf<f>aften unb 
Erfolge inner t<Hb beS Parlaments. $er & p. S>. finb bie „j>o- 
fttiben" (Erfolge nebenfäcr)lt<h, ihr K*flt außerhalb beS Par- 
laments. 3>ie U. 6. p. 3>. berfj>ricf)t fid) bon ben 93efd)lüffen beS 
Parlamentes einiges ober alleS. («Beranferung ber ^erfaffung.) 
3>te 8. p. 3). berfprtcht fid) Don ben 93efd&lüffen nid)tS. 3>ie 
U. 6. p. 3>. ftef>t in ben parlamentarischen 9lf ttonen ben <£rfaf> 
für revolutionäre kämpfe, bie p. 3). in ihnen ein Glittet ihrer 
Herbeiführung. SHe 11. €>. p. 3). bebient fi<h beS Parlaments 3ur 
(Sintoirfung auf bie herrföenben klaffen, bie p. 3>. 3ur (Ein- 
mirfung auf bie 'Klaffen. 

6. 3n 9lnto>enbung biefer (Brunbfäfce toirb bie ft p. S>. über bie 
Beteiligung an 923a^len 93ef<f>lu& faffett, fobalb an fie bie $tot» 
toenbigfeit herantritt. 

parlamentarifche Vertreter, bie in ihrer Sätigfeit biefen 
(Srunbfätjen 3utoiberhanbeln, finb bon ihren Organifationen ab» 
3uberufen. 

II. Glicht nur bie Sätigfeit innerhalb ber Parlamente, fonbern 
nacf> ßage ber SBerhältntffe auch *x*S 9iuSfd)etben auS ben Par- 
lamenten fönnen bon reboltierenber SDirfung auf baS Proletariat 
unb ein revolutionärer Wt fein. 

3>ie #ommunifteu in ben Parlamenten fyaben bementfprechenb 
in entfe^eibenben j>olttifd>en ftonfliften enttoeber auS3uf<heiben, 
ober ihren 5UuSfdjluß auS ben Parlamenten bur<h bie Bour« 
geoif ie herzuführen. 

3>aS SiuSfdjeiben foll in ben klugen ber gefamten Slrbeiterfchaft 
als revolutionäre $lf tion erfaßt toerben unb 3ur SluSlöfung ber re« 
bolutionären ^Haffenaftion führen» 

3hre Sätigfeit ift auf bie Herbeiführung fol<her $onflifte 3U 
richten. 
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ßcitfä^e übet öic ©ctoerffdjaftefra^e. 

1. §atte fd^on bor bem Erlege baS Antoad&fen unb bie #on* 
sentratton ber äopttalten, bereu Sufammenfaffung unb ein^ett* 
luf>e Leitung in Krufts, e^nbifaten unb Arbeitgeberberbänben 
bie gett>erffd&aftlidf>e Politif ber f leinen Reformen, ber £of>m>er* 
befferungen unb Sxxrif ber träge bor eine 3Hauer gefteüt, fo ift mit 
i>em 3ufammenbrudf) beS beutf<f>en SmperiaKSmuS unb mit bem 
beginn beS offenen ÄampfeS 3ti>tfdE>en Kapital unb Arbeit biefe 
polttif böllig auSfW&tSloS getoorben. 

3>te 3errüttung, in bie bie «EHrtfd&aft bur<$ ben #rieg geraten 
ift, bie unerträglich <5d)ulbenfaft gegen 3n» unb AuSlanb, bie 
(Snttoertung ber ( 2Harf unb bamit bie Unmögltdf)fett, fefclenbe 
9*ol)ftoffe in rationeller $Deife 3u befd&affen, bie Unmögltdjfeit, 
gegenüber ben Verpflichtungen an baS AuSlanb baS 3nlanb mit 
genügenb &eimtf<&en «Ro&ftoffen 3U berfe^en, bie UnmdglUf)feit, 
auS bem 3n» ober AuSlanb genügenb Sta&rungSmtttel 3U be* 
fd)affen, bie llnmöglid&fett, ber bauemben <£nttt>ertung ber 3<*&* 
lungSmtttel, bem bamit berbunbenen 6in!en beS ^eallo^neS, ber 
bamit Mtbunbtntn Stottoenbigfeit, bie ßo&nfäfte toieber 3u erf)ö* 
(>en, neue 93anfnoten 3u brudfen unb bamit neue <£ntu>ertung ber 
Wart I>erbet3ufüljren; baS alleS 3tt>ingt etnerfettS bie 93ourgeotfte, 
bie Ausbeutung ber Proletarier big 3ur äu&erften <5ren3e 3U trei- 
ben unb geftaltet anberfettS bie öfonomtf<f)e Sage ber 93our» 
geoifte fo, ba& jeber Verfug biefe äufjerfte Ausbeutung 3u »er* 
l>tnbern, baS gan3e fapttaltftifd)e S&irtfd&aftSftyftem 311m Cttnftun 
3U bringen broljt. JJeber 93erfucfj ber 9$efferung ber toirtfc^aftltc^en 
Öage beS Proletariat«, fei eS Verfügung ber Arbeitzeit, fei eS 
<£rljöf)ung beS 'KeallolmeS, fei eS <Sd>u$ gegen bie folgen ber 
ArbeüSlofigfeit, ge&t bem Kapitalismus anS ßeben. 

3a no<l> me&r. Ilm feiner TOeiterejiften3 totllen ift ber Äapt» 
taliSmuS ge3ö>ungen, bie Sage beS Proletariats noef) 3U Oer* 
fd)led)tem, bie Ausbeutung nodf) über bie berjeitigen <Sreu3en 
f)tnauS3utretben. 6dfjon bie Abioe^r foldfjer 9Ea&nal)men, toie 
©erabfetjung ber ©tunbenld&ne, gerauffe^ung ber ArbeitS3eit, 
SBteberetnfü&rung ber Afforbarbeit ufto., finb für ben BapitaltS« 
muS töblidj). Oer muß, toenn er leben toill, fcfyärfer av^btuten 
als bisher. 

2. 3n flarer CerfenntniS biefer $atfadj>en &at bie iBourgeoifie 
eS fcangft aufgegeben, bon „rein totrtfdfjaftltdfjen" dampfen 3u re* 
ben unb bie 6taatSgeüxtlt alS quafi neutral beifeite 3U laffen. 
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S5i^f>er nur geheim unb unterbrücft, heute btreft unb offen fuib 
blc poltttfchcn (Betoülte in ben 3>ieuft ber öfonomifcf>en AuS» 
beutung geftellt. 9lo8fegarben, bte bte AuSftänbtgen mit «Stta- 
fd)tnengeti>e^ren in ble Gabrilen treiben, ftaatlid) organifierte 
6treifbrechergarben, bie in ben beftreiften betrieben SHenfte tun, 
$*€fagtrungS3uftanb, Kriegsgerichte, ^re&berbote uftD. ftnb bag 
3eugnt3 bafür. 

3. Sticht nur beSto>egen, toetl jeber tDtrtföaftltche Kampf beute 
bon ber 33ourgeoifie mit politifdjen Mitteln, fteigenb big 3ur 
7Raffenerfd)ief$ung geführt tolrb, fonbern auS benfelben objef* 
tiben Qrünben toie bte $Jourgeoifte, erfennt auch baS ^role* 
tartat, baft beute jeber totrtfchaftllche Kampf nicht nur ein po* 
Citifd^er ift, fonbern ein reboluttonärer, toeil er, mag er tooUen 
ober nicht, bag fapltaliftifd>e (Sebäube 3U fprengen broht. 3>le bon 
ben beutf<hen <S>eü>erff<haften bisher berfolgte ^olittf ber rein 
n>trtf<f>aftrid^en Kampfe, ber politifd>en Neutralität unb ber „Ab« 
lehnung" beS politifchen SttaffenftreifS ift burch bie Satfachen 
überholt. 

4. AuS biefer (Einheit bom totrtfchaftlichen Kampf — betbeS 
nur <Erf<heinung3formen eineS unb beSfelben rebolutionären 
Kampfes — folgt FelneStoegS bte STottoenbtgfett einer (Einheit bon 
politifd&er unb getoerffchaftlicher Organifation. 

3>ie politif<f>e Organifation ber K. < tp. 5>. h*t 3ur Aufgabe ble 
(Sammlung ber borgeförittenften (Elemente ber Arbeiterfchaft auf 
ber (Srunblage beS Programms ber K. ^. S>. 

5)ie tolrtfchaftliche Organifation h<*t 3ur Aufgabe bie €>amm* 
lung beS gefamten Proletariats, baS Objeft fapitaltfttfcher Aus- 
beutung ift. 

(Srunblage ber politifchen Organifation ift ber gemeinfehaft» 
liehe Spille 3ur (Erreichung eineS funftigen politifchen 3uftanbeS. 

(Srunblage ber getoerff<haftlt<hen Organifation ift bie Satfache 
eineS befte&euben totrtf<haftltchen 3uftanbe3. 

Aufgabe ber politifchen Organifation ift bie Rührung im po- 
litifchen Kampfe. SHefe Aufgabe fann bon einer TOtnber&ett ge- 
löft trerben. 

Aufgabe ber tiurtfdfjaftrid&en Organifation ift bie Durchführung 
beg Kampfes felbft; biefe Aufgabe fann nur bon gesoffenen 
proletartfchen «Staffen gelöft Serben. 

5>er tpirtfc&aftltdjen Organifation fallen im 6tabium beS Auf* 
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baueS befonberS fchttrierige yiufyaben $u; bie polttifche gartet 
fann auS fid^ biefe Aufgaben nid>t löfen. 

5. %uS btefer grunbfät&itchen S&erfchiebenheit ergibt ftd) auch 
ixx$ «Verhalten gegenüber ben ©etoerffchafteit. 

3>ie j>oltttf<he Partei bct 8. p. S>. fonnte ftd) baburch btlben, 
bajj ftch jene borgefdjrtttenften (Elemente bon ber 6.p.S>. b3ti>. 
U. e. p. S>. loSlöften unb bte eifceue Partei btlbeten; bie 3luf* 
gäbe ber Jü&nmg entftehenber Sifttoneu mar ihr trofcbem unb 
eben beSftegen möglich. 

SHe Herausnahme ber borgef<f>rittenften Elemente auS bem ge* 
toerffd>aft[tchen geerhaufen beS Proletariats lähmt unb unterbin* 
bet bie 6d>lagfraft ber Waffen, nimmt auS ihnen ben (Bärftoff 
unb Jemmt fo ben ^uSbruich unb bie 3hird^fü^rung rebolu« 
tiouärer «ötaffenfämpfe überhaupt. 

6. 3>ie toirtfdjaf titele ( 2Eaffena!tion allein fann nicht baS^erf 
ber SUbolution bollenben. €>te fann ntd)t 3um unmittelbaren 
<5tege be§ Proletariats führen, fann bielmehr nur baburch, bajj 
fie bie 'Blaffen 3ufammenfa&t, unb in 93eü>egung bringt, bie re- 
volutionäre Slftton 3U höheren formen, b.h- 3um (Beneralauf* 
ftanb, 3um Slufftanb beS gefamten toerftättgen SöolfeS hinauf- 
fuhren. 

SBon biefer Siuffaffung auSgehenb, bajj bie tt>irtfd^aftlid^e 9lf« 
tum nur ein (Blieb in ber (Sefamtaftion ber Waffen ift, ber* 
»irft bie 8. p. S>. Jene formen beS tolrtfchaftttchen BamtfeS, 
bie nk^t 'Elaffenaftton, fonbern Snbibibualaft finb. ©ie bertotrft 
bie ©abotage als ein anard)lftif<f)e3 ^Kittel, baS burd) inbibi- 
buetlen 5Uft bie 2lftion ber ( 2Haffen 3u erfe^en fu<f>t; in 'SDirfltch« 
fett aber burd) ^Ifte tnbiblbuellen SSerrorS bie Stftton ber ^Haffen 
(ahmt. 

SBon biefem (SefichtSpunft auS bebarf aud> baS Littel ber 
jwffiben SRefiften3 einer befonberen SDürbigung. SHe J>affibe Sie« 
fiftcn3 im gegenwärtigen Slugenbftdf, alS SiuSbrucf ber herabge* 
festen (Ernährung unb bur<h #rleg unb £>ungerSnot herborgerufc» 
nen j>h*)fif<h*tt unb pfochifdjen Csrfchöpfung ift eine natürliche 
gefellf<haftli<he <£rfd>einung unb ein 9lft berechtigter «Slottoehr beS 
Proletariat«. 

(Ein «©Uttel jebod), burd) beffen Ausübung baS Proletariat bie 
flacht erobern fönnte, ift fle nicht. 3m (Begenfafc 3um 6tretf, ber 
einer Steigerung 3ur $>emonftration, 3um 'Rtaffenaufftanb, 3um 
itnbgültigen ©lege fdhig ift, ift bie pafftbe 9*eftften3 einer folgen 

©alomon, «Parteiprogramme. III. 3. muH. 4 
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Steigerung nid>t faf>ig, unb fie füf)ft baher gan3 bou felbft su 
einer 33erfla<hung ber tolrtfchaftlichen Kampfe. 

7. 5>ie $atfa<he, b<xg bte ©etoerffchaften ^eute 3u einem SÖerf« 
3eug ber 93ourgeoifie unb ber (Segenrebolutton getoorbeft finö, 
ift feine OrgantfatlonSfrage. (Sie ift leblglid) baS ^Biberfpiel ber 
Satfache, fcafj ba£ Proletariat in feinen freiten Schichten fidf) über 
feine &laffenfage unb über bie Littel 3u beren Slnberung, f ur3iim 
über «SIDefen unb 3**1 **r «Resolution no<h nicht im Haren ift. 
3Hefe Sinberung ber geiftigen #onftltution be3 Proletariats 
toürbe au*h ni<f>t baburdf) herbeigeführt »erben, ba& man bte 
Proletarier auä ber einen Organifation hta<*u8nef)me unb fie 
einer anberen 3uführte. 

3>iefer UmtiKinblung8pro3eß fann bielmehr nur burchgeführt 
toerben etnerfeitö burd) unermübllche Agitation unb 91uff(ürung 
in biefen TOaffen unb innerhalb ihrer Organifation, anberfettS 
aber — unb im toefentluhften — burdf) bie prafttfd&e 6cf>ule be8 
äkimpfeg; beS toirtfchaftltd^en Kampfes gegen ba8 Unternehmer- 
tum — in bem bte (§ett>erff<haft£bureaufratie immer auSgefpro» 
d>ener auf ber (Seite be3 Kapitals ftehen »>trb — als auch &c8 
organifatorifchen Kampfes gegen bie <S>eti>erff<fjaftgbureaufratie 
felbft. 

3>iefe Aufgabe unb biefer #ampf fönnen nur erfolgreich burdf)- 
geführt toerben, foenn bie «SHitglteber ber p. S>. in engfter Füh- 
lung mit biefen «klaffen bleiben unb nicht babonlaufen. 3>te 
8, p. 3). fleht aber im <£iu3elau8trttt einen mbtbtbuellen 9lft, 
öer mit ^ücfficht auf bie berbleibenben «Staffen fehr fchablid) 
toirfen fann. 

8. 5>ie fonterrebolutionäre Sabotage beä »irtf<haftli<hen 
Kampfes burch bie <Bett>erff<haft8bureaufratie hat einen (&rab bon 
©efdhrli<hfeit erreicht, baß unmittelbare 'ötagnahmen bagegen 
nottoenbig finb. 

3>ie p. 3). empfiehlt baher, ben äampf gegen bie (Seioerf* 
fchaftSbureaufratie auf3unehmen, um bie Waffen bon ber fon* 
terrebolutionaren (&etoerff<haft8bureaufratie $u ifolieren. 

Wo biefe gefd&loffene CoSlöfung no<h nicht möglich ift, fd&lie&en 
ftch bie $ommuntften innerhalb ber Ort8$ahlftelleu frafttonS* 
mäßig $u\ammtn unb führen ben ®ampf innerhalb ber (öeioerf* 
fchaft unb, menn e8 fein muß, außerhalb. 

9. 9Bo eS f i<h um einheitliche gefchloffene TOirtfchaftSf örper hün* 
belt, tote im 93ergarbeiterrebier bon SRh«tnlanb- , 3Deftfalen, ober 
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tpie bei ben difenbahnern, wo alfo 3tt>tfchen SBtrtfchaftSförper 
unb ^Beruf^toeig gan3 ober naf>e3u 3bentttät ^errfd^t, fann mit 
Mefem ftampfe ber 8ampf um bie neue OrgantfattonSform ber 
s 33etrieb3organtfatton berbunben toerben. 3n biefen ihrer Statur 
nach in Sliefenbetrieben bereinigten ©etoerfen bebeutet bie S8e* 
trtebSorganifatton nicht nur eitie neue OrganifationSform, fon» 
bem ^)ier ift auch biefe SktrtebSorgantfation ohne toettereS 
möglich. 

3n allen anbern fallen aber, namentlich ba, too bie (Setoerfe 
fid) ihrer Statur narfjt in bteleu betrieben bezetteln, fo ettoa 
Transportarbeiter, Vorarbeiter, tetltoetfe Metallarbeiter ufto. 
fann biefe neue OrgantfatumSform ntd)t bie Plattform für ben 
®atnpf abgeben, tt>etl beren SHirchführbarfeit je nach örtlichen 
unb beruflichen SBerhaltniffen fich rietet. 

10. 3m einen tote im anbern Salle barf ber Äampf niemals ein 
rein organifatorifcher toerben. Siuch biefer geto*rffchaftliche#ampf 
ift beut höheren 3^1 unter3uorbnen, bie klaffe als folche burch 
biefen #ampf auf eine fyöfytve €5tufe politif<her unb öfonomifcher 
<£rf enntniS ihrer £age 3u erheben. 3n biefem 3ufammenhang tft 
eS fcefonberS erforberlid), bie getDerff<haftltche Theorie unb^rajtg 
ber „rein totrtfchaftlichen" kämpfe, ber «Bertoerfung ber politi- 
fd)en < 2Haffenaftton (Kölner #ongre& uftt>.) grunbfä£ltch 3U bt* 
tantpfen. 

3>er 'gmd biefer kämpfe ift alfo ein 3tt>eifacf)er: 

bireft: bie (Sabotage beS tDtrtf<haftUchen ÄampfeS burch bie 

Söureaufratie 3U brechen; 
inbireft: bie Maffe beS Proletariats über ihre jefcige 3n« 

bolen3 unb 6chtodche htnauS3ufuhren. 

C. $luS betn fiager ber 3eKtrum3partei. 

13, Berliner Aufruf ber 3<ntrum*fraftion be* 9UMMag*. 

)5, Hooember )W. 

Männer unb grauen bom 3*ntrum! 
9Dir reben bie Sprache beS 93olfe3, unb ö>aS tptr beuten unb 
forbern, berfteht jeber beutfehe SHanu unb jebe beutfehe Jrau. 
3>arum hört: 

Berlin ift nicht Seutfd&lanb, Berlin ift nicht bag beutfehe SBolf. 
Orbnung, Freiheit unb (Berechtigfeit finb 3been, 3been, bie 

4* 
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ntcf>t tn 48 6tunben fterben. @te finb bie urefrigen 3ltenfd)f)eit§* 
ibeale, ftnb berf örpert tm S33a$lfj>ru(f) be3 3entrum3 „JJür 3Bag>r- 
freit, JJretfreit unb ttcd&t". 

3>a8 beutfä)e SBotf erträgt feine 3>iftatur, e8 unterwirft f icf> 
fetner ftlaffenl)errfä)aft. (ES beftimmt bie <5runblagen feinem 
ftaatlidf>en Sebent au8 eigenem ^edjt. $llle 5)eutfd)en fraben an 
biefer 6elbftbeftimmung gleiten Anteil 

3>a8 beutfd)e Söolf tollt ben ^rieben, einen granitenen ^rieben 
be8 SRed&teS. 3&n geioä&rlelftet allein bie Drbnung. Unorbnung 
bringt 9lnard[)le unb §unger$not, füfrrt 3>eutfd>Ianb ber fidleren 
9luflöfuug entgegen. 9tttt einem boIfd)eü>iftifd)en S)eutfcf)Iattb 
berfranbelt feiner unferer fttlnbt. ©ie marfd)ieren ein. £eft bie 
frembe ^reffet 

SDollt 3t)r e3 bafrtn fommen taffen, bag totr unfere Jeinbe um 
§tlfe bitten muffen, auf baß fie bie Slnarä)te meber3ti>lngen, 
ber oerfrängniSbolle Untätigfeit 3um Serben 3U berfrelfen broljt? 

3&r toollt bieg nid)t. 6ut, fo fcanbeltt ©d&ltegt (Eure «Retljen 
allüberall 3ufammen. Verlangt Drbnung, (S>efet}mägigfeit! Nor- 
bert bie 3tationalberfammlungt Norbert bie ^Beteiligung an ben 
©efd)äften *>er «BolfSgefamtfrett, tote fie (Sud) 3al>lenmägtg im 
9letd)e 3uftefrt. 

3>te Slatlonalberfammlung mug, foll fie nid)t ben ©runbbe« 
griffen ber $leuorbnung Qofyn fprecfren, alleS in ftcfr fd)ltegen, 
toag im beutfcf>en ^olf an totrffamen politifä)en Gräften lebt. 
3n if)r mug jebe 9ttd)tung 3u SDort fommen, in t&r mug ftä) 
jebe 3bee 3ur (Seltung bringen fönnen, fofern fie gut unb 
ftarf ift. 

$eine 3*tt barf nutjloS berloren gefren. 3>ie SBafrlen 3ur 5la- 
tionalberfammlung muffen fofort auSgefäjrteben »erben. 5818 ba* 
&tn ift für un8 bom 3* n frum & er ^eic&Stag bie gefe$lid)e 93er« 
tretung be8 beutfd)en Golfes. (S>eö>äfrlt nad) bem biSfrer freteften 
unb bemofratifdfrften aller europätfdfjen ^a^lred^te ift er bie un* 
erfd)ütterlid)e 93aft8 unferer ftaat3bürgeritd)en 9Ud)te. 

Vereint (Euä) 3um 6d)ufc biefer 9led)te. Steljmt überall teil 
an ber Fortführung ber öffentlichen <Sefd)äfte in 6tabt unb ßanb, 
©emetnbe unb ^robin3, @taat unb SReid). Gilbet überall 9lu8» 
fdfjüffet ©eib nlcfrt toentger 3äfr unb energifä) tote bie fttlnbt ber 
Orbnung. Arbeiter, dauern, Beamte, Bürger, einigt (Eu$ 3ur 
tatfräftigen SBafrrung (Eurer gemeinfamen 3ntereffen! $ut bieg 
überall unbefümmert, ob (Euer «©trfungSfrelS flein ober grog fei. 
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<Sd>afft in einigem Birten ein Gefamtbilb beffen, »a8 in un8 
an Äraft lebt. 

Oft- unb IDeftpreujjen, @d)lefter, S&eftfaien, ^^einlänber, gef* 
fen, SBabener, 93at)ern, S&ürttemberger, Düringer: 3n ben här- 
teren 3eiten beS ÄulturfampfeS feib 3&r unS treu gefolgt, bei 
^Beginn be3 Krieges habt 3hr (Eud) einmütig hinter un3 geftellt. 
2Der fterläßt jeftt bie Safynt be8 3*ntrum£? 3n $tot 3eigt ftd) 
Sreue. $reu ift ber beutfd)e $Ztann. 3Ber erbleicht bor Sutfyt, 
toenn in Berlin ber gtmmel fid^ rötet im SDeltenbranb? 

(Eud), grauen, gelte unfere befonbere »arme (Ermunterung. 
3t>r, bie 3hr in Jrteben^eiten bie flamme beS $&u£f U$en ger- 
bet in $reue gehütet, bie 3hr »ährenb beS #riege8 flagloS Opfer 
ohne Safyl gebracht, 3hr feib berufen, (Eueren 3Rannem, trübem 
unb 6öjnen, bie auS bem JJelb ^eimfe^ren, ben $Deg 3ur Orb* 
nung su »eifen. SBirfe jebe Don <£u<h in ihrem ÄreiS für 3ud)t 
unb ©ttte. £egt ab bie ©d)eu, (Eud) in ben ßärm be8 öffentlichen 
Kampfes 3U ftür3en. 3>ie neue 3eit erforbert neue Äräfte. <Starfe 
grauenher3en »erben über fd)»ad)e 9Iianner»tllen fiegen. 3h* 
grauen »erbet für bie 3* n frum8ibeale fämpfen, beffen finb »ir 
fidler. Banner unb Jfrauen, bie ger3en in bie göhet 3>er alte 
Gott lebt mxh! 

Offener #ampf ber 9inawf)ie! lieber mit ^illfür unb 93ol» 
fd)e»tömu^t 

3>a£ Jitnttvwt t°ar bisher ba8 treuefte €5piegelbilb be8 beut« 
l"d)en 33olfe3, aller feiner (Btänbe unb €?d)td)ten, aller feiner 
©tämme unb Eigenarten, $inber in 9tot finb ber Jamtiie bop« 
pelt teuer, deiner barf verloren gehen. 

93e»egten ger3en8 grüßen »ir baher (Eudj, 3&r treuen #atho- 
lifen bon (£lfa&*ßot*>ringen. (Erinnert (Eud> ber golbenen s U3orte 
unfereS feiigen ^Dinbt^orft. Leiber ift man ihm unb feinen Hugen 
9latfd)lägen ntd)t gefolgt. 6olange e3 ein 3<ntruin gab, finb »ir 
für (Euxe Gleichberechtigung unb Freiheit eingetreten, 9iud) heute 
fämpfen »ir für (Eure 6prad)e, für (Eure Äultur, für (Eure Frei- 
heit al8 Satyoltfen, für bie (Erhaltung (EureS blüf>enben SD3irt- 
fd)aft8lebeug, ba£ 3hr ber ^ieberbereinigung mit un3 üerbanft. 
Ge»alt fann (Einheit unb Freiheit nid>t auS ber 30elt fdjaffen. 
*TOir finb fid)er, bafj ber 3 U 9 ger3en3 unb bie 6timme be8 
93erftanbe3 (Eud) beftimmen »erben, baS 3U bleiben, »a$ 3hr 
feit einem 3ahrtaufenb feib: S)eutfd)e! 

<23e»egten ger3en8 grüßen »ir (Eud), treue 3entrum8leute t>on 
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ber ^3fa(s. 3&r feto gleich tapfer im ©teg tote in ber ^tieberlage 
3um Zentrum geftanben. Smmer toart 3&r beutfd&e 3entrumg« 
leute, bleibt e8! 

Setoegten §er3eng grüßen totr unfere (Betreuen am 9l&cin. 
# 3>enen gilt unfere ernftefte ©orge. ©ie mögen totffen, bafj ü>ir 
fie nid)t berlaffen toerben. 

$lud) für £u<f) gilt ba§ 9Ucf)t ber ©elbftbeftimmung ber Golfer, 
©etb beffen getroft unb 3to>eifelt ntdf)t einen $lugenbltcr am eint- 
gen beutfdf>en Skiterlanbet 

©eib eingeben! beS ©dngeroorteS: ©ie f ollen tf>n ntd&t liaben 
bcn freien, beutfcf>en Steint 

! 

14. ©ammefruf 6er Qeutföen 3*"trum6|>artes. 

25. Tlooembet wis. 

Berlin, 25. Stobember 1918. 

^uf ben Krümmern ber alten Orbnung in 6taat unb $Btrt- 
fd>aft, in 6tabt unb Sanb ruft (Eud& bie 3entrum3partei auf 3*ir 
Sammlung. <S>lei$ ben türmen (Eurer ©tdbte unb ben <£id>en 
(Eurer Kälber &abt $r)r ben ©türmen bon bier fd)re<flid)en 8rieg£* 
jähren Srofc geboten. (Eure mef)rfäl)lgen TOdnner unb 3ünglinge 
ftanben unb ftarben im Jelbe 3 um ®4>u$e bon §au$ unb §of; 
t&ren spiafc tn ber Qeimat fcaben (Eure grauen unb Södjter, Sure 
©reife unb Knaben aufgefüllt, JJeber &at feine ^flid^t getan, toie 
e8 i&m fein <S>eu>iffen unb bie ^ot be3 9ktterlanbe8 gebot. S>er 
Aufgang be8 ftriegeä entfpridfjt nt<f)t ben gebrachten Opfern; 
an ben Pforten be3 JJriebenS ftel>en unerhört fernere $tebtngun« 
gen ber (Begner unb ber innere Umftur3. 'sBeibe bro&en un8 böU 
lig 3u berntdf)ten, toenn ntd)t Bürgertum unb ^auernfd&aft ficf) 
erneut 3ufammentun, um bie «SOunben, bie ber Ärieg gef dala- 
gen, 3U feilen unb bie neue Orbnung ber ftaat(id)en unb toirt« 
fcf)aftlid)en 3uftänbe unfereS ^aterlanbeS 3U feftigen. 

Bürger unb dauern! 3iuf (Eudf) ru&en fdf)ö>er bie Saften be8 
1 Söölf erringeng. Un3df)lige <Ejiften3en be8 "SlttttelftanbeS finb 3u* 
grunbe gegangen; benen, bie fldf) in ben ^rieben fchtelngerettel 
&aben, brofct eine bunKe 3ufunft. 3>er «Etittelftanb fonnte feine 
8rteg8geti)inne unb äriegSberbtenft erraffen, aber er fcatte bie 
gan3e ©<f>ti>ere einer oft grünbltdf) berfef)lten $rieg8gefe£gebung 
3u tragen. 3n ber ©tabt ftnb bie SBerFftdtten unb Saben bon 
«Ro&ftoffen unb SBareu entblößt, ganbel unb QanbtoerF liegen 
banieber unb toerben ferner gebrüdft bon ©cfjulbenfaft unb ben 



Digitized by CjOOQle 



©ammeiruf. 25. Stobembcr 1918 51 

Soften beS £eben3unterhali3. 9lua) bie 3£tteberaufricf)rung ber 
£anbn>irtfd)aft ift bon groger ©orge geftort. (Semeinfam toerben 
Bürger unb dauern 3U tragen haben an beu ungeheuren Soften, 
bie ber Brteg un8 ^interld&t. 6ie muffen ben 'mittelftanb 
bollenbS 3um (Erliegen bringen, toenn nta}t eine geredete <s>efe£« 
gebung eingreift, bie ben 6d)tt>ad)en fäont unb jebem ba8 un* 
angetaftet lagt, b>a3 er 3u feinem Lebensunterhalt unb 3ur ©td)e« 
rung ber 3ufunft feiner fttnber benötigt. 

Bürger unb Bauern! (gibt (Sud) bie 9leid)3regierung bie ®e» 
fc>dE>r baf ür? 3unäa)ft hat fie alle ©tdnbe unb Berufgflaffen auf» 
geforbert, fleh hinter fie 3U ftellen 3ur Erhaltung ber Orbnung. 
3>artn toerbet 3ljr *h* folgen, folange fie felbft ftd) für bie *sUb« 
koenbung beS unbefchreiblichen (SlenbeS eineS BruberfrtegeS aller 
gegen alle einfetjt. 9lufft}d)e 3uftdnbe follen bei un8 nicht ein» 
reiften, u>ad und aud) fonft ©chretfltdjeS ttnberfahren ü>trb. 3>ie 
©tabt foll nicht ber geinb fein beS CanbeS unb nicht ba8 Bauern- 
tum ber JJeinb ber ©tabt. S>arum helft (Sud) gegenfeitig in ber 
9lufredjterhaltung ber Orbnung, fotoeit e3 (Eudj möglich ift. 

3ht, bie 3hr baSßanb bebaut, tut (Sud) 3ufammen 3itr Belie- 
ferung ber notleibenben &täbte. 3f>r merbet bamit ber Be^toeif- 
lung be8 gungerS unb bem 3luffommen be§ Bolfd)ett>t8mu8 ben 
ftdrfften 3>amm entgegenfefcen. 3hr werbet bamit ben jefcigen 
<2!Kad)thabern auch leben Bortoanb nehmen, (Such burd) (Segen« 
magnahmen 3u bergetoaltigen, bie aud) (Sud) ba3 3ufammenge- 
brodjene ©t)ftem unerirdgltd) gemacht haben. 3hr &>aret unter ben 
erften, bie ben (Bebanfen gefagt haben, bag (Einigfeit ftarf mad)t. 
Btlbet Bauernrate, bereinigt (Eud)! 

3hr in ben©tdbten, tut (Sud; 3ufammen 3ur toerf tdtigen ©elbft« 
h«fe. Mancherlei Organifationen hat f ich ber felbftdnbige 9Kitte(« 
{taub bereits früher in ben 5rteben83eüen aufgebaut, ©ie gilt e8 
neu 3u beleben unb au33ugeftalten. (Erhebt (Euere ©timme in ben 
neuen Verwaltungen ber ©tdbte unb (Semetnben unb öeröiel- 
fdltigt bag «2Dort be8 ein3elnen burch (Eueren 3ufammenfd)lug in 
BürgerauSf puffen unb Bürgerrdten! 

3)te ©djuijmauern ber bürgerten ©tdjerhett unb ber chrift« 
Hdjen ©efellfchaft tonnen nicht unter ber glut be8 Bolfd)enn8mug 
3ufammenbred)en, wenn 3hr bie Glitte! richtig gebraust, bie (Euch 
bie neue 3eit in bie §anb gibt, ti>enn 3hr (£ud& alle, TOdnner unb 
3ünglinge, Juanen unb 3ungfrauen, 3ufammenfchltegt 3ur qo&ah- 
rung Euerer bürgerlichen ©elbftdnbigfeit. 
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(Euch allen aber ruft bie SentrumSpartei, ber 3$r bie Sreue 
bettxt$rt habt, tote fle felbfttEud), ben i 2KttteIftanb, in ben Stürmen 
ber Bufunft nicht tm 6tt<he (äffen toirb, 3u: tretet in (Euren Dr- 
gauifattonen, u>o 3hr au$ fteht, bafür ein, ba& ber jefcige 3u- 
ftanb fo fchnell toie möglich burd) eine Orbnung beS 9Ud)t8 abge* 
(dft tt>trb. 9Dir »ollen unferen S3licf nicht 3urü<ftoerfen in Der« 
funfene 3«^en, aber tonr muffen forbern, ba& bie neue Orb* 
nung ber 3>tnge nicht aufgebaut toirb, ohne bafj ber 3Dille be8 
gan$en IBolfeS burdj freiefte 9ibftimmung offenbar getoorben ift. 

/ Bürger unb dauern t 3n einer maffenherrfc&aft erbltcft 3&r 
feine (Setoäbr für bie 6icherbeit ber «Rechte beS felbftanttgen 

' 3Rittelftanbeg, für bie Währung ber d&rtftltd&en (Brunblagen un- 
teres ßebenS. $)t$fyalb forbert 3f>r bie untrügliche (Einberufung 
ber Stattonaloerfammlung. 

SHe 2lationalt>erfammlung muß fommen, benn ohne fie gibt 
eS feinen ^rieben na<h außen, ba auch unfere Jeinbe mit einem 
in cBefefcloftgfett aufgelöften S>eutfd)lanb feinen ^rieben fließen. 

SHe Stattonalberfammlung muß fommen, benn ohne fie ift auch 
fein 3 u f^ n ° benfbar, ber bie frieblicbe (Entfaltung be8 93olfe8, 
ein neueS 5>eutfd)lanb fiebert. 

3>e8b^lb forbert bie (Einberufung ber ^lationaioerfammlung ! 



15. Aufruf unb ßettfä^c be* 'ftri$*au*f<Mf 3)eutf4>eti 
3entrumspartet. 30. 9c?ember WS. 



5>urcb gemalifamen Umftur3 ift bie alte Orbnung 3>eutfd^lanb8 
3erftört, finb bie big^erigen Sräger ber Staatsgewalt teiiS be» 
feitigt, teils lahmgelegt toorben. (Eine neue Orbnung ift auf bem 
33oben ber gegebenen Satfache 3U fchaffen; biefe Orbnung barf 
nach bem €5tur3 ber Monarchie nicht bie ftorm ber fo3ialtftifchen 
«SUpubltf erhalten, fonbem muß eine bemofrattfehe «Rejmbltf 
©erben. 

9tn ber großen unb fehleren Aufgabe mit3uarbeiten, ift in 
erfter ßinie bie beutfd^e 3entrum8partei berufen unb bereit. %xt 
alten, fturmerprobten (Srunbfäjje befttmmen auch für bie neuen 
$irbett£3iele «Richtung unb 3Raß. 

©erabe in biefen furchtbaren ©türmen foll bog beutfd>e Söolf 
me^r al8 je erfüllt fein oon bem (Seift ber d)rtftltd>en Wahrheit, 



SHe 3entrumgpartei. 



a) S)er Aufruf. 
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ber ixtg öffentliche tote bag prtbate £eben burchbrtngen muß, 
»enn bag (Slücf beg ©an3en tote beg ein3elnen erhofft »er- 
ben toill. 

<£g gilt, ein foialeg "«Recht ber Slllgemeinhett aufsurid&ten, bag 
jebem 6taatgbürger für feine pflid>tmä&ige Arbeit unb fein 
(Eigentum einen geredeten unb 3uberläffigen 6ä)ut} getod^rt. 

<£g gilt, in bem "Rahmen ber d^riftlid^en (Srunbfä^e unb beg « 
gemeinen 9teä)tg ber bürgerlichen Freiheit 'Raum 3u geben, bie ■ ■? 
allein bag ßeben toürbig 3U geftalten bermag, inbem fie jebe 93e« 
fcormunbung unb SDillfür bon feiten einer Bureau! ratte, Blaffen» 
ober parteiherrfd>aft augfdjlie&t. » 

Um biefe 3tele 3U erreichen, bebarf bie 3entrum8partei ber 
eifrigen TOttarbett aller spartetangehörtgen. 

3>iefe 3ugebörtgfett 3ur 3entrumgj>artei alg einer d&rift« 
lichen^olftfpartei totrb nicht begren3t burch ein Religion«- 
befenntnig. SUle ©taatgbürger chriftlicher Religion h<*&en biefe 
(Srunblage poliiifcher Arbeit gemeinfam. 

3um erftenmal treten biegmal auch bie grauen auf ben j>o» 
litifchen &am#£lafc; fie finb ung im #amj>f für eine ^eili^e 
€?ad>e tDillfommen. flögen auch fi* ber ©eite ber Banner 
mit all ihrer #raft eintreten für Wahrheit, <Red)t unb Freiheit! 

3>ie Parteiarbeit toirb burch Einhaltung ber nachftehenben, 
Dom ^leichgaugfchug feftgeftellten £eitfäfce erleichtert »erben. 3>le 
^Umarbeitung eineg ^arteiprogrammg unb einer neuen Partei* 
organifation toirb vorbehalten. 

b) $ic £eitf64«. 

I. ^erfaffung. 

1. 6d)leumge ©Raffung einer neuen «fcerfaffung für «Reich unb 
93unbegftaaten auf bemofratifdjer, alle politifchen 93ebor3ugungen 
augfchliegenber (Srunblage. ©<hutj ber beutfehen 2Tationalber- 
fammlung, bie nicht in ^Berlin tagen f ann, unb 6d>ufc ber Durch- 
führung ihrer ^efchlüffe burch Gruppen JJretaulltger. 

2. Nahrung ber ^eichgeinheit, 6tdrfung beg Retchggebanfeng. 
Erhaltung beg bunbegftaatlichen Sharafterg beg Sletchg 3um 
<5d)u£ ber (Eigenart ber beutfehen Stamme. 3>em «Reich ift bie 
augfchliegliche Regelung ber toehrpolitifchen unb au§enpolitifd)en 
fragen, ben SBunbegftaaten bie augfdf)lief$liche Regelung ber 
ftrehen* unb fchulpoltttfchenjjragen vorbehalten. «Reichgetnheitunb 
3ufammenfchlu6 mit allen anfehlugbereiten beutfehen (Stammen. 



Digitized by dooQle 



54 



B. SiuS bcm Cager ber 3«ntrumäpartei 



3. (Sleid>eä Wahlrecht mit Verhältniätoabl, QvautnXDafyirtdyt 
unb ^Dablpfltcht tn 9leid), 33unbe3ftaaten unb (Bemeinben. 

4. VolfSregierungen, bie be3 Vertrauend ber VolJSbertretung 
für ihre Amtsführung bcbürfen, mit ftarfer Vol^ugSgetoalt tn 
3tei$ unb VunbeSftaaten. 

5. Ausbau ber Selbftbertoaltung unb Schulung be8 SBolfeS für 
bte gleichberechtigte Teilnahme aller SBolf8fd)icf)ten an ben öffent- 
lichen Ämtern in 6taat unb ßemeinben ohne Saftengetft unb 
^laffenbeoor$ugung. 

6. (Erhaltung etneS felbftdnbtgen 93eruf3beamtentum8, ba3 
burch eine ben Vebürfniffen ber Familie Rechnung tragenbe, 
gerechte 33efolbung3politif in feiner £eben3ftellung gefiebert unb 
burch felbftgettdhlte 3iu3fd)üffe unb Kammern an ber toürbtgen 
Orbnung feiner SHenftberbdltntffe beteiligt ift. 

7. <3runbred)te, toeld&e allen 6taat3bürgern ohne linterfd)ieb 
be3 politifchen unb religiöfen 3Jefenntniffe3 auf bem Voben beS 
gemeinen 9lecf)t3 unb im (Seift h^^finnig erfaßter JJret^eit ben 
ungehlnberten 9iu3brucf ihrer Über3eugung in SDort unb Schrift 
fotoie beren unbefchrdnfte ^Betätigung in Verfammlungen, Ver- 
einen unb ©enoffenfehaften aller Art getodhrlelften. 

II. Slufeenpolittf. 

8. Sofortige Herbeiführung etne3 ^rdltmtnarfriebenS unb bal» 
bigfter 9lbfd)lu& be3 <a>eltfrieben3 ber SBerftdnbigung unb 93er- 
föhnung ber Völfer. 

9. geftftellung unb Durchführung eine3 ben chriftlichen (Srunb* 
fdijen entfprechenben 33ölferrecht3; für bie Siegelung ber 33e» 
3tehungen ber (Staaten 3uetnanber foll ba3 etotge blecht, nicht bie 
©etoalt ma&gebenb fein. Vollfommene, burch bölferrechtlidje 
Vürgf<f>aften gefiederte linabhdngigfeit be3 ^eiligen Stuf)le3. 

10. Schaffung eineS Völferbunbe3 gleichberechtigter großer unb 
fleiner Staaten unter AuSbau ber Obligatorien Schieb3gertcht8» 
barfett, Ausführung toeitgehenber gleich3eitiger Abrüftung unb 
Abfdjaffung ber C5eheimt>ertrdge. 

11. Schutj ber nationalen unb religiöfen 'EUnberhetten in allen 
Staaten. 

12. 9Btrtfchaftliche (£nttt>icflung3freibett unb (Gleichberechtigung 
im "BDeltberfehr für alle Völfer. ^retheit ber 9Heere, tn3befonbere 
burch Abfcf>affung be3 Seebeuterecbt3 unb ©etoahrleiftung unge« 
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hinberten Berfehrg ber neutralen §anbel8fd)tffe 3to>tfcr)en neu- 
tralen Staaten. 

13. Snternattonale Regelung beg «Slrbetterrechtg, beg Slrbelter- 
f<f)u$eg unb ber «iHrbeiterberficherung. (gleiche OTa&nahmen für 
tue $lngeftellten. 

14. (Er3lehung beg Bolfeg 3u befferem Berftdnbnig ber aujjeu* 
polttifchen fragen. Völlige (Erneuerung beg augfcdrttgen SHenfteS 
in perfönlicr)er unb fachlicher Qinfid^t. 

15. Qerftellung eineg ben beutfchen SSebürfutffen genügenben 
Kolon talgebteteg. Jörberung & er <Er3tefjung unb <£f)riftianifie* 
rung ber (Eingeborenen; $*efettlgung jeber gorm ber 6f laberet. 

III. 3nnenj>oHtif. 
A. Kulturpolttif. 

16. (Erhaltung unb Kräftigung beg chrtftlicrjen Kultur« unb (Er* 
3iel)unggibeal$ im Bolfgleben. 

17. (Setolffengfrethett unb Freiheit ber «Keltgtongübung. Frei- 
heit ber Steltgtonggefellfchaften, ihrer Bereinigungen unb <5e« 
noffenfd>aften. «fcerftänbntgbolleg 3uf<*wmenarbeiten bon Kirche 
unb €>taat; feine getoaltfame $inberung ber ftaatlich-flrchltcheu 
SRechtgoerhältniffe unter Berlefcung ber Über3eugung unb ber 
berechtigten $infprüche ber firchltd) gefinnten Bolfgf reife. 

18. ©letd)mä&tge SBcrücfftchttgung ber Angehörigen unb 9ln« 
ftalten ber berfd&tebenen (Slaubengbefenntntffe auf allen (gebieten 
beg öffentlichen ßebeng, ingbefonbere bei Verleihung öffentlicher 
^mtcr unb 3 u ^>^bung öffentlicher Littel. 

19. Freiheit ber chriftlichen Etebegtätigfett unb parttättfehe^ör* 
berung ihrer (Einrichtungen. 

20. 6chutj unb ©tärfung ber (Ehe unb Jamtlie. Satfräfttge 
gürforge für finberreiche gamtlten. 6df)utj beg Ktnbcg, ber heran« 
tDachfenben Sugenb unb ber $rau gegen $lugbeutung. Kampf 
gegen fittliche Versilberung im Volfe, ingbefonbere auch 9*9*1* 
eine entartete Kunft unb eine berfommene Literatur. 

2t Ehrung beg «ftechtg ber (Eltern unb ber SReligionggefell* 
fchaften auf bie (Er3iehung ber Kinber. (Erhaltung ber fon* 
feffionellen Volfgfchule. 6id>erung eineg genügenben SUltgtong« 
unterrichtg an allen 6chulen. 5 rell & e ^ W Unterrtcf)tg unb ber 
SBiffenfchaft. 

22. ftrele Vafm 3um Slufftieg ber Süchtigen aug allen Volfg» 
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f<fjtcf)ten; 33efettigung etneS überlebten 93cred>tigunggtt>efen3 unb 
be8 8aftengeifle8 im 6djutoefen. 

23. Jreie (fcntf altung ber Mitarbeit ber grauen bei bem 9Bic- 
beraufbau unb ber Pflege be8 beutfehen SöolfSlebenS unter boller 
AuSmertung ber toeiblichen (Eigenart. 

B. *Dtrtf$aft3. unb 6o3ialpolttif. 

24. (Beorbneter Aufbau ber ^olfStDtrtfäjaft im 5>ienfte ber fo- 
3 taten <Bered)tigfeit unb bei (BemeintoohlS auf (Brunblage ber 
probuftiben Arbeit. (Brunbfätjliche (Erhaltung ber auf perfön« 
ltcr)em (Eigentum beruhenben, nad) bem 6oltbarltät3prin3ip bem 
©efamhoohl ber (Befellfchaft untergeorbneten ^ribatotrtfc&aft. 

25. ©ia)erung ber StolfSernährung burä) planmäßige JJdrbe- 
rung ber lanbu>irtfd)aftlid)en <£r3eugung. 

26. (Bemeinnütjige ^Bobenpoltttf. 5hird)greifenbe ^Dohnungä" 
unb 6teblung3reform. Snnere ftolonifation. 3Rehrung unb <£r» 
»elterung ber bäuerlichen betriebe unter $eran3iehung bon 
6taat8bomänen unb untt>trtfd)aftliä> auSgebehnten (Brofcgrunb* 
befi^eS gegen (Entfchäbtgung. 

27. 6d)utj unb auSgietdjenbe görberung ber ein3elnen $3eruf8* 
ftänbe aI8 notftenbiger (Blieber etneS gefunben «©trtfchaftSror« 
perS, inSbefonbere Aufrichtung eineS lebenSfräftigen «Btittelftan» 
be8; (Erhaltung etneS letltungSf öligen ^auernftanbe«, öebung 
beS burcf> ben ärteg fd)toer gefd)äbtgten r)anbtt>erferftanbe8 mit* 
telS 3utt>eifung Don «Rohftoffen, Arbeit unb Kapital, SDahning 
ber berechtigten 3ntereffen ber #aufmannfd>aft, Abbau ber frlegs* 
totrtfchaftltcheu Örganifatton, 6d)u^ ber (S^euger tote ber Ver- 
braucher unb ihrer Organifationen. 

28. Fortführung ber 6o3talpolittf für bie ftäbtifd)e unb länb* 
ltä>e 93ebölferung unter ftärffter Betonung ber ^rfdnlid^feit unb 
^Uenfd)entt)ürbe. 

29. JJortbübung ber Rechtspflege im 6inne erhöhter f03ialer 
<Bered)ttgfett unb bermehrten tt)irtfd)aftlid>en 6ä)u$e8 gegen 
Iöud)er, unlauteren A3ettbett>erb, Überborteilung unb Ausbeu- 
tung aller Art. 9led)tfpred)ung burd) unabhängige 93eruf3riä> 
ter unter 3 u 3i*hu"9 t)on ßaien in erfter unb 3toeiter 3nftan3 
ber (Berichte. 

30. (Betotffenhafte unb u>etther3tge JJürforge für KrtegSbefchä- 
btgte unb Kriegshinterbliebene; Söerbefferung be8 Rentenfeft- 



Digitized by dooQlc 



3He 93at>ertfd)e Wompavtei 



57 



ftellungg&erfahreng bur<h Schaffung t>on SUchtSgarantten. Cttn« 
füljrung eineS geirnftättenrechtS unter befonberer Verütf fidfjtigung 
ber 8rieg8teihtehmer. 

C. 5inon3}>oatif. 

31. Verteilung ber öteuerlaften nach ber CetftungSfähigfeit, un» 
ter Verücffichtigung beS ^amiiienftanbeS unb ber ^amiliengroge. 
©chärffte fteuerlid&e (fcrfaffung ber f)of)en <£tnfommen, ber großen 
Vermögen, be3 un&erbienien SEDe^utoachfeS unb ber burch beti 
8rieg gemalten ©etoinne. (SIeichmä&tge Shirchfüfjrung ber 
«Retchgfteuergefe|e in gan3 S>eutfdf)lanb. 

32. Vergütung ber (Steuerflucht unb ber 9lbti)anberung be8 fta* 
pitafö tn§ 3lu3tanb. 

33. Ablehnung jeber Entwertung ber 8rteg3aniethen. 

)6. Programm bet 33at>ertf<f>en "BolfsparteiV) $e?ember J9JS. 

3>er Umftur3 beS alten toerfaffungSmä&lgen, rechtlichen 3uftan» 
be8 in Vätern unb im «Reich machte e8 nottoenbtg, jene toertbollen 
Strafte, bie außerhalb ber Parteien ftehen, bie ben Umftur3 herbei» 
geführt haben, in einer neuen Partei 3u einheitlicher politifcher 
Arbeit 3u fammeln. 3>te neue Partei trägt ben Flamen Vat)ertfdf)e 
VolfSpartet. 

3br Programm lautet: 

1. SHe 'Btttglieber ber Val^ertfchen Volfgpartet betrachten ben 
gegenwärtigen ftaatSpoltttfchen 3uftanb Va^ernS, toie er burch bie 
(Sreigntffe in ber stacht bom 7. 3um S.^tobember in ^Hänchen 
gefchaffen tourbe, als eine gegebene gefd^tc^tltd^e Satfache, ©ie 
finb mit ber Slrt, toie er herbeigeführt tourbe, grunbfätjltdf) nidf)t 
einberftanben, erklären aber auf ba8 beftimmtefte, ba& fie eine 
Sinberung btefeg 3uftanbe8 nur auf bem <2Dege Don «Recht unb 
©efetj erftreben. Engere (Betoalt betrauten fie nicht alg erlaubtes 
Littel 3ur Erreichung polttifcher JStotdt. 

2. 3>ie 33at)erifcf)e VolfSpartei ift eine VerfaffungSpartet, fie 
berlangt bon ber profciforifchen Regierung, baß fie entfprechenb 
ben bemofratifchen (Srunbfäfcen ohne jeben Ver3ug eine fon« 
ftituierenbe ^tattonatoerfammlung einberuft, bte fich auSfchlieg* 
lt<h au8 Vertretern be3 VolfeS 3ufammenfeftt unb unter 2lu8« 
fd&lujj jeber anbertoetttgen Vertretung be8 VolfeS ober eht3elner 

*) ^a^erif^cö 3entrutn. 
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Seile, 6tänbe ober ©nippen ^erborge^t au3 freien, bon ben 
gegenwärtigen «Blachtljabern unbeeinflußten SBahlen aller bolU 
jährigen, männlichen unb toeiblichen (Eintoohner be8 ©taateg auf 
ber ©runblage be$ allgemeinen, gleichen, bireften, geheimen at* 
üben unb pafftben Wahlrechtes unb ber Verhältniswahl. SHefe 
fonftituierenbe 9Iationalberfammlung beftimmt bie fünftige 
6taat8form unb bie Verfaffung beS bat)erifchen &taate8. 

3. 3>ie SUinerifdfK VolfSpartel erwartet bon ber fonftituiereu» 
ben 3tationalberfamm(ung bie (Einführung be£ parlamentarifdjen 
^egierungäftjftemS unb für befonberS wichtige in ber Verfaffung 
feftsulegenbe fragen bie (Einführung ber bireften VolfSabftim- 
mung. Aftib unb pafftb wahlberechtigt für bie VolfSbertretung 
unb abfttmmunggbered&tigt bei $Iebif3tten finb alle bolljäfjri- 
gen, mdnnlic^en unb weiblichen (Einwohner be8 €>taatt%. 

4. 3>ie Vatyertfche VolfSpartei fte^t in allen fragen ber Kultur 
auf bem Voben ber d^riftlid^en $Deltanfchauung. ©ie ber« 
langt bolle ^tt\^t\t aller Bonfefftonen unb ihrer (Einrichtungen, 
fowte gleichmäßige Verücffichiigung ber Anftalten unb Ange- 
hörigen aller ftonfefftonen, ingbefonbere bei Vereitftellung öffent» 
licher TOittel unb bei Verleihung öffentlicher Amter. 

3)ie Vat)erifd)e VolfSpartei wirb mit allem 2Ia<hbrucf eintreten 
für ben 6cf)uty ber (Ehe unb ber ^amilie, fotoie für bie religiös» 
fittliche (Er3iehung ber gugenb in fonfeff ioneilen €5d)u[en. 

5. SHe Vat)erifd>e Volfgpartei fteht in wirtfchaftltchen fragen 
auf bem ©tanbpunft be8 gerechten Ausgleichs ber Sntereffen aller 
otänbe. 6tfanbe3« ober Älaffenpolitif, Anerfennung bon Vor* 
rechten beS 6tanbe3 ober ber ©eburt lehnt bie Vat)ertfd)e VolfS* 
Partei grunbfä^lich ab. 3>ie Vatjertfche VolfSpartei toirb (Eigen* 
tum unb (Erbrecht als (Srunblage ber heutigen VSirtfchaftSorb* 
nung fd)üf}en unb erhalten, unbefchabet toeitgehenber fosialer 
(Einfchränfungen unb Schutzmaßnahmen gegen Au3wüd)fe be« 
Kapitalismus. 

Von biefem 6tanbpunft auS toirb bie Vaijerlfdje VolfSpartei 
bie Sntereffen ber Vauern fraftbolt fcf)ütjen, einer gefunben 
Agrarreform 3ur rechten tyii Rechnung tragen, energifch 3um 
©egen beS VolfSgan3en bie bäuerliche ^robuftion förbern unb 
alle Maßnahmen 3ur geiftigen unb technifchen AuSbilbung ber 
bäuerlichen 3ugenb nachbrücflichft unterftüfcen. 

3He Vanertfche VolfSpartei anerfennt bie Arbeiter, Beam- 
ten unb Angeftellten in ben öffentlichen unb pribaten Ve* 
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trieben alg gleichberechtigt im Staate tote in bent nationalen 
SXttrtfchaftg- unb im ^artetleben. (Sie bertritt eine planmäfctge 
«tUuggeftaltung unb Bufammenfaffuug beg Arbeiter*, ^Ingeftell- 
ten» unb 93eamtenred>teg; böllige ©icherung ber ^oalttiong-^er- 
eing* unb Söerfammlunggfreiheit; Sicherung unb 3lugbau ber fo* 
3ialen (5efet}gebung, beg ^rbeiterfchutieg, fotote beg fo3ialen$ter« 
ftcherunggtoefeng; befonbere TOafjnahmen 3um €><S)ufy ber u>erf« 
tätigen grauen, 3ugenblicheu unb äinber. 

(Sie tritt ein (für eine augretd&enbe ^e3ö^Iung ber Beamten 
unb £ ehr er, für bie in «pribat, ©taatg- unb (Semeinbebetrie* 
ben befchäftigten ^Ungeteilten unb Arbeiter, fotoie für eine ge° 
fieberte Alters» unb gamilienberforgung. 3>ie 3ntereffen ber 
freien ^Berufe totrb fie mit ^ad^bruef bertreten; auch fie füllen 
ber Vorteile ber fo3ialen ©efefcgebung teilhaftig »erben. 

<£tne burchgretfenbe SDohnungg« unb ©teblunggreform ift mit 
§ilfe ber Organisationen beg ©taateg unb ber (Bemeinben al&» 
balb in Eingriff 3U nehmen. 

3>ie ^atjerifche 'öolfgpartei aurb ben Sntereffen &on §anb* 
n>erf , ©etoerbe, 3nbuftrie unb § anbei toetteftgehenbegör* 
berung angebelhen laffen. 3)ie biefe Berufe elnengenben #rieg£» 
ma&naljmen, htgbefonbere bie #rtegggefellfchaften finb fobalb tote 
möglich auf3uheben, um biefen $*erufggruppen rafcfjefteug toteber 
bie freie (Entfaltung ihrer Qlrbeitgmöglichfett 3U fichern. 

3>ie 3Jat>erifche 33olfgpartei forbert 33efämpfung toucherifcher 
3lugbeutung in jeber gorm unb gefet)liche TOa&nahmen gegen bie 
9lugtt>üd)fe beg ftartelltoefeng. 5>te burd) bie ftrleggtotrtfchaft ge- 
fdhaffene <öor3uggftellung ber ©ro&betrtebe muß burch geeignete 
< 2Eaf$na&men in ber ^ohftoff» unb Siuftraggerteilung toteber aug* 
geglichen toerben, toobet burdf) ben #rieg gefdf)äbigte betriebe be* 
fonberg 3U berüäf tätigen finb. 

Stet Vergebung bon öffentlichen Arbeiten unb Lieferungen finb 
bie bon ben berufenen Sntereffenbertretungen beg felbftänbtgen 
§anbto>erfer», ©etoerbe« unb &aufmanngftanbeg aufgehellten 
(Srunbfäfce 3u berüefftchttgen. befonbere ©orgfalt foll ber te<f>* 
mfcf>en 9lugbilbung beg gewerblichen unb faufmämüfchen 9Ia<h« 
tDuchfeg getoibmet tterben. 

§>ie beifpiellofen fo3ial-totrtfchaftlichen Umtoäfeungen, tt>el<he 
bie 5 r au ing qBtrtfdfjaftgleben ge3toungen fja&eu, unb bie enge 
^erfnüpfung beg öffentlichen ßebeng mit bem SÖtrfunggfretg ber 
grau, ber gamtUe unb ber 3ugenb machen eine Mitarbeit ber 
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5rau auf öffentlichem (Gebiete nottoenbig. 3>af)er berlangt bie 
BatKrtfche SßolfSpartei 3^tritt ber grau 3u gemeinblid)en unb 
ftaatltd)en Körperhaften unb Kommtfftonen, Mitarbeit ber5*<*u 
auf allen (Gebieten ber gugenbpflege, ber ©tttlichfett, ber SttJo^U 
fahrt8einrtd)tungen, ber SBolfSernährung unb ber ©03talht)giene, 
fotoie 9infte(lung bon Beamtinnen, auch in leitenben ©teilen, ba, 
ttu> 5 r aueneinflujj unb JJamtltentntereffen in Jfrage ftehen, unter 
5Berücffid)ttgung ber fonfeffionelleu 3ufammenfetjung be8 SBol« 
feg bei Befefcung bon bolfgpflegertfchen unb bolf8er3tehertfd>en 
(Einrichtungen. 

JJür unfere Krieger, bie au5 bem furd)tbaren Bölferringen 
franf unb berfrüppelt ^erborgegangen finb, unb ihre gtnterblte* 
benen toerben toir tro^ be8 unglücflichen 2iu8gange8 be8 Krieges 
mit allen Gräften auch unter ben fd)toerften Opfern forgen. %Bir 
forbern baher angemeffenen ©<hu$ ber Kriegsteilnehmer bei ihrer 
SDteberetnführung tnS SBtrtfchaftSleben; toetther3tge JJürforge für 
franfe unb befchäbtgte Kriegsteilnehmer unb für bie Krieger« 
hinterbliebenen; SBerbefferung be3 ^entenfeftftellungS« unb (Ein» 
fprud>berfahrenS burä) ©Raffung bon 9lecht3garantten. 

6. SHe ©teuerpolttif ber Bat)erifd)en BolfSpartel toirb getra- 
gen fein bon ben (Snmbfäfcen ber auSgleichenben ©ered>tigfeit. 
3e leiftunggfdhiger ein ©teuer3ahler tft, befto ftdrfer foll er be* 
laftet toerben. 3>ie ^ücfftcht auf bie gamtlte bei ber Bemeffung 
ber ©teuer mu& nod) mehr al$ bisher alS leitenbeS sprtn3ip burch 
bie gan3e ©teuergefetjgebung h^ttburchgehen. 3Rit allem STad)* 
brucf toerben toir 3u berhinbern trauten, ba& bie ungeheuren 
©etolnne, toeldje infolge begehrter ^Haftnahmen ber KrtegStotrt- 
fdjaft gemad&t toorben finb, bem 3ugriffe beS ©taateS trgenbtote 
ent3ogen toerben. 

7. $)ie Ba^erifche BolfSpartet gibt hittfichtlich & er ©tellung 
3u ben übrigen beutfchen ©taaten bie Carole auS: 3«fÄ«imen* 
f<hlu& ber beutfd)en ©taaten auf föberatiber (Srunblage 
ohne ^orherrfchaft irgenbeineS <Etn3elftaateS. 

5>te bisherige toeitgehenbe ftaatS-, totrtfd&aftS* unb fteuerpoli- 
tifche Abhängigkeit Badems bon bem übermächtigen Horben 
muß unter allen Umftänben aufhören. $Öir lehnen auf allen 
biefen (Gebieten bie bisherige einfeitige, rüdffichtSlofe, preugifche 
^Jorherrfchaft ab. 3eneS SKafc poltttfcher unb totrtfchaftltcher 3u* 
fammenarbeit aber, toeld>e8 burch bie (Semetnfamfett ber Bebürf» 
niffe ber beutfchen ©taaten bon Statur fich ergibt, toünfd>en toir 

I 

Digitized by Google 



3)tc ^erifrfje SöoIWpartei 



61 



burdjaug. 3Btr toerben ung beftreben, hierfür ben geeigneten 
Gahmen 3U ftnben. 3>er ^orberung, bag alle Ctin3elftaaten auf' 
gehoben toerben unb eine einheitliche beutfd>e «Republif gefchaffe« 
u>trb, toerben tolr ben äugerften SBiberftanb entgegenfe|en. S>ie 
für ba3 «Reich px fchaffenbe neue «öerfaffung bebarf ber 3ufttm» 
mung ber in ben Cctnselftaaten bemnachft auf ber ©runblage beg 
allgemeinen, gleichen unb gemeinten «Söahlrechtg unb ber SBer- 
hdltntgtoahl 3U toahlenben Parlamente. 

SÖtr haben eg fatt für bie 3ufunft, bon Berlin big tng fleinfte 
regiert su »erben. Berlin barf nicht 3>eutf d>lanb toerben 
unb 3>eutfd)Ianb nicht Berlin, ^oraugfefcung beg 3ufam» 
tnenfcf)luffeg ber beutfehen Staaten tft, bag bie (Srunblagen, ü>elcf)c 
bag 'SBefen ber politifchen, fulturellen unb ü>irtfd>afiltchen Selb- 
ftänbtgfett ^Ba^ernS bilben, Stovern berfaffungggemäg getoähr- 
reiftet unb gegen ^erfaffunggänberungen, bie totber ben Göttien 
58aijern8 erfolgen f dunen, fid&ergeftellt toerben. 3n biefem Sinne 
forbern toir: 93at)em ben 3$at>ern! 

SBir toünfchen einheitliche Vertretung ber gemein* 
f amen Sntereffen ber beutfehen Staaten nach äugen, 
gemeinfame 9lbü>e&r aller Eingriffe auf bie beut- 
fehen Staaten, freien ganbelg&erf ehr ohne 3oll- 
fdjranfen 3ti>ifchen ben beutfehen Staaten, etnhett- 
liehe ©runbfdfte für bie f03iale (5efe$gebung, (Ga- 
rantie für bie Sicherheit ber Kriegsanleihen. 

SHe SÖieberholung bon 3uftänben, tote fie fich im Kriege burch 
bie berliner 3entraltt>trtfcf)aft herauggebilbet höben, mug unter 
allen Umftänben auggefehloffen bleiben. 

3>en 9lnfcfjlug unferer beutfehen trüber in Böhmen unb in ben 
beutfchöfterreidjtfchen ßänbem an ben beutfehen Staatenbunb be- 
trügen unb förbern u>tr auf bag allertoärmfte. 

^a^erifche Sltänner unb grauen! 3>iefeg Programm eröffnet 
eine neue (Epoche ber batjerifchen ©ef deichtet tretet ber 
33a*)ertfchen 93olfgpartei gefchloffen bei! 

17. Aufruf be* ftcigeparfeitwftanbe* btt $>eutf#en 3eo- 

trum$partet. Titas 1920. 

■ 

Anhänger unb Jreunbe ber 3entrumgpartei! 
3>te 3>eutfche Stationalberfammlung legt ihr «Sttanbat in bie 
gänbe beg Voifeg 3urücf. 3>ag beutföe Volf totrb aufgerufen, 

6 a I o m on, ^Parteiprogramme. III. 3. «ufU 5 
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ben erften 9teid)3tag uacf) ber neuen Söerfaffung 3u tod&len. (Eine 
folgendere ©d>i<ffaf8ftunbe für «öolf unb «Retef)! ©te er&eiföt 
3imäd)ft Prüfung unb «Rüdblicf. 

Slm Ö.JJebruar 1919 trat bte 3>eutfd>e 3tattonalberfammlung 
auf einmütiges Verlangen be8 gan3en 3$olfe3 in Söetmar 3ufam-» 
men. O&ne fie unb t&r erfolgrekf)e3 unb rafcfjeg Arbeiten todre 
fein triebe mit bem 9lu8lanb 3uftanbe gefommen, todre ba3 
<Ret<f) 3erfalten > fcdtte ber 93ürgerfrieg unfere legten &rdfte auf- 
gerieben. 

SHefeS 33erf)dngni8 ift abgetoanbt. ©d)on am 10. Februar er« 
lieg bie Slationalberfammlung eine borldufige Slotberfaffung. 
9ln bie ©teile ber reboluttondren <5ett>altl)aber trat fofort eine 
rechtmäßige Regierung, in ber neuen 3teid()gü>ef)r erftanb ein 
©<f)u£ gegen ©etoalt unb Slufru&r, krümmer unb Berrüttung 
tourben nad) unb nad) befeitigt, «üDteberaufbau bon ©taat unb 
SDirtfd&aft fonnte beginnen. 

SHefe ^eufdjöpfung bon entfd^eibenber Sragtoelte toar nur 
mdglidj auf bem Stoben ber Koalition. 

(Eine < 2He^r^eit be3 3^i ru| n^ m *t **n ^rteien ber 9led)tett 
toar nid)t gegeben. 3>tefe starteten berfügten 3ufammen über 
nur 154 «manbate. ©ie blieben mit 58 ©ttmmen unter ber gälfte 
ber (Sefamtmanbate. «Rennet man bie S>emofrattfd)e Partei mit 
75 TOitgltebem §in$u 9 fo ergab fid^ allerbingä eine flehte 3iffern» 
madige 3Ite&rf)eit ber nid)t fo3talifttfd)en JJrafttonen. 2lber aud> 
eine fold^e Regierung o&ne bie Beteiligung ber TOe^r^eit8fo3ial* 
bemofraten todre au8 äußeren unb inneren (Srünben unmöglich 
getoefen. 3ur SDieberfjerftelluug ber Orbnung beburfte e8 ber 
tätigen, aufbauenben «öltttoirfung ber Slrbettermaffeu in ©tabt 
unb £anb. Slur bie Teilnahme ber 165 «Ktltglteber 3äf)lenben 
me^r^ettöfD3iariftifd^en "ißartei fonnte biefe Mitarbeit gett>dl>r» 
leiften. 

(Sbenfotoenig toar bie Mitarbeit berjenigen bürgerlichen Greife 
3u entbehren, bie ficf> 3ur 5>emofratte befannten. (Sine rein fo« 
3ialiftifd^e ^Regierung mußte naturnottoenbig in bie Sibhängtgfett 
ber äufjerfteu ßinfen geraten, *2tur toer auf ben bölligen 3ufam» 
menbruch fabulierte, fonnte baS toollen. Jür beutfd)e Verhalt* 
niffe ein unberanttt>ortltd)e8 $Bagni8! 

(Eine Koalition ohne ^entvvLm toären toeber bie ©o3ia!bemo* 
fraten, nod) bie 3>emofrateu eingegangen, «OBar fd)on eine Ko- 
alition nötig 3ur «Rettung 3>eutfd)lanb8, fo 3tt>cmg unS außerbem 
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bie '•Rucffidtf auf unfere fulturelleu Sntereffen 3um beitritt. Ko- 
alition aber bebeutet äonseffion, bebeutet «fcerftänbtgung auf 
einer mittleren £inie. äeine ber beteiligten Parteien fann babet 
i^r Parteiprogramm burdftfetjen. 9Han fonnte fid) nur auf ein 
gemeinfameS ^egierunggprogramm 3&>e<f8 politif<f>er ArbeitSge* 
meinfd^aft einigen, geute gefielen felbft voeite Greife ber 9Udjten 
bie Unbermeiblfcrjfett ber Koalition offen 3U. 

Am 21.5ebruar u>arb bie neue «Retd&Sberfaffung im (Sntnmrf 
ber 3Tatlonalberfammlung borgelegt, am 31.gult 1919 ©arb fie 
*erabf<f)lebet. «Söag nadf) feiner großen «Rebolution ber Siegelt 
gelang, ba8 Ijat bie $eutfd>e Slationalberfammlung in fünf < 2Ho- 
naten bollbradfjt: eine lebenSfraftige, ba3 SRtid) neugeftaltenbe 
Söerfaffung; eine Söerfaffung, bie 3tt>ar aud) ein Kompromiß bar- 
ftellt, bem toir in (Eitelkeiten ü>tberfpre<f>en mußten, bie aber 
bennod) borbtlblidf) ift burdf) ü)ren fo3ialen (Seift, toertboll aud> 
burd) ben ©dyufc, ben fie ben fittltdjen unb religtöfen (Sutern 
getoä&rleiftett 

Won ber formalen S&erfaffung allein fonnte ba£ neue 3>eutfdfy» 
kmb nid)t leben. 

<£3 beburfte be8 Jfrlebeng unb ber nottoenbigften (£jiften3- 
tnittel. 

Aud> bafür fyat bie Stationafoerfammlung geforgt. SBte finb 
3entrum unb ©o3ialbemofraten angefeinbet toorben toegen be8, 
£?rieben3f<f)luffe3t öeute finb biefe SDortoürfe faft berftummt. Über 
bie (Eitelkeiten be8 totrtfd>aftlld£>en unb finan3iellen ^Dieberauf- 
bauS lagt fidf) ftreiten. 3m großen unb gan3en ift ba8 «mögliche 
unb 'Jlbttoenbige gefd&efien. SÖenn je, fo toaren in biefen Seiten 
f>äufig bie SBer&ärtniffe ftdrfer al8 bie ^enf^en. <£rft bie fom- 
menben (Befriedeter »erben bie Arbeit ber 5>eutfdf)en National« 
berfammlung in if)rer gatt3en (Sröße unb ^ebeutung toürbigen 
unb inSbefonbere bie entfd>eibenbe Anteilnahme ber 3*ttfruw8- 
partei an biefer Arbeit anerfennen. 

9Ia<f) bortoartö rieten nunmehr bie 9Baf)len unferen 93ltrf. 
3>ie 3ufunft erforbert gebieterifd>er nod) al3 bie Vergangen» 
rjeit eine ftarfe 3«tttrumgpartet. SBag ifcre Anhänger eint, ift 
nach tote bor bie <Semeinfd>aft einer 3bee: bie 3bee ber d&rtft« 
liefen «öolfägemeinfdKxft. 

0taat, Religion unb &trd)e finb unS un3ertrennlid&. 'STDir finb 
un3 too^l beümßt, baß mit ftaatltdjen «maßna&meu unb (Sefefcen 
allein unferem SDolfe nidf)t 3u Reifen ift, toenn nid^t eine tiefe 

5* 
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innerliche Erneuerung alle ©lieber unfereS VolfeS erfaßt. 3>ie 
Übertotubung beS materialtftifxhen (S>etfte8, bie Verföhnuug ber 
6tdnbe, ben 6ieg über aiaffenfampf unb maffenegotSmug fann 
nur ber (Seift be§ GbrifteutumS herbeiführen. (Betreu unferer 
Vergangenheit treten tolr beäfyalb ein für eine ihrer Vebeutung 
entfj>red>eube Stellung Dan Religion unb Kirche im Staate. 3>ie 
allergrößte Vebeutung meffen totr bem botn fünftigen ^eief^tag 
3u fxhaffenben neuen ^eidjisfchulgefe&e bei. Von feiner Raffung 
toirb bie 3ufunft ber 6<f>ule im gefamten S>eutf<h*tt deiche in 
erfter ßtnte abhangen, Wir ertoarten, baß alle Anhänger einer 
chriftlichen Volfäfchule, inSbefonbere bie 3Ztüglieber ber 3* n " 
trumSpartei, biefen ©efiditgpunft bei ben TOaf)fot ttid)* au ^ 
^luge berliereu. 2ln ber SteichätagSfraftton be3 SatirumS \oü 
eS nicht fehlen, ^r uwben un3 mit allen Gräften bafür etnfefcen, 
baß bie berfaffungSmäßigen fechte auf eine chriftliche ©<hule ben 
(Eltern ni<ht gefd>mälert toerben. 9Dir toerben un3 jeber, bie chrift* 
liehe (£r3iehung benachteiligenben Auslegung beS ©chulfompro* 
miffeS mit allen Mitteln entgegenftellen. 9lu<h in 3ufunft totrb 
e£ treueften }}ufammtn\t*fyeii% aller religiös gefinnten Greife, 
glei<h ö)el<her ^onfeffion beburfen, um Eingriffe bon reltgiouS- 
feinbli<r>er ©eite auf unfere ^riftliche ^Xöeitanfchauung ab3u* 
»ehren. 

^iwh unfer nationale^ ©emeiuf<haft3gefühl muß geboren fein 
au§ bem (Seifte <hrtftlicher 9Xächftenliebe unb fo3ialer (Berechtig* 
feit na<h außen tote nadf> innen. S)arum halten totr in ber 
2lußenj>olitif feft an bem 3beal ber Völferberföhnung. 

3>er Söerfailler JJriebenSbertrag hübet bag ftärffte §inberni8 für 
ein einträchtiges 3ufammenarbetten ber chriftlichen ^ulturböl- 
fer. 3>arum fiorbern tt>ir feine 9lebifion; aber nicht mit ben WM» 
teln ber (Setoalt, fonbem mit §ilfe einer flugen, berftdnbtgen 
^olittf. OTir erwarten ein flareS unb befttmmteS Hnterhanbeln 
mit ben dächten, bie bereit finb, 3>eutf<hfonb feine ßebenSmög* 
lid)feiten toieber3ugeben. 2>abei muß unfer ti>id)tigfteg 3iel fein, 
bie Sage unferer ©tammeSbrüber in ben befetjten unb abgetrenn« 
ten (Sebieten 3U erlei#tem. ^ir forbern nod> ftärfereg 3ntereffe 
ber Regierung unb eine noch größere urirtfchaftltche gürforge 
für bie noch befetjten (Sebiete alg 6i§h*r. 

3n ber inneren ^olitif finb unfere 3^«Ie : 

S)er bemofrattf.che €>taal TOir btUnmn ung 311m 
chriftlichen VolfSftaat. 9iuf bem Voben ber politischen (Sleich&e. 
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redf)tigung forbem toir bie lebenbtgfte 9inteilna&me febeS Söolfg* 
genoffen am Staate. (Sleidf)e Siebte unb gleite ^flid&ten für 
leben! SBir berurtcilen jeben SBerfiKf), bie Weimarer «Berfaffung 
geuniltfam $vl ftür3eu, aufS fdf)drffte unb forbern urtnadf)flcf)rige 
SBeftrafung aller 'BerbrecfKn gegen bie SBerfaffung, fommen fie 
tum redfjtS ober ItnfS. 93>ir oertoerfen jebe ^laffen^errfd^aft. ^lud) 
fiitr bie 3eit ( 5Baf)len forbern ö>ir eine ftarfe, tragfd&tge 

Regierung* 93ei i&rer SBtlbung muffen alle toertbollen Söolf3* 
gruppen, bie ben ernften Hillen 3um SBteberaufbau be3 Staates 
auf berfaffungSmdfjtger (Srunblage ftaben, oertreten fein. Sine 
Regierung ber (Ejtreme galten toir nadf) tote bor für ba8 größte 
lingFücf, ba8 5>eutfd[)lanb treffen fönnte. Sie u>dre fein Un- 
tergang. 

3>ie $teuorganifation be£ «Reid&eS. SDir Ratten feft an 
ben neu gefdfjaffenen Junbamenten ber ^eic^gftdrfe, an ber | 
Steuer», «fcerfefjrg*, «SÖefcr« unb «jRedtfSeht&eit. 5entralifierten i 
<EinI)eit3ftaat aber lehnen toir ab. 3He gefd)icf>tlid)e (Eigenart \ 
ber ßanber unb Stamme ift burdf) entfpre*f>eube < 2ltadf)tbollfom* 
men^eit 3u toa^ren. 3ebe ^or^errfd^aft eines £anbe8 mujj be» 
feitigt toerben. 5UIIe £dnber follen if>reu gebüfjrenben Anteil an 
<Red)t unb <2Birtfdf>aft !>aben. 3>te Regelung biefer fragen ift fo« 
fort in Angriff 3u nehmen. 

3>ie Reform ber ^ertoaltung. ©er Neuaufbau ber ge* 
famten ftaatlid&en SJertoaltung muß balbigft in bie $Öege geleitet 
toerben. 9Dir berlangen eine organtfdfje ^erbinbung bon Selbft« 
oertoaltung unb ftaatlid&er (Einheit. 3>em ma&lofen ^intoad^fen 
beS 93el)drbenti>efeng muß gefteuert toerben burdf) einen plan* 
oollen ^iuggfeijd) 3tt>if<f>en SRetd&g&ertoaltung unb SelbftbertoaU 
tung ber fidnber unb ^robi^en. Sparfamfte ^irtfd^aft in allen 
(Staatsbetrieben ift unerld&Ikfv. 

(Sine 3uberlaffige •JÖe^r. 3>er Sdf)utj beS Staates unb 
ber inneren Orbnung erforbert eine auSreWfjenbe, 3uberldffige 
^IBe&rmacfjt. Wir berlangen bie «Säuberung unb ^Reiner^altung 
ber ^eid&gtoe&r bon allen un3M>erldffigert (Elementen, fte&en fie 
re#tg ober ItnfS. 3>e8f)alb bertreten toir bie gernl)altung ber ^o» 
littf au3 ber ^eid^gioefjr. Hm iljre ^f lichten erfüllen 3U fönnen, 
muffen bie ^Ungehörigen ber SReid&gtoefjr to>irtfcf)aftltc& ftd&erge* 
ftellt fein. 

SHe 8rieg3befdf)dbtgten unb Hinterbliebenen ber früheren 
<Urmee f)abeu Sinfprudf) auf ^erforgung unb toirtfd&aftlid&e $ür* 
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forgc. bon btefem (Seifte ift aud) ba8 neue «sRetd^berforgungg- 
gefet* getragen. 

3>le ©efunbung bet SBolfStotrtfdjaft. 3n ber btlbung 
Don 6c(bftbem>dItungSförj>ern ber ein3elnen ^trtf<f)aft83to>eige, 
ble organifd) au3 bem SEDillen ber beteiligten ertoadtfen, erblicfen 
toir ba3 ^unbament für bie 3Teuorbnung unferer SDoCfStDtrtfd^aft. 
*925ir treten ein für eine organtfdye berbtnbung bon 'JDirtfchaft 
unb ^olttif. SHe (Eingriffe be3 6t<wte3 in ba3 SDlrtfthaftSiebeii 
muffen «auf Mg *Jtottoenbige beföränf t toerben unb bürfen nur er* 
folgen unter toeitgebenber 3u3ie^ung ber gebleute be£ betreffen* 
ben S©irtf<^aft83tt>eige8. $>*2tyilb forbern toir bie balbigfte (Ein- 
führung be8 enbgülttgen ^et<h8toirtf<haft8rate3 unb ber 33e3trf8* 
toirtfcbaftSräte unter feinfühliger 6df)onung ber befonberen totrt» 
febafttichen 3ntereffeu ber etn3elnen £anbe8teile. 

W\v beftehen auf unna<f)ft<f>ttgem #ampf gegen bie (Einführung 
Don £uju8* unb €?<hunbtoaren, auf ber nottoenbtgen Kontrolle beS 
(Ein- unb AuSfuhrhanbelg unter toeitgebenber 3u3tef)ung ber 
<Selbftbertoaltung8förj>er ber eht3elnen < 393trtfchaft83toeige. 3>er 
CujuSberbraiufj be3 frieg^etoimtlerifd>en bergnügunggpöbetö 
unferer (Sro&ftäbte mufj rücfficbt3lo8 befämpft, ba§ 6d)tebertum mit 
allen Mitteln an feinem Itchtfcbeuen treiben berbinbert toerben. 

QÜir finb unb bleiben bie Partei be3 totrtfd)aftlichen unb fo* 
3ialen Ausgleichs, ^öir bulbixjen toeber einem klaffen* nod> 
einem <Stanbe$egoi3mu8. 'SBtr forbern barum bie 3ntereffen je* 
ben (StanbeS im Gahmen beS <5efamttoobl3. 

3)ie beutf<he £anbtotrtfd)aft ift unb bleibt ba8 ftunbament un* 
ferer bolfStoirtföaft. Unfere lanbtoirtfd)aftltd)e (£igener3eugung 
toieber auf ben früheren ©tanb 3u bringen, ift barum etneS un* 
ferer toichtlgften 3tele. «Bttr finb btäfyilb für ben planmäßigen 
yibbau ber 3toang3toirtfd)aft. Wir forbern eine ^retSpollttf, bie 
bie lanbtoirtf<haftlicf>e (Er3eugung auf allen (Bebieten lohnt unb 
förbert. 3>ie Ungern itteibeffd>affung mug mit allen nur möglichen 
Mitteln gefteigert toerben. 3>er bäuerliche Littel* unb #letn* 
befi£ ift 3U fcf>ü£en unb 3U bermebren. 

3>eutf<f)lanb8 3nbuftrie ift un8 nach bem Kriege ebenfo unent* 
behrltch lote borher. S3on ihren £)ödf)ftletftungen für ben 3nlanb3* 
bebarf ü>ie für bie Ausfuhr hängt ber *333ieberaufbau ber b«eutf<hen 
SIDirtf^aft ab. *2Bir erftreben barum ihre technifche görberung unb 
ihre organifatorifche 3^fammenfaffung au3 ber 3nttiatibe ber 
beteiligten. 'Jlachbem Arbeitgeber unb Arbeitnehmer fich auf bem 
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Boben ber ArbeU3gemeinfd)aften gefunben tyibzn, förbern toir 
biefe Berftänbigung 3ü>ec!S friebllc^er ££ortenttt>icflintg unserer 
Söirtfchaft. 3>ie greiheit ber toirtfchaftltchen 3nitiattbe mufj ent- 
\prtd>tnb ber Beranttoortung beS Unternehmers blefem gemährt 
bleiben. Bon foW&en 0ef Innungen getragen, toerben toir ber beut* 
fchen 3nbuftrie jebe gefefcliche görberung 3uteil toerben laffen unb 
I>eg rügen 3U bem <£nbe bie rege Anteilnahme ber Vertreter bon 
Snbuftrie unb §anbel auch an unferem ^artetleben. 

<£in frdftiger SItittelftanb erscheint unS bolFStoirtfchaftlid) unb 
fo3iaI unentbehrlich. BMr berlangen barum feinen in ber 93er* 
faffung getoährletfteten 6d)u$ ^rd) bie ©efefcgebung unb toeit- 
gehenbfte ftaatliche Unterftüfcung ber 6elbfthilfbeftrebungen im 
ganbtoerf unb &leinhanbel, befonberS 3um "ßtDtdt ber Slohftoff- 
berforgung unb ber Beteiligung an öffentlichen Lieferungen. 3m 
(Siegenfat} 3u übertriebenen 8ommunalifierung3beftrebungen ift 
bie ©elbfiänbtgfett beS bolfStoirtfchaftlicb gefunben ganbtoerfS unb 
§anbel3 auf redjt3uerbalten. 8)urch fach- unb fachgemäße AuSbtlbung 
beS 'JlachtouchfeS ift bie 3ufunf t bon ©etoerbe unb ganbel 3u fichern. 

3>em Arbeiterftanb in 3nbuftrie unb £anbtoirtfd)aft in ganbel 
unb (Setoerbe mahrt bie 3enttum8pattti blt hergebrachte Sreue. 
5ZBir beftehen auf ber Fortführung ber bereits in Eingriff genom- 
menen ©efe^gebung, bie baS $HitbefthnmungSrecht ber Arbeit- 
nehmer — ber Arbeiter toie ber Angebellten — bei ber (Seftai- 
lung unferer SKHrtfd^aft ausbaut unb fichert. 3>aS Sarif- unb 
CfctnigungStoefen ift 3u berbollfommnen unb rechtlich fidf>er3u- 
jtellen. 3He Berfid)erungSgefe£e finb ben neuen Berhaltnlffen 
<an3upaffen. (Eine unferer toichtigften ©orgen ift bie gebung ber 
Wohnungsnot unb bie görberung beS ©ieblungS- unb §eim- 
ftättentoefenS. B3ir unterftü^en inSbefonbere bie chriftliche Ar* 
beiterbemegung, toeü toir in ihr 3been unb Gräfte toirffam fehen, 
welche allein 3ur C&efunbung unferer 3erriffenen fetalen unb 
ftaatlichen S 11 ^ 11 ** führen fönnen. 3m Kampfe für bie toahre, 
Semofratie, im Kampfe gegen bie €>abotaqe unferer B3irtfcf)aft, 
ift fie unferer toarmften (Sympathie unb tatfraftigen §ilfe ficher. 

<£in pflichttreue^ Beamtentum anerfennen toir alS eine ber 
toichtigften 6tüfcen beS €>tcuitt2. 3>arum treten toir ein für feine 
joirtfchaftlidje ©icherftellung. B3ir arbeiten mit an ber (Schaffung 
eineS einheitlichen Beamtenrechts. BMr erftreben 3eitgemaße Ver- 
jüngung beS Beamtentums, Aufftieg ber unUxcn unb mittleren 
^Beamten bei entfpred&enber £eiftungSfahigfeit. 
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kleben allen ^OÖirtfchaftS» unb 3ntereffengruj)j>en ftehen bie afa« 
bemtf<ben Berufe. €?te leiben gegenwärtig bielfach fdjtoere totrt* 
fc^aftlid^e Rot. $öir berlangen bafjer bom 6taate toettgehenbe 
93erücfft<httgung ber afabemifdjeu 93eruf3beü>egung unb groß» 
3ügige Rtajjnabmen, um ben afabemifcheu Rad)tomchS bor 93er» 
elenbung 3u fd)ü£en unb ihm feiner ^orbtlbung entfprecbenbe 
s 3lrbett8mdgltd)feiten 3u befcbaffen. 93or allem »erlangen toir eine 
gan$ anbere ^etoertung ber geiftigen Arbeit. S)en totffenfchaft» 
liefen (Einrichtungen unb gx>rf<hung8tnftttuten ftnb bie RÜttel 3ur 
•Verfügung $u fteilen, burd> bie fie in ben <5tanb gefegt »erben, 
ben Ruhm ber beutfehen Söiffenfchaft une btäfytx in ber Söelt auf* 
recht 3u erhalten. 3>ie £ebrfreibeit mu{$ gefiebert bleiben. Süd)- 
tigfeit unb tmffenfchaftlicbe £eiftung follen bie ein3ige 3lnu>art* 
febaft auf bie ßebrftühle ber beutfehen Qochfefjulen bilben. 

SHe grauen bat bie neu3eitltd)e <£nttotcflung in erhöhtem Rta&e 
3ur <£rtr>erbätätigfeit ge3tomngen unb fie in baS polttiföe £eben 
einbe3ogen. Wir anerfennen ibre Gleichberechtigung im öffent- 
lichen £eben unb erlangen bie 0eran3iebung ber grau, inSbe* 
fonbere auf ben (Sebieten, für bie fie ü)fer gan3en Ratur nach 
befonberS befähigt <ift, bor allem auf bem ©ebiete ber SBolfS- 
er3iebung unb ber allgemeinen 'SDoblfahrtSpflege. SBefonbereii 
6d>u$ forbem torir für bte'Rlütter unb bie erwerbstätigen grauen* 

€>o finb unb bleiben toir eine wahre chriftliche 93oIf3j>artet. Re- 
ligion unb strebe, ^olf unb (Staat, 3>emofratte unb fo3ialer 
gortfehritt finb unfere £eitfteme. 

€htiftliche Männer unb chriftliche grauen in beutfehen ßanben! 

tretet ein in ben ®am)>f für biefe erhabenen 3i*k * 3öir alle 
tragen an einem 6d>icffal, an ber "Slot etneS gefchlagenen unb 
berarmten SBolfeS. 3>iefe 6chicffal8berbunbenheit ift unfere ge- 
meinfame £aft, aber auch nnfere gemeinfame <£l)vc. Wir tragen 
fie mit ©tol3 unb mit bem SreugelöbntS, 3ufammen3uhalten in 
jeber Rot unb Oefahr, bie bie 3 u ^ un f^ bringt. S>er ©laube am 
bie gottliche ^orfehung unb bie innere ®raft unferer chriftltdjen 
Siebe werben bie 6<htoere biefer Sage überwinben unb un§ einem 
^Dieberaufftieg entgegenfübren. SBergefct bie engen (Sorgen eurer 
spribatintereffen unb benft an3 große <San3e! 

Schliefet bie Reiben 3um 93unbe chriftlicher, beutfeher 93olf3* 
cjetneinfehaft im 3 entr um* 

RetcbSjxtrtetborftanb ber 3)eutfchen 3entrumgpartei. 
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1$. Aufruf yut (Srünbung einet ©emottotif^en Patt«. 

16. "Hoocmbet 

Männer unb grauen beS neuen 3>eutfd)lanb! 

'Slach einem entfefcenSreichen Äriege gehen toir burd) bie $Dir» 
ren einer gewaltigen ^eboiutton. (Sin 6taat3ft)ftem, bog unbe« 
smingbar fehlen, ift faft toiberftanbSIoS 3uf ammengebrochen, bie 
Stynaftien finb befeitigt, bie 6äulen ber arten Sltac&t finb ge« 
ftür3t. 5>a8 alleS ift unrettbar tot. Sttemanb toecft eS toieber auf. 

Arbeiter unb 6olbaten ^aben burd> bie #raft, bie auS bem 
engen 3ufammenhalten ber Waffen ftd) ergibt, biefe Umtoäfeung 
herbeigeführt. 9lber ber (Seift ber (Erneuerung f>atte bon Überalf» 
Don allen ©ruppen be$ BolfeS her, feinen Sluffrteg genommen, 
unb überall hatte man begriffen, bag bie (Bemalten bon geftern 
bem Untergang berfallen feien. 6olleu Millionen Banner unb 
grauen, überrafd)t unb erfd&recft burd) ba8 reboluttonäre <5d>au« 
fpiel, furd)tfam fid) in bie (Erfe brüdfen unb tatenlos 3ufehen, 
tt>ie bie Ccreigniffe borüber3iehen? 3>a8 barf nicht gef drehen. 

2lm 9. 3tobember finb auch bie alten parteiformen 3erbrochen. 
3>ie lange pietätboll gehüteten Parteiprogramme finb bebeu- 
tungSlog geworben, unb auch biele, bie al8 Führer be3 geiftigen 
£eben8 galten, finb hinter bem <Sefct)tt>tnbfchritt ber (Gefliehte 
3urücfgeblieben unb ftehen feit langem bem $enfen unb Sollen 
ber tatkräftiger borbringenben (Generationen fern. SDir toürtfchen 
bie Bereinigung all berjenigen Greife, ber Sttänner unb grauen, 
bie heute nicht in Untätigkeit berfjarren, fonbern bie neugefchaf- 
fenen Satfachen anerkennen unb ihr «Recht 3ur «SHittoirfung be- 
tonen toollen. Wa% au8 folcher Bereinigung herborgehen mug, 
ift eine groge bemofratifche Partei für bag einige «Reich. 

$Btr ftellen heute fein Programm auf, aber burdf) gemeinfame 
(Srunbfätje müffen biejentgen, bie fich unS anfcbltegen toollen, 
btxbunbtn fein. 

3>er erfte ©runbfat* befagt, bag toir un8 auf ben Boben ber 
rejmbiifanifchen 6taat8form ftellen, fie bei ben Bahlen bertre« 
ten unb ben neuen ©taat gegen jebe 9*eaf tion berteibigen toollen, 
bag aber eine unter allen notigen (Garantien gefragte National* 
oerfammlung bie (£ntfdf)etbung über bie SDerfaffung treffen mug. 

3>er 3toeite (Srunbfatj befagt, bafc toir bie 2?rei^ett nicht bon 
ber Orbnung, ber (Sefetynägigfeit unb ber polttifdjen (Gletchbe« 
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re<f)tlgung aller Staatsangehörigen 311 trennen bermögen, unb 
baß totr {eben bo If c^etDiftif <^en 9 reaftiondren ober fonftigen Terror 
befdmpfen, beffen 6ieg ni<f)t8 anbereS btbtuttn toürbe als 
grauenbollfteS (£lenb unb bie getnbfd&aft ber gan3en 3tbilifterien, 
Dom SRed&tSgebanfen erfüllten «SDelt. 

3Dir toiffen, baß fjeute nur füf)ne Littel Reifen Fönnen, unb 
baß bon allen 93eftfcenben große Opfer 3U forbern fein toerben, 
trenn au8 bem Srümmerfelbe eine glücflid^ere 3 u * un f* Hd) cr * 
^eben foll. 5>ie 3eit erforbert bie (Seftaltung einer neuen fatalen 
unb toirtfd&aftlid&en ^olitif. 6ie erforbert, für monopolttttfcf) ent- 
toltfelte saMrtfdjiaftggebtete bie Sbee ber 6o3talifterung auf* 
3une&men, bie 6taat8bomdnen auf3uteilen unb 3ur (Einfd)rän» 
hing be8 <S>roßgrunbbeft£e8 3U f breiten, bamit ba3 ^Bauerntum 
geftdrft unb berme^rt toerben fann. 3tottoenbig ftnb ftdrffte (£r* 
faffung be8 8rtegggetoinne8, einmalige progrefftoe Vermögens- 
abgabe, anbete tiefgreifenbe 6teuermaßnal)men, gefefclid&e <5a* 
rantierung ber Arbeiter», Singefteilten* unb 93eamtenredf)te, ©t* 
Gerung ber ^nfprüdfje ber $rieggteilnef)mer, Ujrer ^Dittoen unb 
Söaifen, Stützung ber felbftdnbigen TOittelfdfjid^t, ^rei^eit für ben 
Qluffrteg ber Süchtigen unb bie internationale $>urd)fü$rung 
eineS fo3ialpoltttfd>en SHinbeftprogrammS. 9Dtr bertoerfen ben 
lebenSfremben, tötenben S)of trinartSmuS unb f inb über3eugt, baß 
alle 6tänbt t Arbeiter tote Bürger unb dauern, fidj) nur bann 
toieber emporraffen fönnen, toenn man bie beutfd>e $XHrtfdf)aftg* 
polltlF bor bolfc&etoiftlf d>en unb bureaufratifd&en (Experimenten 
betoa&rt. 

Vtele anbere Reformen toerben mit ftarfem £>uttoegfdf)relten 
über bie feelenlog getoorbenen begriffe bon geftern oollbrad&t 
toerben müffen, um ben neuen (StaatSbau gefiebert auf3urtd&ten 
unb mit einem gellen, toaf)rl)afttgen ©elfte 3U erfüllen. Reformen 
fönnen unb bürfen nur burdf) bie bom gan3en Volfe getoäl>lte 
gefeijgebenbe Söerfammlung gef Raffen toerben, nid^t burd) Will* 
für unb SHFtatur. Wir forbern 3U ben Vorbereitungen für b\t 
9tationalberfammlung ben 3ufammenfdf)luß all berjenigen, bu 
eine <$etodf)r bafür bieten, baß fie burdf) bie <Slel<f)l)ett ber ©runb» 
fa^e un8 nal>eftef)en. 3ur Mitarbeit an ben großen Aufgaben 
ber 3wFunft, 3ur Sicherung ber neuen ££rei$ett unb 3ur 3lbtoef>r. 
leber ^eaftion unb jeber terrorlftlfdjen Vergetoalttgung rufen 
totr 3>eutfd)lanb8 Banner unb ftvautn auf. \ 

€?df)ließt <£ud^ ant 
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IO. Wahlaufruf ber Qeutföen ©etnofratifchen Partei. 

15. ©eKtnber W8. 

3>a3 alte ttegterungSftftem in 3>eutfd)lanb ift 3ufammenge* 
brocken. S)rei Slttlltonen STote unb 3nt>altbe, ble (Einbuße beS 
größeren SeileS unfereS SöoIfSbermögenS, ber SBerluft t>on Schiff* 
fahrt unb 9lußenbanbel, junger unb (Elenb fenn3eid&nen baS 
Srümmerfelb, baS unS eine t>erfef)lte äußere unb innere ^ollttf 
fctnterlaffen bat. 

3>ie S3abn 3um freien «BoifSftaat ift offen. Siber alfou lange 
fd&on bauert bie mit ber fteftolution berbunbene Unorbnung unb 
<S>efet)[0ftgfeit. (Erleben toir nicht bie tägliche Skbrohung burd) 
bie €?partafu8'£eute, bie 3 erru ttung unfereS SBirtfchaftSlebenS 
buref) j>oltttfd)e StretfS unb finnlofe £o$nforberungen, bie £08« 
reißung beutfd^er Teilgebiete burch bie ^olen, bie toürbelofe 
3erft>lttterung beS ttetd&eS im 3mtern? «SÖabrlta), bie (Sefd^icfe 
S>eutfcblanb8 finb fa)led)t aufgehoben, folange nicht Orbnung 
unb (Sefetjmäßigfeit toieberfe^ren. 

3n biefer 9lot f önnen nur große «ißarteten tolrffam am ^Bieber* 
auf bau unfereS '5ktterlanbe8 mitarbeiten. 3n berS>eutfdf)enS>emo* 
Irattfdfjen Partei haben fta) alle 3ufammengefcbIoffen, bie, auf 
bem 93oben ber «Republtf ftebenb, bei ben Labien 3ur National- 
Derfammlung baS Scbtcffal 3)eutfcblanb8 toeber ber «Reaftton 
ausliefern, noch ber So3ialbemofratte allein überlaffen toollen. 

9Bir »erlangen, baß bie Bahlen 3ur ^lattonaiberfammlung 
mit größter ^efd^leunigung anberaumt toerben. 

9Dir toollen bie errungenen poltttfchen JJreibeiten nta)t toteber 
preisgeben. SDlr treten beSbalb & c t & en Labien ein für bte 
(Errichtung einer beutfd&en ^epublif, in ber alle öffentliche «Stacht 
allein auf bem ^Dillen beS foutoeränen Golfes beruht. Sn ihr 
f ollen bie ein3elnen beutfd&en (Stämme ihre (Eigenart felbftänbtg 
unb frei enttotdfeln fönnen. SBir forbern bie völlige (5>letd)belt 
aller Staatsbürger unb Staatsbürgerinnen bor bem <3efet} unb 
in ber Söertoaltung ohne SRüdfftd&t auf 6tanb> klaffe ober 93e- 
fenntniS, unb verlangen bie Freiheit beS ©etoiffenS unb ber 
9£eltgton8übung. (Eine Trennung Don Staat unb fttrd&e ift nur 
benfbar unter tooller Nahrung ber «JDürbe unb unter Sicherung 
ber finan3iellen Selbftänbtgfett ber Kirche. 
• 3)er orbentlichen Arbeit gebührt als Sohn ein auSfömmlicheS, 
lebenStoerteS 3>afein unb Teilnahme an ben Gütern ber Kultur. 
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Staatliche 3lnerfennung ber Arbeiter* unb Angeftelltenberbaube, 
obligatorifcheS ©chtebSgericht fotote ©etoährleiftung ber burd) 
Sarifbertrdge feftgefefcten SlrbettSbebmgungen, inSbefonbere auch 
ber beretnbarten TOinbeftlöhne unb TOinbeftgehälter, muffen hier» 
Su berhelfen. $iu<h ben tDirtfchaftlidj €><S)\x> adrett, bor allen ben 
#rieg3befcf)äbtgten, ben 2Dttti>en unb 2Öatfen unferer (Befallenen, 
muß ber Staat eine menfd>entt>ürbige <£jtften3 fcf>affen. 3>en 
Süchtigen bürfen toeber StanbeSborrechte noch VureaufratiSmuS, 
»eber (Belbmacht noch Stlaffenborurteile am Slufftteg ^inbem. 
3>er Staat hat allen befähigten bie gleiche SluSbtlbung jeber 
Art auf Schule unb Qochfchule 3U berbürgen. $)enn nur ber Süch- 
tige hat in einer freien 3>emofratte gerechten Anfprudj auf Vor* 
roärtSfommen. 

Stottoenbtg ift eine torirfltd) totale (Steuerpolitik Einmalige 
progrefftbe Vermögensabgabe, auf angemeffene 3eit berteilt. <5e» 
ftaffelte (Einfommenfteuer unter möglicher Schonung ber fin« 
berreichen JJamliien, beS ArbettSeinfommenS unb ber fleineu 
Vermögen. Allgemeine (ErbfchaftSfteuer für Jeben größeren ^lach« 
laß. Vor allem aber fd&ärffte <£rfaffung ber ÄriegSgetotmte. An 
biefem Äriege barf fein 5>eutfcher fleh bereichert haben. 

Solche Saften aber fönnen nur getragen toerben bei Aufrecht* 
erhaltung beS ^ribateigentumS unb einer SBtrtfcfjaftSorbnung, 
bie baS Sntereffe beS ein3elnen am (Srtoerb lebenbig halt unb ihn 
3u höchfter Satigfeit anfpornt. 3>te unerhörte Verfchulbung, ber 
Langel an 9lohftoffen unb bie 3*rftörung unfereS Au&enhanbelS 
bebrohen unS mit einer SÖtrtfchaftSfrife fonbergleichen. 2tur bie 
gemeinfame Anfpannung aller Gräfte bon Unternehmern unb 
Arbeitern, bon Selbftänbigen unb Angeftellten fann ben 3ufam» 
menbfuch berhinbern. 3>arum berirerfen voiv bie bon ber So3taU 
bemofratie angeftrebte Überführung alier ^robuftionSmlttel in 
baS (Eigentum ber ©efellfchaft. 3>aS Vetfptel ber kriegSgefell» 
f haften fehreeft! 3>te 5*age ber 6o3ialifierung ift rein faßlich 
für jeben <£in3eifall banach 3u entfeheiben, ob eine Steigerung 
ber (Srtoerbgmöglichfetten ber breiten «Staffen unb eine (Erhö- 
hung beS ^robufttonSertrageS ersielt toerben fann. keinesfalls 
bürfen StaatSetngriffe in ber gorm ber Vureaufratifierung beS 
^DirtfchaftSlebenS erfolgen. 

3m <Segenfa£ 3um Parteiprogramm ber So3ialbemofratte finb 
ttrir bon bem «SDert unb ber Xlnentbehrlichfeit beS ganbtoerfS unb 
ÄleinhanbelS über3eugt. Wir erftreben bie SBteberaufrichtung 
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bcg ganbtoerfg burch fdf)leunige 3ufüf>rung bon «Kohftoffen, 8re-» 
bitbefchaffung unb gürforge für ba8 £ehrling8tt>efen. 

S)te politifche unb totrtfchaftliche Stellung ber Beamten muß 
auf seitgetnäger (Srunblage gefe$lid> aufgebaut toerbett. S^re 
^rei^eit muß burd) 3lu§bau bei 93eamtenred)t3 gefiebert, bie 
{Erreichung auch ber f)öd)ften 2lmtgftellen ben hter3U (Geeigneten 
ermöglicht toerben; toohlertoorbene '♦Rechte, befonberS 9luhegehäl« 
ter unb §tnterbltebenenbe3üge, muffen getoa&rt, bie Organifa- 
tionen ber Beamten anerfannt toerben. 

9luch bie dauern finb nicht untergegangen, ti>ie bie 6ojial- 
bemofratie pro}>he3eit h<*t. «Sieh* benn je brausen toir fceute 
einen ftarfen Vauemftanb. 5>arum Verlangen tt>tr $$efchränfung 
be8 <S>roßgrunbbefi£e8, 95efettigung ber JJibetfommiffe unb aller 
ähnlichen feubalen Vorrechte. 3>er (fcrtoerb bon <5runbbefi& muß 
«ud> ben läubltchen Arbeitern burd) eine planmäßige 6iebelung3» 
politif erleichtert werben, #ein 3Dirtfchaft33tt>eig ift toeniger ge« 
eignet 3ur 93erftaatltdf>ung al8 bie ßanbtoirtfd^aft 3>er freie 
3tauer auf freiem Voben! 

«mUitarifttfche <Beü>altj>olittf hüben unb brüben *>at un8 in 
btefetr 8rieg geführt. 3>a8 «Recht muß unter ben SBdlfern hw 
fchen. $Dir »erlangen eine auswärtige ^olttif, bie getragen ift 
t>otn (Seifte bauernben griebenS unb 3>eutfchlanb8 (Geltung in 
ber Söelt ftd&ert. 

2Dir treten ein für einen 93unb gleichberechtigter Välfer, für 
internationale (Scljtebggerichte unb für eine gleichmäßige Ve- 
fchränfung ber Lüftungen. 3m §eere bedangen toir bie Vefetti» 
gung aller ^rtotlegien. 

$Btr forbern Freiheit ber $Reere unb freie (Enttoicfelung bon 
§anbel unb Schiffahrt. 3>er 3lußenhanbel ift unentbehrlich 3um 
£Dteberaufbau ber «EDirtfchaft unb 3ur Vermehrung ber GrtoerbS- 
Gelegenheiten unfereS VolfeS. 

Vorbeblngung für eine gute SluSlaubSpoltttf ift eine burch- 
greifenbe Reform be8 auswärtigen SHenfteS. 3>ie fechte ber 
3lu8lanb8beutfchen unb bie ftolonialintereffen be3 beutfehen Vol- 
fe£ müffen getoahrt werben. SÖir »erlangen bei ben grtebenS- 
berhanblungen auch für un3 bai boICe freie SelbftbeftimmungS- 
recht, baS ti)ir ben anberen Golfern 3ugeftehen. 9Btr forbern, baß 
bei ber Regelung ber Nationalitätenfrage in (Slfaß-ßothrlngen 
unb in ber Oftmarf neben ben nationalen auch Me toirtfehaft- 
liehen, geographifchen unb kulturellen Ve3lehungen boll berücf- 
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ftchttgt tocrben. (Segen jebe «öerlefcung btefeg ©elbftbeftlmmungg* 
rechtes, bog auch ben S>eutfd)öfterretchern gebührt, teerten toir 
ung bauernb toehren. SDir treten ein für ben gefeilteren &§vl%. 
frembfprachlicher SHinberhetten in 5>eutf<hlanb unb ber langen ba£ 
gleiche stecht für bie beutfehen Slltnberheiten im Sluglanb. 

3>ie SDelt foll tolffen, ba& bie ftraft ber beutfd^en Station in 
aller 3urunft nicht auggefd>altet toerben fann. 9Dtr toollen, ba& 
bie Vertreter beg beutfehen SJolfeg ftol3 unb aufregt 3ur Jrte- 
benSfonferens gehen. Wir sollen, ba& fie fo fpre$en, toie eg ben 
Slbgefanbten etneg ungeheurer Übermacht unterlegenen, heute 
freien unb felbftänbigen 33ofte5 gesiemt. 

^Dä^Ier unb ^Dd^Ierinnen t 

3n (Eure §aub ift (Eure« Stolfeg 6d)icffal gelegt, SBer mit uns 
eintritt für eine bemofratifche ttepubltf, für bolle poltttfdhe Gleich- 
berechtigung, für bie Sibtoehr Jeber (Setoaltherrfd&df t, für ben SDte- 
beraufbau be8 einigen beutfehen Staterlanbeg in freiheitlichem 
CBetfte 3U totrifcf)aftUcf)er unb (ultureller $rdße, ber ftimme für bie 

5>eutfd)e S>emofrattfche Partei! 

20. Programm 5er 9euff<fKtt ©emofratiföen Partei. 

$>e?embet 1919* 

3n ber haften Slot unfereg Stoterlanbeg ift bie 3>eutf<he 3>e* 
mofratifche Partei geboren. ©ie totll bag gan3e Söolf bortt>ärt£ 
unb auftoärtö führen in ftettger (Enttotcf lung. Freiheit unb 9Ud)t 
finb ihre «SDegemarfen. 

3>ag gan3e 93olf ! — ohne Unterfd)teb bon klaffe, SSeruf unb 
Religion; innere (Einheit tut ung bor allem not unb ber einige 
Söeg 3u ihr ift bie 3)emofratie. €>te bebeutet SntereffenauSgletch 
unb Aufhebung ber begriffe §errfd)aft unb Unter tanenfehaft auf 
allen (Gebieten, bebeutet gleiches Siecht für alle in ben (Einrichten* 
gen beg ©taateg unb ber (Sefellfchaft. 5>er bemoFrattfd&en ©taatg* 
auffaffung gelten ^ßerfonen unb (Bemetnfchaften nur alg lebenbige 
Sellen unb (Blieber; ben einheitlichen Körper aber Mlbet bie <$e* 
famtheit. Shren 3>afetngbebhtgungen ift alleg unter3uorbnen unb 
nicht obrigfeitliche SSebormunbung ift ihr oberfteg (5>efe£, fonbern 
ber S&tlle beg fouberdnen SJolfeg. 

Snniger benn je befennen toir ung 3u unferer fehler geprüften 
Station. SBir bertrauen feft barauf, bajj toir bur<h eigene Äraft 
ung aug ben Slteberungen ber (Begentoart toieber erheben toerben. 
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Unbeirrt burd) ben ©trelt be8 SageS unb burd) etgenfüd)tige 
S8erfud)e, ba£ Unglücf beS Baier lanbeä aug3umün3en für bie 
S3*iebererrtd&tung ber alten <$eü>altf)errfd)aft ober für neue 3>if* 
taturen ge&t unfere Partei ber Aufgabe nadj, bie beutfd>e ^epu« 
blif mit &>a&r|>afrtgem, ftaat$bürgerlid)em unb totalem (Seift 3U 
erfüllen. Unb inbem tpir fo für $)eutfd)lanb toirfen, bienen nur 
aud) ber 'SHenfcrj&eit unb beretten ba3 frieblid^e 3ufammenleben 
ber Bölfer in einer SDelt be3 Stents unb ber Berfö&nung bor. 

"3taa> biefen <Sruubfät*en formen toir unfer Programm. 

I. etaat 
L Snnere ^olitif. 

3>ie 3>eutfa)e 3)emo!ratifd>e Partei fte^t auf bem Boben ber 
Weimarer Berfaffung; 3U tf>rem €?d)ut} unb 3u tljrer 3>urd)fül)* 
rung ift fie berufen. BorauSfefcung beS (Erfolget ift bie <£r$te^ung 
beg BolfeS 3ur Jtaat8bürgerltd>en (Seftnnung. 5>a8 Ber&ältntg 
beg (Einseinen 3ur (Sefamt&eit beftimmt ftd) bura) ben (Sebanfen 
ber ftaat8bürgerlid)en «spfltd&t. 6ie berietet ben «Ked&ten ber BolfS» 
genoffen 3nt>alt toie Begren3ung. 3>ie beutfd>e 9tepublif mufj 
ein BolfSftaat fein unb unberbrüd)ttd) 3ugleid) ein 9Ud)t8ftaat. 

B3tr erftreben bie (Einheit beä 9*etd)e3, aber unter Berütfftd> 
tigung unb (Erhaltung ber (Eigenart ber beutfd&en (Stämme. 

3n (Sefefcgebung unb Beru>altung mug gletd>e8 *Red^t für alle 
gelten; bie nod) befte^enben 3 uru <f fetjungen ber grauen finb 3U 
befettigen. 3)ie Bertoaltung be3 9letcr)eS muft unter s Xöa&rung 
be8 BerufSbeamtentumS organifiert toerben, aber aud) unter ftar» 
fer Beteiligung be3 £atenelementeg. "ittad) ben gleichen (Srunb- 
fdtjen regele fid) bie Orbnung ber ßdnber unb (Semeinben in 
freier unb toetteftgefcenber <5elbftbertt>altung. 

3>a3 < 3te<r)t ift ein Seil ber BolfShiltur unb muß be3f)alb bolfg* 
tümlid) auägeftaltet toerben. 

3>a8 un8 aufge3toungene <Sölbner&eer ift balbigft burd) ein Wix* 
li3ft)ftem mit allgemeiner «üöe&rpfltdfit 3u erfefcen, baS geeignet ift 
3ur Berteibigung unferer nationalen. Unab&ängtgfett. 

2. Außere SßoÜtif. 

3lu3gang3punft unb Snrjalt ber dufteren <politif 3>eutfdjlanb3 
ift für bte näd)fte 3tit bie 'Rebif ion iber grtebenäbertrage bon Ber* 
fatlleS tmb 6t. (Sermain. 3>enn aud) in ben Be3ie&ungen ber 
Bölfer 3ueinanber foll ntd)t BXad)t unb Unterbringung, fonbern 
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<&ered>ttgfeit unb JJret&eit ttmlten. Niemals nehmen mir baS SHf* 
tat ber <5ett>alt atö bleibenbe <Re<f)tgorbnung I)in. 9tiemal3 er« 
fennen toir bte 9lbfj>lttterung beutfä>er «BolfSteile Dom «öater» 
lanbe an. SttentalS laffen totr Dom <5elbftbeftimmung8red)t ber 
Wolter unb n>tr erftreben, geftüfct auf biefen (Srunbfat}, bcn 3ti« 
fammenföluft aller beutfä)en ©tämme. 

3>eutf$lanb3 Anteil an ber geiftigen gebung ber 9Renfd)l)eit 
berbürgt i&m ben ^lnfpruä) auf folontfatortfd>e Betätigung. s 2hi<$ 
ben SRaub unferer Kolonien fed>ten tirir an. 

<£in §auj>t3te[ ber beutf<ä>en ^littf ift bie eng« SSerbinbung mit 
ben 5Uu3lanbgbeuifd)en unb ityr 6d)utj. Nationale ^fltd)t ift e3, 
ben Söolfögenoffen unter frentber gerrfäjaft il>r BolfStum erhalten 
3U Reifen; aber au<f> bie 3l$tung nationaler ^Hinber^eiten in 
3>eutfd)lanb betrachten ö>ir al8 politifd)e3 (Bebet. 

SHe lefcte SDertoirflid^ung unferer (Bebanfen fann bauernb nur 
ehielt Werben burä> einen Bunb aller freien Gtaattn. %Bit treten 
ba&er 'ein für einen «Bölferbunb, beffen erfte Aufgabe ba3 Bufam- 
mentoirfen ber Stationen ift unb ber 3ugleiä) eine internationale 
^lrbeitögemeinfd)aft barftellt. 

(Eine $Zlaä}teaHian3 aber, bie bem beutfd^en 93olfe bie <S)leia> 
bered>tigung oorent&ält, Tennen toir ab, benn fie förbert nur ben 
BöIFer^aft unb bie «öölferber&efcung. 

II. Auttur. 

3>er 3lu3bau beS neuen 3>eutf d)lanbg fann allein erfolgen burä) 
bie Pflege ber geiftigrti $ÖoI)lfal)rt beS BolfeS, bur<f> feine för» 
perliä)e unb fittliäje 6täf)lung unb burä) bie JJörberung feiner 
feelifä^en Gräfte, 2Ud&t Hnterbriitfung ber <perfdnltd£)fett, niä)t 
3>rill unb 3lbrtä>tung beS ein3elnen finb nottpenbig, fonbem bie 
(£f)rfund)t Dor jeber Aber3eugung. ^Dir glauben an bie ftraft ber 
•^Ba^r^eit, ben Srrtum 3U übertoinben! 2luf folgen (Srunblagen 
ergebt ftä3 bie &öä)fte 6d)opfung menfd)ltd)en <£eifte3: ber 8ul« 
turftaat. 

1.6d)ule, Hnterrtdjt unb <£r3iel)ttng. 

<£dfpfeiler beä &ulturftaate§ ift bie 6djule. ßefjrfretfceit unb 
Cernfrei&eit finb bie <$runbreä)te unferer geiftigen Söerfaffung. 
3u ben £eben3» unb ftaatSnotmenbtgen Äenntniffen, 3ur 6itten» 
unb <£f>arafterbtlbung unb 3ur för}>erlicf)en $üd)tigf«it foll bie 
6d>ule ber&elfen; fie befriebige ba8 Sinredjt eineS feben auf eine 
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<Sr3ief)img, bie (einen 3äf)igfeiten unb feinem 93llbunggtt>illen 
cntfprkht. 6ie begetftere alle 311 haften Stiftungen unb fd&affe 
baburc^ aud) bem «Bolle bie JJührer. 

€d>ulpflid)ttg ift bie beutfehe 3ugenb big 3um 14., lernj>flidf)ttg 
big 3um 18. £ebeng)ahre. darüber ^fcnaug ift eine TOöglichfelt 
fcer gortbübung 3u geben, bte bie bolle 9lugu>irhmg aller Gräfte 
fiebert. 

S>le ßehrerbübung ift ein augfchlie&ltcbeg 9lcc^t beg 6taateg. 

Unfer SBolF leibet an fo3iaier, pollttfdjer unb reltgiöfer 3erflüf* 
tung. €?elne gefäbrbcte (Einheit fiebert bie alle ©lieber ber Station, 
umfaffenbe fimultane (Stnhettgf<hule. 91uf einer (Srunbfchule, 
toelche allen Äinbern gemeinfam bag erfte SDlffen 3ufübrt, baut 
f id) bag ber3meigte 6t)ftem ber Littel*, 5 a 4>* uno SortbilbungS« 
faulen btö 3ur god&fdjule auf. 

Sllle sprtbatfdjulen, bie bie Ätnber nach Stanb t SDermögen ober 
SBefenntnig ber (Eltern fonbern, lebnen totr ab. $llcf)töffentlicbe 
&<fyuten 3ur (Ergebung ber ftaatlichen finb nur augnahmgtoeife 
äug ernften er3ieherlf<f>en 93ebürfniffen 3U3ulaffen. 

3>er Unterricht an ben öffentlichen 6d)uten mujj unentgeltlich 
tDerben. ^tgabten foll ber Staat erforberlid>enfall3 bie Littel 
für bie 'SDetterbilbung «nb auch P»t **n Unterhalt toährenb ber 
£ern3eit gewähren. 

9llle <S<hüler f ollen mit ber (5ef catchte unb mit bem *2Öefen ber 
Religion bertraut gemacht tDerben unter 3Dahrung ber ©etoiffeng» 
freiheit bon (Eltern, ftinbern unb ßehrern. kluger bem burch bie 
i*onfeffion beftimmten Religionsunterricht ift in ber 6chule ein 
allgemein reltgiongfunbllxher Unterricht 3U erteilen; an einem 
Don beiben muß jebeg $inb teilnehmen. 

2. ^Diffenfchaft, äunft unb Literatur. 

Wohnlich machen unb fchmücfen tDerben ba8 (Bebaube beg 8ul« 
turftaateg ^lffenfd)aft, Shtnft unb Literatur, gret f ollen fie ftch 
im £eben unb in ber treffe entfalten unb bem Söolfe ^ereblung 
unb (Erhebung getDähren. TOtr bertrauen barauf, bag biefe £e- 
"bengmächte ihren beften ©df)ut$ bor ^ertotlberung unb Söergtf* 
tung in f id> tragen. S>od) barf ber 6taat feinen ftarfen 6cf)utj ber 
bebrobten ^olfgftttlichFeit niemalg berfagen. 

3>te ftaatliche Äulturpoltttf erhalte ftd) bag Söerftanbnig unb bie 
{Jühlung für bie treibenben Gräfte ber 3ugenb, bamit fie felbft 
nicht erftarre. 

6 alomon, «Parteiprogramme. III. 3. <Hufl. 6 
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©eifrige Arbeit, befonberS aucf) bic ber freien ^Berufe, mu£ 
ifren angemeffenen £of)n finben. 

3. ^eltanft&auung, ^Religion unb 8ird)e. 

3>ie Krönung be8 ftulturftaateg aber bilbet bie Söerü>trfüdf)un<j 
ber inneren JJreifeit fragen ber SDeltanfd&auung unb ber 9fce* 
ligion. 3n ber (Srfcfaffung einer geifrigen «SÖelt erblidfen nur 3>e- 
mofraten ben f)ö<i>ften 6inn be3 £eben8. 

(5runbfäi)lidE) mufj bie Trennung Don Staat unb ftirefe allmär)« 
lief) burefgefüf rt toefben, e3 bleiben aber gefdf)tdf)tlid[)e, ibeelle unb 
praFtifd^e 93e3ief ungen 3ü>ifcf)en »Staat unb &irdf>e beftef en. 3>ic 
ber Äird^e gefederten 3ufdf)uffe foll ber 6taat fdjonenb abldfen. 

S>a3 gegenfeirlge «BerftdubniS ber #onfefftonen 3u förbern, liegt 
im Söefen ber 3>emofrarte. gut bie ber SUrd&e 3ugef>örigen ©emo- 
fraten befteft bie ^fiW)*» % e ©efinnuug aucf) innerhalb ber 
&ird)e felbft 3ur Oeltung 3U bringen. 3>er Scfjrutj be8 6taate3 
gebührt aucf) ben Heineren (SefiitnungSgruppen. 

60 feollen toir ben beutfdf>en ftulturftaat errieten, fo follen 
unfere 2Iaxf) fahren in iljm leben: frei im (Beben, frei im <£mp* 
fangen in 6tf)ule iwtb ftircfje, in «EUffenfcfaft, Literatur unb #unft. 
s 2lltc Liener an biefem "SBerfe aber bürfen fkf) freubtg befeufct 
fein, baß bie 'Station ben am ljöd>ften efrt, bem fie bie 'SDaljrung 
ifjrer ibealen SlVerte anbertraut. 2lUfdf) barf niemanb im neuen; 
3>eutfcf)lanb im ^ilbungSbünfel fidf) abgefonbert füllen, benn bie 
geifttgen (Süter finb £ef)en aug bem (Eigentum ber Qlllgemeiuljett. 
©erabe ber ©ebilbete fdf>ulbet feinem ^ölFe fein gan3eS können 
unb Riffen, toeil er ber muffeligen Arbeit audf) be£ (Einfachen 
unb <Sdf)ricf)ten mit 3U berbanfen fyxt, toaS er ift, unb n>a8 er 3U 
»irfen bermag. 

HL ttotfewfrtfgafL 

3>ie 3>eutfcf)e S)emofratifdf)e Partei ift eine Partei ber Arbeit. 
3f)r au f ©eblete ber 'SDtrtfcfaft ift ber 6taat be8 fo» 
3ialen StedjtS. 

Stte Stergefeflfd&aftung ber ^robuFHonSmittel im <Smne allge» 
meiner «Berftaatlid&ung feäre töblicfe ^Bureaufratifierung ber 
fBMrtfd&aft unb berf dngntSbofle «minberung ifreS «(Ertrages. Wir 
fernen fie ab unb falten «an ber ^rtbattoirtfdfj aft alS ber regel- 
mäßigen SktriebSform feft. 'Ätefjr al3 je brausen toir gefteigerte 
<£rgiebtgfelt ber Arbeit unb bermef rte (E^eugung nütjlicfer <5ü» 
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ter. 3>a3u bebürfen u>ir ber burd> bag (Etgentntereffe toad&ge* 
f>altenen freien (Selbftberantoortlichf ett, 3ntttatit>e imb (Schaf feng- 
freublgrett jebeg (Et^elnen. ^ohoenbig ift ber 6chufc foldf>er 
freien 3ku>egung bort, too fle buref) bie (gntaucflung bebroht totrb; 
itotmenbig ift if>re 33efcf)ränfung ba, too fte 3u Mißbrauch führt. 
3)enu auch in ber SBtrtfchaft ftef)t bog (Banse über feinen Seilen 
imb tag Volfgmohl über begren3ten (Bemalten imb 3ntereffeu. 
Auch ^ier müffen bie F)of)en bemofraiifchen (Brunbfdfce ber per* 
fdnlld&en Freiheit, ber fo3ia!en (Bered)tigfett unb ber meufd)- 
liefert $Dürbe fich burchfefcen. 

Stamm f orbern toir 3um erften: monopolartige £>errfd)aftg- 
macht in ber §anb weniger ober Meinem (Bruppen barf nicht ge- 
bulbet toerben. gür ben 33oben, ba« foftbarfte Sltonopolgut beg 
^olfeg, folgt baraug: SBerhmberuug ber «33obenfpefulatton, ent- 
f<f>loffene Aufteilung bon (Broggrunbbefitj 3ur 6cf)affung bon 
felbfttotrtfichaftltchen bäuerlichen Familienbetrieben unb 3ur An* 
fieMung bon £anbarbeitern. €>o toirb ber heimische 93oben mög- 
liid)ft bielen beutfdjen ^Henfd^en ein freieg, natürlidf>eg unb täti- 
ges 3>afein ermöglichen unb bie SBolfggefunbheit unb bie (Ernäh- 
rung ber (Befamthett ft#ern. 60 toirb auch bie ftmbtotrtfdjaft be- 
fähigt, bie herborragenbe Stellung entnehmen, bie U)r befon- 
berg na4) ben 3*rftörungen burch ben #rieg im beutfd^en $öirt- 
frhaftSleben gebührt. 

gür bie 3nbuftrte, betn f>anbel, bag 93anf- unb Verflcherungg- 
toefen ergibt ftd): too eg fid) um bie Stertoertung natürlicher Mo- 
nopole tyxnbtlt, too Vertruftung, Kartell- unb Verbanbgbilbung 
tatfad)lid) fdjon bie toirtfdf)aftlid)e ^etoegiinggfretheit befdjränft 
unb aufgehoben fyabtn, ba fyit ber €>taat fein goheitgrecht 3U 
mähren. Wit forgfam angtpaiUn «SHa&nahmen hat bie (Befamt- 
hett bie Kontrolle, bie «mttbeftimmung, nötigenfallg auch bie Lei- 
tung ober, gegen angemeffene <£ntf<häbtgung, bog (Eigentum an 
fi<h 3u nehmen. 2>ie Augbeutung unb linterbrüefung beg 
<5<htoa<hen burch ben €>tarfen — beg Arbeiterg unb Angeftell» 
ten, beg aufftrebenben Unternehmerg, beg §anbtoerferg, beg WeU 
terberarbeiterg, beg Verbrauchet — ift 3U berhinbern. 60 folt 
ber bemofratifche ©taat beg fo3ialen 9*edf)tg bie perfönltche Frei- 
heit in ber Wirtschaft toahreu. 

3um 3ti>eUen forbem toir: 6o3taleg Unrecht in ber Verteilung 
beg Vefitjeg unb beg <£tnfommeng ift 3U befeittgen. 3>er €5taat 
fann nicht jebem bag gleiche (Einfommen 3utoeifen; benn feber foll 

6* 
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ben £oljn feiner £eiftung erhalten. <£r muß ober bie Voraug* 
fe^ungen fd)affejn, ©on benen aug jeber ohne unfad)ltd)e §inber* 
niffe btefeg geregte (Einfommen fid) erarbeiten fann. 3ebcm 
Söolfggenoffen, bet fi<h nicht gemehmüfciger Arbeit toeigert, ift ein 
nottoenbigeS TOinbeftmaß ber materiellen (Büter für bte (üvnäfy* 
rung, Vefleibung unb Vehaufung, fotoie JJürforge in ^ddett ber 
Vebürftigfeit bon red)tgtt>egen 3U gewähren. 3**r 2>urd)fj*#fung 
biefer umfaffenben 6o3ialj>oltttf bient in erfterßinie bie 6 teuer* 
gefefcgebung. 3He (Steuern, bor allem bte auf Vefifc unb <£rbe> 
auf Ginfommen unb Auftoanb, follen ni<f)t blog bie ungeheuer ge* 
toadjfenen Vebürfniffe beg €?taateg beefen, fonbern aud) bie über» 
mag igen Unter fd>iebe in $tefi§ unb (Einkommen unb bamit in 
allen 9Höglid)feUen beg £ebeng ausgleichen. 93ei allen SHaj^ 
nahmen muß jebod) auf bie 9teubilbung bon Kapital 9lücff id&t ge* 
nommen toerben, benn ohne bieg ift ber (Befamtertrag ber SBolfg* 
nurtfehaft nicht fo su erhöben, baß auch bie SebenS&altung febeg 
ein3elnen gehoben toerben fann. ©o foll ber bemofratifd)e 6taat 
beg fo3ialen Slechtg bie ©ered)tigfeit in ber *32>irtfd^aft fd)affen. 

3um brltten f orbern toir: 3>em < 2ttafd)inentum beg ^enfd^en 
im Arbeitgpro3eß ift entgegen 3u nUrfen. 3>te Arbeitsteilung 
broht bie Arbeit bölltg ber ©eele 3u berauben. 3>eSJ>alb müffen 
§anbtoerf unb Meinhanbel gefdntfct unb geförbert werben. 3n 
ihnen befteht nod> bie unmittelbare < S8e3tef)ung beg TOenfchen 3U 
feinem 'Jöerfe; im (Großbetriebe berliert ber ein3elne bag 93er» 
hältnig 3um cBefamtergebnig ber Arbeit mehr unb mehr. 3>ie Ar* 
bettgtedjnif, beren Verfeinerung btefeg 6d)icffal btlbete, fönnen 
unb toollen tt>ir aber nia)t rückgängig machen, toeil Verminberung 
ber ^robuftton bie Verforgung oerf<f)lechtern unb baburä) für 
Millionen bag 3>afein 3ur Unmöglichkeit machen loürbe. 60 muß 
in ber 3>emofratifterung ber S23irtfd)aft bie §ilfe gefunben toer* 
ben. 3>te €utfd)lußfraft unb bie Veranttoortunggbereitfchaft beg 
Unternehmet müffen fi<herltcf) erhalten bitlbcn; aber ebenfo ift 
bie Arbeitgfreube beg Arbeiterg unb Angefteilten ein ^robuf» 
tiongfaftor bon f)öd)fter ^Dichtigkeit, ©arurn brauchen toir ein 
Arbettgredjt, in bem Arbeitgeber unb Arbeitnehmer im ^robuf* 
tiongj>ro3eß fid) tatfäd)Itcf) gletchfteljen. S)arum brauchen nur toet* 
ter aud> eine Arbeügberfaffung, bie ben bloß Abhängigen 3um 
betimßi TOittoirfenben ergebt. 3>er betrieb muß aug einem t3err* 
fchaftg- 3um @emeinfd)aftgberhaltnig toerben. An bte ©teile beg 
Vetriebguntertang tritt ber SBetriebgbürger. 60 foll ber bemofra* 
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tifdje €5taat beg fo3ialeu SRecf)tg bie 'SBürbe beg 3Henfdjen in ber 
'JDirtfdfjaft begrünben. 

Unb fo, in JJrcÜKit unb SBa&rljett, (3>eredf)tigfeit unb ^ürbe, 
to ollen nur bie beutfd&e SRepublif, ben neuen ©taat ber Äultur 
•unb beg totalen «fted&tg aufbauen unb augbauen. 3>er Bürger 
btefeg 6taatgmefemg toirb ftdf) im getftigen ©Raffen mie im (Be- 
trieb« ber 'JDirtfdfjaft alg (Blieb einer folibarifdjen 3lrbettg* unb 
SBolfggemeinföaft fugten, €?le gibt t&m fein <£in3elrecfjt, aber fie 
t>erlangt aud^ ^ödfrfte ^fltdf)terfüllung für bog (Ban3e. <£g gtlt, 
bag s 13aterlanb toteber auf3urid&ten, etn&ettlidfj unb feftgefügt im 
3nnern, angefe&en unb fraftboll im «Kate ber SBölfer. 

SBortoärtg unb auftoärtg in 3>eutfd£)lanb unb für 3>eutfcf)lanb 
— bag ift bag Ceitoort ber 3)eutfcf)eu 3>emofratifd^en gartet. 

23. Wahlaufruf ber Qeutföen $>etttofraftf<t>en Partei. 

Sipxit mo. 

5Un bag beutfe^e Söolf! 

3n f ur3er £Jr ift toerbeu < 2Hanner unb grauen ben erften *5leid^g* 
tag ber beutf<f>en 9tej>ublif tt>äf)leu. 

TOag ertoartet bag beutfdjje ^olf bon biefem ^eid&gtag? 3He 
93eto>af)rung vor bem SSürgerfrteg, bie Überotnbung beg klaffen» 
tampfeg, ben ^IDieberaufbau ber SBolfgtoirtfc&aft unb bamit ber 
nationalen #raft, bie (Erhaltung unb Sefttgung ber 9leid)geinf)ett, 
bie SBteberfKrftellung beg beutfd&en $lnfel)eng in ber SZöelt. 

(£g gibt nur einen SÖeg 3U biefem Siel: ^lugbau unfereg 
©taateg auf ber ©runblage beg gleichen 'iRedjtg für alle, bie na* 
ttouale 5>emofratie. 

SHefe ©runblage ift burdf) bie Weimarer SBerfaffung gefd^affen. 
9luf t&rem ^oben fyxt bie Koalition ber Sltefjrfjettgparteien ge- 
arbeitet. 3He (Sreigniffe feit bem 13. 9Har3, ber reaftionare (Se* 
roaltftreid^ ber Rapp unb £üttü>itj unb ber 93Meberaugbru<f) ber 
bolfd)ett>iftifcf)eu Slebolution alg feine golge l)aben jebem, ter 
fe^en fanin, 3*igen müffen, baß biefe «Etef^eit bie ein3ig regte- 
runggfäfjlge toar. 

5>ie 3>eutfdf)e S)etnofratifcf)e Partei f)at in ber ^politif biefer 
Koalition nt<|>t alle if>re Qoffnungen erfüllt gefef)en. 2iber nun 
getoiffenlofe Agitation fann leugnen, bag auf bem Srümmerfelb 
unferer äußeren unb inneren ^oltttf unter fdf)tDerften 93ebiuguu* 
gen bie Anfänge bon Orbnung unb Qlufbau gefefraffen finb. 3>urcl) 
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bte grunblegenbe Arbeit unferer Partei fyxt fi<f) baä beutfd>c 
Söolf bte ebelfte unb freiefte Verfaffung ber Söelt al3 <Srunblage 
ber neuen (Entofcflung gegeben. 3>te 9tetd)3etnl>ett ift allem 9ln» 
ffttrtn unb aller Vertorfungen 3um $rotj erhalten, bie Vertoai- 
tung im «Ketd) beretnt>eitlt<f)t toorbetu OTit ber 5>emofrattflerung 
ber Söirtfrfjaft ift bie ^rbeitSgememfd&aft aller fdjaffenben Gräfte 
int; «Betrieb angebahnt unb bamit ber einige V3eg 3ur Über- 
tDinbung bes ftlaffenfampfeä burd) <S>ered)tigfett unb tDtrtfd)aft- 
lkf>en grteben befd)rttten. 3>le fopflofe 3inan3gebafjrung ber 
ftriegSjeit ift in georbnete 935ege geleitet. S)a3 3>eutf<f>e ^eidfj ift 
toteber frebittoürbig unb frcbitfä&tg gemalt. 

SBaS bem beutfd>en Volf unb ber beutfc^en SBirtfdjaft gegen- 
über ben serftörenben Gräften bon UnfS in biefer 3eit an (Srunb- 
lagen ber Orbnung unb be$ $Dieberaufbaue3 gefd)affen ift, ba$ 
berbanfen fie ber Arbeit ber < 32tef)rf)ett3)>arteLen, ni#t ben Par- 
teien ber Siebten, bie in ftänbiger bemagogifd^er Oppofttton bie 
Autorität ber Regierung gefd&tDäd&t, ben guten Hillen ber Ve- 
bölferung beirrt iunb erföüttert unb ben 58oben bereitet &aben 
für bie f rebelf>afte $at bom 13. y&avs, burd) bie nur aug müf)f<nn 
gefdf>affenen IjoffnungSbollen Qlnfüngen aueber in ba£ (£f)ao8 3U- 
rücfgetoorfen tourben. 

3n Flensburg fyxbtn mir gefeiten, bafc bie beutfd&e 3>emofratte 
tt>erbenbe nationale #raft beftfct 5>te Slufftänbe beS #app-put- 
fd)e3 unb be3 9*uf)rgebtete3 unb ber Ccinmarfd) ber gran3ofen 
tyibtn unS bon neuem bie Slugen barüber geöffnet, tele 8laffen- 
unb (Setpaltpoliri! bon red)t$ unb IhtfS bie Verntdf)tung8poUttf 
unferer geinbe unterftü^t. 

3>ie ( 32tef)rf)ett3bilbung auf bemofratifdf>er (Srunblage toirb audf) 
fernerhin allein 3>eutfd[)lanb bor bem Vürgerfrleg fd&ütyen unb 
ba3 SS5er! be8 Aufbaues fortführen fönnen. 

3n einer folgen TOe^r^eit i&ren <£tnflu& 3« ftärfen, ift ba§ 
3icl ber S>eutfdS>en Stemofrattfd&en gartet bei ben fommenben 
v XBaf>len. 3*enn tt>tr toollen über ber 9IottDenbigfett ber 3^fam* 
menarbeit bie tiefgreifenben Unterfdf)iebe nid&t bergeffen unb 
bertoifc^en, bie unS bon ben beiben anberen 8oalittongparteteti 
trennen. 

3>er <5o3talbemofratte gegenüber berfte^en n>ir bie 9tej>ublif 
nidjt als Hoffnung auf bie Vor&errfd&aft einer klaffe, fonbern 
als grunbfät}lid) unb für immer flaffenfreie Vertretung be3 gan- 
zen VolfeS unter glek&er Teilnahme aller Berufe, nidf)t al3 par-» 
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ietj>oatifcf>e 3>urdf)brdngung ber ga^eu StaatSbenoaltung, fon» 
bern alg 5«fttefl un 9 **r l>olittfd)en <5runbrtd)tung ber Regierung 
unb im übrigen alg Auslefe ber fdf)igften gadjleute. 3>le wirbelt» 
neunter muffen ü>r bolleg fo3taleg, j>olitifcf)eg unb tirirtfdKiftlidf)eg 
«Re^t erhalten, ntdf)t mentger, aber audf) nid^t mehr. 'EBir »ollen 
unb butben feine faj>ltalifttfd)e Ausbeutung, aber toir toollen au* 
feine SHftatur ober 9te benreg ierung einer 93erufgfdf)id>t, fei fte 
nixf) fo bebeutenb. Unfere ^rtet ftefjt unb fällt mit bem reinen 
bemofrarifd^en (Sebanfen. 

Alle toirtfd^aftlid^e §ebung beg Arbeiterftanbeg burd) £öl>ne 
ober 6taat3t)ilfe ,tft abhängig bon ber (Ertraggfähtgfeit ber beut* 
f<r)en SBolfgtt>trtf<f)aft. 3>iefe (ErtraggfäJjigfeit beruht auf ber freien 
(Entfaltung j>erfönlid>er $üd)ttgfeit unb fdf)öj>ferifcf)en llnterneh- 
mungggetfteg. 3m Sntereffe beg nUrtfchaftllchen <S>ebetI>eng beg 
gan3cn SBolfeg lehnen to>tr }ebe 'SDirtfchaftgform ab, bie biefe tt>e» 
fenilkhen Gräfte fce& Aufftiegg bureaufrattfdf) einengt. 3>te$Btrt* 
fdf>aft fann nur gefunb bleiben, toenn für Unternehmer, Auge« 
freHte unb Arbeiter im (Ertrag unb totrtfd)aftlid£)en (Erfolg ber 
Sirbett $ü<f)ttgfett, £Jlei& unb überlegene Jfähtgfeiten fidf) be- 
lohnt fehen. 

3>em 3*tttrum gegenüber merben toir 3ugunften ber fird)Ucf)en 
unb aller religiöfen <S>emeinfcf)af ten auch unfererfettg bie 5*etf)eit 
ber Religion .unb bie (SelbftberüKtftung ber religiöfen (Semein« 
fd^aften anerfennen. Aber toir müffen auf bem Gebiet ber 6df)ul* 
unb 58iCbung8poIitif bie geiftige (Einheit unfereg «Bolfeg nadf) 
^öglid^feit behaupten, bie nicht burdf) reltgtöfe ^ad^tfämpfe nodf) 
mehr gefährbet ©erben barf. $Bir toollett ba^er eine Augetu» 
anberfetjutig mit ben moralifch unb religiög fo toertbollen firdfj* 
liehen (Semeinfchaf ten auf bem SDege beg griebeng unb ber «Ber* 
ftdnbigutig, nicht beg «SHachtfampfeg unb ber geiftigen (Entsioei- 
ung. ^Dir toollen ingbefonbere au<h ben etotgen, un3erftörten unb 
un3erftörbaren 93efttj unferer -geiiftigen unb ü>tffenfdf)aftltcheu $Hl« 
bung überf onfeff toneller 'Art allen erhalten unb 3ugängll.ch toiffen, 
bie \xtt>on leben *unb bana^ begehren t 5Öir betrauten bie <5d)ule 
alg eine Angelegenheit Ibeg 6taateg, ber auf bem ©ebiete beg 
«•ReligiongunterrW&teg bie religiöfen 5Bebürfniffe beg SBolfeg er» 
füllen foll. 

<5o hatten toir au<h in ber 3ufammenarbeit mit anberen ^3ar« 
ieten unfere eigenen polttifchen, fo3ialen unb fulturellen 3been 
unb Aufgaben feft. 
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^olittfcf): #ein sentraltfttfcheS, aber ein einheitliches 3>eutfdf>eg 
«Reich mit bemofrattfcher ©elbftbertoaltung ber Cdnber unb 
(Stamm«, bie Durchführung bcr reinen 3>emofratte in ber 93er« 
toaltung unter ftrenger ^efämpfung bon ftrtppenjägerei unb Äor* 
ruptton, Stermtnberung ber Steuerlaft buref) du&erfte Sparfam* 
feit in ber 'BertDaltung. 3>ie (Erhaltung ber ^Uichätoehr unb if>r 
&t>u$ gegen «Sterunglimpfung unb TOigbraud) burdf) ftaatSfeinb» 
liehe Elemente. 

So3tal: (Entfaltung aller gefunben totrtfchaftltchen Gräfte, <5<§u£ 
aller anftänbigen Arbeit, Skfampfung be£ 'JöucherS unb be8 
*5d[)iebertumg — auch burch 9lbbau ber gtoang^toirtfe^aft, <£rfa$ 
ber <£rtt>«rb8lofenunterftüfjung burdf) eine gefunbe unb 3ti>ecf* 
mäßige <£ru>erb8lofenberficherung, energifche Durchführung be3 
<St«blung8gefefce8, 3>urd)bringung ber gau3en 9£irtfchaft8polttif 
mit bem fo3ialen ©ebanfen ber <5oltbaritdt aller «BolfSgenoffen 
unb ber Arbeit. 

kulturell: Schnelle unb energifche Durchführung be£ ber* 
faffungSmdgigen 3lufbaue3 be3 beutfdf>en SHlbungStoefenS nach 
bem (Srunbfa^ ber Befreiung ber 93ilbung8au8lefe bon ben 3u* 
fälligfeiteu beS €>Uxnbe2 unb ber toirtfd&aftlid&en Stellung, 9l<h- 
tung ber reitgtöfen Über3eugung unb ber geiftigen JJrei^eit. <£r« 
3iehung be§ 93olfe8 3ur richtigen löertung geiftiger Arbeit als 
ber &raft ber fulturellen, toirtfehafttichen unb politifdf>en gührung. 

Satfräfttge unb facf)Funbtge SlujjenpolttiF, bie national unb 
international gleich 3uberldffig ift, ben toa^ren «öölferbunb, ber 
5>eutf<f)lanb nicht erbroffelt, fonbern in feinem gan3en nationalen 
<5terbanb einigt, ber ung bie Erfüllung unferer internationalen 
s Berpflt<f)tungen burch (Sefunbung unb geftigung tote burd) totrf» 
liefen grieben mit allen Golfern ermöglicht, 5lebifion be8 grte* 
beng bon ^rfailleS unb 6t. ©ermatjt, eine gegenfeitig ft<h 
ftüftenbe ^ölferorbnung. (Erhaltung unb Stärfung alleS bebroh- 
ten 3>eutf<f)tum8 auch außerhalb beS «Reiches. 

So fehen toir baS <5etoorbene, fo toolfeu mir baS 'BSerbenbe 
geftalten. 

«JBer mit un8 etng ift im Hillen auftoartS unb bortodrtS, in 
ber Klarheit über bie $Dege, bie bahin führen, u>er unerfdfjütterlich 
an ba§ beutfät Wolf glaubt, »er bie Söerfaffung in Sreue halten 
mill, ber fd&lte&e ftch an unfere Leihen, ber berfdf)ü>enbe ntd)t bie 
'Stacht feiner Stimme an Parteien, bie Unmögliches toollen unb un8 
baburch weiter in unfruchtbare, 3erftörenbe, innere kämpfe ftü^en. 
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S>eutfd)e3 33o(f ! 3e$t gilt e8! 

<Rec!)t ober (Setoalt, greifjett ober Änecf)tung, <Stetdf)f)eit ober 
SHftatur, ^rieben ober Krieg! 
«Bei 3>ir liegt bie (Entfdjetbuttg! 

*2Denn 3)u ben $lufftieg totrift unb ntd)t ben 'Jtlebergang, bann 
ftimtne für bie S>eutfdf)e 3>emofratifdfje Partei t 

3)er ^orftanb ber 5>eutfcf)en 3>emoFrattfdf)en Partei 

22. Wahlaufruf 5er fä$f*fö*n Demoftaten. Äprtl 1920. 

SMS beutfc^e ^olf ftel)t bor ben erften ^etd&Stag&Da&len auf 
<Srunb ber neuen SBerfaffung. 3>a8 (Ergebnis ber Wahlen koirb 
entfdjetbenb für unfer polUifdf>e3 unb koirtf d^af tlid^eS £eben fein. 
<£8 totrb fkfj 3eigen, ob ba8 beutfd&e SBoff getoidt ift, fidfj bie 3tel» 
fefcung für feine 3ufuitft felbft 3u geben, Wiv leben ber feften 
3uberftd>t, ba& ba8 beutfdje «Bolf reif für einen fo3ialen SBolFS- 
ftaat ift, unb mir treten in ben 2Öaf)lfampf mit ber ©etoi^eit ein, 
bag bie beutfd&e S>emofratie getragen fein totrb bon bem 'rDer* 
trauen unb bon ber Hoffnung unfereS Golfes. 3n biefer <5eti>t&* 
f>ett treten toir bor baS beutfd>e Söoff mit folgenber < 2Iktl)lparole: 

1. 6i<f>erung unb ©tärfung ber 3>emofratie als ber einigen 
ftaatö* unb bolfger&altenben Kraft; gefttgung ber ©taatSautori« 
tat na<f> innen unb au&en auf bem Stoben einer toaljren bemo* 
fratifdjeu Staatöorbnung ; 3>emofratifierung ber ^eroaltung; 
Belebung ber ^etdjStoefjr mit bemoFratifdfjem (Seifte. 

2. Kampf gegen ben Hmftur3 bon re<f)t8 unb bon ttnfg; $luf« 
re<f)terf>altung ber SBerfaffung unb ber «Red&te eines freien SöolfeS 
gegen jebe SHftatur reafttouärer ober bolfd&eanftifd&er «mtnber&et» 
ten; Slble&ttung jeber 'Jtebenregterung. 

3. 6o3ialer $lu3glet<f) unb fo3iale 33erföf)nung, unb auf biefer 
(Sruublage: Herbeiführung be8 inneren 5*teben8 unb Söteberauf» 
rt<f)tung unferer 3ufammengebroc^enen *2Ötrtfd^aft. 'SDirtfd&aftltd&e 
©Id&erfteUung unb f03iale Jfürforge für Beamte, Slngeftellte unb 
Arbeiter; altmäl>li<&er Slbbau ber 3toang8tt>irtfd)aft; ttadf^altige 
görberung ber 5Probuftton, inSbefonbere bon §anbel, 3nbuftrie, 
©etoerbe unb &rnbtoirtf<f)aft. 

4. Kampf gegen jebe Korruption, gegen 9lu3beutung, 'SBudjer 
unb 6<f)tebertum; getmfe^r be3 beutfd)en SBotteS 3ur toirtfd^aft- 
Iid)en TOoral unb 3um alten SlrbettSmtllen. 

5. (Erhaltung beutföer Kultur unb beutferjer (Sitte; unge^in- 
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berter Slufftteg ber Süchtigen; fidlere ©runblagen für eine toafcr* 
|>aft nationale, fo3tole unb fulturelle (Entfaltung aller VoEfö* 
f<^i4)ten unb bementfpredjenben 3lu3bau unb Aufbau be8 6d)uU 
toefenS. 

6. (Erhebung beg VaterlanbeS au3 feiner (Srniebrigung; <£r- 
löfung beS beutf<f>en VotfeS au8 ben Ueffeln bon VerfatileS; ©er* 
betfü&rung etneS griebenS ber <3>eredj>tigfeU unb ber nationalen 
6elbfter^altung unb 6elbftbeftimmung; Slufrtd&tuug einer S&öl* 
fergemeinf<f>aft, frei bon §ag unb SBerblenbung, mit bem legten 
3iele einer toafjren Vdlferberfö&nung; 9lufredj)terJ)altung unb 
Vertiefung ber fultureilen unb bolfiföen Ve3te&ungen 3U ben ge« 
toaltfam abgetrennten SBolfSteilen unb 3U bem beutföen SöolfS* 
ftamm in ber gan3en SDelt. 

23. Aufruf btt $cuff<f>en Uoltsparfet. 1 ) 18. $e?cm6er WS. 

ärieg unb Umftur3 ^aben ©taatöberfaffung unb ^rtetformen 
gefprengt, neue ^Jarteigebilbe treten auf. ©ir btttnntn un8 3u 
einer nationalen unb loa^r^aft bemofratifdf)en ^olitif. 9llle 
<5letdf)geftnnten forbern toir auf, ftcf) mit un8 um ba8 23anner ber 
3>eutfd£)en SBolfSpartet 3u fd&aren. 

3e fd)toerer 5>eutfcJ)lanb unter ben bemid&tenben folgen beä 

berlorenen Krieges leibet, um fo betoufcter ftellen mir unfere gau3e 

^olitif unter ben nationalen ©ebanfen, um fo f<f)ärfer lehnen 

nrir alf biejenigen internationalen ^Bestrebungen ab, bie uttfereS 

SöolfeS (Eigenart bertoifd^en unb berbunfeln. 3>ie 9teidf)8einl)ett 

ift un3 <5>runblage unfereS polttifcfjen SEHrfenS, innerhalb ber 

9*etd)getn&ett foll fulturelle 6tamme8art, unter Slble&nung fo» 

too&l 3entralifttfdf)er Vebormunbung tote parttfulartfttfd&er 6on» 

berbeftrebungen, ftdf) frei entfalten tonnen. 3Dir begrüßen mit 

bolier 3uftimmung bie bon ben $)eutfd)en Öfterret<f)3 getoünfcf)te 

Vereinigung mit bem *Ret<f)e. 3Bir toünf$en eine fulturelle SBer» 

binbung mit ben $)eutf<$en im 3lu3Ianbe unb bie bolle ©id&er» 

fteüung i|>rer CtrtoerbStättgfeit in allen ßanbern. 95)ir beharren 

auf unferem 9led&t auf folontfatorifd&e Betätigung unb toir ber« 

langen bie Sicherung ber grei&ett ber 9Heere al8 toefentlid)e 
~ —— " . 
1) SHefe Partei, Don SXngeborigeu beg redeten Jlügelg ber National- 
liberalen Partei gegrünbct, ift nläyt mit ber gleiten Flamen« 1, 131 
tbenttfo). SHe alte „S>eutfd>e «BolfSpariei" ift 1910 in bie 5ortfdf)rittUd>e 
«BolfSpartei aufgegangen (bgL II, 135) unb bittet fomit fjeute einen $3e- 
ftanbteil ber S>enu>frattfdben Partei. 
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<S>runblagen für ben Neuaufbau unferer SDtrtfchaft. Unter ber 
3$ebingung bölliger (Gleichberechtigung aller 6taaten begrüben 
aud) wir ben (Bebauten beg Völferbunbeg. 

SBir befennen ung 3U bem bemorrattfehen, allgemeinen, glet* 
<|>en unb geheimen Wahlrecht nach ber VerhdltniSfcahl für beibe 
(Sefd)lecf)ter. 

SZBtr »erlangen 

Dölltge Sleuorbnung beg •SUugtodrttgen Slmteg unb unferer 
au3(änbif<f)en Vertretungen, 

ein Volfgheer, umgeftaltet nach ben (Erfahrungen btefeg Krte* 
geg, aufgebaut auf ben (Brunbfdfcen: (Berechtigfeit, Cannes* 
3ucr)t, Äamerabfchaft. 

Sicherung ber Freiheit für SBBort unb 6d)rift, für herein 
unb Verfammlung, ber Uuabhdngtgfett ber (Berichte. 
3Beitefte ©elbftbertoaltung auf bemofrattfeher (Brunblage in 
(Bemeinbe, ftretg unb ^robtn3. Volle (Bleichberechtigung 
aller beutfehen Bürger auf allen (BeMeten beg öffentlichen 
ßebeng ohne 9lücfftcht auf §erfunft, Konfeffton unb bürger- 
liche ©tellung. 

Erhaltung unb Kräftigung etneg breiten TOtttelftanbeg in 
Snbuftrie, ganbel unb Qanbtoerf, umfaffenbe Jürforgeein* 
richtungen für ben TOittelftanb. 

^Barnther3tge JJürforge unb umrbige Verforgung ber 
Krieggbefchdbigten unb ber Hinterbliebenen ber 8rteggtetl- 
nehmer burdj bag «Reich auf (Brunb reichSgefefcltch getodhr- 
leifteten 9lnfprud>g. 

Sicherung ber Stellung ber Beamten, Offistere unb ßehrer, 
materiell unb rechtlich. Slnerfennung ihrer Organtfationg- 
freiheit, (Errichtung tum Beamten augfd&üffen. 



Wir treten ein für Kräftigung unb Gehrung ber freien dauern 



auf eigener Scholle, tioir treten ein für ble im Sntereffe ber Volf g- 



erndhrung unbebingt nottoenbige (Erhaltung unb JJörberung 
einer leiftunggfdhtgen £anbto>irtfct)aft, für eine groffcügige Sieb* 
htnggpoltttf; 3>omdnen, (Broftgrunbbefiij, JJtbetfommtffe finb 
^ier3u in auggiebtger TOeife heranziehen. 3>er fo3tale Slufftieg 
beg £anbarbetterg, ble «ötögltchfett für ihn, 3U (Elgenbeftfc 3» Q* a 
langen, ift toeitgehenb 3U erleichtern. 

3Dir Verlangen umfaffenbe Unterftü^ung beg &leinü>of)nungg* 
ttefeng, Vefeitigung aller ungefunben Spekulationen in (Brunb 
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unb Voben unb fo3iale Veuorbnung be3 Voben- unb «BBohnungä* 
rechts. 

9331? verlangen Dolle äoalitiongfrethett, ein neueS f03ial ge- 
ftalteteS Arbeiter* unb Vngeftelltenred)t, energtfdje Vöeiterfüfc* 
rung ber 6o3talj>oltttf, tnSbefonbere auch AuSbau ber grauen*, 
V3öd)nerinnen* unb &inberfd)uijgefe£e, Anerfennung unb (Ein- 
fügung ber VerufSberbänbe in baS öffentliche Recht SHe inter- 
nationale «Regelung ber fo3ialpoltttfchen (Sefe^gebung tft 3u er» 
toirfen. 

V3tr galten feft an bem <Brunbfa$e beS ^rtbatetgentumS unb 
beS (Erbrechts, toir halten feft an ber lettenben ©tellung beS Un- 
ternehmers in feinem Verriebe tote in ber VolfStoirtfcrjaft, jebocf> 
unter angemeffener Vltttoirfung ber Arbeiter unb Angeftellten 
burd) i^re VuSfdjüffe unb ihre Vertretung. V3tr ftellen unS in be- 
nm&ten (S>egenfafc 3U ben jenigen, toelche in einer Vergefellf Haf- 
tung aller ^robuftionSmittel unb in ber Aufhebung beS ^pribat- 
eigentumS i^r poIittfd^cS unb totrtfchaftlicheS 3iei fehen. (Einer 
Überführung ba3u geeigneter VetriebS3tt>eige in bie Leitung unb 
baS (Eigentum ber öffentlichen ©etoalt finb toir bereit 3U3ufttm- 
men, fofern baburd) für bie Allgemeinheit ein f^ö^tvtt (Ertrag 
unb für bie Arbeitnehmer beffere SebenSbebingungen.gef Raffen 
»erben. 

3>te gefd)id)tlich überfommene Verbtnbung bon ©taat unb 
&ird)e barf nicht aufgelöft toerben. 

Volle ©etoiffenSfretheit. 9er Religionsunterricht gehört nach 
fcie bor in bie ©d>ule. &etn (Sett>iffenS3ö>ang für (Eltern unb Leh- 
rer. SHe geiftiiehe ©d>ulaufficht ift 3U befeitigen, bie hauptamtliche 
5ad>auffld)t allgemein burdfouführen. 5>ie allgemeine unb bie 
Jachbilbung follen gehoben, bie höheren l'ehranftaiten threS <Eha» 
rafterS als 6tanbeSfd)ulen entfleibet unb alleS VerechttgungSun- 
toefen befeitigt toerben. SHe getoaltigen finan3iellen Anforbe- 
rungen, bie an unS h e *antreten, toerben Steuern unb toirtfehaft- 
Üche Viagnahmen berfchiebenfter Art, auch Vtonopole nottoenbig 
machen. ReidjS-(£ifenbahnen finb fchon um beStotllen erforber- 
lieh. SDtr berlangen, ba& in bem 6teuerfoftem eine 9teich8»<Stn» 
fommen» unb (ErbfdjaftSfteuer, fd&ärffte (Srfaffung ber SSriegSgc« 
toinne unb eine Vermögensabgabe ficr) befinben. 5>te Vermö» 
genSabgabe muß jebod) in formen gesehen, bie bie totrtfchafN 
liehe Sßttgfett nicht unterbinben. 

S>ie Umtodl3ung hat ber grau bie Gleichberechtigung im polt- 
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tifd)en £eben gebraut. SHefeg Siecht muß ber grau erhalten 
bletben; barüber hwaug forbern totr bie 3ulaffung ber grau 
3ur Vorbilbung unb 3ur Slugübung öffentlicher Smter. Sille 
pri»atred)tiichen §ärten, bie noch 311 Ungunsten ber grau be« 
ftchen, muffen aufgehoben toerben. 

Von ber beseitigen Regierung »erlangen toir, baß fie enbltd) 
energtfd) für 9*uhe unb Orbnung forgt. «SDlr finb bereit, bafür 
unter ber iefcigen «Regierunggform mit3uarbeiten unb alle Ve« 
ftrebungen ber tatfäd)lid)en Regierung nach biefem 3tele 3u un- 
terftütjen. V3tr verlangen aber bie Vefetttgung ber (Eingriffe un» 
berufener ^erfonen in bie Sätigfeit ber (Berichte, Vehörben unb 
&ommunal»ertt>altungen, in bie Äoalittong* unb ^reßfreihett. 
SCBir »erlangen bie Vefetügung ber SHißtoirtfchaft unb maßlofen 
Verföleuberung öffentlichen (Suteg unb öffentlicher ©elber, tt>ir 
verlangen bie SBefeittgung ber unberauttDortltdjen (Singriffe in 
bag SIDtrtfchaftgleben, bie ung mit gungergnot, 9lnarchte unb 
<5taatgbanferott bebrohen. 

■323tr forbern bie 6tdjerftellung ber 6taatg» unb &rieggan* 
leihen, ber 6parfaffenemlagen, Vaufbepoftten unb ber gemähr« 
Ieifteten ^enfiong- unb 9lentenbe3üge. 

^KJir forbern ben algbalbigen Sibbau ber bureaufratifdjen 
3toanggtoirtfchaft. 

SBtr »erlangen bie fofortige Überführung ber jejjtgen, lebig* 
lieh <* u f ben Satfadjen ber 9le»olution beruhehben Slegierungg» 
gemalt in eine neue «Rechtgorbnung; mir »erlangen baher bie 
un»er3ügliche (Einberufung einer Stattonalberfammlung alg »er* 
f äff ung» unb gefetjgebenber #örperfd)aft; ohne beren 3 u f^ m " 
tnung entbehrt jebe ©efe^gebung ber rechtlichen ©runblage. 

SQJir »erlangen, baß bie jetzige Regierung alleg baran fe£t, fo« 
fort ben grleben 3U erhalten, bamit ber Neuaufbau beg S>eut* 
Jdjen «Keidjeg unb ber beutfdjeu SBirtfdjaft fchleunigft in Singriff 
genommen toerben fann. Sille biejenigen, toeldf)e bereit finb, nad) 
biefen <Srunbfä$en unb biefen 3i e fen mit ung 3ufammen 3U ar* 
beiten unb fich mit ung 3ur 3>eutfdjen Volfgpartei 3U »ereinigen, 
rufen mir 3ur Mitarbeit auf; unfere Slufforberung ergeht tngbe- 
fonbere auch an bie beutfehen grauen unb an bie beutfehe 3u» 
genb, bie nun in ben #reig ber politifdj Vollberechtigten einge- 
treten finb. 

Schließen mir ung 3ufammen unter ber gähne: gretfjeit unb 
Vaterlanb! 
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24. Wahlaufruf ber Deutzen Ttalfsparfet in Sapern. 




5)e^etnbcr 1918. 

3>ic alte Orbnung ift unter ben 6$Iägen ber 3lebolutton 311* 
fammengebrodjen. Sluf neuen (Srunblagen muft Stavern, muß 
3>eutfd&lanb toieber aufgebaut »erben. 3>a3 beutfd&e *33olf ift bamit 
bor gan3 neue Aufgaben geftellt. 3u i&rer Erfüllung fdtfiejjen 
»lr un8 im 3>tenft be8 gefamten Volfeg 3ufammen. ^tr befennen 
un3 freubig 3um neuen freien Volfgftaat. 3>ie 3)t)naftien, bie 
jrotj ber Überlieferungen bon 3al)rf)unberten tt>ef)r(o3 ber ItmtDäl» 
3ung 3um Opfer gefallen finb, tonnen nt<f)t 3urücfgefüf)rt toerben, 
ofme bie (Sefa&r eines VürgerfriegeS &erauf3ubefd)tt>ören. 3eben 
- Verfud), ba3 Silte n>teberljer3uftellen, lehnen tpir beä&alb ab. 
<£benfo berühren »lr un3 auf baS fd&arffte gegen jebe etnfettige 
$laffen$errfcf)aft, gegen eine 3>tftatur, bie bie SRec^tSfid^er^eit ge- 
fäf>rbet, baS Vertrauen 3um ^Bieberaufbau unfereS ^Öirtfd^aftS* 
lebenä untergräbt unb bie <S>efaf>r ber <£inmifc^ung beä 2lu3lan* 
beS f)eraufbef<f>tt>ört. 

S>er jefctge, auf ©etoalt beru&enbe 3uftanb mufe alSbalb in 
einen georbneten «Rec^t^uft anb übergeführt toerben. 5)e3$alb 
»erlangen n>ir für 33ai)ern toie für ba8 9tetd) bie fd)leunigfte 
(Einberufung einer berf af f unggebenben 3Iationalber* 
fammlung. (Sie muß auf ($runb be8 allgemeinen unb gleiten 
HVaf)lred)teg für alle bolljä&rtgen Banner unb grauen nacf) ben 
(Srunbfäfcen ber Ver&ältntgtDaf)! gebilbet toerben. 3ur Vorberei- 
tung ber SDafjlen forbern tt>tr bolle ^vci^tit ber ^HeinungSdufte* 
rung in SBort unb <Sd)rtft. 3>a8 (Ergebnis ber $Öaf)len muß für 
alle, aud) für bie rebolutiouare Regierung biubenb fein. 

5>er berfaffunggebenben Verfammlung Marren Aufgaben bou 
einer (Srö&e unb 6d^ü)ere tt>ie nodf> niemals einer beutfcf)en SöolfS- 
bertretung. Jür fie Ijeute ein boIlftäubigeS Programm aufftelleu 
3U toollen, toare bermeffen, märe VolfSbetrug; benn folange ber 
Jfriebe nidjt abgefd&loffen ift, folange bie eifcrue gauft ber Jeinbe 
auf bem beuifd)en Staterlanbe laftet unb un8 3U erbroffeln bro|>t, 
ift bie 3ufunft biel 3U bunfel unb unfidfjer, um $orberungen für 
bie (Erneuerung unfereS nationalen £eben8 in allen (Eitelkeiten 
geftalten 3U tonnen. 

^Dir koollen l)ter nur 3u ben bringenbften borgen ber 3la* 
tion Stellung nehmen unb in einigen £eitfä£en au8fj>red)en, toag 
bie neue «^kirtei 9teue3 bringen foll. 
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1. 3>ie brtngenbfte eorge ift, «Ruh* unb Orbnung im 
2aube auf red>t3iier galten unb bie (gefahren einer un- 
georbneten 3)emobtltfierung 3U übertoinben. Of>ne ftrengfte 
Orbnung fönnen £eben8mittel- unb Koljlenberf orgung nicht burdf)- 
geführt toerben. 3>ie Eöfung ber Orbnung, ba8 93erfagen ber «Ber- 
waltung toürbe für Millionen gungern unb frieren bebeuten. 
3>ie todren ^lünberungen, Anarchie unb fnedf)tenbe <£in- 
mifdf)ung be8 3lu3lanbe3. Wir alle muffen alleS aufbieten, um 
ötefeS 'Slu&erfte unferm SJolfe 3U erfpareu. Wir f orbern be8f)alb 
&on unfern JJreunben, baß fie ftdf), unbe]<fyabtt ihrer Über3eu« 
gung, überall ben gegentodrttgen «2Hachthabern 3ur 9lufredj)terhal- 
tung ber Orbnung unb einer geregelten ^ertoaltung 3ur ^erfü- 
gung ftellen. Wir bitten fie 3ugleid) noch um ettoaS anbereS, näm- 
lich, unfern in georbneten ^Jerbdnben ^eimfe^renben Krie- 
gern ein freunblidfjeS Willf ommen 3u bereiten. 3)em f iegreid>en 
Qeere mürben bie Waffen laut 3uge}ubelt unb Lorbeeren im 
Überfluß gefpenbet haben. 3>en toaeferen Gruppen aber, bie nach 
unerhörten Opfern unb unfterblichen Säten heute toieber in bie 
geimat fommen, muffen toir boppelt h^lich 3eigen, tt>ie fehr toir 
e8 ihnen banfen, ba(j fie in langen JJafjren ba8 ^aterlanb bor ben 
Verheerungen be§ Krieges gefdfjütjt fjaben. 

2. dringlich ift bie rafd)efte (Einorbnung unferer 
beim f e^renben Krieger in ba8 C&rtoerbSteben unb bie 
©tdfjerung ber Krieg8befd£>äbigten, ber Krtegertoit* 
u>en unb Kriegertoalfen gegen toirtfdfjaftltche ^ot. gür ben 
Wieber auf bau ber un3ähligen im Kriege bernidf)teten Gri- 
fte n3en müffen Littel ber 9illgemetnheit im toeiteften Umfang 
bereitgeftellt toerben. Ilm bie brohenbe 9lrbeit8lofigfett unb bie 
burdf) ben Krieg gefdf>affene Wohnungsnot 3U befämpfen, müffen 
bleich, 6taat unb (Semeinben 3ufammen Ijelfen. 

3. Xlnbebingt nötig ift e8 enbltd), unfere ioirtf df)af tliche 
Wettbewerbsfähigkeit auf bem Weitmar! t fo balb tt>ie 
möglich toteberher3uftellen. ^lur bamit fönnen nur eine burch- 
greifenbe 6o3ialpolttif ermöglichen unb berhtnbern, ba& Milli- 
onen unferer ^oüSgenoffen als Kulturbünger in frembe Cänber 
auStoanbern müffen. <So unbermeibltch eS fein mag, bie 3toang8- 
loirtfchaft für unfere (Ernährung unb für Seile unferer ^ohftoff* 
Derforgung noch längere 3 e ^t fort3uführen, fo bringenb nottoenbig 
ift e«, Wirtfdftaft unb Söerfehr alSbalb t>on brücf enbeu 
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geffeln 311 befreien. 3 ur ^ermetbung einer »irtfchaftlidhen 
^Janif finb bie ßrtegSanlethen unbebingt fieser suftellen. 

jjür unfere ©tellungnahme 3U ben Aufgaben, bie nach ffrie- 
benSfcf)lu& 31t löfen finb, »erben bie alten unb unbergänglid>en 
nationalen, freiheitlichen unb fo3ialen gorberungeu ma&gebenb 
fein, bor allem greihett ber (Betoiffen unb beS (BlaubenS unb ber 
Religionsausübung. 

9teue gorberungen aber ftellt bie neue 3***» unb alte 
3been erhalten ein neues (Befielt. 

1. ^ir hoffen, unfere beutfc&öfterreicf)tfd)cn trüber 
im ^eid) »illfommen heißen 3 U fönnen. 3XaS (Sro&beutf ch» 
lanb, baS nur f Raffen »ollen, foll nach äugen neu erftarfen unb 
im Snnern ein gefunbeS (Bleld)ge»icht 3»i[chen 2torbunb©üb 
herftellen. Wenn bamit ber bisher einfeitig borherrfdjenbe (£iu- 
fluß spreu&enS auf baS einem SBunbeSftaat angemeffene «Ktafe 
3urücfgeführt »trb, fo »irb baS ber inneren <Befd)loffenl)eit beS 
beutfd)en 93olfeS bienen. 

2. SEöir f>etBen bie grauen alS gleichberechtigte Mitarbeite« 
rinnen in ben öffentlichen ^örperfchaften »te im j>olittfd)en £e« 
ben »illfommen, unb u>ir finb gewillt, barauS 3ur 6tcf)erung unb 
9lu.S»trfung ber neu gewonnenen (Bleichberechtigung im Rechts- 
unb SBtrtfdjaftSleben bie gebotenen Folgerungen 3U 3iehen. 

3. 'IBtr »erben nach »ie bor bie gretfjett beS 933 i r t *» 
fdjaftSlebenS aufrecht erhalten unb bie bon ber <5o3talbemo» 
fratie geforberte SDergefellf Haftung aller sprobufttonSmütel eut« 
fchieben ablehnen. Aber »tr »erben aiSbalb anS «Söerf gehen, um 
alle jene sprobufttonSmittel unb betriebe, bie in ben Qanben beS 
ein3elnen 3U einer Ausbeutung ber (Bef amtheit für prt- 
bate Sntereffen führen, in ben 93efiij beS (Staates ober ber 
(Bemeinbe über3uleiten. 

'1. 3e ftärfer bie flacht beS 6taateS unb aller Organifationen 
antoächft, um f 0 toirf famer »erben »ir ben <Sd)u£ ber j>erfönlid)en, 
kulturellen unb »irtf d)af tlichen g r e i h e i t b e S e i n 3 e l n e n gegen 
alle Übergriffe ber (Staatsgewalt unb gegen Jebe Art bon Ster« 
roriSmuS 3U geftalten h<*&en; benn nur bann toirb ein freier 
SBolfSftaat ber (Sef amtheit 3um §eil gereichen. 

5. Hm bie in bem furchtbaren Kriege ent\tanbemn «fcerlufte an 
geiftigen unb fittlichen Gräften 3U erfe^en, unfer SBolf 3ur bollcn 
unb betou&ten 6elbftbeftimmung mit 6elbftberant»ortlidjfett 3U 
er3iehen, berlangen mir ben einheitlichen unb freiheitlichen AuS* 
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bau unfereg gefamten <£r3tehungg« unb SBtlbungg« 
roefeng, bag ben 9lufftieg ber Süchtigen aug allen 3)o(fgfchtd)« 
ten ermöglicht. 

6. 5>ie (Erfüllung ber unüberf eßbaren ftnanstellen 
Verpflichtungen beg tteicheg, ber Staaten unb ber 
cöemeinben tt)irb ung nötigen, alle Gräfte tn fehlerer, harter 
Arbeit an3ufpannen. TOühelofen (Setpinn unb befonberg bie au§ 
ber 2tot beg 3ktterlanbeg gesogenen ungeheuren &rtegggeu>inne 
luirb bie <5teuergefel}gebung ftreng 3U erf äffen haben. 33ei ben un* 
bermetblichen, harten fteueritchen Eingriffen in bie Vermögens« 
unb (Etnfommengberhältnlffe toerben toir barauf bebad&t fein, auf 
i>a8 forgfamfte bie <2Derte fdjaffenbe Arbeit $u fdjonen 
unb ben foftbarften 5Befi^ beg «olfeg, menfd>ltd>e9lrbeit3« 
traft unb menfchliche 9lrbeitgluft, burd) borforgenbe 60« 
3ialpolittf 3U pflegen. 

7. Um bie ^3robuftiongfraft beg beutfd>en 33obeng 3U erhöhen 
unb bie gefunbe fo3iale (Slleberung beg «olfeg 3U förbern, muffen 
u>ir tiefer alg bisher In bie ©runbbef tfcberteilung eingrei- 
fen. 3>ie Aufhebung ber Jftbetf ommtf f e unb bie duftet* 
lung unti>trtf<f)aftltch angehduften <Sroftgrunbbefit}eg muß 
33auernlanb unb ©ieblunggmöglichfeit geuunnen raffen. 

8. 3>er griebengfchlufc totrb ung bor bte gan3 neue Aufgabe 
ftellen, ben beutfchen Söolfgftaat tn bte ©emelnfchaft beg «öl« 
ferbunbeg etnsugliebern. Voraugfefcung baf ür tft bte bolle Mn« 
abhdngigfeit unb bte bolle polttifche unb tt>trtfd>aftlt<he <S>leichbe« 
rechttgung aller fetner ©lieber, 9iuf biefer ©runblage folt ber 
*93ölf er bunb bie großen gemeinfamen Sntereffen ber «ölferge* 
meutfchaft pflegen, bie allgemeine Abruft ung burchführen 
unb bauernbenjrteben bur<h Slugbau einer internationalen 
^edjtgorbnung fichern. Unter forgfamer Nahrung unferer na« 
tionalen ©elbftänbtgfett unb unferer nationalen Sntereffen 
gleichberechtigt babei mit3uarbeiten, aUrb eine Aufgabe beg beut« 
fchen «olfeg unb ber neuen 5>eutfd)en «olfgpartet fein. 

«SBir »erben algbalb ^Unfchluß fuchen an eine auf unfern <Sr unb« 
fätjen im gan3en 9Uich ausbaute 3>eutfche «olfgpartei unb mit 
ihr 3ufammen 311m SDohl beg gan3en «aterlanbeg toirfen. 

IDir tootlen eine «olfggemeinfchaft bitben, in toeldjer ber ein« 
3elne TOenfch in feinem SBeruf, in gaug unb §of, ber getfttge tote 
ber Qanbarbeiter für fleh unb bie ©einen ein lebengtoerteg 3>a« 
fein finbet. 

©atomoit, «Parteiprogramme. III. 3. 9Iufl. 7 
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3n feiner (Sefamtheit fdjreitet ba8 ^olf ^eute au3 (fclenb unb 
Rot in eine 3 u ?unft hinein, bie eS ftd^ felbft au$ eigener #raft 
unb au$ eigenem Hillen geftalten muß. AIS freie SöolfSgenoffen 
3eigen wir ijie3u, im Dollen Stewußtfein alleS Schweren, baS auf 
un8 laftet, unb bod) IjöffnungSboll, freubig, im 93ewußtfein bcr 
unberwüftltchen #raft unfereS Golfes, ben SDeg. 

•©er eineS 6tnneS mit unS ift, möge unS folgen! 

25. Aufruf 5er TlatfoitaHtberaten Partei Sabette. 

2. Dezember 

<5ruß 3unäd)ft unferen Saferen auS bem JJelbe. 

Hnbefiegt unb ungef djlagen betretet 3h* bie heimatliche <£rbe.— 
Aber 3hr finbet ben alten 6taat nicht wteber. — ■ Über Rad)t ift 
er au§ ben £?ugen gegangen. SHe Monarchien unb ihre Regie- 
rungen würben weggefegt. An ihre Stelle finb neue Machthaber 
getreten, bie ihre 5Befugniffe auS ber $atfad)e ber Umwäl3ung 
herleiten. AuSgehalten hat bie 6taatSmafd)tne, unb bie neue 
Staatsgewalt fann nur arbeiten, well fie biefe StaatSmafd)tne 
weiter benutzt. 3>er Oberbau beS Staates aber fiel, weil er Der* 
antwortltd) gemacht würbe für bie Mißerfolge ber äußeren Sßolitif 
unb beä ^riegS unb für bie bejammernswerte Satfache, baß ber 
#rteg Dielen in ber getmat ein eigennütziges <£rwerbSgefd)äft 
geworben mar. S>aß ber ©ute an ber ffront fein fieben in bie 
Schate fchlug für bie getmat, währenb ber Schlechte 3u gaufe 
bie Allgemeinheit auSfog, mußte mit eiferner Rotwenbtgfett baS 
StaatSgebäube inS 2Öanfen bringen. 

3>arum fefcen wir an bie Sj>tfce unfereS Aufrufes bie TOteber- 
gutmachung. 

3>er Staat muß einen ^eg finben, ben «BermögenSsuwachS, 
ber im Kriege er3ielt würbe, wteber 3um Staate 3urücf3uführen t 
um ihn 3u berwenben 3ur 3>ecfung ber 6chulben unb 3ur 3<*&" 
lung ber Renten ber 3nbaliben unb ber ^Unterbliebenen ber <Se* 
fallenen. kleinbürgerliche Vermögen finb 3u fronen. 

SBir müffen in bleiern umlernen. 

«SDir fyaben unS in manchem getäufcht. SDlr hoffen aber unb 
wir erwarten, baß unfere greunbe bie beseitige borldufige ba» 
bifche SöolfSregterung unterftütjen, welche baS ernfte 93eftreben 
hat, Ruhe unb Orbnung im £anbe aufrechterhalten. 

Freiheit auf allen (Bebieten wirb Don ber neuen Strömung 
in AuSficht geftellt. 9Dtr hoffen, fie wirb eine wahre Freiheit 

« 
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fein, eine Freiheit ber TOetnunggau&erttng, eine gretheü ber 
Organifation üller Politiken «Richtungen, aller ^erufSgruppen, 
mfonberheit eine JJreihett be8 KoaiüionärechtS ber Arbeiter, nicht 
3ulet}t eine Freiheit ber 9leIigion8übung. SBah re 9leligiofitdt 
mufj im Söolfe unterftütjt unb gepflegt merben. 

grete 93ahn bem Süchtigen! f orbern toir au8 innerfter Aber« 
3e«flung. SHe Schulgelbfreihett unb Lernmittelfreiheit ift ein- 
3ufüf>ren burch CanbeSgefefte. 

3>ie Knebelung beS ^Dlrtfd&oftglebenS, fotoeit fie fld) auf un* 
tergeorbnete SHnge erftrecft unb baf>er mit 9ted)t ben Unmut ber 
Bürger unb dauern im gan3en £anbe h*rborruft, ift 3U mtnbern, 

3>er Staat barf aber nicht umgeftür3t feerben, u>eil fonft toeber 
bie 93eft$enben noch ble 93eft$lofen nach biefem Umftur3 etomS 
6ef iften. (Er muft umgebaut »erben. 3>aher Schaffung ftaatlid&er 
betriebe unb ftaatlid^er Monopole, ba u>o bie ©runblagcn ba3u 
im heutigen 3Dirtfd>aft3leben borhanben finb. 

gür $kiben fteht in erfter «Reihe ber ftaatltd)e SiuSbau aller 
SDafferfrdfte, bie Übernahme ber <Eleftri3itdt$toerfe auf ben 
(Staat, bie ^erforgung be8 gan3en CanbeS burd) ein einheitliches 
Aftern eleftrtfd>er Leitungen. 

9ln 3&>eiter (Stelle bie SBerftaatlid)ung be3 33erg« unb §ütten- 
ü>efen8, ber Bali* unb Kohlengruben, 9luf ben Staat fönnen 
überführt toerben bie im Kriege entftanbenen KriegSutbuftrien, 
beren gabrtfen ohnehin au3 KriegSgetoinnen gebaut finb. 

SHe ©parf äffen be8 CaubeS müffen burch eine 3entrale Örga« 
nifation miteinanber berbunben werben. 5>te gewaltigen finan- 
3iellen Krdfte, über welche bie Sparfaffen in ihrer ©efamtheit 
berfügen, fönnen burch ihte 3wfammenfaffung ben Steeden ber 
^olfStoohlfahrt biel ftärfer bienftbar gemacht werben, al£ baS 
heute ber gall ift. SU8 ein ben hänfen gleichwertiges Snftitut 
fann eine folche Sparfaffenbanf in herborragenbem OTafte bie 
Söolfgtoirtfchaft befruchten, unb fie in vielem ablöfen. 

(Srunblage allen CebenS ift bie £anbwirtfd)aft. (£8 ift unfere 
erfte Sorge, ba& bie einheimifche Lanbwtrtfdjaft genügenb <£r« 
3eugniffe liefert 3ur (Ernährung unferer 33ebdlterung. S>ie 9Iutj» 
barmachung aller irgenbwte noch berwertbaren gldchen in 93a* 
ben, Unterftüfcung ber dauern in ber 93efd)affung bon 3>ühge» 
mltteln, in ber Melioration ihrer (Srunbftücfe, in ber «Befchaffung 
oon ^Hafdjinen ift ernftefte Pflicht be3 Staates. 3>te Littel ber 
£anbwirtfcf)aftgfammer, weldje fie im Kriege angefammelt hat, 

7* 
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finb bicfcn 3tt>ecfen, unter Kontrolle beS 6taateS, nach unb nach 
3U3uführen. 

Die übermäßig großen (Süter gehen auf ben 6taat über. €>o- 
toeit in ihnen geeignete« Bauernlanb enthalten ift, finb barauS 
un3erftdrbare, bererbliche Bauerngüter 3u fc^affen. 

9er ftäbtlfche SRittelftanb, ben ber Krieg am fcr)ü>erften mitge- 
nommen unb großenteils an ben Bettelftab gebracht, muß im 3n« 
tereffe etneS gefunben <StaatSu>efenS toieber auferfteheu, baS 
§anbu>erf bie bor bem Kriege errungene blelberfprechenbe <Ent- 
©icflung lieber aufnehmen. Die Befdjaffung ber Rohmateria- 
lien, inSbefonbere ber in militärifchen Beftänben borhanbenen, 
obliegt ben Organifationen ber ganbtoerfer. Den Beamten, ben 
im Ruheftanb ßebenben unb ben 9Bltti>en unb halfen finb ihre 
Anfprüche 3U f td&eru. 

5ür ben 3ahlreichften ©taub aber unferer Bebölferung, für bie 
Arbeiterfchaft, ift eine gefunbe 3Dot>nung§politif SöorauSfetjung 
eine« gefunben DafetnS. Alle f03tale Sicherung ber Arbeiter« 
fd>aft ^at feinen burd)fd)lagenben (Erfolg, ü>enn ber Arbeiter unb 
feine gamtlte nicht angemeffen untergebracht unb ihnen ni<£t 
ein Anteil am heimatlichen Boben unb an ber Statur geftd>ert ift. 
8ier3u ift nötig bie Durchführung beS AchtftunbentageS. 

Die grauen begrüßen mir alS Mitbürgerinnen unb SHitarbei« 
terinnen auf ben (Gebieten beS (ErtoerbS* unb Kulturlebens. Auch 
für fie anerfennen ü>ir ein Recht auf Arbeit. 

$öir finb Babener. Wir totberftreben allen Abfid)ten, bie bar« 
auf hinaufgehen, auS Deutfcrjlanb einen (EtnheitSftaat 3u machen. 
Die glüefliche unb bielgeftaltige (Enttoicflung unfereS Reicht bor 
bem Kriege beruht auf ber (Eigenart feiner (Stämme unb auf ber 
Kraft leiftungSfäljtger BunbeSftaaten. Darum, Babener, toehrt 
(Euch bagegen, baß frembe (Elemente, bie 3hr nld)t fennt, fleh an« 
maßen, (Euch 3u fommanbieren, fich in (Eure Angelegenheiten ein« 
3umifchen. DieOrbnung unferer Angelegenheiten beforgen toir felbft. 

Wit totffen aber, baß baS (Elenb ber beutfdjen 6tämme unb 
«Bölferfdjaften erft aufgehört h<*t mit ihrer 3ufammenfaffung aur 
Reichseinheit, baß totrtfchaftltd) bie Seile beS Reichs nicht be* 
ftehen fönnen unb baher fuiturell berfümmern müffen, toenn fie 
fich tunntn. Saturn ftehen totr feft auf bem Boben beS Reichs. 
Wir haben ben 'JBunfch, unfere beutfch*öfterretchtfchen Brüber 
in biefem Reich als SHitarbeiter unb SHitglieber begrüßen 3u 
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f önnen. Söege 3u befreiten, bie su einer ©efährbung ber (Ein- 
heit be3 3>eutfd>en 9Utd)3 führen, lehnen tt>ir ab. 

JJreunbe unferer 6ad)e! <E§ fteht alleS auf bem 6piel. (E8 gilt, 
in ben nächften lochen unb Monaten ba8 neue 5>eutfchlanb $u 
einem neuen «fcaterlanb 3U geftalten, 3U einem Staterlanb, an ba8 
toir nicht nur mit unferen fcirtfchaftlichen 3ntereffen, fonbern mit 
ber Döllen Siebe unfereä £>er3en£ gefettet finb. (Gelingt bieg, 
bann toirb unfer Stolf au$ ber furchtbaren (Ernlebrigung ber 
(Begenmart 3u befferen £eittn fi<6 &inburd>ringen. (Gelingt e8 
nicht, fo ftur3t ber Staat in ftd^ 3ufammen ; ßeben unb (Eigentum 
toerfällt bem 3ufall; toirtfchaftlicheS unb fulturelleS 5>afetn toirb 
unmöglich. 

3>arum Ijelft ade mit, ben gütigen ©taat am fieben 3u er- 
halten unb um3ugeftalten. 3>a8 6<habf)afte an ihm muß freieren, 
aber bie (Brunblagen, bie in ihm liegen, finb bie alleinigen 
(Srunblagen, auf benen ein neuer 6taat unb eine neue Bufunft 
aufgebaut »erben fann. ' 

3>arum: 9luf 3ur Arbeit! 

26« ®tunbfätje ber 3)eutf4>eit "öolfepartei beföfoffeit auf beut 
Parteitag in ttiptiq am !9. Ottober tw. 

3>eutfcf>e8 ^Defen befteht Don 9llter3 fytv in bem 6treben nach 
freier (Entfaltung be8 drehten unb feiner (Eigenart im Gahmen 
ber bom ©emeinftnn beh^rrfchten SBolfSgefamtheit. 5>eutfd)eg 
SÖefen 3u pflegen unb ihm (Geltung unb 3l<htung in ber Söelt 3U 
erringen, ift ba8 «Beftreben ber $eutfdjen «fcolfSpartei. 

3>ie 3>eutfcf)e ^olfSpartei bertritt baher auf ber ©runblage na« 
tionaler ©taatSgefinnung bie SDertiefung unb 91u3föhnung ber 
liberalen unb f03ialen ©ebanfen. @ie ruft alle geiftigen unb fitt- 
liehen Gräfte be8 beutfd>en «fcolfeS auf 3ur Mitarbeit an einer in- 
neren (Erneuerung Don «fcolfgleben unb ©taat auf (Brunb Doller 
Gleichberechtigung, ernfter Pflichterfüllung unb echter Siebe 3um 
93aterlanbe. 

I. Horn etaateaxfen. 

1. 6taatggett)alt. (Eitie ftarfe, feftgefügte ©taatggetpalt — 
geftütjt auf forgfame Pflege ftaatgbürgerlicheti pflichtbettm&tfeing, 
legten (EnbeS aber auch <* u f unerläßlichen Machtmittel — ift 
bie erfte SBorauSfetiung für eine gebeihliche (Entfaltung ber beut- 
f<hen SöolFSfraft nach außen unb innen. J$e geringer bie flacht» 



Digitized by Google 



98 



D. 31uS bem Cagcr beö £iberali3mu3 



mittel beä *Ket<^eg finb, um fo notmenbiger ift ed, baS ^flicrjN 
betDugtfeiit gegen ben ©taat biS 3um Sobe, bie 3Ranne33udf)t uiti> 
Äamerabfd&aft, bie ©runbpfetler, auf benett unfer beutf<f>e3Solfg« 
(eer aufgebaut u>ar, im beutfd^en fyoltt lebenbig 3U erhalten. 
SXxfür mtrb bie $eutfcf>e ^ollSpartet aüe3elt eintreten. 

©te forbert botte polttifdK (Sletdjbered&tlgung aller ©taate« 
bürger; fie erbtieft aber in ber freiwilligen, bertrauenS&ollen <Be- 
folgf<f>aft, trte baS 9)ott feinen felbftgeioä&lten ^ü^rern leiftet, 
eine wesentliche Söorbebtngung für 3>eutfdf)lanbg Jrei^ett unb 
ttufftteg. 6ie wirb biefe (Sefinnung befonberS Pflegen. 

2. ©tellung nach äugen. SBie für ben et^elnen in ber 
9)oß3gemeinf<haft, fo ber langt bie 3)eutfch* ^tolfSpartei für bc& 
beutfehe ^olf im ftreife ber 93dtter bie tf)m gebütjrenbe $lcf)tung 
unb ^rei^eit ber nationalen unb toirtfchaftltcheu (Enttoicflung 

©ie erftrebt eine politlfche unb mirtfchaftltche «Bölferberfdhnung, 
halt biefe aber für unmöglich, folange bie Ct^re beS beutfcf>en 
SöolfeS bon unferen JJetnben 3ertreten, eine •Bereinigung aller 
3>eutfd>en, bie bon und geriffen finb ober fleh 3um deiche &e- 
fennen, einfchtie&licf) ber 6fterreid^ifcr>en 3>eutfd^en, berhinbert unb 
ber unS aufge3toungene (Sewaltfriebe aufrechterhalten wirb. 

Unfere auswärtige ?Joltttf bebarf einer unwichtigen, 3ielbewuf$- 
ten unb faeftfunbigen Geltung. 3>er auswärtige SHenft ift um3uge- . 
ftalten; unfere Vertreter im 3luS(anb finb allein nach bem <?>e* 
fichtSpunft ber Süchtigfeit fo auS3uwähten, baß fie auf (Srunb 
enger $3e3iehungen 3 um 3luSlanb3beutfchtum unb 3U ben mag« 
gebenben Greifen beS SluSlanbeS, inSbefonbere ber auSlänbtfchen 
treffe, unfere ^oltttf, unferen ganbei unb unfere 3nbuftrie er- 
folgreich 3u unterftüfcen bermögen. 

Sin ber geiftigen unb fittltchen gebung ber auf niebriger &ul* 
turftufe fte^enben *93dlfer m Zuarbeiten, ift auch baS beutfdjeSöoIF 
berechtigt. 

3. ©taaiSform. 3>te 3>eutfche «öolf Spartet wirb ben SBteber- 
aufbau beS Meiches mit allen Mitteln förbern. S)aher wirb fie 
im Gahmen ihrer poltttfchen ©runbfäfce innerhalb ber jetzigen 
©iaatSform mitarbeiten. 

3>te 3>eutf<he 3)olfSpartei forbert ben beutfdfjen (SinheitSftaat 
mit weitgehenber ©elbftberwaltung unb ©icherung ber (Eigenart 
ber ein3e(nen gerichtlich, fulturell unb wirtschaftlich 3ufammen« 
hängenben ßanbföaften. ©oiange fleh aber nicht alle beutfdfjen 
Eänber gieichmä&tg bem beutfd&en GtnheitSftaat einfügen, wirb 
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fcie 5>eutf<&e VolfSpartet ftch jebem Verfud) einer 3ertrümmerung 
Greußens tolberfejjen. 

Wir forbern bie SIBieberherfteftung ber ruhmvollen fd)tt>ar3- 
toeifc-roten Reiä)3farben. 

S>te 3>eutf<he Söolfgpartei erblicft in bem burch freien <£ntfc^tug 
beS Joffes auf gefeijmä&tgem «2Bege auf3urtchtenben äatfertum, 
bem ©mnbilb beutfä)er (Einheit, bie für unfer *sDoIf nad> ®e» 
fd)icf)te unb ^Defen^art geeignetfte ©taatäform. 

Veranttoortltä^e TOitarbeit ber VolfSbertretung an ber Regte* 
rung, ohne Sluäbeutung ber jeweiligen ^rtelmacht, gilt un8 
aI8 öffentliche (Brunblage jeber Verfaffung. 

4. Verwaltung unb Re<f)t8pf lege. S)te 3>eutfd)e VolfS- 
partet ber fangt ein« 3eitgemäfje ^TeugeftaÜung unb Vereinfachung 
ber Ret<h8berti>altung auf freiheitlicher ©runblage mit weitgehen- 
der ©elbftänbigfett ber einjelnen Vehörben. ©te forbert bie «sHuS» 
geftaltung be3 RechtgfchufceS i,n ber Verwaltung unb ben weitereu 
91ugbau ber ©elfrftberwaliung in allen ©tufen öffentlicher (Se- 
meinf<haft. Vei ben VerwaltungSgefchäften finb alle VolfSf reife 
3U Verantwortlicher Mitarbeit heranziehen. 3>tefe Mitarbeit ift 
eine (Ehrenpflicht, für beren (Erfüllung nur bie tatfachlichen 9luf« 
»enbungen 3U erftatten finb. 

3n einer unabhängigen, lebtgltch auf <Sefe£ unb (Berechtigfeit 
gegrünbeten Rechtspflege erblicft bie 3>eutfche VolfSpartet ben 
(Brunbpfeller ftaatllcher Orbnung. 3>er Rtchterftanb ift au3 bem 
übrigen Veamtenförper herau$3ulöfen unb bor (Elnflüffen ber 
jeweiligen Regierung ficher3uftellen. 9ln ber Itnabhängtgfelt ber 
Richter ift feft3uhalten, ihre Berufung burch SDahl 3« bewerfen. 
S&et fdjweren (Eingriffen in bie Rechte be§ eln3elnen muß, auch 
gegenüber bemofratifdjen TOehrhettSbefchlüffen, bie Anrufung be8 
unabhängigen Richters ermöglicht werben. 

5>le 3)eutf<he VoftSpartel erftrebt eine gemetnberftänbllche ©e- 
fetje3fprad>e, eine Vereinfachung, Verbtlligung unb Vefchleuni- 
flung be$ Re<ht3gange3 unb wettgehenbe Beteiligung ber £aien 
an ber UrtetiSflnbung. $)ie Reugeftaltung beS ©trafrechteS unb 
beS ^ro3eßrechte8 ift 3u befchleunigen. ©onbergerld)te finb mög- 
liche 3« bermeiben. 

5. Beamte. 3>ie 3)eutf<he Volf Spartet bertritt mit aller (Ent- 
fchiebenheit ben <5tatibpuntt f baß ein georbneteS ©taatSwefen für 
bie ßöfung ferner Aufgaben eineS in ber erforberllä)en V&etfe 
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praftifd), tf)eoretif<h unb ©iffenfcfjaftüd) borgebilbeten Berufe« 
beamtentumä al8 feineg «RütfgrateS unbebingt bebarf. 

3ur (Erhaltung unb ^ortentmicflung etneä tüchtigen, leiftungä« 
fähigen ^Beamtentums ergebt fie folgenbe ^orberungen: 

Unfünbbare, lebenslängliche $lnftel(ung ber Beamten (ebiglicf) 
nach fachlich** (BeftchtSpunften ohne SRüdtftcht auf ^artei3uge^ö*- 
rtgfeit unb religtdfeS ^efenntntS, nach fur3er TOarte3cit mit Sln- 
fprud) auf ©ehalt, Ruhegehalt, §tnterbliebenenbe3üge unb Ur- 
laub, fourie bauernbe Sicherung biefer ©runbrechte ber Beamten 
burch bie «öerfaffung. 

Sd>ufc für ben gelehrtem Arbeiter, befonberS in ber RechtS- 
pflege, ber Cehrtättgfeit unb Seelforge. 

Erleichterung beS ftufenmeifen 2lufftiegS für ^erfdntic^feiten 
bon anerfannter Sücfjtigfeit ohne Rücfficht auf bie SHrt ber 9ht- 
eignung ber erforberltchen gad)feunrntffe, auf ^arteiricrjtung unb 
Vermögenslage. 

•iöcfdfjränfung unb Steubefefcung bon ^Beamtenftellen infolge 
eineS SZBecfjfefö ber parlamentarifchen Regierung auf leitenbe 
po Ii tiferje Stellungen unb auSreid>enbe, burch <S>efet} fefoufetjenbe 
Entfchäbtguug ber auS bem kirnte Scheibenben; 

5Befolbung, «Ruhegehälter unb §tuterbltebenenbe3üge, bie ber 
^uSbilbung unb ber Stellung ber Beamten entfprechen, ben je- 
weiligen SeuerungSberhältniffen angepaßt finb unb mit bem <£in» 
fommen gleichartiger VolfSf deichten im <£inf lange fterjen, fotoie 
eine 9Ieugeftaltuug beS 2Dof)nungSgelb3ufchuffe3 mit befonberer 
33erücfftd)ttgung ber finberreichen gamilten; 

»eiteren Ausbau ber SBeamtenrechte burch ein befonbereS 93e« 
amtengefefc, melcheS bie böllige politiferje unb augerbienftlicrje 
Freiheit unb bie 3Rittt>irf ung an ber ©eftalhmg ber Stellung unb 
beS SBirfungSfreifeS ber Beamten burd) SJeamtenauSfcfjüffe unb 
^eamtenfammem unb ihre gad)berbänbe ficrjerftellt; 

unbebingte 9iufred)terhaltung beS StaatSbürgerrechtS, beS Ver« 
fammlungS«, Vereins- unb SöeretntgungSrechtS unb (Setoährung 
beS grunbf eidlichen Rechts ber freien OTetnungSäu&erung in '©ort 
unb Schrift; 

SBerbefferung beS SHenftftrafberfahrenS, inSbefonbere burd) Ein- 
fügung ber ^Berufung, ber SÖieberaufnarjme unb ber $3efe$ung 
eineS SetleS beS (SertchtShofeS mit Beamten Dorn Range unb 
bem 3>ienft3tt>eige beS ^ingefchulbigten; 
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bolltge (&ldd)ftdlung ber Cehrer unb (Bemeiubebeamten in toirt« 
fd>aftlid)cr unb rechtlicher ginficht mit ben (Staatsbeamten. 

6. «BolfStum unb Jamilie. SHe 9tot ber 3ett, bie 93e- 
brütfung burdf) unfere JJetnbe, ber §a| unb bie 'Berleumbung, bie 
bem beutf d>en Söolfc überall begegnen, machen eS befonberS not» 
toenbig, bafj eS feiner bölftfdjen (Eigenart betou&t toerbe unb alle 
geiftigen unb fitttid^en Werte, bie in ihm (legen, herausarbeite. 
C5>ü3u null bie 5>eutfche StolfSpartet nach Gräften mitoirren. da- 
gegen befämpft fie alle 3erfefcungSbeftrebungen, bie an bie Stelle 
beS 93efenntniffe8 3um nationalen Staat unb 3 um beutfdjen 
33olf3tum ba$ Weltbürgertum fetjen toollen. Sie bertoirft alle 
s Be[trebungen, bie unfer beutfdjeS (Empfinben 3urü<fbrängen 
»ollen 3ugunften toeltbürgerlicher, un8 toefeuSfretnber 9luf- 
faffungen. 5>er fittliche unb tt>trtfd>aftltche Wieberaufbau unfereS 
^offeä fann nur gelingen, toenn totr 3urü<ffehren 3U ben alten 
(Srunbfätjen bon Sreue, (Ehrlichfett, Unpartetltchfeit unb Unbe* 
fted)lidf)fett im öffentlichen 3>ienft, in §anbel unb Wanbel. 311 te 
anberS gearteten (Seftmtungen befämpft bie 3>eutfche "öolfSpar* 
tei, glelchbtel, bon toelcher Seite fie fommen. 

(Einern auf unfer «BolfStum unb StaatSleben 3erfe$enb totrfen- 
ben (Einfluß beS (SrojjfapttalS, tote er bei bemofratifajer Staats« 
form 3U befürchten ift, tnug fd^arf entgegengetreten »erben. 

3>ie tieffte Quelle unferer 93olfSfraft liegt in ber beutfdjen Ja* 
milie. JJe mehr bie Sa)ule unter (Einflüffe fommt, bie bem beut* 
fd&en Wefen fremb finb, um fo fräftigeren «Rücfhalt mu& bic 
Pflege beutfd>er (Sefchtd&te unb beutfd&er SktterlanbSUebe in ber 
Jamilte finben. 9ltleS, toaS 3um SdEnit; unb 3ur Stärfung ber 
Mamille, tnSbefonbere auch burch Stoben«, WohnungS* unb 
Steuerpolitik getan toerben fann, toirb burd) bie 3>eutfd)e 93otfg= 
Partei tatfräfttgfte görberung erfahren. 

7. 5BebölferungSpoltttf. S>ie «öolfSgefunbbett leiblta) unb 
ftttlid) 3u pflegen unb 3U förbern, ift ber 5>eutfdjjen SBolfSpartet 
ernfte ^flia^t. Sie toiü baS beutfehe *D3olf beutfdf) erhalten unb- 
befämpft baher tnSbefonbere bie feit ber 9leboiution eingetretene 
Überflutung 3)eutfd)lanbS bur<h frembftämmige ^3erfonen. 

SHe 9iuStoanberung bon 3>eutfdf)en gilt ihr alS Söerluft beut* 
fdher StolfSfraft unb beutfehen SöolfSbermögenS. Sotoeit fie nicht 
3U berhinbern ift, finb bie SluStoanberer fad&gemäg 3« betattn 
unb fo 3U leiten, baß fie ihr 3>eutf<htum unb ben 3ufammenhang 
mit ber Qeimat behalten. 
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8. SluSlanbSbeutfchtum. $ür ble beutfd>en «minberhetten 
in fremben Staaten forbert bie 3>eutfd&e «öolfgpartet ba8 ^led^t 
auf SDahrung IhreS 33oK3tum8. 

3>le Pflege ber #ulturgemelnfchaft mit ben 3lu8lanb3beutf$en 
al8 ben SBertretern be8 beutfchen (S>ebanf enS, ben ^torfärnpfem für 
bie Dichtung be8 gefamten 5>eutfdf)tum3 unb ben Pionieren bes 
beuten §anbel8 gehört 3u ben boruehmften Aufgaben beS 
Welches. 3n8befonbere follen bie gegen Ihren Hillen bon unS 
loSgertffenen «BolFSgenoffen mit bem beutfdf>en SDolFe geiftig feft 
berbunben bleiben. 

9. ^rauenfrage. 3>ie 3>eutfd)e 'öolf Spartet tritt ein für bie 
polttifche, totrtfchaftltche unb rechtliche (SHetchftellung ber (Befriede- 
ter, ©te forbert 3ulaffung ber grauen 3u allen Ämtern unb 
©teilen unter «BorauSfefcung bolltoerttger «Borbilbung, bie 3u- 
gleich «Borbebtngung 3u ihrem ^ufftteg bl8 in bie haften ©teilen 
totrb. 

3>a8 SBlrfen ber grau afg Mutter unb <£r3lehertn ber Fom* 
menben (Sefdjlechter, als Leiterin be8 §au8to>efen8 unb al8 Mit- 
arbeiterin unb TOttfämpferln im fo3ia!en, totrtfchaf tilgen unb 
Fulturellen £eben finbet toeitgehenbe SD5ürbigung unb Unter- 
ftütjuug bei ber 3>eutfchen 93olF spartet. 

10. ©df)ule unb Söolf Sbtlbung. 3)ie 3>eutfdf>e «öolFSpartet 
forbert ble nationale (£lnhett8fd[)ule. 9luf einer allgemeinen 
(Bruubfchule foll ftdf) ein reldjgeglleberter unb bielgeftaltlger Auf- 
bau be8 beutfchen ©chuhoefenS ergeben, beffen ein3elne Seile 
unter fleh eng berbunben finb, fo baß ftdj bem Süchtigen ohne 
Unterfchieb beS (S>efdf)lecht3, be8 ©tanbeS unb be8 93eflfce8 blel- 
fache SluffttegSmögllchFetten bieten unb beutfdf>e8 (BelfteSleben ftdf) 
in feiner gan3en «ÖtamtlgfalttgFett entfalten Fann. 3>abet ift ber 
3ufammen&ang mit ben (Brunblagen beutfdf>er Kultur, InSbefon- 
bere bem (S&rlftentum, 3u betoahren. S)ie 3>eutf<^e «BolFSpartet 
forbert beg^alb auch bie Beibehaltung be§ Religionsunterrichts in 
ben öffentlichen ©djulen nach & en (Srunbfäijen ber «KeltgtonS« 
gemelnfchaften unter < 2Öah r w n 9 a ^ e r (SetolffenSfrelhelt. 

SBei ber (Einrichtung ber BoIFSfchuIe ift auf bie gefchldfjtlidf)e 
(Enhotcflung unb auf ben ^Dillen ber (SntehungSberechttgtenRücf- 
ficht 3u nehmen. 3e nachbem biefe eS forbern, ift fie fimultan ober 
fonfeffionell 3u geftalfcen. 3>aS fyöfyivt ©chultoefen ift unter 5Be» 
rücffi<htigung ber neueren ^Übungsaufgaben im ^Infchlug au bie 
gef<hi<htltch getoorberan formen 3« enttotcfeln. 3n biefen Aufbau 
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bcg nationalen SStlbungStoefenS finb alle Jad*- unb gortbtl« 
bunggfd&ulen ein3ugllebern. 

3>en prtbaten (Spulen ift unter ftaatlid&er 9lufftd)t freie Betä- 
tigung $u getoä^rleiften. 

<£infd)ltejjltd) be$ 3tefud)e3 ber Berufs- unb 5«>rtbilbung8fd)u- 
Ien bautvt bie ©<f)ulpfltd)t bi8 3um 18. SebenSja&r. 

5>a8 gefamte 6d)ulu>efen fte&t unter ftaatlidjer 9lufftd)t, bie bon 
JJat&leuten auggeübt tolrb. 

3n arien 6$ufen foll ein (Seift ber Jretfjeit, ber Arbeits- 
freube unb ber 6eftftberanttt>ortli<f)feU ftalten, foll ben £ef)rern 
unb (Eltern ein 3nttbeftimmung$red)t gett>äf)rt unb bie <S>ett>tffen3« 
fret&elt geartet, 3ugletdf) aber bie nationale BtlbungSetn&eit unb 
ba8 nationale Btlbungg3tel gefiebert toerben. ©taatSbürgerltd&e 
(äeftnnung 3u ermeefen, ed)te Baterfanbgliebe unb ben 6tol3 auf 
bie gefd)ld)tlid>e (Brd&e beg beutfd>en SBolfeS 311 pflegen, ift eine 
ber $fkf)ften Aufgaben aller beutfd>en Schulen. 

3>ie £e$rerbitbung ift au8 tl>rer 6onberftellung 3U lofen unb 
in ben grogen 3ufammenf)ang beS gefamten nationalen Btl- 
bungS* unb <£r3teljunggtt>efeng etn3ufügen. 

3>en Slbfdjlufc ber berfdjiebenen BtlbungSioege follen mannig- 
fa<f)e Birten bon §od)fd>ulen bilben, 3U beren Befucf) ein entfpre- 
d>enber Befäl)lgunggnac&tt>etg Borbebtngung ift. 3>te beutfdfjen 
£>od)fd)ulen fte&en in erfter £tnie €>tubittenbtn beutfd)er 9lb- 
ftammung unb beutfd^er Butter fprac^e offen. 3>ie ^rei^eit ber 
TOiffenfd^aft unb t&rer <£rforfd>er unb Ce&rer mu& gctoä&rleiftet 
bleiben, eine au8reW[>enbe tr>trtfd)aftltd)e 6td>erftellung für alle 
Liener ber ^tffenfdjafi unb fo3iale gürforge für bie ©tubenten 
burd)gefüf)rt werben. 3>et innere Aufbau ber §o<f)fd)ulen ift un- 
ier berantioortlii^er 'Sttittoirfung ber afabemtfc&en äörperfdjaften 
unb Vertretungen au^ugeftalten. 

Bolfgf)od)fd)ulen unb £>o$fd)ulfurfe finb mit bem 3iel oerttefter 
ge^eng» unb BerftanbeSbilbung auf ber ©runblage beutfdjer 
VolfS- unb 6tamme8art etn3urid)ten. Btlbungg- unb Untermal« 
iung8einrtd)tungen (Söolfö&eime, BolfSbüdjereten, 6ammlungen, 
£W)tbilb, literarifcfee unb mufifalifd^e Darbietungen) follen unter 
Bertoenbung öffentlt<&er TOittel me&r al8 MS&er in ben 3>ienft 
ber Bereblung, ber (Er&olung unb (Sefelligfett geftellt toerben. 

11. 3ugenbpf lege. SHe 3>eutf<f)e %olt Spartet tritt ein für 
einen tatfräftigen Ausbau ber 3ugenbpflege unter bem (Stefid&tS- 
punft ber (Erhaltung unb ©tärfung ber beutföen Bolfgfraft. 
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3ll(e3, ttnii 3ur torpedieren, getfttgen unb ftttltcrjen (Ertüchtigung 
ber 3 u 9*n& bleut, tft nacrjbrücfltcr) 3U förbcrn. 3He öffentlichen 
5ürforgema&nar)men unb bie pribate Söohltättgfett für bie J$u» 
gcnb ftnb, tnSbefonbere burcr) gef etliche (Einführung bon gugenb- 
ämtem, au$$ubautn unb miteinanber 3U oerMnben. 

12. Religion unb ätrcrje. 5>ie S>eutfcr)e SöolfSpartet ber« 
langt <Sett>tffengfretr)ett unb Selbftberanttt>ortlt<r)feit in allen re- 
ligiöfen unb fir(r)licr)en Angelegenheiten. Sie fierjt im (Etjriftcn- 
tum einen (Srunbpfeiler beutfcr)er Kultur unb beutfcrjen Volfg- 
lebeng. Sie erftrebt eine berftänbntSbolle 3 u fantmenarbeit ber 
'ReligtonSgemeinfchaften mit bem Staate im 3>ienfte ber s 33olf§* 
er3ter)ung fotoie ber Sltilberung ber Fonfeffionellen (Syegenfätje 
burd) gegenfetttgeS Söerftänbntg unb einträchtiges 3ufammenar« 
beiten im öffentlichen lieben. 

5)ie $eutfcr)e Volf Spartet tritt ein für bolle ^reirjeit unbSelbft» 
bertoaltung aller religiöfen <Bemetnfcr)aften. SHe 8trcr)en follen 
frei bon ftaatlicrjer Vebormunbung i&re bisherige Stellung alg 
8örperfcr)aften beS öffentlichen SRechtS, einf<hlte&lich beS <Red)t3 
3ur Steuerung ihrer «ötitglieber, behalten. Ruberen ^elt» 
glon3gemeinfcr)aften ift bie TOöglicrjfeit 3U öerferjaffen, burcr) ftaat« 
lt<r)e Slnerfennung biefelben fechte 3U ertoerben. 

3>te SBerpflier)tungen beS Staates follen burd) (Sefefc in einer 
ben CebenSbebingungen ber $ircr)e entfprecr)enben Jorm allmär)- 
lur) abgelöft »erben. Jfür ben ^ortbeftanb ber tr)eologif<hen ga» 
fultäten, ber Seefforge in §eer unb TOarine, in öffentlichen #ran* 
fenhäufern unb <S>efängntffeu ftnb au<h ferner ftaatlicrje Littel 
bereit3uftellen. 

13. Äunft, Literatur unb treffe. 3>ie 5>eutfcr)e VolfSpar- 
tei erfennt an, baft allen in ber &unft unb Literatur um ©eltung 
ringe nben Strömungen baS 9tedjt auf freie (Entfaltung 3ufommt; 
ttjte befonbere {Jörberung totrb fie aber benjenigen Steftrebungen 
»ibrnen, bie beutf<r)e3 'EVefen unb beutfdjeS Gmpftnben fünftlerifcr) 
barftellen toollen. 3>ie ^unftftatten unb fünftlerifcrjen SBeftrebun- 
gen in ben mittleren unb Heineren Orten finb befonberS 31t 
pflegen. 

3>ie Freiheit ber treffe ift 3U getoährletften. S<f)mut) in 'SÖort 
unb "3511b aber 3U unterbrüefen unb bunt) Pflege guter Äunft unb 
Literatur 3U berbrängen. SHe treffe ift afö berufene Vertreterin 
ber Öffentlkhfeit an3u*rf ernten; ber Bürger ift bor ungerecr)tfer= 
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tigten Eingriffen ber treffe gegen fein &du3Ud)eg Ceben unb feine 
perfdnltchen Stechte 3u fd)ü$en. 3>er 3eugui83toang gegen bie 
treffe ift 3U befeitigen. 

II. Von btt *olf»i»irtf4aft. 

14. $Dirtfd)aft3orbnung. 3>ie 5>eutfche Söolf Spartet forbert 
für jeben Staatsbürger baS yuä>t ber freien Entfaltung feiner 
Äräfte. 3>a8 Streben nadj ©etoinn muß aber bei bem ein3elnen 
feine ftttllchen Schranfen finben in ber «Rücfftdjtnahme auf baS 
QDoht unb bie Bebürfntffe ber übrigen BolfSgenoffen. 

3>ie S>eutfd>e BolfSpartet hält feft an bem Stecht auf ^3rlbat* 
eigentunt unb bem gefet}Il$en (Erbrecht ber engeren ^amiiie. 
3>er Beftfc ift als anbertrauteS ©ut 3U behanbeln, baS 3« frucht- 
barem S<f>affen berpf lichtet; bieg gUt in erhöhtem Slla&e bom 
ererbten (Sute. 

Bei ber Überführung bon toirtfd>aftItcf)cn Unternehmungen in 
bie öffentliche §anb, bie nur gegen <£ntfd)äbigung erfolgen barf, 
toirb bie 3>eutf<he BolfSpartet unter ber BorauSfetjung mlttatr* 
fen, baß toefentlwf>e Vorteile für bie Allgemeinheit bauernb ge- 
toährletftet finb. 3m allgemeinen toirb eine Beteiligung beS 
Staate« an freien Betrieben ben Bor3ug berbienen. 

3)em <S>enoffenf<haft3a>efen in €>tabt unb £anb toirb bie 3>eut- 
f<he Bolf8j>artel fachgemäße görberung 3uteil toerben laffen. 

15. Arbettägemetnf<haft. 3>ie 3>eutfche Bolf Partei fleht 
bie ßöfung ber fo3ialen Jrage nicht in äußeren formen beS 
2XHrtf<haft$lebenS, bie mit erhöhtem 3toang nur feine CelftungS- 
fähtgfett mtnbern, fonbern in ber innerlichen (Sieichberechtigung 
alter BolfSgenoffen unb ber ftttlichen Übertotnbung aller ©egen- 
fätje 3b>tf<hen ben berfchiebenen BebölferungSf reifen, 3totfdf)en 
Stabt unb £anb, Unternehmern unb Mitarbeitern. <£tne So3talt« 
fterung ber beutfdfjen B3trtfdf)aft bertotrft fie; ber Ausgleich 3tol* 
fchen ben tolrtfchaftltchen JJorberungen ber etn3elnen Beruf ä- 
gruben Ift auf bem B3ege gütlicher ober fchteb3gerid)tllcher Eini- 
gung herbet3uführen. 

3)er Glaube, bag eine BolfSflaffe nur für bte anbere arbeite, 
mujj nicht nur tote bisher burch fo3lale Jürforge, fonbern t>ot 
allem burch ein engeg Sufammentolrfen 3totfchen bem Arbeit- 
geber unb feinen B3erfSangehörtgen totberlegt toerben. Jretge- 
todhlte BertrauenSleute ber Arbeiter unb Angeftellten follen nach 
Maßgabe ber ©efetje unb allgemeinen Berelnbarungen gemein- 
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fam mit beut Unternehmer bie ben ArbeltSbienft unb bte Wirbel* 
tertoohlfahrt betreffenben fragen löfen. SHe gefchdftlid>e unb ted>- 
ntfd>e Ceitung ber betriebe bleibt ber Berantoortlichfett ber Un- 
ternehmer 'überlaffen. 

3>em berechtigten Verlangen ber Arbeiter unb Angeftellten, 
beranttoortlid) an ber Regelung ber ^öi.rtfc^aftS* unb €>o$ial* 
politif mit3utDirfen, ift Rechnung 3U tragen. SHefeS ö>ill 
bie S>eutfd>e BolfSpartet burd) eine bon ben Berbdnben ber Ar- 
beitgeber unb Arbeitnehmer getragene ArbettSgemetnfd>aft er» 
reichen. 

3n freier unb unbefangener ©emeinfchaftSarbett foll fi<h fo auf 
bem Boben ber (Bleichberechtigung 3toifchen ben Unternehmern 
unb ihren Mitarbeitern eine berufeftänbige Vertretung aller 
fchaffenben Arbeit big hinauf 3um «RetchStourtfdjaftSrat aufbauen. 

16. Angeftellte unb Arbeiter. 3)ie CebenS- unb Arbeits- 
bebingungen ber Angeftellten unb Arbeiter muffen burd> ber- 
ftdnbntSbolleS 3ufammenu>irfen aller beteiligten neugeftaitet 
»erben, hierbei ift auf freie beranttportliche Betätigung ber etn- 
3elnen unb auf 'JBürbigung ber ^rfönlichfett nach ihrem befon- 
beren «Söert unb ihren Stiftungen htti3Utoirfen. 

3>le 2>eutf<he BoftSpartet tritt etn für gefefcltche (Bemdhrlei- 
ftung beS #oalttionSred)teS unb ber Koalitionsfreiheit, inSbefon- 
bere für 6<f)utj ber getDerffchaftltdjen unb politifdjen Über3eu- 
gung beS ein3elnen Arbeitnehmers, fotoie für Anerfennung ber 
BerufSberbänbe, für 6d>affung eineS 3ettgemdfjen Arbeiter- unb 
6taatSarbeiterrechteS unb ben Ausbau beS Angeftelltenred)tS 
unter Berücffid&ttgung ber Bebürfniffe ber ein3elnen Angeftetl» 
tengruppen. 3>en befonberen Berhdltntffen ber ßanbarbelter, 
QanbtoerfSgehüfen unb gauSangeftellten ift Rechnung 3U tragen. 

3>ie S>eutfcf)e BolfSpartet forbert (Erweiterung ber fo3ialen^ür- 
forge auf allen (Gebieten. 3ntemationale Durchführung ber fo- 
3ialen BerftcherungS- unb 6chut>gefefce ift baher ein bringenbeS 
(ErforberntS. 

17. Jrete Berufe. SHe S>eutfd)e BoffSpartel tritt für (Erhal- 
tung unb ©d)ufc ber freien Berufe (#r3te, Apothefer, Antodlte, 
3Jechnifer, 6chriftfteller ufm.) ein. 6ie bertoirft eine 6o3taltfle- 
rung biefer Berufe unb eine Befteflung ihrer Angehörigen 3u 
Beamten. 3>te totrtfchaftftchen Beftrebungen ber BerufSberbdnbe 
follen ftaatliche gdrberung finben. 3>aS 9Ucht am geiftigen (Eigen- 
tum ift 3u erweitern. 
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18. £anbn>irtf<f)aft. 3n einer blüf)enben £anbtt>irtfd>aft unb 
einem frdftigen, felbftbettmgten s Bauernftanb flef)t bie 5>eutfcf)e 
Söolfgpartei bie ti>icf)tigfte Orunblage beutfdf>er *33oIf8fraft. 3>ur<f) 
planmd&tge Pflege aller 3toeige ber eanbto>irtfd>aft ift bie §e* 
6ung ber Beugung unb bamit bie Uuab&ängigfeit unferer 
^olfSernd&rung bom 3lu$lanbe an3uftreben. 5>te Wel)3ucf)t be» 
barf gan3 befonberer görberung. 3>le reftfofe 5Uu8nüftung oller 
3ur ^ifd^3ud^t geeigneten (Betodffer ift geboten. 3>urdf) bie Söir« 
f ungen beS SBeltmarf te8 barf bie beutfdf>e 2anbtt>trtfd>aft in tyrem 
Söeftanbe nltf>t gef darbet »erben; fcterbor ift fie bur$ 6d)ufc3dlle 
auSreic&enb 3U fidlem. 

5>urd> eine grofoügtge 3nnenfteblung ift eine gefunbe TOi* 
fd)ung bon cBrofe«, Littel- unb Kletnbefttj unter Söerme&rung ber 
[elbftanbigen Sktuernftellen unb ber lanbtt>trtfd>aftli<f)en Klein- 
betriebe 3u erftreben. 3>er Siufftieg 3u tDirtfd&aftlid&er ©elbftdn« 
bigfeit ift, namentttd) bei ben ßanbarbeitern, planmdfcig 3u för- 
bem. 3>te 3ufammenlegung 3erfj>lttterten «SBeftfteS unb bie 3>urd)* 
fü^rung bon 93obenberbefferungen ift erf)ebltcf) 3U erleichtern. 

S>te lanbtoirifd)aftUd)en ^ibeifontmiffe in ber feit^erigen fjorm 
unb 9lu3bef)nung muffen tDegfallen. Qdufung bon (Sutern unb 
< ^kadf>tungen in einer Qanb ift 3U bewerfen. 

3>a8 Qanbtoerf auf bem Canbe ift 3U neuer ^Blü-te 3U ertoetfen, 
baS SBerfe&rStoefen <iü2$ubautn. 3>a8 6df)ultt>efen auf bem ßanbe 
muft na<f)brucffid)ft gehoben merben. Itonbtirirtfcfjaftltcfje JJad)fd)u* 
leti bürfen nirgenbS festen. SBerfud)g* unb TOuftertDirtfc^aften 
follen bie Heineren unb mittleren Stefitjer 3U gefteigerten Sti- 
ftungen ermuntern unb 93eruf8freube unb 93erufgftol3 in iljnen 
erböten. 

5>ie f)ol>e 93ebeutung ber £anbfrau innerhalb beS lanbtotrt» 
fc^aftlic^en Betriebes, bei bem 31u3gleidj totaler (Segenfäfce im 
3>orfe unb in ber ftörberung lanblicfjer Kultur ift boHauf 3U 
merten. 

3ur SÖteberbebdlferung beS £anbe8 ift ba8 Sanbleben nidjt 
nur an ^ilbunggmögfid&fetten, fonbern aucf) an toürbiger Unter- 
Haltung rei<f>er auä3ugeftaften. 3>a3 3>orf mufj ein Kulturmittel« 
puntt »erben. 3)urcf) fo3tale §ebung ber lanblidfjen ltuterfcfjid)ten 
ift ein "Rücfftrom ber bom fcmbe ftammenben ftdbtifd&en ^ebölfe« 
rung mit aUen Mitteln 3U förbern. 

Söolfgffembe SirbeitSfrdfte finb fobaib al8 möglid) burcf) ein« 
&eimtfcf)e 3" erfetjen. 
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19. Snbuftrie. Um bem beutfä)en Volfe Unterhalt 3U fd)affen, 
bebarf e3 bc8 erneuten 3luff$tt>ung3 ber 3nbuftrie. ^DaS Don 
6taat3 toegen 3u ihrer ^drberung gef<f>ehen fann, tnSbefonbere 
bur<h aHffenf<haftli<he £?orfdf)ung§' unb VitbungSgelegenheiten, 
AuSgeftaltung ber gewerblichen ©chufcrechte (^tente ufn>.), 9** 
fefclid&e unb bertt>altung8mä&tge Erleichterung ber Vegrünbung 
unb Jü^rung inbuftrteller betriebe (8on3efftonSberfahren ufu>.) 
tonrb bie Unterftütjung ber 3>eutfd>en tyoft$pavU\ finben. 

5>ie $Dirtfdf>aft3*, ganbelS* unb 3<>Hp0Wtf wuj auf bie £e* 
benSnotmen bigfetten unb bie gef unbe (fcnttDicflung ber 3nbuftrie 
forgfdlttge ^ütffid^t nehmen. (Eine gut belohnte, gelfttg f>o<h e 
ftehenbe Arbeiterfchaft oHrb bie toertbollfte Mithelferin ber 3n- 
buftrie fein. 

20. §anbto>erf,#leinhanbelunb(S)eti>erbe. 3>ie $eutf<hi 
Volfäpartei nmrbigt ben bebeutfamen nationalen unb uurtfd£)aft* 
lkf)en «^Dert etneS felbftdnbtgen SlUttelftanbeS unb ftef)t im felb= 
ftdnbtgen §anbn>erf, äleinhanbel unb (Setoerbe bringenb erhal« 
tengtoerte, ber CanbtDirtf^ft, ber 3nbuftrle unb bem ©ro&h<w* 
bei gleichberechtigte <£ra>erbSftdnbe, beren SebengfdhigJeit 3u 
flauem unb 3u fdrbern ift. 6ie erblicft baher eine ihrer bornehm« 
ften Aufgaben barin, bie 3&teberaufri<htung be3 gewerblichen 
*Ktittelftanbe$ in 6tabt unb ßanb mit allen #rdften 3u betreiben. 

3)ie berufSftdnbtfchen Verbdnbe finb bei ber £öfung aller ben 
gemerbltichen ^littelftanb betreff enben fragen heranziehen unb 
in ben 9tei<h3toirtfd)aft3rat ein3ugliebern. 

3>urd) Vermittlung ber 3kruf3berbdnbe unb (Senoffenfchaften 
finb ben TOlttelftanbäbetrieben $$aren unb 9tohftoffe in au3* 
reichenbem <2tta|je 3U3uführen unb ihnen ber erforberliche &rebü 
unter günftigen 3*n3» unb < Rücf3ahlung8bebingungen 3u ber* 
fchaffen. 

^etd), €>t<i<xt unb ©emetnben f ollen burch fchleunige Verge- 
bung aller nottoenbigen Arbeiten Arbeitsgelegenheiten fd)affen. 
S>abei muß ben 'SHißftduben be3 Verbingung3tt>efen3 baburch 
ein <£nbe bereitet fcerben, baß alle öffentlichen Arbeiten nur 3u 
angemeff enen greifen, bie tm (Einvernehmen mit ben VerufSber* 
bdnben fefoulegen finb, bergeben tDerben. 

3)ie ^ommunalifierung ber betriebe beä ^HittelftanbeS lehnt 
bie 3>eutfdf>e VolfSpartel ab. (Eine 33ebor3ugung ber &onfumber- 
eine unb anberer 2Dtrtfd)aft8gemeinben 3uungunften be3 getoerb» 
lia)en SrttttelftanbeS h<** 3u unterbleiben. 
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5>ic berufliche unb totrtfchaftltche SluSbilbung ber ganbtoerfer 
unb ©etoerbetretbenben ift 3U förbern. 5Un ber *5ÖerfftattIe^re 
ift feföuhal'ten. 3>er £ehr* unb 6tunbenj>lan ber 5a<hf<$ulen ift 
unter ^ittoirfung ber 93eruf8berbdnbe auf3uftellen. 

21. ganbel unb 6$if fahrt; Kolonien. 3n 9lnerfennung 
ber f)of)en SBebeutuug be3 93anf* unb ^erficherunggtoefeng, be8 
£>anbel3 unb ber Schiffahrt für unfere gefamte «öolfgtotrtfchaft 
»trb bie 3>eutfche «BolfSpartet ihnen mit allen Mitteln behilflich 
fein, bie frühere SBeltgeltung toieber 3U erringen, ßdfttge Ueffeln 
muffen ihnen ferngehalten »erben. 

3>en ^IDieberaufbau ber §anbel3flotte ^at ba8 bleich mit 3tach* 
brucf 3U förbern. £?ür bie burch bie 9iu8lteferung ber §anbel8* 
flotte fd)ü>er getroffene feemdnntfche 93efa£ung 3U forgen, ift 
<£&renj)fli<&t "beS Meiches. 3>er SiuSbau ber beutfd&en 6eehdfenmtt 
Mitteln be3 Meiches ift erforberitch, um fie im SDettbetoerb mit 
ben au8ldnbtf<hen gdfen lebensfähig 3U erhalten. 9lud) bie ©ee« 
f tf<heret bebarf feiner Unterftü^ung. 

3>ie S>eutfche tyolföpatUi totrb alles bavan fetjen, um für 
S>eutfd)fonb ein feinen »trtfchaftltchen 93ebürfntffen entfj>redf>en» 
be£ ^olontallanb toieber3uerlangen. 

22. SöerfehrStoefen. (Stfenbahnen, natürliche unb fünftlid&e 
Söafferftrafjen bitben bie ©runblage einer gefunben «fcolfätolrt« 
fd>aft unb bamtt auch eine «JtorauSfetjung für georbnete poltttfche 
3uftdnbe. 

S>te 6taat3etfenbahnen finb auf ba3 bleich 3U überführen, ©ie 
finb 3u einer ftd) felbftbertoaltenben Slnftalt 3ufammen3ufd)lte[jen, 
toelche unabhdngtg bon ben 5inan3en be£ «Reichs bie beutfcfte 
^SolfStoirtfchaft 3u förbern J>at. tytt (Einnahmen müffen bie 95er* 
3infung unb 9lbfd)reibung ber $lnlagefoften ermöglichen. 

2lu<h bie görberung ber ©dfjiffaljrt auf ben natürlichen < 303affer* 
ftrafcen, ber 9Jau unb bie Pflege eineS auSgebehnten $analnet$e8 
unb ber mafd)ineile betrieb auf ihm mufj Aufgabe be8 Meiches 
fein. 93el SluSnufcung ber SEDafferftra&en bürfen ber pribaten Un» 
ternehmungSfuft nur infotoeit ©chranfen gefegt unb Saften auf* 
erlegt ©erben, aß bteS 3ur 3)ecfung ber Auslagen be3 9lekhe8 
unb 3ur «Regelung be3 «©erfehrS geboten ift. 

23. 'SBobenpottttf unb 'SBohnungStDefen. 3)er heimat* 
Itiche 93oben ift unter ein «Recht 3U ftellm, ba3 Ihn bem beutfchen 
«Bolfe fi<hert unb feinen (gebrauch al8 TOerf« unb 2Bohuftätte för« 
bert, ba& }eben «EttjjbrauKh auSfchfie&t unb ba8 bie SÖertftetge- 
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rung, bie er ohne bie Arbeit beS ein3clnen erhält, ber 9UIge- 
memheit nufcbar macht. 9Ule beutfdjen JJamilten, tnSbefonbere 
bie tinberrekhen, follen mögltd)ft eine ihren Stebürfniffen ent- 
fprexhenbe *2öohn« unb 3Btrtfd)aft3heimftätte erhalten. 

3n Gtabt unb £anb tft eine bon fo3ialem unb ted)nifd>em «Ber» 
ftänbntä geleitete «SDohnung&mfficht burä)3uführen. S)er ^uS« 
glekh t>er ©egenfätje 3tt>tfchen Vermieter unb Steter burch ber- 
ftänbniSbolle ^üdfichtnahme aufeinanber tft an3uftreben. 

3>er Stebarf an neuen 3Bol)nungen ift reä)t3eitig 3U fid>ern. 
Qierbei mufj bor allem bie pribate 3tautdrigfeit geförbert toer« 
ben. 9tet<h unb ©taat ^aben burch fachgemdfte Orbnung beä 
&rebUti>efeng unb ber 93ett>irtfchaftung ber 93auftoffe fotoie burä> 
<öerbefferung beS öffentlichen «öerfehrgioefeng ^elfenb ein3ugrei» 
fen. ^3auberetter 93oben ift überall bort, too er 3U angemeffenen 
greifen nicht 3ur 'Jterfügung fteht, mit §ilfe bon SJorfaufä« unb 
(Enteignung^rex^ten '3U befchaffen. S)ie 3ktupoli3eiborfchriften 
muffen bon läftigen Ueffeln befreit, aber bon fo3talem (Seift ge* 
tragen fein, gür SDohnbauten ift eine weiträumige, niebrige 
unb gefunbe ^autoeife 3u erftreben unb buwh Schaffung fcfmeller 
s Berfehr8berbinbungen bon ben getoerblk^en Mittelpunkten in 
ihre toeitere Umgebung 3U ermöglichen. 

3n ber ftäbtif<r>en 3kbölferung, inSbefonbere in ber gro&ftäbti» 
fä>en 3 u 9*nb, tnuj bie £iebe 3um §eimatboben toieber getoeeft 
merben. #letngartenbau unb 8ietntier3ucht finb 3U förbern. 

24. Äriegäf c^dben. SBettgehenbe gürforge für alle 3rte» 
ger, tnSbefonbere für bie &rieggbefcr)dbigten, fotoie für bie §tn* 
terbliebenen unter $3erü<f fid)tigung i^rer früheren £ebenähattung 
ift felbftberftdnblid>e (Ehrenpflicht be3 Meiches. 

SHe 3>eutfd)e $$olf3partet berlangt eine grofougige unb toeit* 
her3ige JJürforge für bie 93ea>of)ner be8 bom Jeinbe befefcten 
(BebietS unb für bie beutfa>en ^üdtoanberer. ©ie toirb bolle 
6d)ablo3fKtttung ber ^etoohner beS befefcten (SebietS für bie 
ihnen burd) Maßnahmen ber JJeinbe 3ugefügten *33erlufte er* 
ftreben. 

25. 5* nan 3 cn un & Steuern. (Ehrlichst, Orbnung unb 
6parfamfett müffen in ben öffentlichen %aufyalttn »ieber 3ur 
(Stellung fommen. 9tur fo fann bie (Sefunbung ber ginan3en be3 
9*eid>e3 toieber §trbtiQe\ül)vt werben. 3)ie toirtfchaftlicrjen Un- 
ternehmungen be8 3leiche3, ber Zauber unb ber (Semeinben 
müffen pfleglich unb nach faufmdnuifa)en (Srunbfdften bertoaltct 
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»erben. $luch Unternehmungen in öffentlicher §anb, bte in erfter 
Sinie 3ur JJörberung ber ©efamtaurtfehaft befttmmt finb, muffen 
mögitchft naeft bem (Brunbfafc ber ©elbftfoftenbecfung betotrtfehaf« 
tet »erben. 

(Einfommen unb Vermögen finb nach ber £eiftung£fäE)igfett 3u 
ben ©taatölaften f)eran3U3tef)en. S>a8 $lrbett8etnfommen ift bem 
(Einfommen auS '©ermögen gegenüber 3U bebor3ugen. 3>er Ja» 
milienftanb ift 3u berüeff tätigen; bie für bte SBolfSfraft »tätigen 
OTittelfchichten müffen bor einem gerabftnfen betoahrt »erben, 
steuern auf ben Verbrauch, ben 9luf»cmb unb ben 93erfehr ber 
breiten klaffen »erben nicht 3u bermeiben fein. 3ln bie ©teile 
entfernter ^raxmbter foll als gefe§li<f>er (Erbe ber ©taat treten. 
©teuerhinter3teljung unb Steuerflucht finb rücffichtSlog 3U be» 
fämpfen. 

3>te 3**fage an bie 3ei<hner ber Kriegsanleihen ift ein3ulöfen. 
3>er getoaltige ©teuerbebarf be8 «Reichel rechtfertigt e8, bag ba§ 
©teuerstem na<f> beffen SSebürfniffen auSgeftaltet »trb; e3 mufc 
aber ben Cänberu unb ©elbftber»altungäförpern fobiel fiuan3ielle 
Freiheit gelaffcn toerben, ba|j biefe bie ihnen obliegenben 9luf« 
gaben, inSbefonbere »irtf<haftltdf>er unb fultureller «Slrt, auch fa> 
nerhin erfüllen fdnnen. 

9ladf> biefen 3ielen ftrebt bie 3>eutf<he «BolfSpartet. ©te »tll 
ben ©ammelpunft bilben für bie »eiten Äreife unfereS StelfeS, 
bie entf<hieben national, liberal unb fo3lal empfinben. ©te »ei&, 
bajj mit folcher cBefinnung ber «SDeg gefunden »erben »trb, ber 
au3 bem Shmfel ber ©cgentoart »teber hinaufführt in eine lieh« 
tere 3**funft. 

95ei aller *Jlot — bennoch bor»ärt3! 

26« Äunbgcbung be* Orfeoeretne £rip?tg bet $>etitf<f>en 

3>er Ortgberein ßeij>3ig ber 3>eutf<hen ^oifgpartei hat bie «Ber» 
breitung folgenber Kunbgebung einftimmig befd)loffen: SHe 3>eut* 
f<he Söolf Spartet, herein £etj>3tg, fprtcf)t ihrem SJorfianb unb bem 
graftionSborftfcenben Dr. §ein3e ba8 Söertrauen unb ben 3>anf 
bafür auS, bafe fie fi<h g«gen ben #app«£üttoit^utfch unber- 
3ügli<h unb ohne ©d)»anfen auf ©eiten ber «fcerfaffung unb ber 
berfaffungSmä&igen Regierung geftellt haben. 

©ie berurteilt mit äufjerfter ©d)ärfe jeben «Berfud), ben in ber 

8* 
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Söerfaffung 3um 2luäbru<f fommenben freien Hillen bee ©efamr- 
bolfeä unter bie (bemalt einer <2Hinberf)ett 3u beugen, afö ein SBer- 
brechen gegen bag SDo&l unb unantaftbare ©elbftbefttmmungg« 
recht beä beutfeben «BolfeS. 

«Biel gefährlicher aber alä ber gegenüber bem einmütigen 3Bt- 
berftanbe bes 33olfe3 Don bornheretn au$ficf>t3(ofe 9lufruf>r 8app£ 
ift ber 3iufru$r ber äußerften £infen. 3>ie umfaffenbe SBaffenfrer* 
forgung ber 91rbetterfd>aft unb bie groß angelegte Organifation 
roter Armeen, bie fW& nid)t au§ bem 93oben ftampfen Iaffen, be- 
toetft, baß ber Slufru&r bon UnfS nt<f>t eine Jolge be8 Äapp»£ütt- 
toit^utfd)eg, fonbern bon langer §anb planmäßig borbereitet ift. 
3lngefid)t3 biefeS gleich berbrecherif d>en 5reiben3 ift bie 3ur6d)au 
getragene (Entrüstung ber äußerften £infen, bie bon Einfang an 
für eine getoaltfame 3U>eite 'Rebolutton offen gearbeitet §at, über 
ben «BerfaffungSbruch ber äußerften «Rechten nichts alS eine geu» 
crjelet. 6ie bat ^in «Recht, fid) afö güter ber «akrfaffung auf3U- 
fpielen. Wd)t3 al8 einen groben «BerfaffungSbruch ftellen auch 
bie alter Orten entftanbenen 2lftton3au3f<f)üffe bar, bie fid) bie 
Oberhoheit über bie berfaffung£mäßigen ^e^örben anmaßen. 
(Segen folche Übergriffe toirb ber fchärffte SDiberfpruch erhoben. 
3>em beutfehen Söaterlanbe broht bie äußerfte (Sefahr, baß bie 
5>raht3teher beä €5partaft8mu8 bie gegenwärtige Aufregung auch 
ber befonnenen 2lrbeiterfchaft gegen beren innerfte Überzeugung 
mißbrauchen, um bie allgemeine S&ertoirrung 3ur 3>urd)fetjung be§ 
Dolf^erftörenben ^olfchetoiSmuS 3U benu^en. hiergegen ruft bie 
3>eutf<f>e «BolfSpartet, herein £etp3ig, alle befonnenen Bürger, 
Beamten, Slngeftellten unb Arbeiter, alle, beren ein3ige poiittfehe 
Srtebfeber bie h«tße Ciebe 3um beutfehen «Bolte unb «öaterlanbe 
ift, 3ur gemein famen entfd)iebenen Slbtoehr auf. 3>er ( 8olfdKttu8 fl 
mu8 ift ber «öerntchter aller Kultur unb perföniidjen Freiheit, ber 
Urheber unfäglkhen 3ammer$ unb (ElenbeS für alle «öolfSfchich* 
ten. «SZtag er für ben fulturfofen Muffen paffen, für baS h«><h- 
enttotefette beutfehe Bürgertum unb bie |>od)fte&enbe, nach unrt- 
fchaftlid>er unb cjetftiger Freiheit ringenbe beutferje ^Irbeiterfc^aft 
bebeutet er ben «Rücffchrltt 3um ßofe be3 armfeligften gron« 
bauern au8 bem finfterften Mittelalter. 

SHe 3>eutfd)e s 33olf3partei, herein £etp3ig, bebauert aufriß 
tig, baß au<§ Me ^ehrhett3fo3ialbemofratte bie 93eftnnung ber» 
loren unb ben bolfchett>tftifd>en Plänen ben 93oben geebnet fyit 
3>er Aufruf ber fo3talbemofratifchen «ötttglteber ber Regierung 
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Dom 13. < 2IWr3 1920 3um (Seneralftretf auf ber Qan$tn ßinie aud) 
tn ben berfaffunggtreuen Gebieten beS 3>eutf<^en <Rei<f)e8, tt>ar ein 
Söerbre^en am beutfdpn ^olfe nidf)t minber toie bic Beteiligung 
aud> ber OTe&rljeitätoialtften an ben berfaffungStoibrtgen 9lf- 
tion8au3fd)üffen unb bem SJürgerfriege gegen ber faff ungStreue 
Gruppen. <S8 mar eine potitifd>e ^errüeft^ett, bie Söerfaffung unb 
bie berfaffungSmägtge Regierung babuxd) fd)ü$en 3U sollen, bafc 
man fie unb ba8 beutfd>e ^irtfd&aftSleben buref) einen (SeneraU 
ftreif la&m legte, unb gegen bie 3U i&r f>altenben Gruppen ben 
^Bürgerfrieg entfeffelte. Stod) bebauerltd>er ift, bag nodfj am 
19. < Ölar3 1920 bie fo3talbemofrattf<f)e Partei in £eip3ig nify ben 
*95lut fanb, bie irregeleiteten Waffen auf3uflären unb ben 3lb* 
brud) be8 ÄampfeS gegen berfaffungStreue Gruppen ni<$t toegen 
ber 6tnnlofigfeit beSfelben, fonbern nur toegen feiner 9lu8fid)tS* 
loftgfelt gegen militärtfd>e Überlegenheit empfahl! 

9lngeftd)t8 biefer beifpiellofen Bertoirrung in ben köpfen aud& 
t>er befonnenen 9irbelterfd>aft, ergebt bie 3>eutfd[je BolfSpartei, 
herein £eip3ig, entfd&iebenften SDiberfprud) gegen bie Slufftellung 
ttm (Simoo&nertDe&ren unter fo3talbemofratifdf)er Jü&rung alg 
gegen eine «öorfrudjt beä 93olfd)eto>igmug. 6ie berlangt Berteibt» 
gung ber ^erfaffung unter Witte irfung be$ gefamten SRolfeS 
burd) eine unpoütlfdje, nur ber Regierung DeranttDortltdje unb 
ge&orfame Gruppe. »Sie ergebt gegen bie Regierung unb bie für 
bie Regierung beranttoortlid&en OTe&rfKitSparteien bie fd^drfften 
Vorwürfe, ba& au8 Itnfd&tgfeU unb Unentfd&loffen&eit ber bol* 
fd)ett>tftifc&e ^ufru^r im 9luf)rgebiet unb bie §ol3fdf>e &omdbie im 
33ogtlanbe baS 6taat8anfefyen un^eilboll untergraben fyaben. 

S)ie 3>eutf<f>e SöoifSpartei, herein £etp3tg, banft ben 3ettfrei* 
billigen unb ber ftetdjgtoefir, ba& fie allen Befcfjtmpfungen unb 
Wifc&anb fangen 3um $ro|je in fernerer 3eit £eip3ig bor ben 
(Gefahren einer berfaffungätoibrigen 9lätebiftatur betoa&rt f)aben 
unb fprid)t U)r SSebauern barüber au$, baß bie ftäbtlfd)en &ol» 
legien in ernfter 6tunbe fid) fd>n>ad) ge3eigt f>aben. 

SHe 3>eutfdf>e SBolfgpartet, Berein £eip3ig, forbert: 

1. <8letcf)berecf)tigung affer Bolfäftänbe unb BolfSfd&idtfen al§ 
ber ©lieber beS lebenbigen BolfSfdrperS. (£in gefunber BolfSför« 
per fann fein (Stieb miffen. 

2. SRücffefjr im Bolfe 3um alten Jleig unb 3ur alten $reue in 
Arbeit unb Beruf. 9Iur bur<f> biefe fann bie Baluta gehoben, 
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Fönncn ßebenSmtttel, Äletbung unb «Rohftoffe befc^afft »erben, 
ohne bie ü>tr berfommen. 

3. Unter raffung aller 6o3taltflerung3e£j>erunente im gegen« 
toärtigen 3 e itß un ?t* S** r unfer berarmteS unb bon ber TOirr* 
fd^aft be8 3lu§Lanbe3 abhängiges 3>eutfcf)lanb Reifet fo3taltfieren 
jetjt: berhungern. .(£3 gibt je£t nur etn3: arbeiten unb to>ieber 
arbeiten. 

4. SHe eiferne Jauft ber Regierung gegenüber allen ©taatö* 
ftrcidjlern ohne 3lnfehung ber ^erfon unb ber ^rtet unb bie 
lieber herftellung ber (Ehrfurcht bor bem ©taate unb ben (Befetjen, 
ohne bie fein ©emetntoefen, am alleroenigften ein 'BolfSftaat, 
beftef>en fann. 

5. 5He eiferne Jauft ber Regierung gegenüber ber <£eft ber 95e- 
fted&lichfeit unb be3 «JDud&er* unb 6df)tebertum3, bie feit ber «Re» 
bolution frecher benn je im beutfd>en SöolFe fchmarot}t. 

6. S)ie eiferne Jauft ber Regierung gegenüber ber Überflutung 
S>eutfcf)lanb8 burch unerto>ünfcf)te 9lu8länber, bie und $*rot unb 
^o^nungen toegnehmen, unfere SBolf3feele bergiften unb bie3al>l 
ber Wucherer unb ©lieber nur bermehren. 3>eutfchlanb ben 
3>eutfchen! 

7. 3>ie <£rfenntni3 ber Regierung, baß ^2Iittelpunft ber $efet}* 
gebung unb 3)ertt>altung bie Pflege unb (Erhaltung ber beutfdjen 
SBolfSfraft fein muß. Strieg unb ©unger, 6eu$e unb 'JDohnungg* 
not haben fie zerrüttet. 5UfIe TOilliarben fönnen toir berlieren; 
ein gefunbe3 «Bolf toirb fie toieber erarbeiten. 9lber ift bie SöolfS* 
fraft berloren, ift alle3 berloren. Wut ein in allen feinen 6tän« 
ben gefunbe3 unb tüdE)tige3 SBolf fann feine 3ü>£dfe erfüllen. 3>er 
größte Seil ber f03ialen fragen ift in biefer Aufgabe befdfjloffen. 

8. (Erfetjung bilettantifd^er ^rteiminifter burdE) fachberftänbtge 
5adf>minifter. £ajjt auch ber ^ribatmann feine 6d)uhe Dom^BMcr 
befohlen unb fein Sörot bom 6d&ufter baefen? 

9. 3>egenfeUtge3 Vertrauen ber 6tanbe unb ber SBolfSfd&td&ten 
3ueinanbcr. 3>enn alle, bie e3 ehrlich mit ihrem ^olfe meinen, 
haben nur ba3 eine $iel f ü& er ^erftänbigung möglich 
unb nottoenbig ift, f ollen toir nicht 3ugrunbe gehen: 

<£tn gefunbe3 unb ftarfe3, ein freies unb glücfliche3 beutfeheg 
<öolf, einen freien 6taat, aufgebaut auf beutfehem SBefen unb 
beutfeher 9lrt! 
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28. Wahlaufruf der ©eutföen <8»(f*partd. Äpd( 1920. 

3)eutfcf>e ^tänner unb grauen, beutfd&e 3ugenb! 

•2Xodf> immer 3lttert ble 9tebolntton in 3>eutfcf)lanb fort. Bon 
linfg unb redf)tg berfud£)t man bie organifd&e <£utti>i<flung, bie 
alfein uufereg Bolfeg 3 u ^ un f^ berbürgt, 3u burd£)bred)en, klaffen* 
f>aber 3errei&t bie SöolfSgemehtfc^aft, ^hi&e, Orbnung unb ^Ur* 
beitgfinn fönnen ntdf)t 3U tf)rem 'Jted&t gelangen, bie $ötrtfcf>aft 
bro&t im (Slenb 3u berfinfen unb ef)rlid>e Arbeit gebeizt nid)t 
me&r. 9lm <£nbe biefer Bo Zerrüttung ftef)t Bolfd&etotgmug unb 
roter Terror. 3)ag ift &ag (Ergebnis ber ^ottttf, bie mit ber Ber» 
nicf)tung ber (Staatgautorität burdf) bie Slobemberrebolutton be- 
gann unb aug ber bk heutigen ^Itefjr^ettgparteten ben 9öeg 3ur 
Orbnung unb 3um Slufftkg ntd)t gefunben fjaben. 

^un ruft ber 3BaI)ltag bag beutfdje Bolf 3ur 6d)icffalgentfcf)eU 
bung auf. 2Teue 'JÖege nuiffen befdfjritten toerben, toenn toir 3ur 
(Sefunbung fommen toollen. *2Xtd^t bie SHFtatur ober Bormunb« 
fd>aft etn3elner klaffen, nodf) bk formale 3>emofratk parla« 
mentarifd&er sparteifjerrfd&aft fann ^etd&gfreubtgfett loecfen ober 
ung au<f) nur aug bem <£leub ber ©egentimrt befreien, 2Dir ber» 
langen, bajj £ebengerfal>rung unb fadf)ltd)e Südfjtigfett bie po« 
ltttf<f>e Arbeit ergän3en unb forbern ba^er bie Cammer ber $ir» 
fceit, ntdfjt nur alg bor&eratenbeg unb begutadfjtenbeg Organ, fon* 
bern alg beruf8ftänbifcf)e (Ergebung beg poiitifdfjen Sßarlamentg. 
TOir befämpfen bk j>artetpolttifcf)e Sivfäunq beg Beamtentums 
unb toollen unfer alteg pflidfjtbettmgteg, fa<f)ltdf>eg, unparteiifd&eg 
unb unbeftedf)licf)eg Beamtentum erhalten totffeu. 3Itdf)t Dilet- 
tanten, fonbern gad>mtntfter für bk Leitung, ieber Südfjitge, nidf)t 
nur ber <5>efinnung3tüd>tige foll bortoärtg fommen. 3lu3tDärtige 
^olitif unb B}efjrmad)t, 9*ed)tgj>flege unb Söirtfdfjaft follen bon 
sparteipolitif befreit toerben. «Mlle <xu\bamnbtn Gräfte in unfe* 
rem Bolfgkbeu oljne UnterfdE>kb ber spartet unb beg 6tanbeg 
follen fidf> 3ufammenfinben 3u ber Aufgabe, bk über allem fte&t, 
bem 'JÖkberaufbau unfereS Baterlaubeg unb unferer ^irtfd^aft. 

5>en SBieberaufbau machen bie 3>eutfdf)lanb aufge3tt>ungenen 
unerträglichen haften unmöglich. 3>afcer: «Rebifton beg ftriebeng 
Don Berfatlleg, 3>eutf<f)lanbg 3ufammeubrudf) ift ber 3ufammen» 
brudf) <£uro)>a§, beutfdje 9lnard)k bebeutet euroj>ätf<f)e ^Unard&k. 
6acf>funbtge Leitung auswärtiger ^olitif unb beutfd^er SDirt» 
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ja)aft mu& unter 3Dahrung nationaler $Dürbe bie -Xebtfton beä 
JJrtebenS ermirfen. 

5>en ^teberaufbau 3erftdrt, ©er 8laffenherrfd>aft errieten ünll. 
SDir mollen atö liberale Bürger- unb Arbeiterpartei ^erföf)* 
nung, ntd)t «Bergung ber 6tdnbe. Arbeitgeber unb Arbeit« 
neunter muffen in ber Arbeit3gemeinfdj)aft 3ufammentDirfen, bie 
ArbeUSgemeinfa^aft muß 3ur ^olfögemeinfc^aft »erben. "20er 
3um (Seneralftretf ruft, erfdj>üttert bie <$runblagen be8 6taate£ 
unb ber SBtrtfd&aft. 

3>er SDteberaufbau ift nur mögltd), to>enn perfönltd)e Leitung 
unb «ateranttoortung im 933trtfd)aftgleben erhalten bleibt 3>al>er 
feine fdf)etnatifd)e, ftaatlicbe ober fommunuale @03ialiflerung. #ein 
freiet 6piel ber Gräfte, aber nur felbftbertoaltenbe, nid)t ftaat* 
lia>bureaufratifd)e Organifation. 6d)uij bem aud) unter ben 
heutigen Smrtfd)aft3berhaitntffen unentbehrlichen TOtttelftanb, 
ber me^r al8 je für un8 nötigen £anbtt>trtfdf)aft unb jeber ehrlichen 
Arbeit, rütfftd)t8lof** #ampf gegen Sucher* unb <5d)tebertum. 

3)er A)ieberaufbau tann nur gebeten, toenn ba8 bleich un3 
bleibt. 3>af>er: 5**r ben 9leld)8gebanfen, für bie ungef dentaler te 
Einheit be8 «Keu^eS gegen alle parttfulartfttfd&en AbfonberungS» 
beftrebungen. 3>te ßiefce 3um «Reidf) tourbe erfdf)üttert, toeil ftaat« 
ltd)e Autorität unb TOacht untergraben u>erbeit fonnten. 3£re 
993ieberaufri<htung ift brtngenbfteS Oebot. 

3>er SDteberaufbau fann nur getragen fein Don ftttltd)en Gräf- 
ten. 3 U ^toedfen finb fie nur burri) eine bon religiöfem unb 
baterlänbifa>em (Seift erfüllte S8olf3er3teJ)ung. 3urüdf 3U ben al- 
ten 3bealen ber Autorität, Orbnung, beg Abels ber Arbeit, ben 
6ittltcf)feit, «pfltd&ttreue unb n>af>rer beutfcf>er Freiheit, 8amj>f 
gegen alle$ 3erf etjenbe ^efen unb alle 3ügelloftgfett. 

3n ber Arbeit für biefen ^Diebemufbau to ollen toir mit allen 
3uf-ammentDirfen, bie guten Hillens finb. *21ic^t «iparteiherrfdjaft, 
fonbern 3ufammenfaffimg aller au^bamnbzn Gräfte im beutfd&en 
Söaterlanbe ift unfer 3iel. 

ÖÖer eS mit un8 erftrebt, befenne ftd) 3U un8 unb trete bei ber 
< 39&al)l in bie Bethen ber Qeutfd^en «öolfSjHirtet. 
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29. 8ef$(uß free Ttorftanbe* 5er ©etitfötonferoatioen. 

« 

$er toeltere Storftanb be8 gauptberetnä ber 3>eutf<bfonfer* 
toatiben ftebt ber in ber 3Ulbung begriffenen 5>eutfcbnattonalen 
Wolf Spartet freunblid) gegenüber unb f)ält fie für eine geeig- 
nete (Srunbtage, um alle auf bem 33oben bon 9led)t unb Orbnung 
ftebenben beutföen 9Hanner unb grauen 3U einigen. 3>er Wot* 
ftanb forbert bie Fonferbattben Organifationen unb ^artetmtt» 
g lieber auf, ft<b ber neuen Partei an3uf<bließen. 

Aufruf für bie Waf)l $uv Stationalberfammlung. 
9ln unfere $reunbe im £anbe. 

(Ein gewaltiger Hmfdf)U>ung bat ftd^ in ben legten 'JÖodyen unb 
Monaten im 3>eutf$en 9lei<be unb in Greußen ponogen. 3 er * 
ftört ift bog SBerF, bag bie 6oben3ollern in 500 3af>ren aufgebaut 
fcaben, bernid)tet ba8 alte Greußen, bprbei ber Sraum eine« 
mächtigen btutftyn ftaiferreid)e3. $ln feine ©teile ift ein bemo* 
fratifd^er ^olFSftaat getreten, ber ftcb felbft regiert unb in 6turm 
unb 5>rang biefer Seiten ben 33ettei3 liefern totll unb muß, ob 
er bem £anbe «Rübe, Orbnung, 6tdjerbeit, au8reld)enbe ti>irt» 
fcf>aftltdje <£jiften3 erhalten unb einen ^rieben erreichen totrb, 
bei bem tt>ir leben, meitertoirfen unb un8 entfotcfeln Fönnen. 

3)ie fonferbatibe Partei toirb ftd), obne rücftoärtS 3U fdjauen, 
ben neuen 33erbättniffen an3upaffen unb tbr Programm entfpre* 
df>enb 3u geftalten baben. 

6ie blicFt auf tbre bifytvi$t fteb3tgjäbrlge <5efd)t<bte unb ifjre 
auf ber ©runblage ber monawbifdHonftttuttonellen ««b bunbeS* 
ftaatltdjen ^erfaffung gefübrte ^olttlF mit bem 33etomßtfetn 3u» 
rücF, baß fie alle3eit treu tbre ^fltcbt erfüllt bat. 

$lun gebietet bie 6tunbe, alle Gräfte 3ufammen3ufaffen, bie 
9le<bt unb Orbnung erhalten unb ber neuen Söerfaffung eine ge- 
feijmäßtge goxm geben wollen. 3>enn nur fo fönnen $rtebe unb 
93rot gefcbaffen »erben, nur fo fann ber SDteberaufbau be8 au8 
taufenb 3Dunben blutenben SJaterlanbeS begonnen werben. 

SHe angeFünbtgten Labien 3ur $tationalberfammlung müffen 
barum in boller greibeit unb fo fdfmell al8 mbgltd) borgenommen 



s 

Digitized by Google 



118 E. 3lu$ bem i'ager ber red)t«fte&euben Parteien 

»erben, jeber maffen&errfcrjaft ift ftärffter SttUberftanb entgegen- 
3ufefcen. 

3>ie fonferbatibe Partei ift entfcfcloffen, in ber neuen <5taat3* 
form mit3uarbeiten, fie toirb alle 8raft barauf bertoenben, baß 
bem 9teiä)e fo balb als moglid) ein georbneteS €5taat3u>efen ge» 
geben merben möge, gerragen bon ber ^Ke^r^eit aller Bürger, 
geleitet bon ber §anb einer ftarfen, 3telbettm|jten Regierung, bie 
unfer Söolf au8 bem fd)to>eren 3>rucfe blefer 3eiten neuem ^sUiif* 
fd)ü>unge sufü^rt. 

3m bertrauenSboüen 3ufammenanrfen mit anberen ^arteten 
unb im Stammen ber parlamentartfd&en «RegterungSform ^offt 
pe, btefeä 3^* erreichen 3u fönnen. 
Wir erftreben in bem neuen beutfd^en ©taat&oefen: 

ein ftarfeS beutfd)e8 Söolfätum, ba3 entfd&loffen ift, grei- 
fet unb 6elbftänbigfeit gegen frembe "Etadjt 3U tt>al>ren, 
bie 9lei<i)3einl)eit aller beutfd)en Stamme unb bie Itnber« 
fe^rt^eit be8 9veiä)^gebiete8 in ben <S>ren3tnarfen, 

ben 6d)u^ be3 ^ribateigentumS, bie (Erhaltung ber 
Vrtbatti>trtfcf)aft im Stammen be8 (SemetmDo&lg, 93efeitlgung 
ber 3tt>ang8ti>trtfd)aft, <5d)ufc unb Jörberung aller nationa« 
len Arbeit, befonberg beä ^ittelftanbeg unb ber Arbeiter 
in ©tabt unb £anb, tatfräfttge JJürforge für alle Berufe unb 
Stänbt im Sinne auggletdjenber (Bered)tigfeit unb burd) 
eine fraftbolle opferbereite ©ieblunggpolitif, 

bie (Erhaltung ber lebengftarfen Gräfte beg (E&rlftentumg, 
bie ©djonung unb SlDa^rung unferer religiöfen <£inrid)tun« 
gen unb (Smpfütbungen, bie (Erhaltung ber beutfd)en 6itte 
in <£&e unb Jamtlte, Jrei&eit in Wort unb 6djrift, in Shtnft 
unb < 2Biffenfd)aft, bie Pflege aller geiftigen SZDerte unbOüter 
ber Nation. 

3>ie beutfdje $rau, bie in bem tf)r eigenen ^flid)tenfreife bem 
beutfdjen 95olfe fd>n btg&er in &rieg unb ^rieben unerfefcbare 
5>ienfte geleiftet l)at, ift nunmehr unmittelbar 3U entfd)eibenber 
polittfd&er Arbeit berufen toorben. Wix laben fie ein, mit ung ge* 
meinfam für bie beutfd)e 3«funft 3u totrfen. 9iud) ber 3ugenb, 
auf ber bie Hoffnung unb 3uh*nft S>eutfd)lanbg berufen, finb 
burd) bie 'Jteugeftaltung ber SHnge ernfte baterlänbifd&e ^flid)ten 
neu erto>ad)fen. 3He 93efd)äftigung mit ben 93ebürfniffen unferer 
SJugenb unb bie Pflege be3 nationalen (SebanfenS in t&r toerben 
eine ber ü)ia>tigften Aufgaben fein. 
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3m ginblicf auf alle biefe 3tele unb auf bte beborftehenbe 3ta« 
ttonalberfammlung fyxt bie Fonferbatlbe ^rtet ftd) entfdfjloffen, 
ihren (Einfluß 3ugunften ber 3>eutfd)uationalen VolFSpartei 
ein3itfefcen unb gemetnfam mit ihr 3u arbeiten. 92ttt ihr motten 
mir bie Aufgaben 3U erfüllen fud>en, ohne beren ßöfung burch 
eine ftarfe, einflußreiche fechte fein georbneteS 6taat8mefen fich 
gebeihltch entmidfeln fann. 

Unb nun, Jreunbe im £anbe, ben $opf hoch unb an unferer 
3itfunft nicht ber3metfeln! 

(Sott fcf)ü$e 3>eutfchlanb unb fd&enfe ihm nach trüben Sagen 
eine beffere 3ufunft! 

S>er Vorftanb ber S>eutfd)Fonferbattt>en Partei. 

30. Aufruf be* 'Vorftanbe* ber $>eutf<f>nattona(ett "ßottspartei. 

27. Dezember 1918. 

Unfer Vaterlanb blutet nach &rieg8not unb 9Iteberlage au8 
taufenb VJunben. Unfere ruhmbebedften Jahnen, an bie auch 
in biefem Äampf gegen eine VJelt bon geinben 6ieg auf ©leg 
fiel) geheftet hat, liegen im ©taube. 3>a8 beutfd&e Steif ertum, baS 
'SBerF ber großen §ohen3oIlern unb VtSmardtö, ift 3erbroc*>en, ber 
ftofee Vau beS Meiches 3ertrümmert. Wehrlos finb mir bem Hil- 
len unbarm^er3iger getnbe preisgegeben. 

SHe '»Rebolutton ^at ftatt etne§ grtebenS ber Verftänbtgung 
unfere böllige Unterwerfung gebraut unb rücft ben ^rieben felbft 
nod) in weitere gerne. (Statt ber ber&etßenen gretheit gab fie 
un8 älaffenbtftatur unb unerträgliche V&tltfür, ftatt be§ berfpro« 
dienen VroteS fdfjmerfte QungerSgefahr, ftatt fruchtbarer wirbelt 
gefährlichfte gerrüttung unferer 5^ nan 3 en unferer gan3en 
SEDtrtfchaft. "Stach üu&en wie im 3nnern brohen unS ^iuflöfung 
unb Vernichtung. 

Viele«, mag un§ fettig unb teuer mar, ift unmieberbringlich 
bahin. Slber mir bürfen bem Verlorenen nicht untätig nachtrau- 
ern, menn nicht 3>eutfdfjfanb unrettbar 3ugrunbe gehen foll. 

$ötr bürfen e8 nicht, unb mir mollen e8 nt<$t. 'Jüir mollen unfer 
Söolf aufrufen 3u neuem £eben§* unb 3ufunft8millen! 

3n ber tiefen 2tot blefer Sage befennen mir un8 ungebeugten 
TOuteS 3« bem au3 ^ei&er Siebe geborenen ©lauben an bie un- 
3erftörbare £ebengfraft beS beutfehen VoIFeS unb be8 beutfehen 
(SebanfenS. Sttefer Glaube mirb bte <§>runblage unfereS polttU 
fchen ©dfjaffenS fein. 3n ihm mollen mir unfere §er3en unb §anbe 
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ftarf machen 311 opferbereiter, entfcfjloffeuer wirbelt am 90Bieber* 
aufbau be3 beutf<hen 6taate8 unb BolfgtumS. TOit betten bc3 
nationalen äebanfenä follen bie lebenbtgen Gräfte beS (Stiften- 
tumg in unferem Bolfe wlrfen unb fruchtbar »erben; bon t|>rer 
Bereinigung erwarten mir eine 3>ur<f)bringung unfereS gefam* 
ten öffentlichen £eben£ mit fo3ialen (SeftchtSpunften, reichen öe» 
gen für 6d)ule unb fttrd>e, Oefellfc^aft unb Familie. 

Gegenüber ben (gefahren unb Stöten be3 9lugenblicfg berlan- 
gen Wir: 

9*etch8einhett aller beutfehen 6tdmme unb (Sebiete auf fö- 
beraliftifcrjer Grunblage; 6crju§ unb (Erhaltung unferer bo 
brohten <$ren$marfen in Oft, $torb unb B3eft; €?<hut} für bie 
vertriebenen unb bebrängten 9lu8lanb£beutfchen. 

6djufc ber persönlichen unb politifchen ftretheti unb be3 
^ribatetgentumS, wirffame 6lcherung gegen bolfd>ewiftifcf)e 
Umtrtebe; fofortige Beteiligung jeber B&lllfürherrfdjaft; glei- 
ches ^edjt für alle. 

Itnterlaffung Jeber wetteren (Eingriffe in unferen Politiken, 
fulturellen unb tx>irtf<^aftlid^en <Red)tg3uftanb toä^renb ber 
5>auer ber probiforifd)en Regierung. 

Befetttgung ber wtrtfchaftlicheu llnorbnung unb finan3ieU 
len Bttßwirtfchaft; ftrengfte ©parfamfeit; öffentliche 5* nan 3* 
fontrolle. 

Unbebingte Freiheit ber 3Daf)fen 3ur 3lationalberfamm(ung 
unb ihrer Borbereitung. 

SDtr finb über3eugt, baß auch in ber neuen bemofrattfehen 
Berfaffung S>eutfchlanb8 eine monard)ifche 6pi£e al8 ein über * 
ben Parteien fterjenber, perfönlicher Jaftor ber ©tetigfeit be3 
polittfcrjen Sebent ber gefcrjtchtltd) geworbenen (Eigenart unfereS 
BolfeS Wie ber politiferjen 3ö>ecfmd6igfeit entfprtd)t. BMr wer* 
ben aber in Jeber burcrj bie 3tationa(berfammlung geferjaffenen 
(StaatSform für baS Wxfyl beS BaterlanbeS mitarbeiten unb un- 
fere politiferjen 3luffaffungen $ux Geltung 3U bringen fud)en. 

BHr hoffen, baß unfere beutfehen Brüber in Öfterreich, beren 
Bebrängniffe wir wie unfere eigenen empftnben, im Slnfcfjhtß 
an baS S>eutfcrje bleich 6id>erhett für ihr nationales 3>afein ge« 
mimten werben. 

OTit unauSlöferjlichcm S>ant im £>er3en grüßen wir unfere 
tapferen, unbefiegt heimlehrenben Krieger, benen wir ein wohn- 
liches §eim unb eine gefidjerte <Ejiften3 fchaffen wollen. 
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S>ur<h ihre betounbernStoerien Stiftungen in ber 8rieg33eit h<*t 
bie beutfche Jrau fich etn bolleS 3lnred)t auf bie OTittoirfung an 
ber <$eftaltung unfereS öffentlichen gebenS ertoorben. ^Blr feigen 
bie grauen alä gleichberechtigte Mitarbeiter an ber SQ3ieberauf- 
ridfjtung unfereS $)olfeg ^er3licf) ü)iirfommen. 

9luf einer Don nationalem ©elfte erfüllten 3ugenb, bie ftd) 
frü^3eitig ihrer SBeranttoortung gegenüber bem (fcrnfte ber 3eit 
betDugt toirb, ruht bie 3uhmft unfereS 93oIfeg. 3>a8 streben unb 
bie ^Bebürfniffe ber beutfehen 3 u 9 en & »erben bei un8 loerftänb- 
nl8t>olle 3Dürbigung unb ^drberung finben. 

< 2Zltt biefen 3telen unb <£ebanfen tritt bie 3>eutfd)nationale 
«BolFSpartei bor ba8 beutfche *olf. 

3>eutfd)e TOänner, beutfche grauen! ßegt aUe mit §anb an, 
auf baß bie ©eele unfereS SBolfeS bemahrt toerbe bor 3erftörung 
ber <hrift(ichen, fittltc^en unb nationalen Gräfte in <5efeHfd>aft, 
&<fyult unb Familie, fein £eib bor (Erfranfung burdj Communis« 
mu8 ober SDerni<f)tung burch 93olfd)ett>i8mu3t &ldrt bie Srren- 
ben auf, rüttelt bie gleichgültigen toach, fammelt bie (Säumigen 
unb 3aghaften! «SBeeft neuen £eben8n>lllen im beutfehen «Bolfe, 
bamit e$ nid^t in bem $ibgrunb berftnft, an bem e8 fd>on ftefjt! 

(£8 ge^t um alleSt Um (Euch felbft, um ba8 <Blü<f (Eurer 8tn* 
ber unb ÄlnbeSfinbert 

(£8 geht um eine heilige 6ad>e! 

Um ba8 3>afein unb bie ganje 3u(unft unfereS geliebten «Ba« 
terlanbeS. 

Richtlinien füt imfm politifcf^e Ärbeit 

I. 930Ü unb 6taat 

1. Slur ein ftarfeS beutfcheS SBolfStum, baS 9lrt unb SDefen 
bettmgt toahrt unb fi<h bon frembem (Einflug frei fyält, fann bie 
3uberläffige ©runblage eines ftarfen beutfehen 6taate8 fein. 

2. 3>er beutf<he ßtaat mu& eine gleichberechtigte Stellung im 
(Staatenleben ber SDelt toiebergetoinnen unb f efthalten. 3>a3u for« 
bem mir eine sielbeumgte, bon einem einheitlichen feften Hillen 
geführte auswärtige ^olitif, bie }ebe 3^rfplitterung unferer 
außerpolitifchen unb toelttotrtfdjaftltchen Sntereffen oermeibet, 
unb bie grünbliche «Reform be3 beutfehen auswärtigen SHenfteS, 
ber nur ben heften $d)>fen ohne «Rücf fleht auf 5lamen, Vermögen 
unb Sßarteiftellung anbertraut »erben barf. 3>em beutfehen 6taat 
ift ein tyoltfyttt unentbehrlich, ba3 nach ben Behren be$ SBelt- 
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friegeä 3U f dfjaffen ift. *92>ir befämpfen jebe untoürbige 93ebaub» 
lung ober 3 uru <ffet}ung öon Angehörigen beS §eere$ unb ber 
Marine. 3>te gürforge für bie $rieg3befd)äbigten unb ble #rieg3^ 
Hinterbliebenen ift ebenfo tote bie restliche unb totrtfd)aftltd)e 
6td)erftellung ber 'Ettlttärperfoneu unb ber ^Senftonäre eine 
(Ehrenpflicht be8 Reidje8. 

3. 5>te gegebene ^erfaffung für ben beutfd>en €>taat ift nun« 
mehr bie parlamentarifdje Regierunggform, getragen bom 33er* 
trauen ber Mehrheit feiner Bürger unb ruhenb auf bem gleichen 
^Da^Ired^t. 9Dir begrüßen bie beutfd&e Jrau als ein in Jeber 
Ziehung sur Mitarbeit am öffentlichen ßeben gleichberechtigtes 
SKttglleb. 3)ie «öertoaltung ift 3u vereinfachen unb in fo3talem 
Reifte 3u führen. SHe Simter in 6taat unb (Semeinbe finb nur 
nad) ber Befähigung SU befe^en. $Bir treten für eine freiheitliche 
©eftaltung ber ©emetnbeberfaffung unter 93erü<fftd)ttgung ber 
großen BerufSgruppen ein. 

4. (Eine planmäßige unb opferbereite 33et>ölferung3polittf muß 
unfer 93olfgtum gefunb unb toacf)3tumgfräfttg erhalten. 3>ie 
tDtd^tigften Wittel ba3u finb eine umfaffenbe ©teblungSpolittf 
auf bem platten £anbe, bie neueS ^Bauernlanb unb TOögltchfeiten 
eigener SDtrtfd>aft für bie ßanbarbeiter f<hafft unb für bie aud> 
(Sroßgrunbbefty beS 6taate8, ber (Semeinben unb ber privaten 
in angemeffenem Umfange gegen <£ntfd)äbtgung 3ur Verfügung 
3u ftellen ift; grunblegenbe 33efeitigung ber Wohnungsnot, plan« 
mäßige Schaffung bon §eimftätten für alle 6df)icf)ten ber 35e*- 
oölferung, inSbefonbere auch fä* unfere h^intfehrenben Krieger. 

II. Religiöfe unb fittliche Wächte beg SöoIfSlebenS. 

1. 3>ie ftarfe CebenSfraft bei ShriftentumS muß unferem 
(Staatö* unb SBolfäleben erhalten bleiben unb e$ burd>bringen. 
<5te muß burch ben Religionsunterricht bem ^er atttD ad^f ettt>en. 
<Sef<hied)t 3ugeführt toerben. JJür }ebe religidfe (Empfmbung, jebe 
ftrdjltche (Einrichtung unb jebe ReligionSgemetnfchaft ift Sichtung 
unb 6<honung 3u forbern. Unter allen Umftänben muß für bie 
innere Freiheit unb für eine rechtlich getoäfjrleiftete Stellung ber 
Kirchen unb ihrer Liener, fotoie für eine (EHcherftellung ihrer 
mirtfchaftlichen (Ejiften3 unb ihrer toohlertoorbenen Rechte ©orge 
getragen toerben. 

2. 3>eutfche 6itte muß in (Eh« unb Jamiiie fraftbotl unb le° 
benbig bleiben. 3ur Mitarbeit für btefeS erfte (Sebot unferer 
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nationalen 3ufunft, für bie reltgiöfe unb fittltche (E^iehung be8 
herantoachfenben <5efd)lechte8 rufen a>tr bor allem auf bie be- 
törte unb opferbereite Arbeit ber beutfc^en Jrau. 6ie toirb 
fi<h in bem Kampf gegen ftttlid>e (Befahren unb 'sWfoholmt&brauch 
führenb $u betätigen ^aben. 

III. ©ctftigeS l'cbcn. 

1. Die geiftigen SDerte unb Oüter ber Kation berftänbntSboll 
3u pflegen, ift <ine Hauptaufgabe beutfcher 3ufunft. Freiheit 
ber ^erfon unb be8 (BeanffenS, Jreihett ber < 22tetnung8äujjerung 
in «SÖort unb ©chrift, Freiheit bon Kunft unb Söiffenfdjaft finb 
t>erfaffung8mä&ig feftsulegen. Die geiftig arbeitenben Berufe 
finb bor ber (Befahr ber «proletartfierung 3u fcf)üt>en. 

2. Die ©chule mug bie <£&arafterbilbung unb bie nationale 
C£r3ief)ung auf religiöfer (Brunblage in ben ^Hittelpunft ihrer 
Arbeit ftellen. Die <5d)ulauffid)t muß in ben gänben bon 6d)ul- 
fa<f)funbigen liegen. TOettgehenbe 5 ur f° r 9 c > namentlich für bie 
^olfSfd&ule aß (Brunblage ber 33tibung be8 SBolfeS, aber aud> 
für alle anberen ©chulgattungen unb Einrichtungen ber allge- 
meinen SBolfSbilbung ift ba3U nottoenbig. Der ^lufftieg bon ber 
SBolfSfchule 3ur höheren 6dnile ift auch üurtfchaftltch 3U er- 
leichtern. 

IV. SBBirtfchaft. 

1. DaS ^ribatetgentum, bie spribattoirtfchaft, CtttoerbSfinn unb 
Unternehmungggelft muffen grunbfäftlich bie (Srunblagen unferer 
toirtfchaftlichen Arbeit bleiben, bie toir gegen jeben offenen unb 
oerftecften Kommunismus bertetbigen. SDo im fo3ialen 3ntereffe 
bie Überführung ber ^ribattoirtfchaft in bie gemetntotrtfchaftltche 
S8etrieb8form ber (Benoffenfdjaft, ber (Bemetnbe ober be8 ©taateS 
geboten ift, treten toir bafür ein, f orbern aber ihre fachgemäße 
unb fachmännifche Durchführung. 

2. SÖir befämpfen bie SluSfoüchfe eines international gertch* 
teten (BroftfapitaltSmug. Die im Kriege gefd>affene ftaatliche 
3n>anggtt>irtfd)aft ift ab3ubauen, bie KrlegSgefellfchaften finb alS» 
balb auf3ulöfen. 

3. Der burch ben Krieg fd)to>er gefchabigte Slttttelftanb bebarf 
3u feiner ^ieberaufrichtung einer pfleglichen ftaatlt<hen gürforge. 
Sllle nationale Arbeit in ftmbtoirtfchaft, Snbuftrie, Qanbtoerf, 
§anbel unb Söerfehr mu& €>ä)\x% unb Jförberung finben. Die 6o- 
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3ialpoltttf Ift fort3ufcfcen, bic Arbeiter- unb 9lngeftellten»©efe$« 
gebung ift ausbauen. SnSbefonbere finb ber 6d)u$ unb MS 
riecht ber Sanbarbetter 3eitgemä& neu 3U orbnen. SHe 33eruf8» 
berbänbe unb <5eü>erffdf)aften finb gefetjlidf) an3uerfennen. 2>en 
erwerbstätigen grauen ift ti>ettgehenber 6d>ut} in toirtfdjaftltdjer, 
gefunbheitttcher unb ftttltcher S^tehung 3U gewähren; bie geim« 
arbeit tft auf gefunbe ©runblage 3u ftellen. 3>te <£jiften3 ber 93e« 
amten, <Beiftlid>en, £ehrer, «Bttlitärperfonen unb ^enfionäre tnufc 
rechtlich unb totrtfd>af tlid) fichergeftellt fein. 3>a8 8oalitton8red>t 
ift gefet}li<$ 3U gewährleiften. 3>a8 Beamten* ujtb baS <5taat3- 
arbeiterrecht finb in neuem (Seifte 3u geftalten. 

4. (Eine planmäßige 5tnan3J>olttif I>at baS öffentliche Abgaben« 
toefen rtad) ben (Srunbfdtjen ber Sragfähtgfeit unb fo3ialen (S>e- 
rechtlgfett 3U orbnen. 3n bem einheitlich au83ubauenben ©teuer- 
stem finb Vermögen unb (fctnfommen für bie 3>ecfung ber 
Geichs-, 6taat$- unb (Semeinbelaften in auSgebehntem 'Silage 
heranziehen, aber unter fdjonenber 33ehanblung ber bolfStoirt- 
fchaftlid) probuftiDen Arbeit. 3>ie Kriegsanleihen muffen ficher- 
geftellt, bie wirtlichen 8rteg8gewtnne auf baS fchärffte erfaßt 
»erben. 

5. (Ein lebensfähiger #olontalbefifc ift 3"r Ccrgän3ung feiner 
heimif$en ^irtfehaft bem beutfehen $*olfe unbebingt notwenbig. 

31. ®runbfä(?e ber 3>eutfd)nationalen Uolfsparict. 1920. 

3um brüten Walt in unferer ftol3en (Berichte h^t S>eutfch- 
lanb SBolfStum, Staat, SiBirtfchaft unb (BeifteSleben neu auf3u- 
baueft. 

3>a3 &aifertum h<** wnS auf ben (Sipfel ftaatficher $2Xad)t ge- 
führt. 3)aS beutfehe SDolf hat feine ftraft glän3enb bewährt. 3>urch 
femblkhe Übermacht unb eigene 6chulb ift eS Jäh 3ufammenge« 
brochen. 3>arbi ruht bie erfchütternbe $ragtf fetneS <5efd)icfeg. 

(Srnft unb nüchtern fuchen wir ben (Brünben unfereS (SlenbS 
nach3ugehen. 9luf bem < 2Hangel an poltttfcher Begabung ruht bic 
fthwere (Befamtfchuib unfereS ^DolfeS, — baher bie Steigung 3u ge* 
fühlSmäftiger, weltbürgerlitdher ^Behanblung ber öffentlichen 
3)inge, bie weitgehenbe SDerfennung ber in ber Seele anberer 
Golfer wirfenben Gräfte. sa>ir finb bon mi&günfttgen Sladjbarn 
umgeben, buwf> feine natürlichen (Breden gefdjüfct, in faft allen 
(5ren3marfen mit fremben ^olfgffcämmen bermtfdf>t, mit bem(£rb* 
teil f<hwerer innerer (Begenfät^e belaftet. ¥lur ein fortgefetjteS 
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fingen um bie innere (Einheit, nur ftrenge ©elbft3ucf)t unb teil» 
(ige Ituterorbnung fonnfce 93tgmarcfg ^öerf t>or fernerer (5cfd|r* 
bung betoahren. gür biefe Aufgabe hat fi<f> unfer SBolf utdf)t reif 
eroteflen. Überfettung unrtfchaftitcher (Süter, ber JJlud) fchnellen 
«Reidfjtoerbeng unterhöhlte ben linterbau fefter ftttitdfcr SBerte. 
Seiten (Enbeg umrbe bie «Reboiution bie große ^erbred&erin, bie 
€ttttlichfett, ©taatgorbnung unb TOirtfd&aft sertrümtnerte unb ung 
ber Verachtung ber Wtit preiggab. 

3>ie Gräfte, bie ung groß gemalt, bie tStfy&x, bie ung nieber» 
gemorfeu lieben, beftimmen auch bie fünftige ©chicffalglinie un* 
fereg SBolfeg. Sticht toürbelofeg Serben um frembe (Bunft noch 
ber Sraum einer internationalen ©oltbaritdt ber Abarbeiten - 
ben ©tdnbe f)tfft ung aug ber 9tot. 3tur bag ruhige ©elbftber* 
trauen eineS aud> im Unglütf froren Softes ermöglicht bie un« 
geheure &raftanftreugung, für bie mir alle Volfggenoffen toerben. 
Stur ftrenge« «£fti<f>tgefühl unb hingebenbe Mitarbeit grünbeu 
ben ftarfen 6taat, ben unfer %ott braucht, toenn eg nicht ©J>iel» 
ball ber gremben bteiben miU. ^QXit fühnem (Blauben an nnfere 
3ufunft, aber auch mit nüchternem *5Dirf lichfeitgfinu unb ftarfem 
^DeranttDortungggefuhl toollen nur an ihm bauen. 3>te &raft ent« 
nehmen ü>tr unferer (gefliehte. 3hre Überlieferungen follen 
immer lebenbiger merben. 3h^e ©eftaiten follen unfere 3ugenb 
begeifteru. ©ie gübt ung bie Sbeale, bie ber ibeallofe ©taat 
pon heute nicht entbehren fann. Millionen beurfdfjer Männer 
unb grauen tyfotn ftd) um unfer ^Banner gefchart. ©te fommen 
aug allen Sagern. Sßgttdf) todd&ft ihre 3<*hl* 5>te Sugenb ftröntt 
unS 3u. 3>em nationalen Gebauten gehört bie 3uhinft. 

gür bie getoaltige Aufgabe, bie bor ihm liegt, braucht unfer 
Söolf höhere Gräfte, alg bie fittlich berioüffcete SBelt fie 3u geben 
bermag. 3m <£rnft beg chrtftli d)en (Betoiffeng erhalt ber beutfcfje 
<§ebanfe erft feinen tiefften fittfichen (behalt. $to*f ber unlöS* 
baren taufenbjdhrigen Vermdhlung beiber. beruht beutfdf>e ©ttt* 
lichfeit, ruht jebeS toahthaf* beutfc&e (SeifteSleben. Stur in le* 
benbigem <&>vi\tcntmn finbet unfer Stoff bie aufbauenben unb er* 
^altenben Gräfte, beren eg in ©taat, ©<f>ule unb §au8 bebarf. 3e 
innerlicher unfer 3301? bie Aufgabe erfaßt, in ber Eingabe an 
bog (Ban3e „aud> bag £eben für bie trüber" 3u laffen, um fo 
mehr totrb eg 3U ber inneren Sterföhnung unb 3U bem geläuterten 
foialen <£mj>ftnben gelangen, aug bem legten (Snbeg bie TOieber» 
geburt ertoädfjft. 

6 a l o m o n , ^Parteiprogramme. III. 3. 9lnfl. 9 
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Au3 bUfer SJerbinbung nationalen unb d>riftlid)cn ©eifteS er- 
gibt fid> unfere 6tellung 3U ben Aufgaben ber SOBtrtfchaft. Wille 
für ade, jeber an feinem $lat}, ber geiftige ö>ie ber ganbarbeiter, 
ein fühneS, fd>affengfreublge8 Unternehmertum unb eine hochent» 
micfelte, lebensfrohe Arbetterf<r)aft, beibe betougte Mitarbeiter 
am toirtfd>aftii<hen SDteberauf bau ber Station, burd) gegenfeittgeS 
Söcrtrauen berbunben, von feiger «ajaterlanbgliebe getragen, Don 
gemeinfamem SBerantoorrungSgefühl beftimmt: ba3 ift ba8 groge 
toirtfchaftlicr>fo3iak bog toir berfolgen. «üDir wollen ringen 
nad> ben formen, irt benett Arbeit unb Kapital ft<f> oerföhnt; 
bag wir fie finben, ift bie ^orau^fe^ung für Einheit unb unft 
ber 'Jlation. SBtr wollen werben für bog S3ewugtfetn Inniger 
3ntereffcng«meinfchafr, 3u ber ber furchtbare 3>rucf ber 3eit unb 
bie gemeinfame ©orge um unferen 33eftanb Arbeitgeber unb Ar- 
beitnehmer mehr benn Je berfnüpft. Wit wollen aufrufen 3u ber 
opferwilligen Arbett3bereitf<haft, 3u ber jeber 33ott$genoffe bem 
«öaterlanb gegenüber ber pflichtet ift. Auf unferer inneren (Be- 
soffenheit, auf ber toarmher3igen, alle SBolfSgenoffen erfaffen« 
ben brüderlichen (Bef Innung ruht Rettung, £>eil, 3uf unf t ber beut- 
fehen Söolfggemeinfchaft. 

(£8 ift baä fd)tt>er« Oefd^icf unfereS SBofteS, bag ber nationalt 
(Sebanfe bei un3 nicht al8 natürliche Qtu^t einer ftetigen <Snt* 
wtdlung burd) bie 3ahrhunberte heranreifte. Aug ©crjerben unb 
Trümmerhaufen brach er meift nach langem Schlummer herbor, 
um fich bann afö < 2Dur3el groger ftaatenbllbenber Gräfte unb <Er- 
eigniffe 3U bewähren. 3n ruhigem Vertrauen h^^en wir ber 
3eit, 0)0 bie ^eilige flamme baterlänbifcher $3egeifterung bie 
mübe geworbenen Qer3en unb trägen ©elfter ent3ünbet, wo ber 
feurige SbealiSmuS ber 3ugenb fich in mänuli<f>en Taten be- 
wahrt unb in ber nationalen (Einheit eines geläuterten 95olfe3 
unter ben alten <Reid)8farben fchwar$*welg«rot baS &aiferrei,ch 
ber 3utunft erwäd>fr 

^on blefen ßettgebanfen auSgehettb, forbert bie 5>eutf<hna- 
tionale 'Bolföpartei im ein3eluen: 

1. S>eutfehlanb3 Befreiung. 3>te Freiheit be8 beutfehen 
SDolfeS bon frember 3to<Ht98herrfehaft ift bie 'Boraugfefjung ber 
nationalen 3Diebergeburt. Auf freiem Robert ein neu erftarfteä 
«Reich, bie abgeriffenen beutfehen ßanbe ihm wieber berelnt, ba$ 
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Ift unb bleibt baä 3iel aller beutfd&en ^olitif. Stamm erftreben 
tt>tr bie ftnberuug be3 Verfatller Vertrages, bie Söteberher* 
ftellung ber beutfd^en (Einheit unb beti «EDieberertoerb ber für 
unfere tt>trtfd)aftliche <£nttmcflung nottDenbigeu Kolonien. 

2. <S>ren3* unb 9lu$lanb8beutf d)e. liuferen beutfd)en 
33olf3genoffen jenfeitS ber uuS aufge3tt>ungenen (Breden füllen 
tt>ir unS untrennbar berbunben. 3>er 6dju$ beS 3>eutfchtum8 
in ben berforenen unb befefcten (Gebieten unb ber 6<&u$ ber. 
9luSkmbgbeutfd>en finb eine öffentliche Aufgabe nationaler ^3o* 
littf. (Enge VolfSgemeinfchaft berbinbet unS mit allen 3>eutfd)en 
int SluSlanbe, befonberS mit ben 3>eutfd^en Öfterreid)8, für bereu 
$ted)t ber 6elbftbeftimmung a>tr unS einfetten. 

a^ugtoarttge^politi!. SBir f orbern eine ftarf e unb ftetlge, 
ttur bureb beutfebe ©eflcbtSpunfte beftitmnte auswärtige ^olittf, 
eine toürbige, fefte unb gefd)t<fte Vertretung ber beutfehen 3nter* 
effen unb bie $lu$barma<hung unferer tt>irtfd>aftlid)en &raft für 
bie au&eupoltttfchen Hitli 3>eutfd)lanbS. 3>er auswärtige SHenft 
ift allein nach Befähigung, Vorbtibung unb 3uberläffiger beut* 
fd>er (Befinnung 3U befet^en unb bon Zücfftchteu auf bie innere 
'^Partetpolitif freihalten. 

4. ^onard^ie. SHe monard)ifche ©taatSform entf priest ber 
(Eigenart unb gefdf)icf)tltchen (EnttDfcflung 3>eutfdf)laubS. Über ben 
Parteien ftehenb ber bürgt bie Monarchie am ftcherften bie (Ein- 
heit beS VolfeS, ben edfyufc ber TOmberfjeiten, bie etetigfeit 
ber 6taatSgef«häfte unb bie linbeftedf)ltdf)feit ber öffentlichen Ver* 
waltung. S>te beuten <£iu3elftaaten follen freie (Entfc^liegung 
über i^re €?taatSform fyabtn; für baS Zet<h erftreben wir bie 
Erneuerung beS bon ben §o$en3oIlern aufgerichteten beutfehen 
ftaifertumS. 

5. SBefen beS deiche«. (Ein feft geeintes 3>eutfcheS Zetdfj ift 
bie tt>i<httgfte ©runblage beutfeher (Srö&e. 3Iur burch ein freu* 
btgeS unb freiwilliges VefenntntS aller feiner Seile 3um Zei<hS* 
gebanfen fann fein Vejtanb gefi<hert fein, t önnen bie Jülle feiner 
Gräfte 3ur bolten 2Dtrfung fommen. Um ber Zeiteinheit willen 
ift bie €klbftänbigfeit ber (Etnjelftaaten 3U f<f)ü£en unb ihre unb 
ber ©tämme bere<f>tigte (Eigenart 3U pflegen. 5>aS beutfehe ©e* 
famtintereffe erforbert ein un3erftücfelteS, in feinem Veftanbe unb 
In feinen Stechten nicht gefcfjmälerteS Greußen; auf feine ftaaten* 
bilbenbe Äraft fann baS Zeich für feinen ^Öieberaufbau nicht 
Berichten. 

9* 
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6. VolfSbertretung. 9luf bem Vobenber berfaffungämdgU 
gen gortbübuug unferer j>olirtf<f)en 3uftdnbe bertreten totr ben 
i>rgantfd)en 6taat3gebanfen. Un3 ift ber 6taat ber lebenblge 
Volfsförper, in bem alle (Slieber imb Gräfte 3U tätiger $Hitn>ü> 
fung gelangen foften. 3>er au3 allgemeinen, gleichen, unmitteU 
baren nnb geheimen ^Da&len beiber <Sef<r)fe<|>ter Ejerborgeljenben 
VoKSbertretung gebührt «entfd&eibenbe OTUtDirfung bei ber <Se- 
fe^gebung unb mirffame 3lufftd)t über «ßolitif unb Verhaftung. 
Sieben btefem Parlament verlangen mir eine Vertretung, bte auf 
einem, na<f> berufen geglieberten Aufbau ber tt>irtfd>aft(id)en unb 
geiftigen Qlrbeit beruht. 

7. Verwaltung unb s Xedf>t3pf lege 2>er ftarfe ©taat, ben 
unfer Volf braucht, berlangt 3umal bei ber jetzigen jKtrlamentart» 
fd&en ^tegierungSform eine frafrbolle boll3lel>enbe (Sehalt unb 
einen f eftgefügten, planmä&tgen Vef>örbenaufbau, 3>a3u gehört 
ein ben ^rtetetnflüffen eut3ogene3 VerufSbeamteutum unb bie 
(Erhaltung feiner befoä&rten VerufSauffaffung. 3>le richterliche 
Unab&äng tgfeit ift 3u toa&ren. 9le<f)r3pfliege unb Verhaftung finb 
allein na<f) facr)Udf)en ^üdftd^ten au$3uüben. 3>ie Verhaftung 
ift 3U öereinfadf)en unb im fo3ialen (Seifte 3U führen; an bie Grefte 
ber feit ber ^ebolution etngeriffenen Verfd&toenbung öffentlicher 
Oelber muß lieber ftrenge 6parfamfeit treten. SHe bewährte 
6clbftbertoaltung ber (Semeinben unb (Semeinbeberbdnbe ift 3u 
tt>al>ren. 

8. Veamtentum. $a3 Veamtenredf)t ift 3eitgemag um3uge- 
ftalten. VeamtenauSfd&üffe unb Veam tenf amm ern follen bei ber 
Regelung ber blenftltdf>en Verhältntffe tnirtoirfen. V3ir forbern 
für alle Veamten bie <Seti>äf)rl«eiftung ber feften Slnftellung unb 
bölfigen ^rethett in Ausübung ber ffcaat8bürgerlid)en SRed&te. 
£el>rer unb (Semeinbebeamte follen in restlicher unb toirtfehaft« 
lieber Ve3ie&ung ben ©taatSbeamten gletd&geftellt herben. 5ür 
ben Siufftieg innerhalb ber Veamtenfchaft follen nicht bie fdf)uU 
mäßige Vorbilbung allein, fonbern Kenntnis unb Süchtigfeit ent» 
fd^eiben. 3wr (Spaltung eine« 3uberläfftgen, pflichttreuen, un* 
beglichen VeamtenrumS ift feine htrtfd>aftltche (Sicherung burch 
eine feiner totalen 6tellung entfprechcnbe, fidf) ben £eben3foften 
anpaffenbe VefolbungSorbnung 3u behirfen. 3**> e 3teuorbnung 
ber Vefolbung muß audf> auf bie Ve3üge ber Hinterbliebenen 
unb ber Sötartegelb« unb «RuhegehaltSempfänger, beren gefamte 
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Red)t3t>erf>ältnt{fc bringen* einer Steuregehmg bebürfen, eine 
entfpred>enbe SSHrfung fyabai. 

9. ^e^rma^t. $Dir erftreben bie allgemeine, gleite $Def>r* 
pflid>t nnb trollen bie (Erinnerung alleg beffen iebenbig erhalten, 
a>ag unfer ^oft in ftrteg unb grtebeu an äußerem Qlufftieg unb 
er3ieherlfchen ^rten bem SBotfgf)eere unb feinen gührern 3U 
oerbanfen gehabt bat. 3>er Schüfe unterer heimatlichen lüften 
unb ber poriHfd^tDiHfd^aftlid^en Stellung beS <Heidf)eg bebingt 
bie SZötebererftebung einer beutföen gbtte. SHe gürforge für 
bie ftrieggbefchäbigten unb bie #rleggblnterbltebenen, bie recht- 
liche unb toirtfchaftliche Sicherftellung ber aftiben unb entladenen 
s 32UUtärperfonen, ber ^enfiondre unb ihrer gluterbltebenen ift 
(i^renpfü^t bon ttetcb unb SBolf. 

10. C&letchberechtigung ber grau. SHe beutfthe grau tft 
atö gütertn ber fittitchen unb retigiöfen ©runblagen beg ga- 
mitten- unb 3tott8tebeng unentbehrluh* 3^r fieht bie gleichberech- 
tigte OTittoirfung int öffentlichen £eben 3U. SHe fechte ber grau 
atg t>eranttDortlkf>er <^erfdulichfeit in ber €r3iebung beg fünfti- 
gert <5ef<htechtg unb int 93erufg- unb Familienleben finb au3- 
3ugeftalten. SHe unerfefeltchen Lüerte, bie burch bie Arbeit ber 
gaugfrau unb Butter gef<haffeu toerben, finb f03taE unb roirt- 
fchaftttch an3uer!ennen. 

11. 3*x> ff 8 tum. 3tur ein ftarfeg beutfdjeg tyolt 8tum, bag 9lrt 
unb Söefen betou&t toahrt unb fid> bon frembem (Stnflufc frei hält, 
fann bie 3Uberl£fftge (Srunblage eineS ftarfen beuten ©taateg 
fein. ®*3fyx\b fämpfen mir gegen }eben 3erfefeeuben, unbeutfchen 
(Seift, mag er bon }übifd)en ober anbcxai Greifen auggehen. SXur 
tpenbeu uug nachbrüäfich gegen bie feit ber 9tebolution immer 
berhängniSboder h^rbortretenbe SJorherrfdjaft beg SubcnftuKS * n 
Regierung unb Öffentlichfeit. S>er 3uftroin grembftämmtger über 
urtfere <Sren3en ift 3u unterblnben. 

12. SDolfggefunbheit. «JÖlr toerben alle ^Haftnahmen unter- 
stützen, bie bem ^Öieberaufbau unferer ^oDtöfraft unb ber Pflege 
ber ^olfggefunbheit bienert. ^ir treten für bie Söerbefferung 
unferer <£rnährungg&erhältntffe ein, für Ätuber- unb Butter* 
fchutj, für bie ^Befämpfung ber am mtrfe beg Söolfeg ^vtnbm 
mnberfterblichfeit, Suberfulofe unb (Sefchlechtgfranfbetten. SDir 
forbern ben (Erlag einer Sr3teorbnung, bie gefefcttcf>e Regelung 
beg Srrentoefeng, ben $lugbau beg 'tUpothefentoefeng, ein seit*» 
gemäfteg gebeammcngefefc unb eine beffere 9lugbilbung fotoic 

» 
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ben 6d)u£ be3 £>ell* unb ^JflegeperfonalS. SHe breiten VoRS» 
maffen flnb über bie (Befahren be8 <S>eburtenrü<fgange3 auf3u* 
ffdren; bei gefefcgeberifchen «^Haftnahmen finb ftnberreid>e JJa» 
mitten grunbfä$U<h befonberg $u berü<fft<htlgen. 

IL 0«ifN*e* ecbcn. 

13. Religion. Von ber Vertiefung tveS chrtftllchen 33etou[$t* 
fetnS ertoarten tinr ble ftttllche V3lebergeburt unfereS Volfeg, 
bie eine ©runbbebtngung feine« poIittfd>en VMeberaufftlegS tft 
Religion Ift VotfSfache. 9ht ber Iebenbigen Aufnahme ber djrift« 
lt<h»rellglöfen 8räfte ^dngt bie Reinheit ber gamilte, bie (£nU 
tntcflung ber S 11 ^**» M< Verföhnung ber fo3iaIen (Segen fö^e, 
bie <5efunbhett be3 (Staates. (Sin Volf ofjne Religion entbehrt 
be3 ftttlichen £>alt8 unb bamit ber «JBiberftanbSFraft gegenüber 
ben 6orgen unb Entbehrungen ber 3eit. (Einer religionStefeiti 
etaatögetoalt fehlt ber Xlntergrunb fefter ftttlicher «atagftabe unb 
bamit ba8 Vertrauen umb Anfeheit, ohne ba8 eine lebenblge, 
€5taat3geftnnung nicht erti>ad)fen fann. V3tr fämpfen gegen atteS, 
ttxiS biefe (Srunblagert in «Jrage ftellt: für bie Reinheit beutfxheit 
©eifteSlebenS, für ble ftärfere Vetonung flttlWfjer Vierte InTOirt* 
fd^aft unb ^oltttf. TOlr fämpfen gegen <5<hntu$ unb 6d)unb in 
V&ort unb Vüb, gegen ben (Steift ber <5>enugfud>t wtb be8 mühe- 
(ofen (Eroerbeä, gegen Hne&rlWEtfelt unb Veftechlldtfelt. Unfere 
grauen haben auf btefem (Gebiete befonbere Aufgaben. 3h* In* 
f lug Im öffentlichen geben bebarf ber (Stärkung, um ble geiftltd>en 
unb f tttltchen (Smter be8 VolFeS su toahren. 

14. ©leldjftellung aller VeFenntntffe. ReltgtonSge» 
metnfchaften unb ihre (Einrichtungen fotoie jebe ed)te rellglöfe 
Über3eugung tyxben ein Recht auf Achtung, (Schonung unb 
©taat8fd)utj, borauSgefeftt, bag fte ben 6taat8gefetjen ntd)t toi« 
berfpred)en. 3>te (SHelchfteflung ber 3vtitivd)tn unb ber freien 
chrtftllchen (Semetnfchaf ten mit ben Rellgtonägefellfchaften, bie 
bisher fd>on Ädr^rfc^af ten be3 öffentlichen Red)te8 toaren, ift 
burd)3ufül)ren. 

15. 5 r *ih*Ü ber Kirchen. Vei ber £öfung Dom ötaat flnb 
ble auf ©efetj, Vertrag ober befonberen Rechtstiteln beru^enben 
Stiftungen be8 6taat*8 unb ble übrigen toohlertoorbenen Rechte 
ber #ir<he unb Ihrer wiener ftchersuftellen. 3eber Verfuch, bie 
Freiheit ber Kirchen 3ur felbftänblgen Orbnung unb Vertoaltung 
ihrer inneren Angelegenheiten 3u beeinträchtigen, tft entfchloffen 
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c&3uu>d)r«n. fiüt bie €?eelforge im ^De^rMenft, in Ptranhn^ävw 
fern unb (Sefdngniffen ftnb ftaatüd)e *2Hitt«l 3U getodhren. 3>en 
angebenden Geiftlichen ift bie (Gelegenheit sur Uniberfitätgaug* 
bilbung 3U betoffen; bie theologifcheu gafultäten ber §o<hfchuleu 
finb in ihren Döllen <Red)ten 3U erhalten. 

16. <£r3ie^ung. 3>te (Ziehung foll 3ur geiftigen (Einheit ber 
Nation führen. SD3ir fonnten ftol3 fein auf bie Stiftungen ber 
beutf$en ©<f>ule. Glicht feft genug aber tt>urbe ber Spille, nicht 
fU^er genug bag 3latii>na(gefühl auggebilbet. ©tärfer alg big* 
£er muffen toir 3u beamgtem S>eutf<htum unb lebenbiger ©taatg» 
geftunung Hillen unb dfyxvctttt formen. SHe ftdrffte (Srunblage 
ber Hillen«- unb (S^arafterbilbung finb ein lebengboller, toahr« 
J>aft chriftlicfyer Religionsunterricht unb ein Dam baterldnbifd>en 
<5eift erfüllter <Sef<f)icf)t3unterrid)t, bie ftd) nur augtoirfen fönnen, 
tioenn bie €>$ult bag (Gepräge einer einheitlichen $0eltanfchau* 
img trägt. QeStyilb ift grunbfdfclijch bie 33efenntnig[d>ule ber <5t- 
multanfchule bor3U3iehen. gür bag Gelingen beg <£r3tehunggü>er* 
f e3 ift bolle (Betolffengfretheit ber ßehrenben unb ber <Er3tehungg- 
berechtigten 'Rorbebtngung. 

17. |6<huln>ef en. <£g bleibt unberdu&erltcheg Stecht ber (Altern, 
über bie <5<f>ulgattung 3U beftimmen, ber fte ihre Äinber 3uführen 
tDollen. $egF>alb ift auch bie freie (Enttotcflung ber sprtoatfchulen 
3U flchern. Jfür bie (E^iehung in ben erften 6d)uljahren ift eine 
gemeinfame <S>runbfd)ule ein3urichten. 9luf biefe bauen fid) bie 
fonftigen <5d)ularten auf, bie mit 3tt>e<fmdgigen ßöfungen beg 
Übergangs unb Slufftiegg 3U einem innerlich berbunbenen ©e» 
famtfchultoefen geftaltet toerben. 3n blefem ©inne treten ürir für 
bie (Einhettgfdrule ein. <Eg finb (Einrichtungen 3U treffen, bie bie 
Vorteile ber 9lufftteggmöglt<hfeiten emfd)lie&llch beg JJortblU 
bungg* unb $a*hf<huta>efend nicht nur ben großen (Stdbten, fon» 
bern aud) bem £anbe unb beat fleineren €>täbten 3uteü toerben 
(äffen. SHefe 9teugeftaltung unfereg ©chultoefeng barf nicht 3U 
«iner «öerflachung unfereg «iBtlbunggtoefeng, 3u einer gerabfefcung 
ber ,Cehr3ieIe ober 3ur Aufgabe ber (Eigenart unferer höheren 
<Sd)ulen führen. 

18. fiehrerb Übung, <5d)ulauf ficht, ^llle Lehrer follen ihre 
^UllgemembUbung auf einer ber f)ö\)zvtn (E?djulen ertoerben. 93ei 
ber <Er3tehung beg h eran B>achfenben <5efd)lechtg toirft bie Jrau 
alg gletdjtoerttgeg (Blieb ber ^olfggemeinfchaft mit. 3>le ftaat- 
Jiche 6d)ulaufficht ift 6ad>e tum Jachleuten. 
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19. §od)f a)ulen. 2>en beutfd)en Uniberfttäten unb §ocf>}cf>iu 
len ift ü)re ein3igarrige, gefd^id>Mid^ geworbene 6teltung, in£6e* 
fonbere ifyte unbefd)ränfte £e|rfre$eit, $u ermatten. 3>a3 ©elbjN 
bertt>alrung3red)t ber 5>03euten unb €?rut>enten ift auf ber &runb» 
tage ber betoä&rten afabemtfd)en $rei$eit 3U toKujreru 3>te 
bung£3Uk unb ftufna^nubebtegungen follen nW>t J)erabgefefy 
merben. €tubtet*nbe. beutföer 6taat3ange&örigfeif ober beutfcf>er 
^tbftammung fyibcn auf tf)re <£tnrtd)tungen ba3 erftc 3inred)t. 
3>ie Volf^odrfdniien follen fid) in erfter Stele an SDerftanb unfc 
§er3 3ur Vertiefung unb Vereid)crung beutfd)er *5lrt unb beut» 
fd>en 3Öefen8 tixnben. 

20. gugenbpf Tege. 6tärfer alg big&er toollen toir in unferer 
Sugenb ©td&lung be8 ÄdrperS, firtlid)e (fcrftarfung unb beutfd>e 
unb ftaatSbürgerlid)e <$eftnnung gepflegt toiffen. 3>arum ift bte 
^ugenbpflege toett met)r alg bigfjer 3U förbern unb ber gefuuben 
3ugenbbeu>egung jebe $rtibtit $u geioä&ren. 

21. äunft. <fcd)te &unft »ad)ft auf bem Vobeu eine« lebenbtgeu 
VolFgtumS. 3n feiner Shmft fd)aut ein VoK fid) felbft unb totrb 
fid) feine« toa^ren «SDefenS bettm&t. 5>tc ftunft foll allen 3to(f$- 
freifett 3ugänglid) fein unb für bie nationale <£r3tef)ung frucht- 
bar tnerben. 

III. TBitt)dmft*Ubtn. 

22. <5Birtfd)aftgorbnung. 3ebe reben8fäf>tge Volfäürirt* 
fd)aft baut fid) auf bem ^3ribateigentunt unb ber <£igentt>irtfd)aft 
auf. llnterneljinungggeift umb <£ru>erb8ftmt be8 eh^elnen ft?ti> 
bie <§>runb(age unferer a>irtfd)aftlid)en Arbeit. 3Dir berlangen, 
ba§ fie fid) in ben <S>ren3en beS (fremeintoofjfeg galten, unb Hor- 
ben fie gegen Jeben offenen unb berfteeften ÄommuniSmug ber- 
teibigen. «Staats- unb fonftige öffentlid)e 9ötrtfd)aft ift nur ba am 
^Ia£e, po fie für bie 9lltgemein&eit nottoenbig ift ünb gegenüber 
bem 5Prtbatbetrteb un3uKife(^aft tt>irtfd)aftltd)e Vorteile bietet. 
@03ialifierung3j>länen muß in einer }$tit tieffter toirtfd)aftlid)er 
3errüttung mit erhöhter Vorftdtf gegenübergetreten toerben. JreU 
tDilliger beruflid)er unb genoffenfd)aftlid)er 3ufammeufd)luj$ im 
<KHrtfd)aft3leben ift 3u förbern. 

23. Aufhebung ber 3tt>anggtt>trtf<d)af t. Um bie Gräfte 
be3 beutfd)en VolfeS 3u neuer €>d)affengfreube 3u beleben unb 
um (£f>rliä>?eit im Qanbtl unb 3Danbe( unebener 3uftelten, ber« 
langen toir ben befd)leunigten, reftlofen $ibbau ber 3ö>ang8tt>trt« 
fc^aft unb bte fof orrige ^iuflöfung ber #riegS* unb ber an i&re 
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• 

Steile getretenen <5efellf<haften. S>en «öolfäfreifen, beren ßebeng* 
möglichfett burd) babei eingetretene ^reiSftetgerung bebroht 
H>trb, 3umal ben nl$t mehr arbeitsfähigen ^euftonären unb 
Kleinrentnern, ift bur<h öffentliche 'SHa&nahmen 3U Reifen. Sucher 
unb 6d>ie6ertum ftnb rü<ffi<ht3lo8 311 befampfen. SBo fld& bieStoU 
»enblgfeit ftaatltchen (Eingriffes in bie TOirtfd&aft ergibt, ift er 
tmrd> bie ^trtftfKtftStntereffenten au33Uüfcen. 

24. 6ieblung3tt>efen. 3>er 3lu3tt>anberung bon 3>euifchen ift 
bur<f> toirtfchaftltche 'Sta&uahmen nad) ^Udglid^eit bor3ubeugen ; 
für bie beutf dfjen ^ücftoauberer ift 3U forgen. SDir forbern grunb- 
le<jenbe ^efetttöuns ber TOofmungSnot, pianmä&tge 6<$affung 
tum geimftdtten, tuS&efonbere au<h für unfere Krieger, gemein- 
nü$ige 3Jobenj>olttif unb efoie umfaffeube €?ieblung auf bem< 
&mbe, bie neues $kmemfanb unb TOöglidtfetten eigener SBtrt» 
fd>aft für bie Arbeiter fd^afft unb für bie aud> <Sro&grunbbeft£ 
t>e£ (Staates, ber (Bemeinben unb ber ^ribaten in angemeffenem 
Umfange gegen (fcntfd&äbigung 3ur 93erfügung 3U ftellen ift 

25. SDieberaufbau b«T TOirtf (fjaft. 3>ie gebung ber (Er* 
3eugung ift bie SöorauSfetjuug 3um $Dieber<tufbau unfereS $0irt* 
fchaftSfcbenS. 5>aS <&ett>erbe, bon bem unfer aller 6df>t<ffal db* 
hängt, ift bie £ttn!bti)irtfchaft. 3hr ertoächft bie Aufgabe, ben 3tah* 
rungSbebarf 5>eutf<fjlau!bS auS eigener Äraft 3u betfen. 9Iur ber 
freie ßanbtoirt auf freier €>$oUt fann baS bollbringen. 3>a3U 
mu& ihm bie 9kf<haffung ber nötigen SSetriebS- unb gilfSmittel 
ermöglicht toerbeu, unb er mufj bor (Eingriffen betcahrt bleiben, 
bie bem 993efen foer £anbn>irtf<f>aft miberfprechen. 3>er stoeite gro&e 
Sragpfeiler unferer *9a3irtf<f>aft finb 3nbuftrte unb §anbti>erf . 3>a& 
fie buwf) Sufu^r ber nötigen 9lohftoffe unb (Erfcf)lte&ung geeigne- 
ter ^ibfafcmdrfte bie alte 9irbeitSmöglicf>fett toieber erhalten, ift 
eine Lebensfrage "ber SUlgemeinheit. kleben bem freien Sktnbtolrt 
unb <&eü>erbetreibeuben foll ber freie beutfche ©anbei ftehen, ber 
in feine fechte lieber einzufetten ift. 3>er felbft fc^affenben Wir- 
belt unb betodhrien ^ad)!unbe beS beutfd^en Kaufmanns unb 
SechniferS muß bie frühere Stellung auf bem SBeltmarf t toteber 
eröffnet toerben. 3>ie JJachbilbung, beren Überlegenheit unfere 
S93irtfd)aft in allen ihren 3toeigen bie SBlüte bor bem Erlege ber* 
banfte, ift au<f) weiterhin forgfam 3u pflegen. 3ille nationale 9lr* 
beit foll ihrer (Eigenart gemäg burd) ©efetjgebung unb ^ertoaU 
tung gefdfjüfct unb geförbert toerben. §ier3u gehört ber ^Bieber* 
aufbau ber beutf<f>en ganbelSflotte. 
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26. TOtttelftanb. 3n ber (Srhattung unb Vermehrung be£ 
felbftänbigen 'SlittelftanbeS in ganbtoirtfchaft, ganbel unb <&e* 
toerbe erbltcfen tolr eines ber ttnrffamften Stttttel $ut Uber* 
brücfung ber fo3ia!en <Segenfdt*e, toetl er ben unteren 6d)td)ten 
bie AuffttegSmogltchfett 3ur tolrtfchaftltchen <5elbftänbigfelt offen 
f>alt unb baburch eine gefunbe <5<f)id)tmtg ber Bebölferung för* 
bert. (Einer Übernahme mittetftänbifcher Betriebe in 6taat8»ober 
(Bemetnbebefttj toerben toir und grunbfä^lidj totberfetjen; ihre 
ftaatltd&e Benachteiligung 3ugunften bon Berbrauchergenoffen» 
fd>aften lehnen mit ab. 

27. Arbeiter unb Augeftellte. TOir forbern, ba& beröiaat 
fein foftbarfteS Bermögen, bie lebenbige Arbeitskraft feiner An* 
gehörigen, f<f)ütjt unb fie bor Ausbeutung unb Raubbau burch 
eine f03iale 6<hut}gefeggebung betoahrt. (Ein 3ettgemäfte3 An» 
gesellten* unb Arbeitern^ für alle gegen <5e^alt unb fcoljn 
Befdjafttgten, tnSbefonbere auch für bie äanbarbetter unb §au3« 
angeftellten, ,ift 3u fchaffen. Auch Heimarbeit ift in biefe 
<S>efetjgebung ein3ube3ieh*n, bamit fie ftd> auf gefunber <S>runb« 
Tage .enttotcfeln fann. 3He Durchführung ber Sartfberträge ift 
3u fichern. 3>a8 toirtfchaftltche BeretnigungSre<f)t ift toirffam 3U 
getodhrleiften. 9Dir forbern eine angemeffene Vertretung ber An- 
geftellten unb Arbeiter ohne Aufnahme be8 (SefchlechtS in ben 
ftaatlich anerkannten BerufSbertretuugen. SBtr erftreben, baft ben 
Angeftellten unb Arbeitern eine Teilnahme am (Betoinn be8 Un* 
ternehmenS getDäfjrt mtrb, ti>o e3 beffen Eigenart 3uläjjt. 3)ie 
Kapitalbeteiligung ber Angeftellten unb Arbeiter an gefellfd&aft* 
lieh betriebenen Unternehmungen ift gefefcltch 3u erleichtern. 3>te 
BetrtebSrätegefeijgebung ift fo 3u geftalten, baß fie bem tolrt- 
fd^aftlichen ^rieben unb ber görberung ber C^eugung btent, 
Arbeitgeber« unb Arbeitnehtnerberbänbe müffen, tote e3 in ber 
3entral*Arbeit8gemeinfchaft berfudjt toirb, berftanbntSboll 311* 
tammen arbeiten in bem Beüm&tfetn, ba& fie fi<h afö 3>eutfd>e 
an bem baterlanbtf<heu SDerfe be3 lieber auf baueg ber h*tmt- 
fchen 933trtfd>aft gemetnf<haftlich, nicht gegenfätjlich 3u betätigen 
haben. 3>en marjiftifchen ^laffenfampfgebanfen lehnen toir al3 
3erftörej jeber Kultur ab. Unfer 3tel ift nicht ber &laffenfamj>f, 
fonbern bte friedliche, auf Pflicht gegrünbete Arbeit. 

28. greieBerufe. 3>en Angehörigen ber freien Berufe unb 
ber geiftigen Arbeit, bie burd) bie (Selbenttoertung ber (Befahr ber 
^Proletarifierung auSgefeftf finb, toollen mir in ihrem fd)tt>eren 
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©afetttSfampfe Reifen. 3>te «äkrftaatlichuug biefer 93erufg3tt>eigc 
Dcrtoerfcn totr, toetl ftc babuwh ber beften 9fc>rau8feiiung ihreS 
Schaffens entf leibet würben. 

29. (Erwerbstätige grauen. 3>en erwerbstätigen grauen 
ift in totrtfd^aftlic^er, gefunbheitlicher unb fittlicher $tnficf)t nach* 
brürfliche Unterftüijung su gewähren; bei gleicher Söorbilbung unb 
gleichwertiger JJeiftung fKiben fte Anbruch auf gleichen Cohn. 
3>er berheirateien Arbeiterin ift bie boppütt Aufgabe ber gewerb* 
liehen unb häuslichen Arbeit 3U erleichtern. 

30. Steuern. S>eutfcf)lanb8 5tnan3lage macht e3 nötig, alle 
(Einnahmequellen in Reich, Staat unb C&emeinbe nach einbeit* 
lid^em ^iane, jeboch unter möglichfter iBerücffichiigung bewähr* 
ier *3fted^te, b\S $uv äußerften <5ren3e f>erau3U3te?>ett, SBei bem 
Augbau ber Steuern auf 93eft$ unb Ctinfommen finb £eiftung8* 
fähtgfeit unb gamtlienftanb weügeijenb 3u berucffic^tigen. Re* 
ben bireften unb inbireften Steuern muffen Reinerträge bon 
Reichs*, Staate unb <S>emeinbebetrieben burd) fachgemäße Re* 
öelung «ber 93etrieb8berhältniffe ermöglicht unb für ben öffent» 
liefen 5inan3bebarf 3ur SBerfügung aeftellt Werben. 3>ie Steuer* 
jwlittf foll auf bie erwerbstätige Arbeit billige Rücfftcht nehmen 
JUnb bei aller fcharfen (Srfaffung ber höheren Vermögen unb l&in* 
lommen bie für ba3 (Sebexen ber Söoif3wirtfd)aft unentbehr* 

. liehe 3tflbung bon 3ktrieb3bermögen nicht unmöglid) machen. 
(Sine gef unbe gtnan3j>olttif ift nicht möglich ohne bauernben Au3* 
gleich bon (Einnahme unb Aufgabe. Unfere wirtfehaftliche <£r- 
fchöpfung ift tmfcermeibbar, wenn nicht bie öffentlichen Aufgaben 
eingefchranft werben, 

32. Wahlaufruf ber 3>eutf<f>nattona(ett e t3oK$parfet. 

S>eutfehe Banner unb grauen! 

S)er SlBa^ltag ift beutfeher Schief falStag. An ihm Wirb fich 
entfehetben, ob baS beutfehe tyolt fich ^ftretung fchafft, bie 
SBtllen unb gähigfeit 3um $öteberaufbau bon Staat unb AHrt* 
fchaft befittf, ober ob e8 rettungSloS bem «Berberbeu 3utreibt. 

3>ie bon ber Mehrheit ber berfaffunggebenben Rationalber* 
fammlung gebilbete Regierung fyxt 2>eutfd)lanb burch Unfähig« 
feit unb parteipolitifdje ^erblenbung bem Abgrunbe entgegen« 
geführt. 3l)r banft ba3 beutfehe *33oIf ben Schmachfrteben bon 
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3>erfallleg unb ben SDerCttft feiner ganbelSflotte. Unter ihr »ur<» 
ben bie ©Bulben be3 SReicheS in« Uiigemeffene bergröfcert, Sir« 
beitöluft, 9irbett3frtebeu unb probuftion untergraben, SDtrt- 
fd>af trieben unb ©elbfianb bertoüftet, unfere 9Öirtfd)aft3ref erben 
&erfd)leubert. €?taat3autortt&t unb georbnete Söeroalhmg finb 
f<h&er gefd)äbigt; nicht fadf>iid>e 5ftd)tigfett eattfchetbet, fonbern 
partelpolittfche (Skftnnung. 9Dtt<her- unb &$iebertum ^aben fid> 
3ügello3 entfaltet, SDohnungS» unb 2tahrung8rtot mürbe burd) 
Begünstigung öftltcher ^HaffenetttttKmberung in f<f)limmfter TOeife 
gesteigert. 

Shirdf) ^Higad^tung ber 5Berfaffung unb Langel an gutem 
Hillen gegenüber berechtigten 5<>rberungen fyat bie Regierung 
ben ^utfch bom 13. <mäv$ berf<hulbet. 

5>ur<h bie suerft abgeleugnete SiuSrufung be8 (SeneralftreifS 
unb berfaffungtoibrige 3 u fl e ftä n & n tff e <m feine Sräger hat bie 
Regierung neue$ Ccleiib über baS beutfche Wolt gebracht unb 
ben roten Terror entfeffelt, burd) Slbleugnung ber bolfche&iftU 
fd>en ©efahr ben Jeinb in8 beutf<he £anb sitfyen helfen. 

fDertbollfte fittlid^ Güter, bie Unparteiilchfeit ber tted)t§* 
pflege, bie fachliche Arbeit unb ber d^riftlid^e cXijarafier ber 6chuic, 
bie afabemifd)e Jreiheit, finb f<$ü>er bebro^t; baä Vertrauen 
auf beutfd>e Äraft unb $üd)tigfett, ba£ $lnfehen beS beutfchcn 
^lamenS finb in (Befahr, bie beuifdje ^Regierung ift 3um SDoll« 
ftrecfer ber Skfejfjle be£ SluSlanbeS herabgefunfen. 

3>eutf<he Bürger, dauern, Arbeiter t 9lm SöahKag gilt eä 
(Stnfpruch 3U erheben gegen bie ba3 SZtarf unfereS 93olfe3 ber* 
3ehrenbe *33Xt6tDtrtfc^aft, gegen bie berfaffumg8u)ibrige<£ntrechtung 
weiter Söolfgf reife, gegen bie tatfächliche ^egünftigung be8 33ol* 
fchettriSmuS burd) eine rü<fficht8lofe Parteiregierung! 

3>ie beutffChnationale «BolfSpartei hat auf berfaffunggmä&tgem 
^Boben einen guten unb ehrlichen &ampf um bie •SHeberaufrid)«» 
tung be8 niebergebeugten SöaterlanbeS gefämpft. 3h* poltttfcheS, 
toirtfchaftlicheS unb fo3iale3 Programm, ihre umfangreiche ^Zlit* 
arbeit in ben Parlamenten finb bafür 3 eUJ 9 en » * u f* <*H*» 
benen d)rtftltd)e unb beutfche ©efittung, friebliche Sßtigfett unb 
Orbnung am §er3en liegen, auf 3u neuer Arbeit an 3>eutfd)lanb3 
SBieberaufbau. 

3>ie 3>eutf<fmatlonale «Bolf Spartet berlangt: 

<£ine fefte, toürbige, äußere polttif; 6d>u$ ben <Sren3* unb 
9lu8lanb8beutf<chen; 
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Berufung ber heften Jadjmanner unb &öpfe in bie 9le* 
gierung; 

Reinigung beS BeamienftanbeS bim ben eingeförnuggelten unb 
untoürbigen (Elementen; 

- <8leidf>e3 Stecht für alle BolfSteile, Slbtoeifung jeber Blaffen* 
b tf tatur; 

€ncherljett für ?*erfon unb (Eigentum aller beutfchen Staats* 
bürger; 

B&ieberherftellung ftoatli^er Slutorttät, fachgemäße** ehrlicher 
Bermaltung, (Sicherung unparteilicher Rechtspflege; 

Beffere Berforgung ber Sruppe, 3uberlaffige au3retd>enbe po« 
ii$eUidf>e Sicherheitsorgane, Beibehaltung ber erprobten (Ein« 
toohnertoehren; 

Wteberbelebung ber Arbeit, umfaffenbe ^drberung ber ^ro« 
buftion, bor allem bon Brot unb Bohle; fachgemäße Pflege bon 
Sanbttrirtfchaft, Snbuftrie, ganbel unb ganbtoerf; 6chufc Jeber 
ehrlichen gantierung, aller getftigen unb förderlichen Arbeit; 
<&d)ut$ beS fdjtoerbebrängten BlittelftanbeS, etnfd^ltegtid^ be§ Be- 
amtentums unb ber freien Berufe, bor Berelenbung; 

greie B3trtfd>aft in ben <S>ren3en beS ©emeintoohlS; 9luflöfung 
ber äriegSgefellfchaften; rütfftchtSIofe Befampfung bon B3u<her« 
unb 6df)iebertum ; Bla&nahmen gegen ßujuS unb ^rafferei; 

^nerfennung unb fachgemäße Behanbiung ber BHrtfchaft burch 
Schaffung ehteS B3trtfd>aft3parlamentS auf beruflicher ©runb» 
läge; 

(Seorbnete gwanjen, ftrengfte ©parfantfelt, geregte Befteue« 
rung unter Bkihrung fo3ioler unb bolfSmtrtfäaftlfcher ©efichtS» 
punfte; 

Pflege ber BolfStoohlfahrt unb BolfSgefunbhett, JJürforge für 
bie Opfer beS BrtegeS, ^oedmäiiqe Abhilfe ber SDohnungSnot, 
innere Bolonifation; 

3ufamntenfaffung aller Gräfte gegen bie (Befahren beS bolfS« 
fremben, fultur3erftörenben BolfchetoiSmuS. 

2>ie 3>eutfd>nationale BolfSpartet befämpft leben 3erfefcenben, 
unbeutfchen (Seift, mag er bon fübifdjen ober anbeten Greifen 
auggehen, ©ie toenbet fleh 9*9*^ bie feil ber Resolution immer 
berhängntSboller herbortretenbe Borherrfchaft beS 3ubentum3 in 
'»Regierung unb Öffentlichkeit 6ie berlangt, baß ber 3uftrom 
grembftämmiger über unfere Greven unterbunben toirb. 

3>ie 3>eutfchnationale BolfSpartet erftrebt bie B)iebergeburt beS 
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beurfcrjeu SBoIFSgeifteS burd) bie lebenbigen Gräfte be8 (Stiften* 
tumä unb e&ten, belmigten 3>eutfd)tum3; 

(Einigung unfereS burdf) innere ftdmpfe 3erriffenen SDolfeäburcf) 
tDtrtfd&aftltdK 9lrbeit8gemetnf(f)aft unb totale Söerföfjnung. 

3>ie fegenSrei^e 3Zlitanrfung ber beulen JJrau foll gan3 be* 
fonberg biefe 3ie(e erreichen Reifen. 

3lu3 feiger ßtebe su unferen beutfcr)en Gräbern ertDdd)ft un£ 
ber fefte (glaube an bie un3erftörbaren Gräfte be£ beutfd^en Wol* 
FeS. 9lu3 feinen no^ im 3Deltfriege fa lange unb fo gldn3enb 
betodrjrten rjelbif.d&en (Eigenfdf>aften, aug feiner großen <&efdj)t<r)te, 
bie in ber beutfd&en Suglnb, bem Foftbarften ©c&afte unfereS «fcoU 
Fe3, lebenbtg bleiben unb ttirfen foll, fd)öpfen to>tr bie 3uberficr)t 
auf eine neue beffere beurfd>e 3 u ^ n f^ 

9eutfcr)e Sltdnner, beutfcrje grauen I 

SHefer SDa&ltag ift ©d£)i<Ffal3tag! 

3r)r alle tragt an tljm beutfd>eg ©d&icFfal in eurer §anb. 

9Ber dpiftlidfc unb beutf<r)e 5ttrt unb ©efittung, SBeib unb 
&inb, QauS unb §of berteibigen tolll gegen ben 2lnfturm feinb* 
lijd&er TOdd&te, beFenne fidj> am SBa&ltag 3ur 3>eutfcf)nattonaleu 
^olfgparteit 

33. C3>rift(i<H0?i<rf<* Programm* 1919* 

3>er <£fjrtftIicr>fo3tale herein erftrebt auf bem (£runbe beä <Ef)rt* 
ftentumS unb ber SRaterlanbSliebe bie 3>urcf)bringung unfereg 
SBolfeS in allen feinen <5df) testen unb berufen mit crjrtftlkrjem 
©elfte. ,(£r beFämpft beSfjalb alle und)rtftlidf)en unb unbeutfd>en 
(Einrichtungen in unferem «BolFSlebeu, aud) ben 3erfetjenben (Ein* 
fluft beS 3ubentumg, unb erftrebt eine auf ber ©oitbarttdt ber 
(Sefellfcrjaft beru&enbe < 2Dirifdf)aft8orbnung. 3>er S^riftlid^*fo3iale 
herein erblidft bar um bie borner)mfte Qilfe gegen bie ©crjdben. 
unfereS «öolFSlebenS in ber <5eltenbmacf)ung ber £eben3Fräfte be3 
(SbangeliumS auf allen Gebieten. (Er toill ©taat unb (SefelU 
fdf>aft, gauö unb ^erfönrid&Fett unter ben Einfluß beS lebenblgen 
<£&riftentum3 ftellen unb baburdf) für bie (Erneuerung be3 beut* 
fcr)en (Seiftet bie allein mirFfame Orunblage fdf>affen Reifen. 3m 
Forporatiben Aufbau beS ^olFeS, neben bem 9tet<f)3rate unb' 
^Reicrjgtage, erftrebt er eine mit ^flid&teu unb 9lecr)ten auSge* 
ftattete SkrufSbertretung für }eben ©tanb. ©ein 3iel ift: bie 
friebltdK ßöfung ber fo3ialen ©d&tt>i*rtgFetten burd& eine, bon 
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d)riftüchem (Seift getragene, grofcsügige 6o3ialreform, bte alle 
«Schichten unb ©tänbe unferei SBolfeS befähigt, am $Bteberaufbau 
*unfere3 ^o(!eS in ber Dichtung ber (Einheit, grei^eit, (£^re unb 
(Brd&e unfereS ^terlanbeg 31t arbeiten. 

gin^elfotfccruiigefi. 

I. 3n teltgidfer ginftcht. «Bolle ©laubeng» unb ©etolffengfreU 
|>ett für alle reltgtöfen 33eftrebungen in unferem Söolfe. 

llnabhängigfeit unbjjretheit ber &ir<f>en bom mobernen (Staate, 
aber 6<hu$ burd) ben ©taat in rechtlicher unb fultureller 33e* 
3iehung, greifet unb ©chufc für bie 93eftrebungeu ber 3nnereu 
unb äußeren OTiffion. — Erhaltung be3 fonfeffionellen «jReli» 
gtonSunterrtchtS in ber 6cf)uie, 93eauffidf)ttgung beSfeiben burdfj 
bie #ir<he. <Srf larung ber 33olf3fchule 3ur ©runblage aller SBoIfS* 
bilbimg, Reform ber (Stymnafiaibilbung im <5tune einer beutfd&en 
unb f03ial gerichteten (Er3iehung. ungemeine (Einführung ber 
JJortbtlbungS* tunb 93eruf8fchulen. Drgantfatorifche Söetterent* 
toief hing fcer 93olf3ho<hf<hulen im ©inne einer bertieften nattona* 
len unb f03ialen 33Ubung. SHe gochfehuibilbung mu&, ohne ihre 
bisherige §öhe 3u minbem, au<h ©tubenten ohne Söermögeu mehr 
alS bi$her 3ugdngli<h gemacht toerben; immer beutlichere 33eto* 
nung ber fo3talen Pflicht gegenüber allen «fcolfSgenoffen in ge» 
eigneten «Borfcfungeu; gorberung fo3ialer Äcmttntffe tn ben «prü* 
fungSorbnungen. 

II. 3n f03ialer ginficht. Pflege ber fo3ialen ©eftnnung im 
y (Reifte <hriftlicher SBruberitebe. 3nbienftfteilung aller SDolfSfrdfte 

in t>en SDteberaufbau be£ ^oifölebeng. (Erhaltung ber ertoorbe* 
neu Freiheiten unb fechte. (Bemetnfctrtfchaftliche Slufcung ber 
93obenfchä£e unb «HSafferfräfte unter Skrücfftchttgung ber Suter* 
effen beS felbftänbigen «EUttelftaubeS. '©ieberertDechmg ber 9ir* 
bettSfreubtgfett im ©tnne <hriftlidf>en ^fltchtbetDu&tfetnS, 9lnret3 
3ur gebung unb ^rmehrung ber totrtfehaftlichen (£>üter burtf> 
3ahlung bon Prämien für <£rftnbungen unb quantitative unb 
quatttatibe gochftletftungen unb Setlhaberfchaft ber Arbeitnehmer 
am Erträge ber ^robuftion. 

SnSbef onbere : 1. für bie £anbtr>trtfdf)aft: gro§3ügige©ieblungg* 
poltttf, fotoie Urbarmachung ber öblänbereien behufg ©ejjhaft* 
machung bon überfchüffiger, inbuftrieller SBebölferung unb lanb« 
toirtfehaftiieher 9lücftt>anberer im 3ntereffe ber Söermehrung ber 
lanbtnirtfchaftlichen sprobuftion. Itmfaffenbe ©ieblungSpolitif 
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auf bem platten £anbe, bie neues 'Bauern kmb unb iÖlögUd^feitcu 
eigener SttHrtfchaft für bie öanbarbfiter fd&afft unb für bie auxf> 
(Sroßgrunbbefitj bes €5taate3, ber (Semeinben unb ber ^ribaten 
in angemeffenem Umfange gegen <£ntfd)dbtgung 3ur Verfügung 
3u ftellen ift; grunblegenbe SJefetHgung ber SDofmungSnot, plan« 
mdfjtge Schaffung bon Qeimftdtten für alle 6d)idjten ber 93eböU 
ferung, unter 3kbor3ugung ber Kriegsteilnehmer unb ber finber- 
reichen Emilien be§ SQolfeä. <5d)affung lanbttchen 9letch8ar» 
bett3nad)ü>eifeg. QluSbau be3 lanbtt>irtfd)aftlt<hen ^ortbilbung^» 
fchulmefenS. Pflege ber Idnbltcheu ^olf8h*d>f<hulbtlbuug. «BSie« 
berertoetf ung unb Pflege ebler <8olf8fttten auf bem £anbe. %u%* 
bau be8 Idnbltcheu <5enoffenfchaft8tt>efen8. 

2. für bie Snbuftrte: €5o3talifierung ber für btefe ^Haftnahme 
reifen betriebe, befonberä mancher Unternehmungen, bie einen 
monopolartigen (E^arafter tragen. ©(Raffung eineS foialen 
^IchSarbetterrechtS unb 9tet<h8arbett3na<htt>eifeg. SiuSbau ber 
fo3ialen <5efe^gebung. < 2letch8gefegltche Regelung ber Arbeits« 
lofenfrage. 6cf>affung etmeS 9letd&8ti>ohnunggamte8 unb $Uich§- 
tarifamteS. Reform be3 gieltenben 93obenrecf)te& 

3. für ben SHtttelftanb: a) JJür ben gewerblichen ^Hittelftanb: 
3lu8bau beg <&enoffenf<haft8ti>efen8. 9letd)3gefefcltche Regelung 
beg Sbf>tlmQ8; (Sefellen- unb «meiftertoefen«. SluSbau beS tyrnb* 
»ertlichen unb faufmdnnifchen gfort» unb 5ad)f<hulbllbung§*» 
tDefeng. Unterftüfcung ber felbftdnblgen TOittelftanbgorganifa« 
tionen burd) Sluftrdge beä Meiches ufn>., fotote Übertoeifung bon 
finan3iellen Söorfdhüffen unb 9lohftoffen an bie ganbtDerferfam* 
mern. SiuSbau berfelben im 6inne ber fo3ialen ©lefchbered)» 
tigung. 6chu£ be8 gewerblichen «ÖtittelftanbeS bei ber 6o3iali- 
fierung. ^Befähigungsnachweis. 

b) gür ben 93earateuftanb, fowohi für ^rtbat* als au<h für 
(Stemembe* unb Staatsbeamte: Schaffung eineS fo3ialen SletchS* 
beamtenred)tS. ^eftfe^ung einer retd)3gefet$üdf)en ^inbeftein« 
fommen8gren3e, bie in ftetem (Sinfkmg mit ben SeuerungSber* 
haltniffen fteht Reform beS «penfionSwefenS für bie ^ribaU 
beamten. Schaffung bon SSeamteufammem. Sicherung ber ^e* 
am ten rechte. 

c) 3n nationaler ginficht: Pflege ber nationalen (Befiunung, 
in ber Dichtung eineS unabhängigen <5ro|$*3>eutfd)lanbS mithin* 
fchluft bon $eutfd)*Öfterret<h unb ©eutfch-^äfmten, unter Jfüh» 
rung eineS bolf Sämtlichen SJatfertumS. — <£r3tehung unfereS'Bol* 
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feg 3ur 3Bef)rl)afHgFeU — Dan ben erften Schuljahren ab — auf 
(Sruub ber allgemeinen «SDe&rpflid&t. 9tebifton be8 ^erfailler Erle- 
bens im (Seifte ber 6elbftb«ftimmung ber Söölfer uttb im (Seifte, 
ber Gered)tigfeit Stntetl be3 beutfcr)eu ^olfSftaateg innerhalb be2 
^ößerbunbeä an ben ftoümiallanbern unb <iKof)ft0ffgebieten ber 
<Erbe. Pflege ber auSlanb if d>en SBesie^ungen auf ber ©runblage 
ber t»lrtf(^aft8polirifcf)en uttb J>ft)d>0logtfd)en (ErfenntniS unb 
Pflege ber «Bdlferberfö&nung im ©irnte beS crjriftlidyen 6o3iall3- 
tnu& ^olitifd^eS «Srki&lredjt ber im SluSlanbe lebenben 3>eut- 
fdjen. (Srünbung einer ^Jteid^entraiftelle für ben SlufflarungS- 
bienft im 3u- unb 3iu$fcrnbe. Shirdjfü&rung etneS auf ben <5>r unb» 
fätjen ber fo3ialen (Sered)rtgfett berufjenben 9teid)3fteuerft)ftemg. 
Organifatton aller moralif<^en, fulturellen unb p^t)fifc^en Ärdfte 
unfereS Rottes 3ur SBMeberlj-erftellung feiner alten ^acr)rfulie, um 
e8 3U befähigen, al2 ber Sräger <f>rtftltdHo3taler ©ebanfen 3« 
gelten. 

» 

F. Äunbgcbungen to i rt f d^af tlid^er Söerbänbe. 

34* ftfiiotwprogramm be* S)eutfd>bemoftattfd)en ®€Wttt 

f4>aftebunbe*. 16. Slooembe? J$J8, 
3>ie getoerffd&aftlid&en Örgantfattonen, bie biS&er im beutföen 
(tfn*tftltd)«natU>nalen) Sirbetterfongrefc 3ufammengefd)li>ffen to>ä- 
ren, haben ftdj mit ben Organifationen be8 fretl)eült(f)*nattona* 
len ^Ungeteilten- unb 9lrbeiterfongreffe3 fomie mit einer 9letye 
Beamten-, Singefteilten- unb Sed&ntfer-SBerbänben 3U einem 
$eutfd)bemofratifd)en '(5en>erffd)aftgbunb bereinigt. 3>er vorläu- 
fige #ongre&au8fc&u& einigte fid) auf folgenbeS SiftionSpro- 
gramm: 

1. 6<f)[eunige (Einberufung ber fonftituierenben STationalber- 
fammlung. 2. (Ein großbeutfcrjeS *5Rcid^ alg ^Dirtfdjaftgctn&eit 
mit toirflid) bemofratlfd^er Söertoaltung unb Söerfaffung. 3. (5leicr> 
l>eit aller ^tnftc^tlic^ ber ftaat8bürgerltcr)en <Red)te. 4. grete 93a&n 
ben Süchtigen in ©taatSleitung, «Bertoalrung, SDirtfd&aft, $unft 
unb < 2Biffenfcr)aft. 5. Organifd&e unb planmäßige @03ialifierung 
unferer ^Dirtfcr)aft unter $lufred)ter&altung ber perfonlicr)en 3nt- 
tiatibe unb Sü<r)tigfeit fotoie ber 3Deltfcmfurren3fäljigfeit. 6.Uu* 
bebingte < ötittt>irhing ber (&en>erffd)aften unb SSerufSbereine bei 
allen tt)irtfcr)aftlicr)en Maßnahmen ber Regierung, inSbefonbere 
t»ci ber ©03ialifierung ein3elner 3nbuftrie* unb (3>ett>erbe3ti>eige. 
7. ©arantie ber 33e3üge unb ^enfionen aller 6taat8bebtenfteten. 

©afomon, ^artdproiiramme. III. 3. «Hüft- 10 
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35. £otberungen be$ $)eutf<f>en Sauernbunbe*. 

20. Hovtmbtt 1918. 

linterjtütpmg ber gegenwärtigen Regierung bt8 sur ainberu- 
fung ber 3tationatoerfammiung, um bie Orbnung unb bie 9ta£« 
rungSmittelberforgung 3u fiebern, ben ^rieben unb bie 3>emo» 
biltfierung burdfcufübren. <£$ toirb ermattet, bag bie ldnb(id>e 
33et>dlferung alleS tut, toeß in if)ren Greiften ftebt, um in ber 
jetjigen frtttfd&en Seit bie fiebenSmtttetoerforgung ber Allgemein- 
heit 3U fiebern. ©Raffung Don ^auernrdten unter ^Beteiligung 
fdmtlicber 6<f)tcbten ber £anb» unb ^orftoirtfd^aft. (Einberufung 
einer SDertretertagung biefer Stäte, bie bt3 3um 3ufammentrttf 
ber "Ttattonatoerfammlung in botler <S>lei<f)bered)tigung mit ben 
Arbeiter», ©olbateu- unb 93ürgerräten bie Sntereffen ber länb* 
it<ben SSe&öiferung toabrnimmt unb bamit $uQltid) bem «äSJoble 
ber ©efamtbeit bient. — «Bolle Jfretbeit unb Hnantaftbarfett ber 
^erfon. «Bolle Aufre$terbaltung unb Sidjerbeit be§ ^rtbatetgen« 
tum3 unb be8 <£rbre<bt8. ^3oUe Garantie für bie Ocinbaltung 
alier S8erj>fltd)tungett be8 Steides gegenüber bem «BoKe (Kriegs- 
anletben). ^efeitigung ber JJtbetfommtffe unb ^atronate fotoie 
aller fonftigen «Borrecbte, Aufbebung ber (SutSbesirfe. ©ergäbe 
t>on ßanb au3 ftaatlt<bem unb privatem (örofcgrunbbefifc 3u mdßt- 
gen greifen für 3ü>edfe ber Anfteblung unter befonberer SJerüdf- 
fidfjtigung ber ftriegSteilnebmer. Stutjbarmacbung ber großen 
6taat8* unb ^rtoatforften für 3to>«te ber Allgemetnbett. SOoffS» 
tümlicbe AuSgeftaltung ber länblid&en «Bertoaitung, bemofra« 
tif <Jje8 Wal)ltt$t für alle Idnbltd&en (SelbftbertoaltungSf drper (<5e- 
meinbe, Kreistag, ^rototn^ Sanbtt>trtf<baft8fammer). 

G. Anregungen 3U neuen 33artetMIbungen. 

36. Aufruf ber ( 3tattonatbetitofatftf<f>en Partes Qetstföanb** 

3m Dezember w$. 

3)eutfcbe Banner I 3>eutfcbe grauen! 

5He beutfebe JJabne, baS ©innbilb beutfeber <£>roge, G$xt unb 
$Öürbe liegt 3** fe£t unb befömufit am 93oben. «öerdcbtltd) in ben 
Augen berjjeinbe, erniebrigt bor ber gan3enSÖeIt, ift bog beutfd>e 
«Bolf in <&efabr, ben legten ^eft feiner (Stnbett unb fetner fitt- 
lUben Straft 3u beriieren. JJefrer beutfebbenfenbe 9Hann, iebe 
beutfd^benfenbe $rau mu& jeijt bag §er3blut begeben, um beut* 
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f.d>e§ yin\el)tn unebcr 3a QfyTtn 3U bringen. (Sefcfjfoffen muß bag 
beutfe^e Soft sunt Neubau feinet QaufeS breiten. 

Stiebet mit allen 3erftörenben Gräften! (Sin&eit, ©d>önl)ett unb 
(ötärfe 3i*re ben Sau! 

?li,cf)t afö ein Soft bou #ned)ten »ollen nur in ben Sunb ber 
freien Softer treten, fonbern a!3 ein gleichwertiges freies Soft, 
bog, P0I3 auf feine SergangenJ&ett, feine nationale Eigenart unb 
Kultur in Freiheit unb triebe ettttoideln toill. $Dtr finb nixftt 
befiegt, unb bod) ift allein burd> unfere 6d>ulb unfere <5BeJ>rfraft 
3ufammengebrod)en. 

S3er fühlt nicht bie brennenbe Schmadf) biefer Sage, ba beutfe^e 
6oibaten ftch Don einer $anbboll 3ufammengelaufener ^olen eni* 
u>affuen ließen, unb tt>ir ^ilfSlog 3ufeben muffen, a>ie unfere Srü* 
ber im Often in flaunfcher $lut ertrtnfen. 

6d)on broht ung bolfehetoifttfehe 5>fttatur. <£in unerbittlicher, 
graufamer getnb marfd^iert bei unS ein unb toartet nur auf ben 
- geeigneten Slugenblicf, um un£ alSSoft für immer $u bernichten. 
Sterbet nicht toürbeloS im Unglücf unb beräd)tlid) t>or aller S&elt 
in ber 2tot. 3e£t gilt e3, €>elbftbeftnnung unb ©elbfoucht su 
üben, tretet beg^alb mit unS 3ufammen 3ur Arbeit für bie neue 
Aufrichtung unfereS beutfd&en SoftSftaateS. Stellt euch mit un3 
hinter bie augenblickliche Heizleitung, big au3 ber freien Waty 
aller beutfd>en SXdnner unb grauen bie <5efei} unb 9fe$i neu« 
fc^affenbe ^lationalberfammlung ^erborgegangen ift. 

3>ie 3tattonalbemofrattfche Partei tritt ohne jebe politifche Ser* 
gangenbeit an euch heran. 

Sie ift geboren auä ber Slot ber Stunbe, au3 bem Softe für 
tag Soft. 

Hnfer Programm: 

1. $Dir rufen bag gefamte beutfd>e Soft 3U einer Erneuerung 
feine« $tattonalbetou&tfeing auf. SHr erftreben bie 3ufammen- 
faffung aller beutfehen Stämme in einen gro&beutfcheu National* 
ftaat bei toürbiger Stellung biefeg Staate« im Sunbe ber freien 
Söfter. 

2. $Bir fteben auf bem Soben einer freien bemofrattfcheiti 
Siaatg&erfaffung. S3tr verlangen bie unber3üglid>e (Einberufung 
ber gro&beutföen Stattonalberfammlung, ^vorgegangen aug 
bem gleißen, geheimen unb btreften S3ahlred)t für beibe ®c» 
fcblecbter nach bem (Smmbfafc ber Serbältntgtoabl. 

10* 
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3. SHJlr toünfdjen eine freie (EntouHung ber ^erfönitdjfett in 
©d&ule unb Skruf, ein« freie (fcntoidlung unferer ^ribatmirt- 
fdyaft, Nationalifterung ber monopolfähigen 93obenf(f>ätie unb 
(Energiequellen fomie be3 'BerfehrS. 'EBir ftehen auf bem Kobern 
einer frieblidjen (Entuntflung ber u> e I tto ir t f d^af tlid^en Aufgaben 
be8 beuifdjen «BolfeS; üür erftreben bie 'EHebergeioinnung unferer 
Kolonien unb einen mirffamen €kf)u£ ber Au3lanb8beutfc&en. 

4. Wir befämpfen ben tnternatümalen 6o3ialtgmu8 unb ben 
Kommunismus unb 3tolf$eu>i3mu3. ^Dtx ü>ef)ren un8 gegen |ebe 
btftatorifd>e fo3iallftlfd)e ($efet)g:bung. 

5. «SBir erftreben eine (Erneuerung ber Söe&rfraft, aufgebaut auf 
ben ©runbfäfcen eineg ^olfSheereS: (&ere<fctigfeit, 3Hanne33ud>t, 
#amerabfd)aft. 

6. Wir forbern (£nttt>tcflung unb Hebung be8 felbftänbigen unb 
feftbefolbeten NtittelftanbeS. %Bix treten ein für eine rel$3gefe$- 
ttd)e Neuregelung ber perfönüd&en unb toirtfd&aftlid&en Verhält« 
niffe ber Beamten unb £>eeregangel>örtgen, für bie (Gleichberech- 
tigung ber unrtfd>aftlichen Arbeitgeber« unb Arbeitnehmerinter» 
effen unb einen fortf deutlichen Ausbau ber fo3ialen(S>efet}gebung. 

7. Wir toollen ©runbbefiijreform unb Innere &olontfatton mit 
bem 3iele &öcf>fter l'etftunggfähigfeit ber £anbtoirtf<haft. 

8. *2Dir Verlangen eine grofoügige 8riegSbef<häbigten-gürforge 
im 3ufammen&ang mit einer toeitgehenben gelmftättengefetj* 
gebung. 

9. *5Bir ringen um ba3 f>e*3 be3 beutfdjen ^olfeS, um bie 
Söieberertoecfung feiner ftttlid>en äraft, um ben beutfehen 3bea» 
ItemuS. 

37. ©ae Programm ber <$r*#beutf$en $uif>€it*pattet. mo. 

3)eutfchlanb3 Not ift rtefengrofct SHe bisherigen Parteien ha- 
ben berfagt, ebenfo urie bie Regierung, bie bon ben TOehrhettS» 
Parteien im rüdffid)t3lofe*n ^arteitntereffe geführt tirirb. 3n letjter 
<5tunbe muffen fief) alle, benen ba3 beutfe^e *33oIf \)b\)ix fteht 
als bie Partei, 3ufammenfchlie[$en. §eute ift e3 fo, ba& ftch ein» 
3elne ^bölFerungäflaffen auf Soften ber ©efamtheit burchfetjen 
toollen, unb SJDud^erer unb 6df)ieber führen unS immer tiefer in8 
SBerberben. Unfer ^apiergelb ift nichts mehr mert; baS beutfehe 
*33oIf ift 3um öungertobe verurteilt, ü>enn e8 fid) auf auSldn» 
bifcr>e §ilfe berlä&t; eg muß fid) felbft Reifen. 
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S>eutf<he $Jolfggenoffen, gleichgültig, ob 3f>r So3ialiften, Ste- 
in of raten ober StechtSftehenbe fetb, toir gehören jufammen, nur 
finb ,nur bonetnanber getrennt unb gegenetnanber beriet tbor* 
ben burd) bie Selbftfudjt '©entger! 3>er f03tale -SluSgleicf) mujj 
unter Opfern bon «Rechts unb bon ßtnfS gefunden toerben. 

3>ie ,(Sro{jbeutf<he SrethettSjwrtet totll alle, bie bie unerträg* 
liegen «fcerhaltniffe, ttrte fie 3ur 3eit in 3>eutfd>lanb herrföen-, 
befeittgeu tooilen, auf mittlerer £inte fammeln, um ben $Deg au3 
i>em linglücf ^erau^3ufinben. Sie feilt £?reif>eit, Stahe, Orbnung 
unb tatfräfttge, aufbauenbe Arbeit t ßtebe 3um unberfälfehten 
beutfd>en SDolfStum, Eingabe anS <£anje mu& bei biefer bie5üh« 
rung übernehmen. 

Unfer »orlfiufigc* Programm. 

1. Staat unb ^erfaffung, 9*ed)t3i>f lege, ^ertoal« 
tung. 'JBtr rufen ba3 gefamte beutfd)e 93olf 3u einer fraftbollen' 
(Erneuerung fetneS nationalen 93ett>u&tfetn8 auf. 3lur ein mürbe» 
bolleS, bon ber Über3eugung unfereS «fcolfStoerteS getragenes 
Auftreten fann unS bie "iU^tung ber Söelt toiebergetolunen. 3>er 
freie gro£beutfd>e Stattonalftaat unb eine feiner ©rö§e unb 3k* 
beutung entfpre($enbe Stellung unter ben freien, in ihren na- 
tionalen fechten anerkannten ^dlfem ift unfer 3H* 33e3te- 



frieben ausbauen. 9tur auf ©runb etneg fot<hen ift eine SBöl» 
ferberföhnung unb eine ßöfuug be3 ^ölferbunbproblemS möglich. 

3>a8 3lu3tDdrtige 9lmt unb bie 3lu3lanb3bertretungen finb ben 
$lnforberungen ber 3^tber^dltniffe entfprecheub unt3ugeftalten. 
^rtetrütfftchten finb bei ber 33efei$ung ber Stellen beS auStodr* 
tigen SHenfteS au83ufcf)lie&en. 

S>a3 «Reich hat fidf) ber ^UuglaubSbeutfdjen gan3 anberg an3u» 
nehmen toie bisher. S)urch fortlaufenbe ^Deiterbilbung be8 <$e* 
fetyeä über bie Staatsangehörigkeit finb ihre fechte unb spf lid^** 
ten in geredeter ^Deife feft3uiegen. 

2. «Bir treten ein für eine friebltd>e (Erfüllung ber toelttoirt- 
f<f)aftltd)eu Aufgaben beS beutf<f>en ^olfeS. §ier3u ift bie 5reU 
beit ber Slteere nottoenbige «BorauSfetjung. ^Dir erftreben eigene 
Kolonien, fotoeit foid>e 3ur (£rgän3ung ber ^etmifd^en «Jölrtfchaft 
unb für Steblung$3ö>e<fe &«m beutfehen «öolfe lebenSnottoen« 
big finb. 

3. SOtr berlangen, ba& bie Skrfaffuug be3 gro&beutfchen "31a- 
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ttonalftaateS, bie ber Eigenart ber beutfd>en 6tämme tunlic&ft 
«Rechnung 311 tragen l>at, bon «inet freiheitlichen unb nationalen 
«RecfjtSauffaffung ausgeht. SHe borhanbene Berfaffung ift in 
btefem €>inne auf gefet}[id)em Slöege metter 3U enttoicfeln. Alle 
«©erfuche 311 Ihrer genxtltfamen Anbetung lehnen toir ebenfo n>fc 
bie Beftrebungen 3ur Aufrichtung einer 3>iftatur einzelner «StolfS» 
Haffen mit grdftter (Entfchiebenheit ab. 3>er auS gleichen, gehei- 
men unb blrefteu A3ahlen beifcer <Bef<hle<hter fjerDorgegangenen 
^olfSbertretung ,tft bie auSfdjlaggebenbe Beteiligung nicht nur an 
ber <$>efeijgebung, fonbern auch an ber Regierung, etnfd)lie&lLd> 
ber äußeren «ißolitif, fotoie ber oberften mtlitärifd)en &ommanbo« 
getoalt .unb ber Befe^ung ber l)dd)ften «ämter 3U fiebern, Aufter- 
bem ift bie 3*ünahme ber @taat8angef>örtgen — aud), fotoeit 
möglich, ber grauen — an ber Ausübung ber (BertchtSbarfett 
unb an ber Beroaltung iptb 3&>ar ^ier burch ben Ausbau ber 
©elbftbertoalrung folgerichtig burch3uführen. *2Öir trollen ur- 
fprüngticher beutf<her «RechtSauffaffung im beutfehen ganbe 3um 
6iege bereifen. „S>te Freiheit (Europas ift in ben Söälbern 
Germanien« geboren." ! 

3>ie Unabhängigst ber «Rechtspflege ift ftcher3uftellen, ber 
<iKid)terftanb allen parteipolitifchen (Einflüffen 3U entstehen. An 
ber llnabfet^barfeit ber dichter ift fefouhalten. $er «RechtSgang ift 
bem heutigen BolfSempfhtben entfpred>enb unt3ugeftalten, 3uber- 
einfachen unb 3U berbilligen. 

5ür Jebe Art bon «Betätigung beS 6taateS unb ber ©etneinben 
hat alS <5runbfa$ 3U gehen, ba& fie fich nicht burch 6chlagtoorte 
unb baS (Befd>rei ber (Strafte beeinfluffen laffen, fonbern allein 
fachlichen KErtoägungen folgen barf. Unter Abfehr bon berftie» 
genen, lebenSfremben Sheorien unb Bermetben aller gefragten 
toirtfchaftlidjeu (Experimente ift üneber eine gefunbe «EHrfltchfettS- 
polittf 3U treiben. 

3e ftärfer fich **r 3>rucf einer einfeitigen «^Jarteiherrfchaft gel- 
tenb macht unb je mehr polttifche llnbulbfamfett, (S>efinnungS- 
fchnüffelel unb &iaffenuetb um fich greifen, um fo entfehiebener 
fet$en to>lr unS für bie grelheit ber «?terfon unb beS (StettiffenS, 
Freiheit ber rettgiöfen unb polttifchen Betätigung, Freiheit ber 
Meinungsäußerung in 6chrift unb «©ort, Freiheit ber A3tffen- 
fchaft unb für ben 6chufc beS (Eigentums gegen ungerechtfertigte, 
burch baS öffentliche Sntereffe nicht gebotene (Eingriffe ein. 

4. 6d>ule, Kirche unb beutfcheS BolfStum. Wit for» 
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bem eine freie Cfcnttoid rung her ^erfönltchfett in Schule unb ^Be- 
ruf. Sllle VtlbungSquellen finb auch Unbemittelten 3ugänglid) 
311 machen. (fcin neuer organifcher Aufbau be3 linterrld)tgtt>efen3 
ift baä (Sebot ber 3elt. 3>er ßeftrftoff ift bon unnötiger <5ebächtni§- 
bclaftuug 311 befreien. Pflege unb Vertiefung ftarfen nationalen 
C£mpfmben$ unb bie fdrjperliche (Ertüchtigung ber Sugenb muffen 
bte ©runbpfeiler ber <£r3tef)ung fein. Vei ber $lu£geftaltung be8 
€?<hultt>efen$ rechnen toir auf ble fadf)öerftänbige Mitarbeit ber 
beutfchen fiefjrerfchaft 3He £r3tehung8tattgfett ber 6cJjule be* 
twrf ber <Srgän3ung burch biejenige ber Jamilie. 3>en (Eltern ift 
eine angemeffene SIUhDirftmg an ber wirbelt ber fie&rer ein3u* 
räumen. 

5. 9lm Serien liegt unä ber 'SluSbau einer beutfc$*d>riftlid)en 
^Öeltanfd^auung. 9luf ben «Religionsunterricht bon 6taat8 toegen 
twrf belegen nicht belichtet »erben; babei ift baS bie chrtftitchen 
Äonfeffionen Srennenbc mit echt beutfd^^U^tcher 5>ulbfamfeU 
5u behanbeln. ^ud) ift bie ätrche bom (Staate totrtfchaftllch fieser* 
Sufteüen unb in allen ihren, bem öffentlichen SDohle bienenben, 
vom ©taate nicht gepflegten äulturbeftrebungen 3U unterftüfcen. 

Mu2 nationalen (Brünben finb toir gegen einen #lertfait8mug, 
fotoeit er eine befonbere polittfehe Vormachtftellung einer #ir<he 
für fld) im ©taate in 2infj>rucf> nimmt. 

Olnfere «?kirtet ift ble Ißattei aller, bie nach Sibftammung unb 
3>enfunggart 3>eutfche finb. 3>eutfcf)lanb ben S)eutfchent 2>lefer 
<5runbfai$ muß auch für bie Skfefcung bon Ämtern unb ©teilen, 
alfo bei ber 3lu3übung bon §errfchaft8rechten maggebenb fein. 
5>od) finb au3 (Brünben ber (Berechtigfeit frembbölftfehe Reicht- 
angehörige hierbei nach Maßgabe ihrer j>ro3entua!en Vertretung 
im beutfehen Volfe, baS ^eigt nach bem (Srunbfafc ber Rarität, 
31t berüeffichtigen. 

'Kitt befonberem $lachbrucf toerben tt>tr tt>ie auf politifchem, 
rechtHchem unb toirtfehafttichem, fo auch <*uf geiftigem, ftttlid>em, 
rellgiöfem unb fünftlerifdjem (Bebtete alles grembe unb Un» 
beutf<he, foioeit e8 al8 fchäbltch erfannt toerben muß, befdmpfen, 
<jletd)biel bon toelcher ©eite e3 in bag beutfehe Volf getragen totrb. 
Oetoillt, rein pofitib aufbauenbe wirbelt unb nur biefe für ba$ 
beutfehe Volf 3u legten, toirb un§ Jeber Söortourf, jebe Unter» 
f<hiebung anberer SBemeggrünbe tinberührt laffen. 

3>a3 Ofteintoanbererproblem bebarf bringenb fchnellfter Söfung. 



4 



A 

Digitized by Google 



148 0« Anregungen 3U neuen fytrteibllbungen 

5>ü2> üinftrömen toeiterer Klengen bon Ofteintoanberem nach 
3eutfd)lanb betrachten totr al8 ein« groge ©efahr. 

t>. Wir begünfttgen im nationalen Sntereffe bie (Erhaltung unb 
Gehrung unferer SBolfSfraft unb Söolf83a^L «Bon ber Hntoirffam* 
feit ber bi^er 3ur gebung ber <Beburten3lf fern getroffenen ftoat« 
liehen Haftnahmen finb totr inbeffen über3eugt. dagegen Der* 
fpred>en mir un8 (Erfolg, toenn bie <Erbfchaft8fteuer in ben SHenft 
ber $teoölfenmg3polittf jgeftellt totrb. $iUt ber 3una(>me &in* 
befahl |>at fich bie an fich frdfttg an3ufe&enbe <Erbfa>aft8fteuet 
fortf<hrettenb 3u berrtngern, bi3 fie bon einer beftimmten Ätnber* 
3a^I an gan3 entfdllt. <£rftgeburtöre$te ftnb auf3uheben. 

7. Wtrtfchaftäfragen. Wir f orbern im nationalen Snter« 
effe bie grünblid>e töfung ber 58oben« unb Wohnungsfrage. 3e- 
ber 33obenfpefulatton fagen toir ben Stampf an. SReid), £änber 
unb (Semeinben ^aben 3ufammen3utoirfen» um, namentlich auch 
buref) Unterftü^ung ber pribaten 93autdtigfett, ber ^errfa^enben 
Wohnungsnot ab3uhelfen. 

5)ie £anbtoirtfd>aft ift mit allen Mitteln 3U ^eben, um burd) 
Steigerung ihrer Ctr3eugung bie ^olfSernä^rung bom s 2iu$lanbe 
unabhängig 3U machen. ^3or alleftn ift auf bie (Erhaltung unb 
«ajermehrung eineä leiftunggfähigen, unabhängigen ^Bauernftan* 
be8 SBebacht 3U nehmen. 93efonberer görberung bebarf auch &a8 
IdnbUche gachfajultoefen. Wir fetyen unS ein für bie 93efd>affung 
lanbtoirtfchaftlichctt <5ieblung$lanbe$, finb aber gegen jebe über* 
haftete Slnfteblung bon ^3erfonen, bie tonbtoirtfa^aftliche &ennt* 
niffe noKh nicht beflijen, bte beleih für bie '©olfSerndhfung nur 
eine ©efahr bilben toürben. TOinbertoertigeS £anb barf öieblem 
überhaupt nicht übertoiefen toerben. ♦ 

Wir toollen eine Panbarbetterorbnung, bie ben lanblicheu «Ber« 
hdltniffen ebenfo geregt toirb, tote ben berechtigten 9lnfprüd)en 
ber Arbeiter. 5>em SJebürfntS ber £anbarbeiter nach geiftiger 
gortbtlbung ift mehr al£ bisher Rechnung 3U tragen. 5>er <£r* 
toerb eigenen 9*eftt*e3 ift ihnen auf alle Weife 3U erleichtern. 

8. Wir befdmpfen bie «Bormachtftellung be8 <5ro&fapitalg, unb 
3toar nicht nur bie be8 unbeweglichen, fonbern erft recht beg be* 
toeglichen. Wir unfcerfd>at$en emerfeütö bie Sterbtenfte be8 &a* 
pitaltömuä um bie 3ibilifation ber 3Hettfd)heit nicht, erfennen 
aber anbererfeitö bie unenblicf) großen Schaben, bie ein fchran* 
fenlofer, einfeitig auf feinen Söorteil bebachter &apttaligmu8ber* 
feftufbet fyat <£r $at bie ^ölfer nach innen fo3ial 3erflüftet, nach 
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aufcen unter Sli^tadjtung fdfUDerer Ärkgägefafjr rü<ffid)tglo8 Im- 
perialtfttfd>e ^trtfc^aftöpolitif getrieben. 9Bir befämpfen jebe fa- 
t>it<iliftifd>e (fcefinnung, bte ben Vorteil be8 etn3elnen trotj bed 
*2lad)ieltö be8 (Skm3en »ill. ©reift fie fogar, tote ^eute, auf ba£ 
bebtet einer fittlicf) txr»erfli<f>en BolfSunterfcaltung über, f o toirft 
fU gerabe3u oerpeftenb im beutföen Bolfe. 

9. SBtr befürworten ba^er neben einer gefunben Befd&ränfung 
fceS <Sroßgrunbbe|it>e3 «in« na(& entfprec&enben (Brunbfäfcen 
fcurdjgefüfjrte 33ef darauf ung ber betriebe be8 unbe»eglidf)en 
unb be»eglid>en ©roßfapttalS überhaupt. 3lid)t nur 3a&l* 
reicheren freien Bauern, fonbern aud) sa^Ireid^eren freien 
£yanbmerfern unb Snbuftrtellen, <5e»erbetreibenben unb ftaufleu» 
ten follen burd^ biefe Binbung unb Befd£>räufung be3 (SroßfapU 
tatö im nationalen 3ntereffe neue 3>afetngmdgltcl)fetten gefidf>ert 
toerben. 3n ntd)t all3u großen ünb mittleren betrieben merken 
subem am ef>eften bie frualitätSleiftungen ehielt »erben fönnen, 
auf u>eld)e fiel) in abjef)barer 3 e ^ unfer 3Dettbe»erb auf bem 
«Söelfmarfte $u ftüfcen fyxt 3m übrigen ift auf bie Sebung biefer 
sjöettbetoerbSfa&tgfett bei allen «maßna&men Bebad£)t 3u nehmen. 

10. Wir »ollen alfo bie gret&ett beä »trtfdf>aftltcJ)en Sebent 
unter Befeitigung beg großfapttaltftif d>en 3)rucfe3 für bie brei» 
teften 6d)id)ten be3 beutfd^en BolfeS ausbauest unb ge»ä&r« 
ieiften. 3>ie freie »trtf<f>aftltd>e Betätigung mögltdfrft Dieler (Ein- 
zelner ift ber Präger ber gefunben »trtfd&aftlicf>eu 5ortent»ttf« 
hing ber Station, »obet bie (Einfügung be3 ein3elnen in baS 
fosiale (Befuge unb feine Unterorbnung unter bog SBo&l be3 
(&an3en allerbingg felbftt>erftänblt<f>e 33orau3fet}ung fein muß. 
SDurd) bie 5te[d)räufung beS (BroßfapttalS »irb bie »trtfdfjaftlidjje 
Sage be8 gan3en »erftätigen BolfeS, ber 6elbftänbtgen »le ber 
geftbefolbeten unb £o&nbe3tel)er automattfdf) gehoben. (Sine 
f>ö<f)ftbegren3ung ber groftfapttaltftifdfcn /Kenten unb SirbeitS- 
einfommen ift bon unS außerbem 3ur (Errettung biefeS 3*dte$ 
in§ 9luge gefaßt. 

^ir begrüßen bie Begebungen ber Sret»irtfdf>aftler, fotoeit 
fie bie $Ita<f)t be8 internationalen ©roß-£ei^apitalg brechen 
r uxollen. (£8 muß bem beutfdjeu Bolfe flar gemacht »erben, baß 
hinter ben 9lnpreifungen ber fo3ialtfttfdf>en unb freifinnigen fo* 
genannten 3>emofratie ba8 be»egli<f)e ©roßfapital unb bamtt in 
erfter ßinie ba£ ©roß«£etl)«&apital ftef)t. 3)a8 beutfd>e Bolf foll 
in bie 3llufioncn ber politischen ^ret^eit^red^te gekoiegt »erben, 
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um e3 befto nachhaltiger in ber toirtfc^aftlid^cn Abhängigfeit bon 
toentgen 'Stultimilltonaren erhalten 3U fönnen. 3>en fo ange- 
strebten fäKlnbemofrat-lfchen <&elbfa<fftaat lehnen toir auf ba3 
<£ntf<f)iebenfte ab. 

11. Afö unfere bornebmfte Aufgabe, betrachten mir b4e Vefei» 
tigung beä ÄlaffenhaffeS, bie Auäfdbnung ber Sntereffen ber 91r- 
beitgeber itnb ber Arbeiter unb ber Angefteliten, kleben ber rücf«« 
baltlofen llnterftü^ung aller anberen 3a>ecfblenlichen Bestrebun- 
gen in biefer Ziehung, fo Iber (Etotfefcung Don Arbeiter- unb 9lu- 
geftelltenorganen in ben einjelnen betrieben fotoie ber 6d>affungl 
berufäftänbtger Vertretungen neben ben parlamentarifd)en, emp- 
fehlen n>ir inäbefonbere eine föetDinnbeieiltgung ber Arbeiter unbt 
Angepeilten, unb 3toar ohne Hnterfd>ieb, ob e§ fich um pribate; 
ober ftaatliche betriebe h<*nbelt. 3>le <&etotnnantetle finb tunlichft 
in <5enoffenfd>aft8anteUen 3ur Au^ahlung 3u bringen. Af tten 
uftt). finb in §öbe ber au8ge3ahlteu ©enoffenfchaftSanteile 3u> 
rüd*3uera>erben. Auf blefe TOeife greift bie Söergenoffenfdhaftung 
ber ^Betriebe ^la^ unb gleid)3eittg auf <S>runb ber bezüglichen 
(Senoffenfcbaftöante^te bie ftirffamfte <£rgän3ung ber AlterSber- 
forgung. Von ebenfo großer Bebeutung, Ja noch bon größerer für 
bie (Sefamtheit beg beuifchen VoJfeS ttrfrb aber biefe Vergenoffen- 
fchapung ber betriebe babuwh, baß bur<h fie bie $>tbibenben auf 
ein bernünftigeä < 22taß b*ru,nterg*fet)t unb bamtt bie Vörfen- 
foefulatton* eingebammt toirb. $>tefe, in ihren fchltmmen fapl- 
taliftifd)en AuStoüchfen, ift bie eigentliche Vlutfaugerin ber beut* 
fchen SOolKtoirtfchaft. ©te ift aller u>irfltd>en probuMben Ar- 
beit bar. 

3>ie Verfdhnung ber Arbeiter unb Arbeitgeber burch bie §er- 
ftellung einer Sntereffengemeinfchaft 3ti>ifchen ihnen erfchetnt gan3l 
befonberS geeignet, ben fo3lalen Neuaufbau 3>eutf<hlanb3 herbei- 
3uführen. (Gelingt biefer, fo »>trb unter ber $Ducht feines 5Öei« 
fpteleS aud) bie Vormad>tfteI(ung be8 (SroßfapitalS in ben an- 
beren ßänbem erfchüttert toerben. 3>amit getoinnt aber bie £>off* 
nung SRaum, baß 5>eutfcb(anb etneS SageS auch ohne ■ Waffen- 
gewalt ben in erfter fiinie bon großfapitaiiftifchen Sntereffen un- 
ferer $einbe biftierten &ned)tfchaft3frieben abfchütteln unb lie- 
ber 3ur nationalen Freiheit unb Weltgeltung gelangen fann. 



12. (£8 ift alfo bor allem ber g«noffertf<haftUcbe ©ebanfe, bon 
bem nur eine Vefferung ber toirtfchaftlichen unb politifchen Ver- 
hdltniffe ertoarten. 
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(Setter ff <f)aften, Snnungen ober <S>enoffenfd>aften muffen alle 
<2Berf tätigen umfpannen unb einen! <Senoffenfd)aft8banfen, 3>ar* 
le&näfaffen, ^robuftlonS* imb «BertoertungSgefellfd^aften fotole 
9terfld£>erung3gefellf<l)aften auf (Segenfeltlgfeit müffen fotoett Ir* 
genb möglich, an ble ©teile ber heutigen großfa)>ttallfttfd)en Un« 
terneljmungen treten, imb ble §errf<f>aft iwt eigenen Saufe iftj 
bem beutf^en 'öolfe f.idjer. 

3>er ©enoffenfd&aftögebanfe n.t<f>t Im fo3lallftlfdf>en ©tnne ber 
^ergefellf d>aftung aller <£robuf ttonSmlttel, f onbern Im 6lnne ge» 
genfelttger §llfe unb gegenfeltlgen 9lufeinanberangetolefenfeln$ 
ift beutfd), urbeutfd), Ift ber Seinb eines fd&ranfenlofeu tnbt* 
Dibualiftlfd^en nur auf [einen eigenen Vorteil bebauten ftapt» 
talt3mu8. <Senoffcnfd>aft eint unb berelnt, 8aj>Üall8mug trennt 
unb $ertrennt. 

13. 3>er SluSbau ber fo3lalj>ollttfd&en (Befe^gebung tft ImSnter* 
effe ber Arbeiter unb 3lngefteltten fort3ufe$en. 9ln ©teile ber 
3lrbelt3lofenunterftüt}ung fyxt eine gefeftltdje 3lrbelt3lofenberftd)e* 
rung 3U treten, ble bon bem 9lecf)t auf wirbelt ebenfo tote bon ber 
«Pflld&t 3ur Arbeit auSge&t. S>a8 &oalttton3rescf)t ber Wirbelte* 
trnb Slngeftelltett barf nlßt angetaftet »erben. 3Jnen Ift nld)t nur 
ein menfdjentoürbtgeS tafeln, fonbem audf) freie Entfaltung 
t&rer ^erfonltd^fett, gelfttge ^ortbtlbung, Anteilnahme an allen 
Kulturgütern be£ 93olfe8 fotole ein fataler Slufftteg 3U ermög- 
lichen. 

14. $ro$ unfereS Kampfes gegen ben übermäßigen <£tnf lu& be3 
(Sro&fapttatö unb eilte ungefunbe SBdrfenf Refutation berfennen 
tolr ble getoalttge bolfStolrtfd&af tltd)e 93ebeutung beS ©ro&&anbel8 
ntd)t. 'EDfr toerben, fotoelt er ftdf) bon 9lu8toüd)fen frei galten, 
aud) für feine 3jntereffen eintreten, unb berlangen für t&n freie 
93etätlgung8mögltdf)fett. «fBo^ugStoetfe gilt bieg für ben augmär» 
Ilgen gautbel, tele er befonberS in ben ganfeftäbten bon jef>er ge» 
pflegt tourbe. — 3>ort toar man bemüht, ble 3totereffen ber na* 
ÜoncUn «tKHrtft&aft 3u förbern. &tn <&ro&&anbel unb eine ©ee* 
fd)iffal>rt, ble fld) In ben baterlänbtfd)en 3>tenft ftellen, bebürfen 
be8 befonberen ©dfju^eg be8 9Utdf)8 unb feiner auswärtigen 9&er* 
tretungen. 2>er 3Bteberaufbau ber ganbelSflotte Ift mit allen 
Mitteln, audf) burd) <5etoä$rung ftaatltd&er Beihilfen, 3U unter« 
ftü^en, bamtt ber beutfd&e ganbel fidf) auf bem ^eltmarft toteber 
felbftänblg betätigen fann, fotole ber 9k3ug bon ^o^ftoffen er* 
lei^tert unb berbllltgt toirb. 3>te SHnnenfd&tffafjrt bebarf uld)t 
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mtnber 5er ftaat(t<f)en ^ürforge. 3>ie natürlichem 'Ski ff er {tragen 
finb 3u berbeffern unb buwr) Äancölbauten 3U ergän3en. ünbltcf) 
muffen (Sifenbahnen, ^oft, $e(egraph- unb gernfpre<r)u>efen tote* 
ber auf bte alte £>öhe gebraut unb unter 9lu§nu$ung ber neu* 
3ettltchen (Srftnbungen fortlaufenb oerbollfommnet toerben. 3f»re 
BertDaltung barf fitf) nicht lebiglich burd) fi^fatifd^e Sntereffeu 
feiten (äffen, fonbern t>at bor allen 3>Wigen auf bte 5Bebürfniffe 
beä BerfehrS <Rücfficr>t 3U nehmen. 

15. ^Dir era<f)ten e3 als eine (Ehrenpflicht beg beuifchen BoKeS, 
buwh eine grofofiglge #rieg3befcf)äbigten- unb ginterbltebenen- 
fürforge, mie burd) eine tueitgehenbe Qetmftättengefet&ebung unb 
buwr) €nd>erfte(tung ber ftne<j3anlethen (Erjrenfdjulben be$ &rle* 
geä ab3utragen. 3)ie fxf>drffte <£rfaffung ber &rtcg3gett>tnne ift auf 
ber anberen ©eite geboten. 3hir<f) nacfjläfflge Berolrflichung ber 
in biefer Ziehung gemaje^ten 3ufid)erungen ber «Regierung finb 
bereits ni#t mehr gut3umad)enbe <£<häben entftanben. <5erabe3u 
erbitternb muß aber ba8 llberhanbnehmen ber 9tebolution3ge« 
ts> innler unb be$ 6<f)lebertum3 totrfen. gier reine 2uft 3U f Raffen, 
Jcber Korruption 3U Selbe 3U gehen, bafür toirb ftd) unfere gartet 
unbeirrbar einfetten. 3)le f^ieg^stoanggtoirtfehaft ift af>3ubauen, 
mell fie bie <5üterer3eugung hemmt, einen gefunben ©üteraua- 
gleich htnbert unb ber SluSplünberung 5*eutfd)lanb3 ^orfdnib 
letftet. 3>le $rieg3gefel(f<haften fyxbtn etngehenbe 9lechenfchaft 
3u (elften. 

^Zlit größtem (fcrnfte unb mdglichfter 33efd)leunigung ift eine 
nachhctlttge Orbnung beä burch ble 9tebo(utton gän3lt<h 3errütte- 
ten 5tnan3to>efen3 In Eingriff 3U nehmen. SHe Slotenpreffe barf 
nicht langer tn ber <2Delfe tole bt«her mißbraucht ©erben. SHe 
©teuern, tt>el#e }e$t bor3ug3toetfe bte 9lrbeit3etnfommen unb bie 
Berbtenfte ber flehten föetoerbetreibenben foiote bie (Srfparniffe 
ber arbettenben BolfSfötchten treffen, h<*ben bor allem bte 6pe» 
fulattong», ftonjunftur» unb ©chiebergetoinne 3u erfaffen. kleben 
bem < a3ermdgen«3utt>ach8 finb auch ble Dorhanbenen großen Ber* 
mögen mit fortlaufenben angemeffenen beitrügen 3u ben öffent- 
lichen Saften heranziehen. 

16. Beamte, Militär unb TOartue. $Dtr halten feft an 
einem bauemb angeftellten Beamtentum. Slöir forbern bte 33e* 
fefcung ber lettenben 6tellen mit Fachmännern. 3)en Süchtigen 
ift ohne StücffVfjt auf Ihre ?kirtel3ugehörlg!elt freier Slufftteg 3* 
ermöglichen. 3>er ©efahr beS Strebertums Ift babet entfchloffen 
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$u begegnen. <£&arafterfefttgfeit ift groß3U3ief>en. 3>te Berufs* 
a$rung ber Beamten ift 3u »a&ren, i&re ti)irtf<i)aftlid)e Sicher* 
ftellung bur<& eine auSreic&enbe, ben <Etnfommen3berr;älrniffen 
ber fo3iaI gleld)ftef>enben Skbölferungäfd&ic&ten entfpred&enbe 93e* 
meffung ber 3kfolbungen, 3lui)egei)dlter unb Hinterbliebenen* 
be$üge ift barum unumgdng(i$e3 (Stebot. 9Iur fo fann Hnbeftedf)- 
Hd)feit toleber boll einfe&ren. 3>ag s 33eamtenrecf)t ift nadf) frei* 
|>eitIi4K*n ©eftd&tSpunften neu 3U geftalten. S>en Beamten ift 
freie «Meinungsäußerung, JJrei&eii ber politif<f)en ^Betätigung, 
SöereinigungSfrei&eit unb bag 9*e4>t su gen>ä&rleiften, burcrjSiuS* 
fa>uffe, ^ad>t>erbänbe ufu>. i&re 3Dünf<E>e 3ur unmittelbaren Äennt* 
itiS i&rer Vorgelebten 3u bringen fo&ie bei ber Siegelung tyrer 
SBer^drtniffe mtt3utt>irfen. 

'mit ber glet djen (Entfd&ieben&eit toünf<r)en toir bie 6<f)affung 
einer Gruppe unb SZlarine, aufgebaut auf ben C&runbfätjen eine« 
«Botfg&eereS: ©ereßtigfelt, SXlanne^udjt unb ftamerabföaft. 3>ie 
Offi3iere, Unteroffaiere unb 3Rannfif)aften finb im 55efit}e i&rer 
Dollen ftaatSbürgerlixrjen fittifytifö* unb ^rfdnlicfjfeitSrecrjtemU 
ber ^Infcfjauung 3U erfüllen, baß §eere3bienft (Erjrenbtenft ift. 
3>te ^Ilanne83ucf)t fyit ,£>fft3tere mie SHannfd&aften in gleicher 
TOeife 3U umfaffen. 3>U militärifd>en Äommanboftellen finb bon 
ber militärifcf>en Oberleitung, bie ber 3tolf3regierung unterfterjt, 
31t befe$en. 3>amit ift rjinreidjenb (5en>ärjr für bie ^d^tung ber 
Volföredjte gegeben. (Einen (Eingriff ber 3Rannfdf>aften in bie 
ntilitärifcrje 8ommanbogeti>alt lehnen tt>ir im 3utereffe ber na* 
tionalen ( 2ttanne83ud)t auf baS (Entfd&iebenfte ab. dagegen finb 
Vertrauensleute ber < 2Hannf<^aften, beren beratenbe (Stimme bon 
ben Äommanboftellen angehört toerben muß, überall planmäßig 
bor3uferjen. Unter 8amerabf<r)aft berfterjen toir in erfter £utie 
ein VertrauenäberrjältniS 3toifcfjen Offi3ieren, lluteroffi3ieren unb 
«Ktannfcrjafren. Offi3tere, Itnieroffaiere unb SHannfcrjaften ber 
Slrmee unb Marine fyxben gleichmäßigen Sinfprucrj auf unge» 
fcfjmälerte ^crjtung feiten« beg SöoIfeS, beffen 3>afeht fie fi<f>ern 
unb Derteibigen. 

2>en 3lngcf)örigen ber freien Berufe ($r3ten, ^ecfjtSantodlten, 
Ingenieuren, £ecf)nifem, (Scfjriftftellern, (Belehrten ufto.) finb an* 
gemeffene CebenSbebtngungen 3U fid&ern unb if>re toirtfd&aftlicfjen 
58eftrebungen 3U förbern. 

17. 3uf ammenf affung. $öir erfennen, baß bie Soften beg 
gcgenu)drtigen Kampfe« 3ti>ifci)en 6o3ialt8mug unb (SroßfapU 
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taltSmus auf jeben Jall baa gefamte beutfe^e tyolt 3U tragen f)a* 
ben uurb. 3)a8 fe&lenbe ^erftanbntS für gemeinfame $lrbeitg* 
merte rnufc begb<*fl& ebenfo toie ein ftarfeS 9lationalgefü&l neu 
erobert unb neu gefeftiat toerben. llfrtfer <5)olf in allen feinen 
Seilen muß einfef)en, ba& jebe Arbeit fi<b gegenfettig ergdnjt 
unb trägt. 

6iegt ber 9tobifali3muS, fo ift e3 mit $eutfd)(anb 3u <£itf>e. 
**Die ba8 Steif pief 9lugtanb 3eigt, mürbe atöbann ein ungeheurer 
»irtfd>aftlid>er 3u*wig, geftüfct auf bie brutalfte (Senxilt, alle po- 
lttifd>en 5reif)ett8rea)te in ber $at aufrieben. 3>er 3ua3t&augftaat 
toäre bertoirf (ia^t. (Eine allgemeine 33erelenbung mürbe bie JJolge 
fein. 3>eutfd)Ianb toürbe auS ber ^ei&e ber äulturbölfer au8* 
geftogen tterben. 

<$e$t ba8 (Sfrogfapital, infonberbeit ba8 mit ber geriffenften 
^afitif borge&enbe bett>eglja> (Sro&faptial, atö 6ieger rjerbor, fo 
gerdt ba8 beutfa)e «sBotf In eine ebenfo brüdenbe 5Hbf)ängtgfeir 
bon Ujm. 3He Ccntoidtfung ber 3>inge in 9hifjlanb lägt ber <&er- 
mutung SRautn, baß ber 5Bolfd)etDi3mu3 im (Srunbe nur ein 
3>ura)gang3ftabium ift, bem bie unbefdf)ränfte §errfd)aft be3 be> 
meglia>en <S>roßfaj>ttal3 folgt; biefeS toilf, ftd) mit gilfe ber irre« 
geleiteten 9lrbeiterfd>aft unter bem @d)lagti>ort 6o3talifieruug in 
ben Stefitj ber gefamten ^robuftion fe^en unb au&erbemt bie 
rote Slrmee 3U feinem gefügigen 3Ztad)tmittel ausbauen. %a* 
tionafe «pflid&t ift e3 baber, alle (Sagten be3 beutfa>n ^olfeS, 
bie bt3&er Präger aller feiner Fulturellen Gräfte toaren, leiftungg» 
fä&ig 3U erhalten. 

3u biefem gmed tritt — um fo mebr, aß bie fogenannten bür* 
gerlid>en Parteien unter all3u ftarfem Cttnflufc enttoeber be& 
<5ro&grunbbefitje3, ber <5roftinbuftrie ober be3 betoeglufjen (Srog* 
faj>ital3 fte^en — bie (§ro&beut[d)e 5rei$eit3partei für bie po* 
littfdjeu unb toirtfcrjaftlicrjen JJrelfjeiten be3 beutfa^en s 33olfe3 ein. 

18. SEHr ringen um ba3 §er3 be3 beutfd&en Söolfeg, um bteSDte- 
berertoerfung feiner fitt(ia>ett Gräfte, um ben beutfd>en 3bealt3» 
mu3. *2Öir finb bereit 3ur 93tlbung einer einbeitlid^en gvont 
aller baterlanb3liebenben Parteien in nationalen fragen, ba für 
un3 ba3 Söaterlanb b^b^r ftebt <xl3 bie Partei. 

<£in Wolf, ba3 in feiner ©d)itffal3ftunbe feine ©elbftbeftim* 
mung aufgibt, fein (Sefd&ttf ntdjt me&r felbftanbig in bie ganb 
3u nehmen unb 3U galten bermag, fonbern Ujm u>efen3fremben, 
3erfet|enben <S>ebanfengängen folgt, gibt fid) felbft )>rei3. 
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38. ©a* Programm btt Ttattonal-fo^taUftiföen $eutfcf>en 

Arbeiterpartei, im 

3>aS Programm ber 3>eutf$en Arbeiterpartei tft ein 3eit- 
programm. 3>ie 5 u h**r lehnen eS ab, nach (Erreichung ber im 
Programm aufgehellten 3kk n * ue auf3uftellen, nur $u bem 
3toecf, um bur<h fünftlid) gefteigerte Un3ufriebenheit ber klaffen 
baS ^ortbefteben ber «Partei 3U ermöglichen. 

1. Söir forbem ben 3ufammenfchlu& aller 5>eutfd>en auf ©ruub 
beS SelbftbeftimmungSrechteg ber Söölfer 3U einem <Sro&«S>eutfch-' 
fanb. 

2. 3Dir f orbern ble (Gleichberechtigung beS beutfd>en SöolfeS ge* 
genüber ben anberen Stationen, Aufhebung ber JrtebenSber- 
trüge in SBerfatÜeS unb St. (Sermain. 

a 'äBir forbern £anb unb 93oben (Kolonien) 3ur (Erndhrung un* 
fereS SöolfeS unb Anfleblung unfereS 93eoölferungSüberfchuffeS. 

4. Staatsbürger fann nur fein, toer 33olfSgenoffe ift. %olfS« 
genoffe fann nur fein, toer beutfd^en $HuteS ift, ohne 9lu<fficht» 
nähme auf äonfeffton. ftein gube fann baher 'fcolfSgenoffe fein. 

5. SDer nicht Staatsbürger ift, foll nur als <5aft in 3>eutf<h- 
(anb (eben f önnen unb muß unter 5rembengefe£gebung ftehen. 

6. 3>aS ^Re<ht, über Rührung unb (Sefetje beS Staates 3u be* 
ftimmen, barf nur bem Staatsbürger 3uftehen. 3)af)er forbern 
mir, baß jebeä öffentliche Amt, gleichgültig toelcher Art, gleich 
ob im ^eid), &mb ober (Setnetube nur burd) Staatsbürger be* 
fleibet »erben barf. 

SBlr befdmpfen bie forrumpierenbe ^rlamentStoirtfchaft einer 
6tellenbefet}ung nur nach ^rteigefichtSpunften ohne Rücfftchten 
auf (Sharafter unb JJdhtgfetten. 

7. «EHr forbern, baß fish ber Staat Derpflichtet, in erfter Einte 
für bie (ErtoerbS- unb CebenSmögltchfett ber Staatsbürger 3u Jor- 
gen. 'SEDenn eS nicht möglich ift, bie (Sefamtbeoölferung beS 
Staates 3u erndljren, fo finb bie Angehörigen frember Stationen 
(?ltcht«StaatSbürger) auS t>em deiche auS3utoeifen. 

8. 3 e be toeitere (Ebuoanberung ^Xichtbeutfcher ift 3U Oerhin* 
bern. TOir forbem, baß alle Stichtbeutfchen, bie feit 2. Auguftl914 
in Skutfdjlanb etngetoanbert finb, fofort 3um ^erlaffen beS Mei- 
ches ge3ioungen toerben. 

9. Alle Staatsbürger müffen gleiche Rechte unb Pflichten be« 
fifcen. 
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10. <Erfte Pflicht jebeS Staatsbürgers muß fein, getfttg ober töx» 
l>erlid) 3u fd>affen. 3>ie Sattgfeit fceS eht3einen barf nicht gegen 
bie 3ntereffen ber ^llgemeinbeit berftoßen, fonbern muß im *R<ify 
tnen be£ ©efamten unb 3um 3lu£en Hilter erfolgen. 

11. 3)ab*rf orbern ö>ir: $lbfd>affuttg be3 arbeite* unb mühe* 
(ofen (fctnfommenä. 

12 Vredjung b«r 3tnäfned)tfchaf t 3m Stabil* wf bie 
ungeheuren Opfer an ©ut unb ^3lut, bie jeber ärieg bom Volfe 
forbert, muß bie perfönltche Vereiterung burch ben #rieg alS 
Verbrechen am Volte beseidmet »erben. *2Bir forbern baber reft» 
(ofe <£ut3iehung aller ÄrtegSgetoinne. 

13. SQ)ir forbern bie Verftaatlichung aller (bisher) bereite ber- 
gefellfd&afteten (Krufts) betriebe. 

14. SEDtr forbern ©etoinnbeteiltgung an Großbetrieben. 

15. VMr forbern einen groß3ügtgen SluSbau ber SllterSber« 
forgung. 

16. VHr forbern bie (Schaffung eineS gefunben VltttelftanbeS 
unb feine (Erhaltung. Sofortige Äommunalifierung ber <5roß- 
V3arenbäufer unb ihre Vermietung 3U billigen greifen an Heine 
©emerbetreibenbe, fd)ärffte Verücffichtigung aller «einen <5e» 
tperbetreibenben bei Lieferung an ben €>taat, bie ßänber ober 
©emeinben. 

17. VMr forbern eine unferen nationalen Vebürfniffen ange« 
jxißte Vobenreform, Schaffung eineg <5>efe£e3 3ur unentgeltlichen 
Enteignung bon Voben für gemeinnüfcige 3toecfe. Sibfchaffung 
be3 Voben3infe8 unb Verbinberung jeber Vobenfpefulation. 

18. 'QÖir forbern ben rü<fftd)t3lofen $amj>f gegen biejenlgen, bie 
burdj ihre Satigfett baS (Semeinintereffe fchäbigen. ©emeine 
VolfSberbredjer, V3ud)erer, Schieber uft». finb mit bem $obe 3u 
beftrafen, ohne 9lücffichtnahme auf Äonfeffion unb klaffe. 

19. VMr forbern Erfafc für bag ber materialiftifchen V&eltorb« 
nung bteneube römifche 9*ecf)t burch ein beutfcheS ©emetnrecht. 

20. Um jebem fähigen unb fleißigen 3>cutfchen baS Erreichen 
höherer Vtlbung unb bamit baS (Einrücken in führenbe Stellun» 
gen 3u ermöglichen, §at ber Staat für einen gründlichen Ausbau 
unfereS gefamten VolfSbilbungSioefenS Sorge 3u tragen. 3>ie 
ßehrplane aller VilbungSanftalten finb ben Erforberniffen beS 
praftifchen £eben§ an3upaffen. 3>aS Erfaffen beS StaatSgeban* 
fenS muß bereits mit bem Veginn beS VerftänbniffeS burch bie 
Schule (StaatSbürgerfunbe) ehielt toerben. V3ir forbern bie^iuS- 
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bilbung getftig befonberä veranlagter Hiuber armer (Eltern ofnae 
SRütfflajt auf beren 6tanb ober Beruf auf 6taatäfoften. 

21. 5>er 6taat &at für bie Hebung ber Bolfggefunbfjelt 3U for- 
gen burd) ben 6df)ut} ber 3Hutter unb beS #inbe£, burd) Verbot 
ber gugenbarbeit, burd) r)erbetfu&rung ber forderlichen (Ertüch- 
tigung mittels gefetjlid)e r ^eftlegung einer Sum- unb 6port- 
pflidjt, burd) größte linterftüfcung aller fld) mit förperlidjer $u- 
gcnbauäbtlbung befd)äfttgenben Vereine. 

22. 'JDir forbern ble 21bfd)affung ber (Bdlbnertruppe unb bie 
S B Übung eineä Bolfä^eereä. 

23. TOr forbern ben gefefcltdjen 8ampf gegen bie betou&te po« - 
litifdK Cüge unb if)re Verbreitung burd) bie treffe. Um bie 
€?d)affung einer 5>eutfd)en treffe 3uermdglid)en, forbern tt>ir, ba§: 

a) «Sämtliche öa^riftleiter unb Mitarbeiter bon 3^üwngen, bie 
in beutfdjer 6prarf)c erfd)einen, SBolfggenoffen fein müffen. 

b) 9Ii€f>tbeutfcf>e 3eitungen 3u it)rem (Erfdjeinen ber auäbrüd* 
lid>en ©enefnutgung beä <3taatt% bebürfen. 6ie bürfen nid)t in 
beutfdjer 6prad)e gebrudft werben. 

c) gebe finan3ie((e Beteiligung an beutfdjen 3 c ^ un 9 en °^ er 
beren Beeinfluffung bura) 3tia)tbeutfd)e gefe^lia; berboten toirb 
unb forbern alä «Strafe für Übertretungen bie Schließung einer 
folgen 3eitung/ fotoie bie fofortige 91u8ü>eifung ber baran be* 
tetligten 9Ua)tbeutfa)en auä bem SReid). 

3eitungen, bie gegen ba£ ©emeintoo^l berftoften, finb 3U ber« 
bieten, Wiv forbern ben gefetjlidjen $ampf gegen eine $unft« 
unb £tteraturrid)tung, bie einen 3erfetjenben (Einfluß auf unfer 
SDolfäleben auSübt unb bie ®d)lte&ung bon SBeranftaltungen, bie 
gegen borftefcenbe Jorberung berfto&en. 

24. $Öir forbern bie greift aller religiöfen 93efenntniffe im 
€?taat, fotoeit fie ntd)t beffen Beftanb gefd^rben ober gegen ba£ 
<Sittltd)fettS» unb TOoralgefü^l ber germantfd)en «Raffe berfto&en. 

SHe ^Jartet al£ fold>e bertritt ben <5tanbpuntt etneS pofitiben 
<£&rtftentumg, of)ne fid) fonfeffionell an ein befttmmteg BeFennt- 
ni3 3u binben. <5ie befämpft ben jübtfc^materialiftifdjen (Betft 
in unb auger ung unb ift über3eugt, ba§ eine bauernbe ©enefung 
unfereä VolfeS nur erfolgen fann bon innen herauf auf ber 
©runblage: ©emetnnufc bor <£igennu$. 

25. 3ur Durchführung alle« beffen forbern u>ir bie Schaffung 
einer ftarfen 3^ u ^algetoalt beS ^ei^eg. 

©aloin on, «Parteiprogramme. III. 3. 9J«fL 11 
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Unbebingte Autorität beä j>olitif<hen Stnttalpavlamtntä über 
ba8 gefamte bleich unb feine Örganifattonen im allgemeinen. 

SHe 93ilbung bon 6tänbe» unb 93eruf8fammern 3ur 3>ur<h» 
führung ber bom 9*etd) erlaffenen Slahmengefefce in ben einsei- 
nen SJunbeSftaaten. 

3>ie ^ü^rer ber Partei besprechen, wenn nötig unter (fcinfatj 
beä eigenen £eben3, für bie Durchführung ber borftehenben 
fünfte rücfftchtSloS etnsutreten. 

39. JUrteiteplan bet @o?ta(ifterung*tomittifttott. 191$. 

3>ie äommiffton für 6o3talifierung betrautet e8 als t^re Auf- 
gabe, jene «Sla&nahmen bor3ubereiten, bie geeignet finb, bie 
Überführung bon ^3robuftiongmttteln in bie SBerfügungSgewalt 
ber <$emelnfd)aft $u bewirfen. 

€>ie ift ftch bewußt, bag bie 'Bergefellfchaftung ber ^robuf« 
tionSmittel nur in einem länger wärjrenben organifchen Aufbau 
erfolgen tann. Ctrfte ^orauSfeftung aller u>irtfdt)aftltd^en ^eor» 
ganifation bilbet bie SDieberbelebung ber ^robuftum. ^or allem 
erforbert bie wtrtf (haftliche ßage $eutfd>lanbg gebieterifd^ bie 
Söteberaufnahme ber <£jporttnbuftrte unb beä auswärtigen 
§anbe(3. 

3He äommtffion ift ber 3lnfid)t, baß für biefe 9Birtf<haft33Weige 
bie bisherige Drganifation gegenwärtig noch beibehalten werben 
muß. (fcbenfo erforbert bie Sngangfe^ung ber 3nbuftrie bie 91uf» 
red)terf>altung ber (Erweiterung be3 3trfulationgfrebitg unb ba» 
mit bie ungeftörte JJunftton ber ftrebttbanfen. 

3m 3ntereffe unferer £eben$mittelberforgung wirb auch nicht 
borgefcrjtagen werben, in bie btör)erlgen SJefttj* unb Betriebs» 
berhältniffe ber bäuerlichen ^Bebölferung ein3ugreifen. gier foll 
burch ber £anbwtrtfchaft angepaßte Maßnahmen unb burch Un« 
terftüfcung ber (Senoffenfchaffcen bie sprobufttbität gehoben unb 
bie Sntenfitat geftetgert werben. 

Dagegen ift bie &ommiffton ber Anficht, baß jene ©ebtete ber 
^olföwtrtfchaft, in benen fich fapitaltfttfch'monopoliftifche §err« 
fchaftSberhälrntffe herauSgebilbet fyabtn, für bie 6o3iaiifierung 
in erfter ßinie in Betracht fommen. Sngbefonbere muß ber <8e* 
famtheit bie Verfügung über bie wtchttgften «Kohftoffe, Wie Äohle 
unb (Sifen, 3nftehen. <S£ foll geprüft werben, welche anberen 
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3tDcigc ber s £robufttou unb ber Kraftgetoiunung infolge ber er» 
u>eiterten Konzentration geetgnet ftnb, in <&emetmotrtfchaft über- 
führt 3u »erben, toeldje ^irtfd&aftöstoeige fonft ihrer Statur nach, 
tt>ie 3.93. ba§ Skrficherunggmefen unb bie fftpothefenbanfen, für 
bie Go3ialtfieruug in Betracht fommen. 

3>ie Kommlffton ift fi<h bettm&t, ba& ber (Erfolg ber So3iali- 
fierung abgingt bon ber (Erhöhung ber ^Jrobuftibitdt, bie burch 
bie befte Drganifation ber betriebe unb<fcrfparni8 aller unnützen 
3irfulation3foften unter Leitung betoährter Sedmifer unb Kauf- 
leute ehielt toerben mufe. 6te toirb fidf) burch biefen<5eficht$punft 
auch auf bem (Sebtete ber £anbtDirtfd>aft leiten laffen, too bie 
"Verfügung über bie ftttifunbien unb bie gro&en Jorften ber <f>e* 
famtheit 3uftej>en mujj. 

S)ie Kommiffton ift ber Sinfixht, bafj eS bon ber Statur ber 
SDHrtfcha^toeige abfängt, meldte Slta&nahmen für bie 6o3ia(i« 
fierung am geeignetften erf feinen, ob bie Verfügung bemStetdfje, 
fren Kommunen ober anberen 6elbftbertt>altung3fÖr)>ern 3ufte&en 
foll, ober ob für eta3elne ^robuftion^teeige bie 9lu$behnung 
ber (Stgenprobuftion ber <S>enoffenf<haften ba8 geeignete Littel 
ber SluSfchaltung beS fapitaliftifchen «Profits barftellt. 

3n gleicher SBeife »erben auch bie Littel ber 6o3taltfieruns( 
je nach ber Statur ber 2öirtfcf)aft33tt>eige ftch berfchieben gehalten 
muffen, kleben ber bölligen Übernahme fommen nodf) anbere 
formen ber Beteiligung unb ber Kontrolle bur<h bie (Sefamthett 
in Betraft. 

3He Kommiffion glaubt, ba& bie bisherigen Befifcer für bie 
Übergabe ihrer Betriebe bur<h SlblöfungSrenien entfdf>äbigt toer- 
ben follen, bamit garten unb Ungleichmdfttgfeiteu in ber geran* 
3iehung be8 BefUjeS 3u ben Aufgaben ber (Sefamtheit oermieben 
tperben. (£8 unterliegt bann ber j>olitifdj>en (Entfd^eibung, in toel- 
d^em Umfange, bor allem auf bem SDege ber BermögenSabgabe 
unb ber Befifcbefteuerung, bie allgemeine 5eran3tehung ber gc- 
famten befi^enben Klaffen erfolgt. 

3>ie Kommiffion ift getoilit, bon biefer allgemeinen ©runblage 
au8 ihre Arbeit 3u unternehmen unb mit aller Befchleunigung 
ihre Borfd&läge für bie ein3elnen Stotigt ber SDirtfchaft 3u er* 
Statten. 
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40. Aufruf an ba* Qettfföc Volt vom „Vieifatanjltt" Kapp. 

«Mär? >W. 

3ln ba8 beutfd>e <*k>lf! 

Rewf) unb ^olf ftnb in fd)ü>erer (5>efaf)r. $Btr nähern und mit 
rafenber (Befcrjmlnbtgreit bem bollfommenen 3ufammenbrud) bc§ 
«Staates unb ber Re<f)tgortmung. 3>aä Stolf fü&lt nur bumpf bag 
fommenbe lin^tl. SHe greife fteigen unauffcaltfam. 3>te 9tot 
tt>d<&ft. gungerSuot brol>t. Korruption, SBudjer, 6d)ieberel unb 
$terbred>en treten mit immer gr öfterer Qxtdjfocit auf. SHe autori» 
tdtlofe, o&nmd<£ttge unb mit ber Korruption berfcf)ü>lfterte Re» 
gierung ift nW)t imftanbe, bi<e <$e/al>r $u befd)tt>ören. 5 or * m * r 
einer Regierung, in ber ein <£r3berger ber füfjrenbe (Steift ift! 

«Born Often bro&t un$ Skrtoüftung unb Stergetoaltigung burd) 
ben frlegertf<f>en $*olfd)ett>l8mu8. 3ft btefe Regierung imftanbe, 
if>n ab3uti>ef>ren? s H3te entgegen tpir bem dufteren unb inneren 
3ufammenbru<J)? Rur inbem tt>lr eine ftarfe Staatsgewalt tt)ieber 
aufri<f)ten, bie beutföz Orbnung unb Kraft toieberfjer (teilen. 

TOeld&e 3bee foll un3 babei leiten? 

Keine Reaftion; fonbern eine fret&ettlt<$e Jortbtlbung beä 
beutf<f>en 6taate8, 9Btebert>erftelluug ber Orbnung unb ber §ei« 
ligfeit beS Re>$te£. ^}f(t$t unb (Stetotffen foll toteber in beutfdjen 
£anben regieren. 3>le beutföe <£&re unb <E&rlid)fett fall toieber» 
fcergeftellt merben. 

3>le o&ne Rtanbat loeiter regierenbe Rattonalberfammlung er* 
fldrte ffcf) in permanens, berfaffungg&tbrtg fcf)iebt fie bie 
len MS in ben §erbft fjinauS. 6tatt bie ^erfaffung 3u l)üten, 
bie fie erft feierlich befd)foffen f>at, totll eine r)errfcr)fücr)tige fyav* 
tetregterung f<$on f)eute bem WoU ba8 tt>id)tige <3>runbred)t ber 
^rdflbententi>af)l entstehen. 

3>ie 6tunbe ber Rettung 3>eutf<f)lanbg ge&t berloren. 5>antm 
bleibt fein anbereS Littel übrig, alg eine Regierung ber $at. 

Stt>el<f>e3 finb bie Aufgaben, tt>eld>e fid) bie beutfd&e Regie- 
rung ftelit? 

3>te Regierung toirb ben 5 r ^^ n ^bertrag unter <gDafjrung ber 
(Srjre be3 beutföen 3)olfe3 unb fetner £eben3» unb $lrbelt8fäf)ig« 
feit ausführen, fotoett e8 mdgli<^ ift unb ntd>t 6elbftberntd)rurtg 
bebeutet. 

3>le Regierung ünrb bie 5tnan3* unb 6teuerf>o&eit ber $un- 
begftaaten, bie fie 3ur felbftdnbigeu (Erfüllung i&rer Kulturauf- 
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gaben nötig fyibtn, auf berfaffungSmägig föberattber ©runblage 
uneberherftellen. 

S)ie Regierung toirb bie Kriegsanleihen als geregte (Segen- 
leiftung für treuerfüllte baterldnbifdje Pflicht ftcherftellen unb 
ihre bemnd<hfttge SRücfjahlung einleiten. 

3)ie Regierung toirb 3ur ^aMeberaufrkhtung beS Staates ben 
lanblwhen unb ftdbttfd>en (Srunbbeftfc 3« entfpredjenber ©teuer« 
letftung herziehen. 9lad) fc&foeren ftaatltchen 3ufammenbrüchen 
ift e3 immer ber (Srunbbeftti getoefen, ber bie Opfer ber SÖieber* 
aufrlä)tung tragen mußte. 3>ie Regierung ertoartet, ba& er aud) 
jetjt feiner baterldnbtfchen (Ehrenpflicht genügt. 

3>ie Regierung toirb aber bem ©runbbefty, bamit er in ben 
©tanb gefegt toirb, fola>e Opfer 3U tragen, bie totrtfehaf tltxhe 
Freiheit 3urücfgeben. QterauS allein toirb eine Qebung ber ^ro* 
buftion unb ber ©taatSfinanjeu ertocwhfen. 3u0fei$ toirb eS 
U>re gauptforge fein, TOinberbemtttelte unb geftbefolbete mit 
9tahrung3mttteln 3U erträglichen greifen 3u berforgen. 

SHe ^gierung toirb <5tretfS unb (Sabotage rücfftchtSloS un« 
terbrücfcn. (Steh* jeber frteblkh feiner Arbeit nad). gebe arbeite 
freubige §anb ift unfereS nad)brücfltchen 6cf)u£e3 fidler. (Streif 
ift Verrat am Bolf, an ^aterlanb unb 3ufwtft. 

3>te Regierung toirb bie ^lrbeiterfd3aft 3um 3toecfe ber totrt* 
fdKtftlid)en SIeuorbnung in ^erborragenbem TOaße 3ur Söorbe« 
reitung unb 3ur tdtigen Mitarbeit neben ben anbern Berufs« 
unb <£rto,erb3ftänben ^eran3ie^en. (Sie toirb nid)t eine Regierung 
beS einfeitigen Kapitalismus fein, fie toill btelme&r bie beutfd)e 
Arbeit bor bem garten 6d)i<ff<ii ber internationalen Berfned)* 
tung unter baS ©ro&fapttal behüten unb hofft burdj biefe 'Klag« 
nähme ber ©taatSfetnbfd)aft ber arbeitenben klaffen ein (Snbe 
3U bereiten. 

SHe ^Regierung toirb bie beftehenbe BerficherungSgefeftgebung 
mtt einem freiheitlichen (SelbftbertoaltungSrecht ber Arbeiter auS* 
ftatten. 

SHe Stegterung toirb ein getmftättengefetj für Stabt unb £anb 
bringen, toeld>eS jebem S>eutfd)en ben 3 U 9<*K9 3um ©runbeigen» 
tum unb 3um (Eigentum überhaupt erleichtert. 

3>ie Regierung toirb bem feit ben 9tobembertagen 3urütfge- 
festen Beamtentum aller ©rabe toieber 3U feinem «Recht berhel- 
fen unb feine 3ntereffen in Jeber §tnftd)t toahrnehmen. 3>afür 
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bedangt fie t>on ü>rem "Beamtentum ben alten <5eift tt- 
Pflichterfüllung im Sttenfte beS ©emelmDohlS. 

3>ie Regierung totrb e$ als ihre ^etltgfte ^fltd&t betrauten, fc 
$rieggbefd)äbigten unb ben Hinterbliebenen ber gefallenen &r 
ger ihre toohlberbienten 3te3üge in bollfiem TOafje fiajer3uftell< 

3>ie Regierung toirb für bie ba3 Vaterlanb gegenwärtig ti 
ber 'IDaffe fdf)üt$enben 6oIbaten unb ihre Angehörtgen nad)brü 
lid) forgen unb ihnen gegen perfönltchen unb totrtfchaftltd) 
Votrfott {eben Sa)u$ 3utetl »erben laffen. 3>a8 gleite gilt fi 
bie 3ettfrettt>tlltgen unb bie Angehörigen ber <£tntt>ohnerü>e£ 
6td)erE>eit8tDe^r, ^olt3et, (Senbarmerie unb ber $echntf<f>« 
Stothtlfe. 

3>te Regierung toirb bie Sretheit ber Kirche geb>ä^rleiften ut 
bie nationale unb religtöfe (E^tehung toteberherftellen. 

AbfplttterungSberfuche bom Steta) toerben als £>oa> unb £ai 
beSberrat ftanbrechtltd) erlebigt. 3Dir finb ftar! genug, unfei 
Regierung nicht mit Verhaftungen unb anberen <S>eto>altmaj 
regeln 3u beginnen. Aber n>ir toerben jebe Auflehnung gege 
bie neue Orbnung mit fä)onung3lofer <£ntfd)loffenheit niebci 
fchlagen. 

SHMr toerben regieren nid)t nach $h*orien, fonbern nach be 
praftlfchen Vebürfntffen be« Staates unb beS VolfeS in feine 
<s>efamth«tt. Stach befter beutfcher Überlieferung fyat ber Stao 
über allem &ampf ber VerufSftänbe unb ber Parteien 3U ftehen 
<£r ift ber unparteüfdK dichter in bem gegenwärtigen 8amp 
3tt>ifd>en Kapital unb Arbeit, gebe &laffenbebor3ugung, fei ei 
naa) rechte ober nach UnfS, lehnen »ir ab. Wir fennen nur beut 
fd)e Staatsbürger. 3>od) Jeber beutfa^e Staatsbürger, ber ii 
biefer fd)toeren Stunbe bem Vaterlanbe gibt, n>aS beS Vater lan 
beS ift, fann auf unS bauen! 

$ue jeber feine ^fltd)t! §eute ift Arbeit bie bornehmftepfltd) 
für jebermann. ^eutfa^lanb foll fein eine fittliche ArbeitSge 
meinfchaft! 

3>ie färben ber beutfchen SUpubltf finb fchtoar3*lDet&-rott 

5>er <Retch3fau3ler 
8app. 
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